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Vorwort. 


De Intereſſe für die hiſtoriſche Würdigung des in ſeinen 
Urſachen, ſeinem Verlaufe und ſeinen Folgen ſo bedeutſamen 
deutſchen Kulturkampfes braucht nicht erſt geweckt zu werden. 
Es iſt in Deutſchland in reichem Maße vorhanden, und nicht etwa 
nur in ausſchließlich katholiſchen Kreiſen. Vor wenigen Wochen 
ſind uns gar aus dem Auslande zwei Bände einer ganz vor— 
züglichen, an neuen Geſichtspunkten reichen Darſtellung des großen 
kirchenpolitiſchen Konfliktes zugegangen (Georges Goyau, 
Bismarck et l’Eglise. Le Culturkampf, 1870—1878, 2 Bde, 
Paris, Perrin). 

Daß die Zeit für ein abfchliegendes Werk über den Kultur- 
fampf noch nicht gefommen ift, kann kein Hiftorifer fich verhehlen. 
Anderjeit3 wird aber auch jeder Unbefangene bereitwillig das 
Beitreben anerkennen wollen, das fich darauf richtet, die bislang 
zugänglichen, von Jahr zu Jahr wachjenden Materialien einft- 
weilen möglichjt vollftändig zufammenzufaffen und darauf eine 
überfichtliche und objektive Darftellung jener Ereignifje zu gründen. 
Mit einem jolchen Werke dürfte ebenjo der Gegenwart und ihrem 
Bedürfniffe nach Hiftorifcher Belehrung wie der Gejchichtsforichung 
der Zukunft ein Dienft geleiftet ein. 

Wieviel neues und aufjchlußreiches Material über den großen 
Kirchenfonflift in den letzten Jahrzehnten veröffentlicht worden 
ift, zeigt ein Vergleich des jetzigen Standes der Forſchung mit 
dem für feine Zeit verdienjtvollen Werke von Baul Majunfe 
(Geichichte des Kulturkampfes in PBreußen-Deutjchland, Pader— 
born 1887). Die jüngfte Darftellung der Firchenpolitischen Wirren 
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im neuen Deutſchen Reich hat meinen verehrten Lehrer, den hoch— 
ſeligen Mainzer Biſchof Dr Heinrich Brück, zum Verfaſſer (Ge- 
ichichte der Fatholifchen Kirche im 19. Jahrhundert. 4. Teil: 
Vom Vatikaniſchen Konzil bis zur Gegenwart, Bd IV, 1, 2. Aufl., 
herausgegeben von J. B. Kißling, Münfter 1907; BD IV, 2, 
herausgegeben und fortgejebt von J. B. Kißling, Münfter 1908). 
Da diefer Darftelung durch ihre Einordnung in eine Gejamt- 
gejchichte der katholiſchen Kirche in Deutichland während des 
legten Jahrhunderts eine enge Grenze gezogen war, hatte es fich 
al3 unmöglich erwieſen, das erreichbare Duellenmaterial auch nur 
in annähernder Bollitändigfeit heranzuziehen. 

Angefichts diefer Sachlage bejchloß dag Zentralfomitee für die 
Generalverfammlungen der Katholifen Deutjchlands, von einer _ 
Anregung des Herrn Kommerzienrates P. P. Cahensly-Limburg 
ausgehend, die Herausgabe einer neuen Geſchichte des Kultur— 
kampfes im Deutſchen Reiche von ſtreng wiſſenſchaftlichem Cha— 
rakter. Die Ausarbeitung des Programms hatte Herr Prälat 
Dr Adolf Franz übernommen. Das Programm bezeichnete als 
nächſte Aufgabe die Abfaſſung von Spezialgeſchichten des Kultur- 
kampfes in den einzelnen Diözeſen Preußens und anderer Staaten 
des Deutſchen Reiches. Jede dieſer Monographien ſoll nach einer 
kurzen Schilderung des allgemeinen Zuſtandes der betreffenden 
Diözeſe um das Jahr 1870 Beginn, Verlauf und Folgen des 
Kampfes und die durch dieſen in dem Bistum herbeigeführten 
Schädigungen der Kirche in allen Einzelheiten, fo 3. B. die gegen 
Biſchof, Klerus und Laien, Tirchliche Korporationen und Anftalten 
verfügten jtantlichen Maßnahmen, wo notwendig und möglich in 
tabellarifchen Überfichten, zur Anjchauung bringen. Für eine 
preußiſche Didzeje liegt eine jolche Monographie nun bereit3 hand- 
Ichriftlich vor, für mehrere andere jind die Vorarbeiten im Gange. 

Neben diejen Spezialarbeiten war in dem Programm ein um- 
fafjendes, die Firchlichen Kämpfe im Deutfchen Reiche und den 
einzelnen Bundesstaaten behandelndes Werk vorgejehen, deſſen Ab- 
fafjung das Zentralfomitee dem Unterzeichneten übertrug und 
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durch ſeine Unterſtützung wohlwollend förderte. Den erſten, die 
Vorgeſchichte des Kulturkampfes darſtellenden Band dieſes Werkes 
lege ich anmit vor. Die Reſultate der oben charakteriſierten 
Spezialarbeiten werden von mir an gegebener Stelle zu ver— 
werten ſein. 

Das Entſtehen und die Drucklegung des vorliegenden Bandes 
haben zwei ausgezeichnete Kenner der kirchenpolitiſchen Vergangen— 
heit des Deutſchen Reiches, die Herren Juſtizrat Dr Karl Bachem 
und Apoftoliicher Protonotar Profeſſor Dr Adolf Franz mit viel- 
facher Hilfe und gutem Rate begleitet. Den beiden hochverehrten 
Herren jpreche ich auch an diejer Stelle den geziemenden Dank aus. 
Weiterhin verpflichtete mich zu Dank Herr Juſtizrat Dr Krebs— 
Köln, der die auf die parlamentarijche Tätigkeit feines Vaters, 
des verdienten Hiftorifer8 Dr Joſeph Krebs, fich beziehenden hand- 
ſchriftlichen Quellen mir bereitwilligit zur Verfügung ftellte. Für 
gütige Überlaffung ähnlicher in Privatbefit fich befindender Ma- 
terialien zur allgemeinen Gejchichte des Kulturfampfes wäre ich 
überaus dankbar. 


Mainz, im Dftober 1911. 
Dr Sohannes B. Kißling. 
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überblick über die Politit Brandenburg⸗Preußens 
gegenüber der katholiſchen Kirche vom Beginne des 
17, Jahrhunderts bis zur Eroberung Schlejien?. 


Erjtes Kapitel. 


Einleitung. Die Verhandlungen über die rechtliche Stellung 
der Katholifen in Altpreußen 1605—1611. Kurfürſt Johann 
Sigismund und die Toleranz. 


Das Wort „Kulturkampf“ ift jchon um die Mitte des 19. Jahr— 
hunderts hier und da gebraucht worden. Als Bezeichnung für 
den Kampf der mit dem Liberalismus verbündeten preußijchen 
Staatsregierung gegen die fatholifche Kirche benüßte es zum erjten- 
mal Brofeffor Rudolf Virchow in einem 1873 verfaßten Wahl- 
programm. Dort jagte er, die Fortjchrittspartei habe es als 
eine Notwendigkeit erkannt, im Berein mit den andern liberalen 
Parteien die Regierung in einem Kampfe zu unterjtügen, „der 
mit jedem Tage mehr den Charakter eines großen Kulturfampfes 
der Menjchheit annimmt”i. Von einem Kampfe um die Kultur 
hatte Virchow reden wollen. Die Katholiken afzeptierten das 
Wort in dem ironifchen Sinne: Kampf gegen die Kultur. 

Welche Stellung auch jemand zu den unter diefem Namen be- 
fannten Tirchenpolitifchen Ereigniffen einnehmen mag, einer ein- 
gehenden Kenntnis der älteren katholiſch-kirchlichen Politif Preußens 





G. Büchmann, Geflügelte Worte‘, Berlin 1910, 575 f. 
Kißling, Geſch. d. Kulturkampfes zc. I. 1 
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wird er nicht entraten Fünnen. Wer mit jeiner ganzen Sym- 
pathie in jenem welthiftorifchen Konflikte auf der Seite des 
Staates fteht, fieht in dem Kampfe ein Sichbefinnen, ein Zurüd- 
gehen Preußens auf die uralten Prinzipien feiner Kirchenpolitif. 
Mer aber ein Herz für die durch diefen Krieg ſchwer betroffene 
Kirche Hat, bedauert aufs tiefite, daß in der Zeit des Rechts— 
ftaates die ehemals traditionelle polizeiftaatliche Willkür, dieſes 
längjt totgeglaubte Gefpenft, im Gewande moderner Gejebgebung 
eine jo folgenreiche Wiederkunft erleben konnte. Die wahre Ver- 
gangenheit der Kirchenpolitif Preußens zu kennen, ift alſo von 
jedem Standpunkt aus nicht ohne bedeutendes Intereſſe. 

Daraus rejultiert unjere Pflicht, der gejchichtlichen Darftellung 
des Kulturfampfes eine Überficht über die Volitif voranzuschiden, 
die der brandenburgijch-preußiiche Staat jeit Beginn des 17. Jahr- 
hunderts jeinen katholiſchen Untertanen gegenüber zu befolgen für 
gut gefunden hat. Räumt uns jchon die breite Anlage des vor- 
liegenden Werkes das Recht zu einer gewifjen Ausführlichkeit auch 
in diejen Partien ein, jo erjcheint ung diefes Recht auch um- 
entbehrlich, wenn unſere Darftellung einerjeits nicht der Dürre 
und Farblofigfeit des Kompendiums verfallen, anderſeits die ihr 
obliegende kritiſche Aufgabe Löjen ſoll. 

Die teleologiiche Tendenz einer Gruppe von Hiftorifern mit 
ihrer ftarken Überzeugung von der Snfallibilität des Preußentums 
führte die Gefahr der Bildung gefchichtlicher Srrtümer in reichem 
Maße mit fi. Wie vollftändig manche Hiftorifer diefer Gefahr 
erlegen find, lehrt die Tatfache, daß über die tendenziöfe Ein- 
jeitigfeit der Droyfen, Treitſchke und anderer gar fein Streit mehr iſt, 
und die Säuberung folder Darftellungen der Geſchichte Preußens 
von legendären Elementen als dringende Pflicht der Geſchichts— 
wiſſenſchaft überall anerkannt wird. Zu diejer Reinigung wurde 
neuerdings um fo lauter aufgerufen, je mehr einfichtige Schulmänner 
die Abficht der preußifchen Schulverwaltung wahrnahmen, „das 
heranwachjende Gejchlecht mit jener unhiftorifchen Auffafjung der 
preußiſchen Gefchichte zu durchdringen, nach. der dieſe nicht3 jein 
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joll al3 die Evolution einer dem preußiichen Staate immanenten 
Beftimmung, und mit dem Glauben an den darin beruhenden 
Borzug Preußens zu erfüllen“ 1. 

Die Legende, mit der fich unfere Kritif hauptfächlich wird zu 
beichäftigen haben, behauptet auf der einen Seite eine jehr früh- 
zeitige und weitgehende Toleranz Preußens gegen die Fatholischen 
Untertanen, verteidigt aber anderjeits das „hiſtoriſche Recht” dieſes 
Staates auf weiteftgehende Ingerenz in jchier alle katholiſch— 
firchlichen Dinge. 

Es fanın nicht beftritten werden, daß gerade eine offizielle 
preußijche Veröffentlichung, das in den „Bublifationen aus den 
Königlich Preußischen Staatsarchiven” erjchienene Werk von Mar 
Lehmann, „Preußen und die fatholijche Kirche jeit 1640. Nach 
den Akten des Geheimen Staatsarchivs“2, weſentlich geholfen hat, 
dieſe Legende auszubilden und zu verbreiten, indem e8 zum erſten 
Bande eine Hiftorifche Einleitung bot, die jofort in der Preſſe wie 
im preußischen Abgeordnetenhaufes zu ablehnenden Äußerungen 
fatholifcherjeitS führte. Einiges aus folchen Außerungen hat Mar 
Lehmann einer Replik gewürdigt‘. Das Tiüchtigfte, was in 
dem ganzen Handel gejchrieben worden war, die umfangreiche, 





! Hans Prutz, Preußiſche Gejchichte I, Stuttgart 1900, 13 f 37. 

* Mar Lehmann, Preußen und die Fatholifche Kirche feit 1640. Nach 
den Akten des Geheimen Staatsarchives. TI1: Bon 1640 bis 1740 (Bubli- 
fationen Bd D), Leipzig 1878; TI 2: Bon 1740 bis 1747 (Bublifationen 
Bd X), ebd. 1881; TI3: Bon 1747 bis 1757 (Publikationen Bd XI), 
ebd. 1882; TA: Bon 1758 bis 1775 (Bublifationen Bd XVII), ebd. 
1883; 15: Bon 1775 bis 1786 (Publikationen Bd XXIV), ebd. 1885; 
TI 6: Von 1786 bis 1792 (Publikationen Bd LI), ebd. 1893; TI 7: 
Bon 1793 bis 1797, nebſt Nachträgen zu ſämtlichen Teilen (Publikationen 
Bd LVI), ebd. 1894; TI 8, heransgeg. von Hermann Granier: Von 
1797 bis 1803 (Bublifationen Bd LXXVI), ebd. 1902; TI 9, herausgeg. von 
Öranier: Bon 1803 bis 1807 (Publikationen Bd LXXVI), ebd. 1902. 

Stenographiſcher Bericht 1879/1880 I 756 ff; 1882/1883 I 416 ff. 

* Unter dem merkwürdigen Titel: Das Zentrum und die Hiftorijch- 
politiichen Blätter, in (Sybels) Hiftorifche Zeitichrift XLIX (1883) 270 ff. 

1 “ 
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eine Anzahl hochwichtiger neuer Quellen nachweijende Abhandlung 
im „Katholif” 1, ift ohne Antwort geblieben. Noch heute Fünnte 
die Berwaltung der preußifchen Staatsarchive der Gejchichts- 
wiſſenſchaft einen erheblichen Dienft Leiften, wollte fie auf Grund- 
lage jener Abhandlung in preußischen Brovinzialarchiven — daß 
man nur die Akten des Geheimarchives berücfichtigte, war von 
vornherein ein ſchwerer methodischer Fehler — eine Nachleje ver- 
anftalten laſſen und die neuen Quellen veröffentlichen, etwa unter 
dem das Ergebnis der neuen Sammlung bezeichnenden Titel: 
Die Fatholiiche Kirche und Preußen. Daß feit Erfcheinen des 
Lehmannjchen Werkes das Preußische Hiftorische Inſtitut in dem 
Batikanischen Archive erfolgreich Nachforichungen zu dem Thema 
„Preußen und die römische Kurie” angeordnet hat, ift auch unferer 

Arbeit zugute gefommen. 





Wenige Jahrzehnte nach feinem Übertritte? zu einem dogmatiſch 
und liturgiſch minder ftrengen, aber durchaus unduldfamen Luther- 
tum jah ſich das bramdenburgische Fürftenhaus wiederholt ver- 
anlapt, über feine Stellung zu etwaigen katholiſchen Untertanen 
Entſchließungen zu treffen. Das geſchah zum erftenmal, ala Kur- 
fürft Joachim Friedrich fich bemühte, im Herzogtum Preußen die 
Kuratel über den geiftesfranfen Herzog Albrecht Friedrich, den 
Sohn des letzten Hochmeifters, zu erhalten und dem Kurhaufe 
die Sukzeſſion in Preußen zu fichern?. Im ehemaligen Ordens- 





' Bur Gefchichte des Verhältniffes des brandenburgijch-preußijchen Staates 
zur katholiſchen Kirche, im Katholit 1880 1593 ff, U 589 ff; 1881 1348 ff 
496 f. Zur Kritit des Lehmannſchen Werkes vgl. no U. Bellesheim 
im Archiv für katholiſches Kirchenrecht XLII (1879) 142 ff über 85 I; 
Hiftorifch-politifche Blätter LXXXIX (1882) 762 ff über Bd II; ebd. XCI 
(1883) 543 ff über Bd III; ebd. XCIII (1884) 433 ff über Bd IV; ebd. XCVIII 
(1886) 124 ff über Bd V. 

° Kurfürft Joachim IL. trat am 1. November 1539 der nenen Lehre bei. 

Kolberg, Die Lehnsverträge zwiichen Polen und Brandenburg von 
1605 und 1611 und die darin den Katholiten des Herzogtums Preußen ge: 
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lande war eine geringe Anzahl von Katholiken anfäffig. In ihrer 
jehr gedrüdten Lage — fie fanden dieſe fajt jo übel als „Die 
der Ehriftenmenschen, welche unter den Türfen wohnen” — hatten 
fie fich jchon im Jahre 1582 an den König Stephan Bathori 
von Polen als den Lehnsherrn Preußens gewandt, um einige 
Erleichterungen zu erreichen. Die Krone Polens, jeit der Thron- 
befteigung Sigismunds II. für die katholiſche Rejtauration ge- 
wonnen, nahm bei den Verhandlungen über die Kuratel die Ge- 
fegenheit zu einem Einjchreiten zu Gunsten der preußiichen Katho- 
lifen wahr. Was für dieje erwirkt werden konnte, verfündigte das 
fönigliche Reiponfum vom 7. März 16051. Demzufolge wurde 
den Katholifen von dem Fünftigen Regenten Preußens jowohl 
Gewiljensfreiheit zugefichert wie auch das Necht, allen Drtes 
sacella und oratoria zu haben und daſelbſt ihre Andacht nach 
Art der katholiſchen Kirche frei und ficher zu üben; wer Patronats— 
rechte befite, follte in denjelben geſchützt und der öffentlichen Übung 
des Gottesdienstes nicht beraubt werden. Auch follten die Katho- 
liken zu Würden und Ämtern, jo fie fonft tüchtig, Zutritt er- 
halten. Über die Forderung Polens, daß in Königsberg eine 
oder zwei Kirchen für die Katholiken, die im Herzogtum wohnten 
oder dahin aus Polen und Litauen ihrer Gejchäfte halber kämen, 
errichtet würden, jollte jpäterhin mit den preußifchen Ständen 
verhandelt werden. Der Kurfürft ratifizierte die Vertragsbeſtim— 
mungen am 2. Juli 1605 und übernahm im Herbite des gleichen 
jahres die Kuratel. 

In die Freude Joachim Friedrichs über den feinem Haufe in 
Ausficht ftehenden großen Machtzuwachs miſchten fich al3 herbe 
Tropfen die jchweren Gewiſſensbedenken des eifrigen Broteftanten 
wegen der den Katholifen gemachten Zugeftändniffe. Er wandte 
ſich dieferhalb an eine theologische Fakultät, wohl die zu Frank. 





währten Religionsrechte, in Zeitichrift für die Gefchichte und Altertumskunde 
Ermlands IX, Braunsberg 1887, 111 ff. 
ı Ebd. 129. 
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furt a. d. Oder: Er erfenne an, daß in puncto religionis ganz 
behutſam vorzugehen jei, und Habe nur ungern in etwas ein- 
gewilligt, was bedenklich oder verwerflich jei. Die Theologen 
wurden erfucht, dern beifolgenden Auszug aus dem Vertrage mit 
Fleiß durchzuleſen und ihr ratliches Bedenken und Gutachten 
demnächft zu eröffnen und einzufchident. Wie der Bejcheid der 
Fakultät gelautet haben mag, läßt fich vielleiht aus Joachim 
Friedrichs ſpäteren Maßnahmen erraten. Er war bejtrebt, Die 
Ausführung der Vertragsbeftimmungen, jo jehr er id) daran ge- 
bunden fühlte, möglichjt Hintanzuhalten?. Zudem führten wegen 
der gemachten Konzeffionen die preußifchen Stände Iebhafte Be- 
ichwerden®. Sie beabfichtigten, zum nächjten polnischen Reichstage 
eine Gejandtichaft abzuordnen, welche neben andern ihnen pein- 
lichen Abmachungen auch die den Katholiken gewährte Duldung 
rückgängig machen ſollte. 

So war denn weder bei dem Fürſten noch in den Reihen der 
Stände eine den Katholiken freundliche Stimmung zu finden. Die 
Objektivität verbietet aber, überſehen zu wollen, daß die ganze 
Weltlage ſich nicht danach angetan zeigte, für den Fortſchritt des 
Toleranzgedankens auch nur ein Geringes erhoffen zu laſſen: ſchon 
waren in Deutſchland alle die unheilſchwangern Einzelheiten der 
interkonfeſſionellen Situation vorhanden, aus der ein Dreißig— 
jähriger Krieg entſtehen ſollte. 

Der Nachfolger Joachim Friedrichs (f 18. Juli 1608) war 
Johann Sigismund, der Fürſt, dem manche eine epochale Stellung 


Kolberg, Die Lehnsverträge zwiſchen Polen und Brandenburg 133. 

? Franz Dittrich, Gefchichte de3 Katholizismus in Altpreußen von 
1525 bis zum Ausgang des 18. Jahrhunderts, in Ermländ. Zeitjchrift XII, 
Braundberg 1901, 66. 

° Urkunden und Aftenftüde zur Gefchichte des Kurfürften Friedrich Wil- 
helm, herausgeg. von Kurt Breyfig XV, Berlin 1894, 76. Mar 
Zöppen, Die preußifchen Landtage während der Negentichaft Joachim 
Friedrich und Johann Sigismunds (1603—1619), Elbinger Gymnafial- 
programm 1891, 29. Vgl. Fabian zu Dohnas Selbitbiographie, heraus- 
geg. von C. Krollmann, Leipzig 1905, 136. 
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in der Gefchichte ſowohl der brandenburgijchen Firchlichen Politik 
wie der religiöfen Duldung einräumen wollen. Gewiß war e3 
ein Vorgang von hoher gejchichtlicher Bedeutung, daß Johann 
Sigismund bei feinem Übertritt zur reformierten Religion (1613) 
von den Yutherifchen Ständen die Annahme des gleichen Befennt- 
niffes nicht gefordert hat!. 

In der Gejchichte der Toleranz wird dieſes Ereignis immer 
verzeichnet werden. Allein das perjönliche Verdienſt des Kur- 
fürften an diefer bedeutſamen Maßregel ift häufig übertrieben, 
wenn nicht vollftändig falſch dargeftellt worden. Johann Sigis— 
munds Hiftorifches Porträt zeigt einen ängjtlichen, grübleriſchen, 
zwifchen „den Extremen zaghaften Schwanfens und jäher Auf- 
wallung” 2 fich bewegenden Mann: nach folchen Fürften pflegt die 
Geſchichte nicht ihre Epochen zu benennen. In der Tat war fein 
Entſchluß, auf das Tandesherrliche ius reformandi zu verzichten, 
doc in erfter Linie durch die Rückſicht auf die unſichere Rechts— 
jtellung der Reformierten im deutjchen Reiche diktiert3; er war 
erſt nach langem Zögern gereift und im Grunde Yediglich ein 
Zugeftändnis an die Übermacht der Verhältniffe. Der Bürger- 
aufitand zu Berlin®, das Toben der Iutherischen Prediger ®, die 
Unbotmäßigfeit der brandenburgifchen und der preußifchen Stände, 
das alles belehrte ihn über die Unmöglichkeit, feine Untertanen zu 





Dittrich a. a D. XII 56. | 

? Moriz Ritter, Deutiche Gefchichte im Zeitalter der Gegenreformation 
und de3 Dreißigjährigen Krieges II, Stuttgart 1895, 368. Eine fehr un— 
günftige Schilderung des Charakters und der Lebensführung Johann Sigis- 
munds j. in F. zu Dohnas Gelbitbiographie 157 ff. 

’ gl. Ulr. Stu, Kirchenrecht, in Holtendorff3 Enzyklopädie der 
Rechtswiſſenſchaft II® (1904) 886. 

* Bol. Friedrich Holke, Gejchichte des Kammergerichtes in Branden- 
burg- Preußen, 2. TI, Berlin 1891, 135 f; Forfchungen zur brandenburgifchen 
und preußifchen Geſchichte IX 18 ff. 

FR. Kniebe, Der Schriftenftreit über die Reformation Johann Sigis- 
munds von Brandenburg, Halle 1902 (Hallefche Abhandlungen zur neueren 
Geſchichte, Hft 4). 
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jeinem Glauben herüberzuziehen !. Trotz aller Verſuche, die feine 
Regierung zur Förderung des reformierten Kirchenweſens machte, 
erfannte fie 1617 an, „daß der reformierte Glaube in der Marf 
feine Stätte finden fünne”. „Das Unternehmen de3 Kurfürften, 
die deutjch-reformierte Kirche auch in feinem Lande aufzurichten, 
war gänzlich gejcheitert. Die Iutherifche Orthodorie jamt den durch 
das Ständetum repräfentierten Untertanen hatten das Feld fieg- 
reich behauptet.” 2 

Unter jolchen Umftänden fam das zu ftande, was man als den 
Beginn einer großzügigen Toleranzpolitif gepriejen hat, „als die 
große Neuerung in der Gejchichte, die man dem Entſchluſſe des 
brandenburgifchen Fürſten verdankt”; man will in Johann Sigis- 
munds Konzeſſion den Anfang einer brandenburgijchen wahren 
Großmachtpolitik jehen, die angefichtS der konfeſſionellen Spaltung 
Deutihlands nur von einem Fürftenhaufe habe geführt werden 
fünnen, das religiöfe Duldung übte. „Johann Sigismund”, jo 
hebt Wilhelm Maurenbrecher hervor, „war der Ahnherr dieſer 
Politi. Er, der um feines eigenen Geelenheiles willen vom 
Luthertum zur reformierten Konfeſſion übergetreten war, er wurde 
der Begründer der eigentümlichen brandenburgifch -preußifchen 
Zoleranzpolitif gegenüber allen chriftlichen Kirchen.” 3 Das bedarf 
denn Doch wejentlicher Einfchränfungen. 

Die den Ständen garantierte Religionzfreiheit bezog fich nur 
auf die Lurtheraner und Neformierten, eine Zulaſſung von Katho- 
liken in der Mark wurde mit feiner Silbe erwähnt*. Im Gegen- 





"Konrad Bornhak, Preußifche Staats- und Nechtögefchichte, Berlin 
1903, 91. 

’ Eduard Clausnitzer, Die märkifchen Stände unter Johann Sigis— 
mund (Leipz. Differtation), Halle 1895, 48. | 

’ Siehe Wild. Maurenbreher, Die preußifche Kirchenpolitif und 
der Kölner Kirchenftreit, Stuttgart 1881,13 f. Vgl. Otto Hintze, Epochen 
des evangelifchen Kirchenregiments in Preußen, in Hiftorifche Zeitjchrift XOVII 
(1906) 88; Friedrich Brandes, Gefchichte der firchlichen Politik des 
Hauſes Brandenburg I, 1, Gotha 1872, 44 49 f. 

Clausnitzer a. a. O. 45. 
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teil war es Johann Sigismunds eifriges Streben, in der Mark 
jede Spur „papiftifcher Superftition”, „alle Bilder und Unflat” 
abzutun!. 

Auch fonft war der Kurfürjt von eigentlicher Toleranz weit ent- 
fernt. Seinen Iutherifchen Untertanen gegenüber machte er nicht 
einmal den Verfuch einer wahrhaft paritätifchen Behandlung. Alle 
die Fleinen Mittel, die einem Regenten zur Verfügung ftehen, 
wurden zur Bevorzugung der Neformierten angewandt; mit an- 
gelegentlicher Sorge wurde darauf gejehen, daß zuvörderſt Refor- 
mierte in Staatsftellungen gelangten, und der Kurfürſt machte 
mitunter die Anftellung neuer Beamten davon abhängig, daß dieje 
zuvor das reformierte Abendmahl genommen hatten ?. 

Johann Sigismunds Abneigung gegen die Katholiken ſetzten 
im Herzogtum Preußen politifche Rückſichten Schranfen. Daß er 
die Kuratel nur durch Berfprechungen zu Gunften der Fatholifchen 
Minderheit erlangen könne, war nicht im geringsten zweifelhaft, 
mochte man in Brandenburg auch die Bedingungen von 1605 
„abſcheulich“ (horridiusculae) finden. Nach langem Widerftreben 
fam der Kurfürjt endlich dem Eifer des Königs Sigismund II. 
und des mit den Berhandlungen betrauten Bilchofs Simon Rudnicki 
von Ermland entgegen, indem er zunächſt wenigſtens die Aus- 
führung der Beitimmungen von 1605 in einer vorläufigen Kaution 
vom 13. Juli 1609 verſprach; die Kuratel wurde ihm daraufhin 
übertragen 3. 

Einen Abjchluß fanden diefe Verhandlungen erjt im November 
1611. Die Kaution vom 5. November diejes Jahres enthielt als 
eriten Punkt den Sat: „Mllen und jeden Befennern der römiſch— 





’ Anton Chrouſt, Zur Gefchichte der Einführung des reformierten 
Befenntniffes in der Kurmarf, in Forichungen zur brandenburgifchen und 
preußiichen Gejchichte IX (1896) 8 ff. 

® Holte, Gejchichte des Kammergericht3 in Brandenburg-Preußen IT136 f. 

® Dittrich, Geichichte des Katholizismus, in Ermländ. Zeitjchr. XIII 
82 ff. Über die Verhandlungen der Stände in der Angelegenheit f. 3. zu 
Dohmnas Selbitbiographie zum ff. 
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katholiſchen Religion im Herzogtum Preußen, welche al3 Barone, 
Adelige oder Städte das Patronatsrecht von den Hochmeijtern des 
Ordens der Kreuzherren oder von den Königen Polens oder von 
den früheren Herzogen von Preußen oder durch Verjährung er- 
langt haben, joll e3 frei und ungehindert fein, das Ererzitium der 
römifch-fatholifchen Religion (in den betreffenden Kirchen) ein- 
zuführen, einzufegen und zu behalten.”! Damit war der Natur 
der Sache nach den Katholiken öffentliche, nicht etwa nur private 
Religionsübung zugeftanden. Der Kurfürft verjprach ferner, in 
Königsberg eine katholiſche Kirche nebſt Pfarrgebäuden errichten 
zu laſſen und die Pfarrei mit 1000 Gulden jährlich zu dotieren; 
der Fürſt erhielt das Recht, den Pfarrer zu präjentieren. Der 
Geiftliche jollte vom ermländischen Biſchof inftituiert und in Lehre 
und Lebenswandel überwacht werden. 
Daß die Ausführung diefer Stipulationen auf zahlreiche Hinder- 
nifje jtoßen würde, war zu erwarten. Die Eonfeffionellen Bedenfen 
der Stände? überwand jchlieglich der ihrer egoiftifchen Politik ent- 
tammende Gedanke, daß das Wohlwollen des katholiſchen Polen 
ihnen notwendig fei, wollten fie ihr Ziel, den Einfluß des neuen 
Negenten auf ein Minimum einzufchränfen, erreichen. Der Bau 
einer katholiſchen Kirche in einer Vorſtadt Königsbergs wurde 
1614 in Angriff genommen. Der Kurfürft befahl, daß bei dem 
ohnehin jo bejchwerlichen Zuftande der Finanzkammer „mit dem 
Baue aufs genauefte und ſparſamſte verfahren werde und alle un- 
nötigen Koften verhütet werden möchten” 3. Mit noch geringerem 
Eifer wurden die übrigen Beftimmungen der Kaution ausgeführt. 
Während des ganzen 17. und des 18. Jahrhunderts Hat fein Katholik 
ein höheres Amt in Altpreußen erlangt; die Ausübung des Patronats- 
rechtes durch Fatholifche Adelige wurde vom Iandesherrlichen dis— 





Kolberg, Die Lehnsverträge zwifchen Polen und Brandenburg von 
1605 und 1611, in Beitfchr. f. d. Geſch. u. Altertumskunde Ermlands IX 167. 

Töppen, Die preußifchen Landtage während der Negentichaft 1609 
bis 1610, in Altpreußiſche Monatsfchrift XXXIII, Königsberg 1896, 420. 

° Dittrich, Gefchichte des Katholizismus, in Ermländ. Zeitfehr. XII 117. 
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fretionären Ermefjen abhängig gemacht; man jah es ungern, „daß 
die Zahl der römisch-fatholifchen Eingejefjenen alldort im Lande 
vermehrt” werde. Das vom Landeshern beanſpruchte ius summi 
episcopi feste die Katholiken zahlreichen Berationen aus. 

Indeſſen konnte doch unter dem Schuße der neuen Abmachungen 
die ehedem fo viel bejuchte Wallfahrtsfapelle Heiligelinde wieder 
auferbaut werden; die Wallfahrt, noch kurz zuvor unter Strafe 
des Galgens verpönt, nahm alsbald einen neuen Aufichwung 2. 

Als Herzog Mbrecht Friedrich 1618 geftorben war, wurde 
Johann Sigismund ohne Schwierigkeit als „Herzog in Preußen“ 
anerfannt. Daß der Heilige Stuhl feinen Proteft3 gegen den 
durch die Säfularifierung des Ordenslandes gejchehenen Kirchen: 
raub aufrecht erhielt, verftand fich von ſelbſt. Die Befigergreifung 
durch Johann Sigismund war daher ein für die Beziehungen der 
Hohenzollern zur katholiſchen Kirche entjcheidender Schritt. „Indem 
die märfiichen Hohenzollern“, jagt 9. v. Treitichfet, „Die Herzog8- 
frone ihrer preußifchen Vettern mit ihrem Kurhute verbanden, 
brachen fie für immer mit der römischen Kirche; ihr Staat ftand 
und fiel fortan mit dem Protejtantismus.” Damit it auch Die 
wahre Signatur der Kirchenpolitif Johann Sigismunds gegeben; 
wenn es eine Zeitlang jchien, als ob diejer Fürft in einem andern 
Territorium eine fatholifenfreundliche Richtung einjchlagen wolle, 
jo war dies nur eine Epifode, wie im folgenden darzulegen 
jein wird. 


Zweites Kapitel. 
Die Heviihe Toleranzpolitit Brandenburgs in ihren Motiven 
und ihren Grenzen. 
Eine das kleine Häuflein der Katholiken in Altpreußen bei weitem 
übertreffende Anzahl Fatholifcher Untertanen fam durch die kleviſche 


I Kolberg a. a. D. 173; vgl. ©. 128 f. 

? Anton Ulbrich, Die Wallfahrtskirche i in Heiligelinde, Straßbg 1901, 6f. 
Die früheren Proteſte ſ. bei Kolberg a. a. O. 169 f. 

Deutſche Geſchichte im 19. Jahrhundert, 1. TI*, Leipzig 1886, 26 f. 
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Erbichaft unter das Zepter Kurbrandenburgs. Die Gewährung 
der Befenntnisfreiheit durch Johann Sigismund war hier ebenjo- 
wenig das Werk freier Entjchliegung als in Preußen; es ift voll- 
ftändig unmotiviert, wenn Mar Lehmann! in diefem Zujammen- 
hange auf den „umnberechenbaren Faktor der frei jchaffenden 
Perſönlichkeit“ Hinweift: Die fonfejjionelle Miſchung der Bevöl— 
ferung in dieſem niederrheinifchen Gebiete jei für die Hohenzollern 
ein neuer Sporn zu duldjamer Kirchenpolitif geworden. Schon 
ein erjter Bli auf bejtimmte Verhältniffe ftaatsrechtlichen wie 
fonfeffionellen Charakters ehrt, daß die Erben diefer Länder — 
e3 famen bald nur noch der brandenburgifche Kurfürft und Pfalz- 
graf Philipp Ludwig von Neuburg in ernjtlichen Betracht — 
für firchenpolitiihe Maßnahmen nicht weniger als freie Bahn 
vorfanden. 

Johann Sigismund Teitete jeine Anſprüche auf das kleviſche 
Erbe aus jeinem Verhältnifje zum preußijchen Herzoge Albrecht 
Friedrich, jeinem Schwiegervater, her. Diefer hatte am 14. Dezember 
1572 vor jeiner Vermählung mit der jülich-kleviſchen Prinzeſſin 
Maria Eleonore in den Ehepakten verjprochen, er werde, ehe er 
die Thronfolge in Jülich antrete, „geloben, zuſagen, verbriefen 
und verjiegeln, die Untertanen und Angehörigen nicht zur Ver— 
Änderung ihrer Religion drängen, auch nicht Neuerungen einführen 
zu wollen, ſondern das Land bei dem alten, wahren, allgemeinen, 
fatholiihen und apoftolifchen Glauben ungehindert bleiben zu 
lafjen”?. Die auch ihn verpflichtende Kraft dieſes Verſprechens 
hat Johann Sigismund offen anerfannt. „Die öffentliche Übung 
der katholiſchen und derjenigen Religion, jo aus der Augsburger 
Konfeſſion herfleußt 3, folle“, fo fagte die brandenburgifche In— 





Preußen und die Fatholifche Kirche jeit 1640 I 31. 

® Theod. v. Mörner, Kurbrandenburgs Staatsverträge von 1601 
bis 1700, Berlin 1867, 86. 

’* Man beachte, daß durch diefe und ähnliche eigenartig gewählte Wen: 
dungen der Verſuch gemacht wurde, auch den im Reiche rechtlich nicht zu- 
gelafjenen Reformierten die Religionzfreiheit zuzuwenden. 
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ftruftion für den Markgrafen Ernft vom 17. April 1609, „erhalten 
und bejchüßt werden.” Und die in dem gleichen Jahre von Johann 
Sigismund abgeordnete Gejandtichaft jollte den Hevijchen Ständen 
eröffnen, „feine Eurfürftliche Durrchlaucht werde fonderlich die freie, 
fichere, ungehinderte Übung der chriftlichen Religion nad) Laut 
und Inhalt der Sukzeſſionspakten männiglich verjtatten” 1. 

Die Eonfeffionellen VBerhältnifje in Kleve waren jo geartet, daß es 
den Fürften nicht ratjam erjcheinen konnte, fich für eine Religions- 
partei zu erklären, weder für die Katholiken, die unter dem Regi- 
ment der letzten Herzoge die Mehrheit behauptet hatten, noch für 
die Reformierten; die Eleine Schar der Lutheraner war bei politischen 
Berechnungen überhaupt fein Faktor. Die Reformierten durfte 
man nicht verlegen, wollte man fie nicht, wie Lehmann? richtig be- 
merft hat, in das Lager der jprach-, jtamm- und glaubensverwandten 
Holländer treiben; eine Bedrüdung der Katholiken hätte das Miß— 
fallen Frankreichs erregt® und der habsburgiſchen Politik, die ja 
längjt nach den jchönen Landen am Niederrhein gejtrebt hatte, 
Vorſchub geleiftet. So waren es denn nicht allein die fontraftlich 
übernommenen Verpflichtungen, welche die Fürften in Jülich-Kleve 
die Erhaltung der Fatholifchen Religion zu gemährleiften ver: 
anlaßten, auch die politifche Situation verlangte das gleiche. Bei 
der Befigergreifung anerkannten Brandenburg und Pfalz-Neuburg 





ı Wilhelm Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum, jowie 
jein Verhältnis zu den Neligionsparteien in Kleve (Beiträge zur Gejchichte 
de3 Herzogtums Kleve, in Veröffentlichungen des Hiftorifchen Vereins für den 
Niederrhein II, Köln 1909, 368 fl. Leider hat Meier es unterlaffen, die 
aufichlußreiche kölniſche Gravamina⸗Literatur ausgiebig heranzuziehen. 

:;. a.D 1%. 

s Im Vertrag von Schwäbilch-Hall (23. Februar 1610) mußten die Poſſi— 
dierenden dem König Heinrich IV. veriprechen, que les habitans catholicques 
des pays de Cleves, Juliers et autres provinces qui en dependent ne 
seront aucunement troubl&s en l’exercice libre de leur religion (Bejten- 
dige Gegenanweifung, daß die Herren Staaten der vereinigten Niderlandifchen 
Provineien nicht berechtigt jeynd, die reformirte Religion in dem Gülich— 
und Bergifchen Landen zu manutenieren [1663] 23). 
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den augenblicfichen Stand der Bekenntniſſe und gelobten!, „Die 
katholiſche römische wie auch andere chriftliche Religionen an einem 
jeden Ort in öffentlichem Gebrauch und Übung zu Eontinuieren, 
zu manutenieren und zu lafjen? und darüber niemand in jeinem 
Gewiffen noch exercitio zu perturbieren, zu molejtieren noch zu 
betrüben“. Bon bejonderer Wichtigkeit war die folgende Bejtim- 
mung, die wir in Mar Lehmanns Publikation vergeblich juchen: 
„Daß aud die Stifter, Klöfter und alle andern collegia ebener 
Geftalt durch Landſäſſige bejebt, in esse gelafjen, gehalten und 
niemand in feinem Gewifjen dajelbft betrübt werden möge.“ Für 
Kleve, Mark und Ravenftein wurde das Reverjale am 24. Juli 
1609, für Berg und Jülich am 21. Juli 1609 ausgeſtellt. 


Zweifelsohne waren fie Dokumente ganz hervorragender Art, 
dieſe Reverjalien von 1609; wie ein neuerer Hiftorifer 3 will, 
waren fie „ein nicht hoch genug zu jchäbendes Zeichen der An- 
erfennung der PBarität in einer Zeit, wo der allgemeine Grund- 
ja noch nicht ganz verſchwunden war, daß die Religion des 
Fürſten auch die des Landes jein müſſe“. Diejen Charakter trugen 
freilich die Reverjalien ihrem Wortlaute nach; aber verfuchen wir 
einmal, in die unausgejprochenen Abfichten einzudringen, mit denen 
die Ausſteller diefe Urkunden unterzeichneten. 


Der erjte Zweck der Reverſalien war jedenfalls, die Fatholische 
Majorität im Lande zu beruhigen und die Stände zur Leiftung 
des Huldigungseides zu vermögen; und diefer Zweck wurde fogleic) 
erreicht. Werden nun die Fürften an die Ausführung des gegebenen 
Verſprechens denken? „Andere als evangelische Fürften”, fo ruft 





"oh. Chriftian Lünig, Das Teutfche Reichs-Archiv. Pars spe- 
cialis, TI 3, Leipzig 1713, 73. 

* Daß „zu laffen” und nicht „zuzulaffen“ gelefen werden muß, f. bei 
Meier a. a. D. 372 A. 1. Daſelbſt weitere Literatur über diefe Lesart, 
beren Zeititellung keineswegs bedeutungslos ift. 

v. Schaumburg, Die Begründung der brandenburgiich-preußifchen 
Herrihaft am Niederrhein, Wejel 1859, 114. 
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Mar Lehmann! emphatiich aus, „hätten das DVerjprechen von 
1609 nicht halten fünnen.” Sehen wir zu. Für die Bereitwillig- 
feit evangelifcher Fürften, einem derartigen Gelöbnifje nachzuleben, 
war es ein übles Zeichen, daß um diejelbe Zeit die Kirchenräte 
und die theologische Fakultät zu Heidelberg, offenbar im Hinblid 
auf die jülich-kleviſche Frage, erjucht worden waren, fich darüber 
zu äußern, „was der Unterjchied ſei, darumb die Bapiften den 
Evangelischen, fo unter ihnen wohnen, das exercitium suae reli- 
gionis zu verftatten ſchuldig, die Evangelijchen aber jolches zu 
tum nicht ſchuldig ſeien?“ Man folle, jo rieten die Theologen an, 
ein „kurzes nervojes und luſtiges scriptum“ verfaffen, „warumb 
das Bapfttum Unrecht, und demnach die jeigen Papijten dejto 
größere Sünde täten, daß fie detectam et manifestam suam 
idololatriam dennoch zu fontinwieren und auch die mit per- 
secutionibus zu verteidigen unterjtehen dürften“ 2. So lautete 
die Entjcheidung der Theoretifer. Praktiſch bejtand auch in Jülich: 
Kleve nur ganz geringe Ausficht, daß die Fürften, einmal im un- 
angefochtenen Befite des Erbes, mit dem Grundjage der Parität 
Ernſt machen würden. „Sicherlich“, jo urteilt ein Hiftorifer, der 
in die diplomatischen Verhandlungen jener Tage wie fein anderer 
eingeweiht ift, „wollten die Fürften in der Gewährung der freien 
Religionsübung nicht nur die damaligen Proteftanten, jondern 
auch die fernerhin zu ihnen Übertretenden einbegriffen jehen; aber 
warum brauchte man Ausdrüde, die ſich auf bloße Fortjegung 
des zur Zeit beftehenden Zuftandes deuten ließen? Sollten endlich 
die Inſaſſen der katholiſchen öfter und Stifte durch die ihnen 
gewährte Freiheit des Gewifjens nur gegen proteftantifche An- 
fechtungen, oder im Fall ihres Übertrittes zum Proteftantismus 
auch gegen die Jurisdiktion ihrer geiftlichen Oberen gejchüßt jein ?” 3 





a A RE | 

? Ritter, Briefe und Akten zur Gejchichte des Dreißigjährigen Krieges II, 
München 1874, 27. 

’ Ritter, Deutiche Gefchichte im Zeitalter der Gegenreformation und 
des Dreißigjährigen Krieges II 290. 
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Bon Anfang an war Kurbrandenburg entjchlofjen, die Refor— 
mierten im Lande auf alle Weiſe zu fürdern, wie Neuburg feiner: 
ſeits alsbald bejonders für die Lutheraner eintrat. Schon im 
Sabre 1604 hatte Brandenburg eine Anzahl Neformierter in 
geheime Dienfte genommen und jo noch zu Lebzeiten des lebten 
Herzogs einen Stützpunkt in dem Territorium gewonnen!; es war 
vielbedeutend, daß der erjte Statthalter, Markgraf Ernſt von 
Brandenburg, ſchon an Pfingften 1610 das reformierte Bekenntnis 
annahm. Und fie waren ftreitbare, propagandiftifch geftimmte, der 
katholischen Kirche gegenüber mit Todfeindjchaft erfüllte Naturen, 
die neuen Konfeffionsgenoffen de3 Markgrafen. „Sobald dieſe 
Leute”, jo jchilderte dieſer jelbjt ihre nimmerjatte Begehrlichkeit, 
„die freie Religionsübung haben, verlangen fie die Einräumung _ 
der Rathäufer für ihre VBredigten, dann die Kirchen und fchließlich 
das Einkommen der Kirchen.” 2 Im übrigen war der Statthalter 
geneigt, den Anjprüchen der Reformierten entgegenzufommen, „wenn 
dieje nur mit Vorficht erhoben würden”. Denn die in dem Reverſale 
garantierte Wahrung des status quo mahnte einftweilen noch zur 
Burüdhaltung®. Es war aber bei der ganzen Sachlage leicht zu 
verjtehen, daß in Kleve, um die Wendung eines preußifchen Hilto- 
tifer3* zu gebrauchen, „das Stärfeverhältnis der Konfeffionen fich 
zu Ungunften der Katholiken außerordentlich raſch änderte und es 
durchaus im Bereich der Möglichkeit lag, daß eine Regierung, 
welche jelbjt evangeliich war, allmählich ohne Anwendung äußerer 
Mittel die Mehrheit der Bevölferung um fich fammelte“. Das 
fonnte freilich nur, wie der vorhin genannte angejehene Hiftorifer 5 
mit jchönem Euphemismus jagt, „kraft mehr oder weniger un— 





' Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum 373. 
* Ritter, Deutiche Gejchichte II 365. 
® Ebd. 
& Ludwig Keller, Die Gegenreformation in Weftfalen und am Nieder- 
- IT (Publikationen aus den preußifchen Staatsarchiven LXID, Leipzig 
20 f. vs 
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regelmäßigen Vorgehens erfolgen“. Der Pfalzgraf glaubte immer 
deutlicher die Politit des Brandenburger erfennen zu fünnen, 
„ven Faloiniftifchen Anhang zu feiner Verfügung zu haben, um 
den Mitbefiter aus dem Lande zu werfen“. Den Reformierten 
juchte dementjprechend Brandenburg möglichjt viele Borteile zu- 
zuwenden. Als im Jahre 1613 der Kurprinz Georg Wilhelm 
zum Statthalter bejtellt wurde, erhielt er von jeinem Vater Die 
Weiſung, „daß in den Gemeinden, da die Mehrzahl der Einwohner 
fich proteftantijch erkläre, eine entjprechende Teilung der Kirchen 
und des firchlichen Einfommens vorgenommen werde, und daß bei 
Iandesherrlicher Verleihung von Stiftsfanonifaten gelegentlich auch 
Evangeliſche berücjichtigt, jowie den in Stiften und Klöftern zum 
Evangelium Übertretenden zur Behaltung ihrer Pfründen die Hand 
geboten werden jolle” 2, 

Zwei Ereignifje, welche für die Kirchenpolitif in Jülich-Kleve 
von höchiter Bedeutung werden jollten, fielen in das Jahr 1614. 
Am 25. Mai erklärte der Bfalzgraf Wolfgang Wilhelm feierlich 
jeinen Übertritt zur katholiſchen Religion. Die Folge war natur- 
gemäß, daß Brandenburg jeine Politif nunmehr erjt recht aus— 
Ichließlich auf die Reformierten ftügen zu jollen glaubte, zumal 
die Teßteren nicht müde wurden, die Katholiken als politifch un- 
zuverläffig zu verdächtigen. Die im gleichen Jahre fich abſpielenden 
kriegeriſchen Verwicklungen zwijchen den beiden Boffidierenden 
führten zu dem Bertrage von Kanten (12. November 1614), in 
welchem infolge vorläufiger Teilung Johann Sigismund Kleve, 
Mark, Ravensberg und Ravenftein erhielt, der Pfalzgraf Jülich 
und Berg. Ein Glück für die Katholiken Kleves war e3, daß 
eine gewilje Einheit der Lande gewahrt blieb; durch diefen Um- 
jtand Hatten fie in dem katholiſchen Negenten von Jülich den 
‚geborenen Interzeſſor in ihren Anliegen, während umgefehrt Branden- 
burg die Sache der jülichſchen Neformierten zur eigenen machte. 
Die Hevischen Anhänger des letztgenannten Befenntniffes jahen als— 
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bald ihren Weizen blühen. Man trug in ihrer Mitte feine Scheu, 
für die Zwecke evangelifcher Propaganda auch zu den bedenklichſten 
Mitteln zu greifen, wie an einem grauenhaften Beifpiele der Fall 
des Predigers Petrus Ceporinus zeigt!. Daß gegen die Katho- 
liken und ihren Befit an Gotteshäufern in jo verbrecherijcher 
Weiſe intrigiert wurde, wie e3 von diefem Prädifanten gejchehen 
ift, wird ja wohl ein vereinzelter Fall geblieben fein. Aber Die 
Gewalt der Regierung?, die den Neformierten zur Verfügung 
ftand, wurde an zahlreichen Orten zur Beraubung der fatholijchen 
Kirche gebraucht. Die Hevisch-brandenburgichen Räte vertraten 
num den Standpunkt, daß die Reverſalien „indifferenter die freie 
Einführung aller im heiligen Römijchen Reiche zugelaffenen chrift- 
lichen Religionen an allen Orten, fie jeien gleich bei Zeit der. 
herausgegebenen Reverjalien allda in Übung gewejen oder nicht, 
mit ſich bringen und indulgieren täten” 3. Das widerfprach, wie 
man. fathofifcherjeit3 mit Necht Elagte, ebenſo der Vernunft als 
dem buchjtäblichen Inhalt jener Veriprechungen. Aber die Räte 
beharrten. bei ihrer Meinung und publizierten ein Mufterftücf von 
„Erläuterung und Auslegung“ zu dem Reverſale von 1609: „Die 





* Siehe über diefe Vorgänge die ſehr Iejenswerte Abhandlung von 
F. Schröder, Aus der Zeit des kleviſchen Erbfolgeftreites, im Hiftorifchen 
— der Görres-Geſellſchaft XIX (1898) 305 ff 792 ff; XX (1899) 25 ff 

13 ff. | 

? Georg Wilhelm inftruierte die Elevifche Regierung, fie ſolle „die evange- 
lichen reformierten Kirchen und Schulen, auch deren Diener mit allem mög- 
lichten Fleiße ſich anbefohlen fein laſſen, fie ſamt und fonders in ihren 
Beichwerden und Anliegen gütlich Hören und foviel immer menſchlich und 
möglich, auf Rat, Troft, Rettung und Handbietung bedacht fein; vermöge 
ber Reverjalien foll man auch die beiden andern Religionen bei ihren alten 
Gebräuchen, exereitiis und Gefällen ungehindert und geſchützt verbleiben 
laſſen“ (Meier, Brandenburg und das Kölner Erzbistum 373). 

Kurtzer vnd warhaffter Bericht der differentien | Welche fich zwiſchen 
ber Herrn Churfürften zu Brandenburg | undt des Herrn Pfaltzgrafen zu 
Newburg Chur- und Fürſtlicher Durchlaucht | vber das religionweſen in den 
Gülich Elev- Bergischen und zugehörigen Landen entfalten. Gedruckt im 
Sahre 1663. BI. Ajjb. : 
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römifch-Fatholifche und augsburgifche oder reformierte Religion joll 
in allen dieſen Landen, Städten und Fleden und den fürnehmiten - 
Dörfern ein frei öffentlich exereitium haben ohne Jemands Ver— 
hinderung, Verachtung und Berjpottung. In welchen Orten viele 
Kirchen find, ſoll zum wenigſten eine denen von der augsburgijchen 
und reformierten Religion zugeeignet werden. Wo aber eine Kirche 
ift, joll eine ſolche Friedfiche Umwechjelung gejchehen ohne Ver— 
hinderung einer oder der andern Religion exereiti. Damit aber 
die Diener am Worte Gottes ihre stipendia und nötigen Unter- 
halt haben, und damit nicht einem Teil der Bürger allein geholfen 
werde und die andern verfäumet, ſondern allen Guten und Frommen 
Beiftand widerfahre, jo jollen aus den Vikarien und Benefizien, 
welche den clerieis oder Geiftlichen, jo die erſte Tonſur allein 
haben, pflegen gegeben zu werden, item eine oder zwei Präbenden 
aus den Kollegien der Kanonifer den evangelifchen Kirchen über- 
geben werden oder jollen auch deren Benefizien, jo dorthin ver- 
fallen werden und die Fürforge der Seelen nicht mit fich bringen, 
des erjten Jahres einfommende Renten zu dem vorgejegten Brauche 
angewendet werden.” 1 

Die Politik der Spoliationen, die mit diejer „Erläuterung und 
Auslegung” des Reverſale eingeleitet war, brachte in der Folge 
den Katholiken furchtbare Verlufte. Über deren Umfang geben 
die nachitehenden Hinweije eine Borftellung. Man weiß, wie bei 
den jpäteren Religionsverhandlungen zwijchen Brandenburg und 
Pfalz⸗Neuburg gerade die Reftitution der den Katholiken entzogenen 
Bermögengteile, der Kirchen, Pfründen, Bifarien, Wohn: und 
Waiſenhäuſer, Schulen, Stipendienftiftungen im Mittelpunkte der 
Berhandlungen jtand; wären die Neverjalien beachtet worden, fo 
hätten, wie einmal die kleviſche Regierung gejtand, vermutlich über 
hundert Kirchen, Renten und Bilarien (überwiegend waren e3 
Vikarien) in Kleve, Mark, Ravensberg abgetreten werden müffen 2. 





.t Keller, Die Gegenreformation in Weftfalen und am Niederrhein III 
JJ | | 
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Als 1631 zwijchen den beiden poffidierenden Fürſten über die 
Religionsjache verhandelt wurde, einigte man fi) dahin, daß in 
den „vielfältig geflagten Religions, Kirchen, auch) Schul- und 
andern Sachen allerortS die erfolgten Einträge, Veränderungen 
und Intrufionen in die Kirchen abgejchafft und alles in den Stand, 
wie es in dem Jahre 1609 bei Ableben des Herzogs Johann 
Wilhelm gewejen, einer jeden Religion ihre Kirchen, Schulen, Renten 
und Gefälle, wie fie diejelben dermalen innegehabt, und wie jolches 
von den beiden Fürſten bei Antritt der Regierung in den Never- 
jalien . . . veriprochen worden, vejtitwiert und fürder in ihrem 
exerecitio, Kirchen und Schulen fein Eintrag getan werden jolle“ 1. 
Sehr Iehrreich war e8 nun, daß wenige Tage ſpäter die kleviſche 
Regierung wegen diejes Artifels Schwierigfeiten machte, „desfalls 
dann injonderheit die evangelischen Stände und Untertanen zu 
Jülich, zum Teil auch in Berg fich darum hoch bejchwert finden 
würden, dieweil ihre Kirchen meijtenteil3 nach Abfterben der Ießten 
Fürſten und erjt nach erteilten Neverjalien und in Kraft derjelben 
jeind eröffnet worden” 2. Für die Verluſte der Katholiken im 
kleviſchen Lande laſſen fich aus diefer Angabe natürlich die ent- 
Iprechenden Schlüfje ziehen. 

Nicht weniger inftruftiv ift, daß im Jahre 1637 Kaifer Ferdinand 
der kleviſchen Regierung ins Gedächtnis zurückrufen mußte, bereits 
1627 habe die fathofijche Geiftlichfeit KRleves fich bejchwert, fie 
werde „vielfältig — ihren Privilegien, Jmmunitäten, Begnadi- 
gungen, dem alten Herfommen und den preußifchen Ehepakten zu-. 
wider — nicht allein mit allerhand Auflagen, Schagungen und 
Kontributionen belegt“, fondern dieſe Auflagen würden auch durch 
militäriſche Erefution eingetrieben, überhaupt den Katholiken 
jolche Bejchwerden auferlegt, daß dadurch „die katholiſche Religion 
jamt den Stiften vertilgt und exftirpiert werden könne“. Entgegen 





"Lehmann, Preußen und die Fatholifche Kirche feit 1640 I 183 208. 
8 Schröder, Zur brandenburgifchen Kirchenpolitif am Niederrhein II, 
im Hiſtoriſchen Jahrbuch der Görres-Gefellichaft XXIV (1903) 752. 
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einem ergangenen faiferlichen Edikte jei den Katholiken die auf- 
getragene Neftitution nicht geleiftet, vielmehr neue Bedrängnis 
zugefügt worden!. Es erging daher unter Androhung der Reiche: 
acht der Faiferliche Befehl, „dem clero ab anno 1610 bishero ab- 
genötigte und erhobene contributiones, eingezogene, vorenthaltene 
pastoratus, beneficia, vicarias, Kirchen und Klöfter cum omnibus 
fructibus et illatis damnis” zu reftituwieren, die Jurisdiktionen 
und Immunitäten im vorigen üblichen Gebrauche zu lafjen und 
alle Bejchwerden abzuftellen 2. 

Sp viel ift wahr an der Behauptung Mar Lehmanns 3, Die 
Hohenzollern hätten die kleviſchen Reverſalien durch eine Zeit der 
ichwerften Anfechtungen gerettet, daß die Gegenbehauptung: das 
bei der Befjegung der kleviſchen Lande feierlih ge 
gebene fürftlihe Verſprechen ift nicht gehalten worden, 
nach unjern Darlegungen feines weiteren Beweiſes mehr bedarf. 
Bielleicht haben wir uns bei der Sache länger aufgehalten, als 
die Okonomie unferer Abhandlung zu erlauben jcheint. Aber es 
mußte hier ein übriges gejchehen, weil über den Gegenjtand gar 
zu kraſſe Srrtümer verbreitet werden, ſelbſt in der wiſſenſchaft— 
lichen Literatur, von populären Werfen ganz zu jchweigen. Hier 
nur ein Beijpiel. Ein vielgenannter Rechtslehrer * hat geglaubt, in 
Würdigung der Kirchenpolitif Johann Sigismunds den preußifchen 





Kurtzer und mwarhaffter Bericht 67 ff. 

° Schröder, Zur brandenburgijchen Kirchenpolitif 752 U. 2; vgl. 736. 
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Staat „geradezu als den Bannerträger der religiöjen Duldung 
in der Gefchichte der Menfchheit” bezeichnen zu dürfen. „Unter 
den vielen und glänzenden Auhmesblättern der Gejchichte des 
preußifchen Staates ift das Blatt, auf dem dieſe Dinge verzeichnet 
ftehen, gewiß eines der glänzendſten. Es ift eine weithin ver- 
breitete Meinung, die geradezu zur fable convenue geworden ift, 
daß die franzöfiiche Revolution in diefer Frage den Wendepunkt 
der Gejchichte der Menfchheit darjtelle, daß mithin Frankreich der 
Bannerträger der dee religiöfer Duldung für die Welt geworden 
ſei. Das ift ein vollftändiger und faſt unbegreiflicher Hiftorijcher 
Irrtum; faſt zwei Jahrhunderte, bevor die franzöfiiche Revolution 
das Menjchenrecht der Religionsfreiheit proffamierte, war dasjelbe 
ſchon Staatsgrundprinzip im Staate der Hohenzollern. Und zwar 
war es hier, wie in fo vielen andern Fragen, Die perjünliche 
Initiative der Fürften, die troß großer äußerer Schwierigkeiten 
diejer Entwicklung die Wege vorzeichnete.” Und an anderer Stelle 
wird gejagt: „Größer noch al3 der Ruhm, daß die Hohenzollern 
Toleranz gewährten, iſt der Ruhm, daß fie die Toleranz bewahrten. 
Kein Verſuch wurde gemacht, diejelbe direkt oder indireft dauernd 
zu ſchmälern: in voller Freiheit fonnte der katholiſche Glaube fich 
innerhalb des bis dahin abgeſchloſſenen evangelischen Staates ent- 
falten, während der evangelijche Glaube in den katholiſchen Staaten 
allenthalben noch verfolgt, unterdrüct, vernichtet wurde.“ Eine 
eigentümliche Beleuchtung erfährt der Yektzitierte Sab, wenn wir 
den Bli auf die Übergriffe lenken, die fich die Hevifche Regierung 
bereit3 im Jahre 1616 bezüglich innerfirchlicher Gegenftände er- 
faubte. Markgraf Georg Wilhelm reklamierte! fchon im Jahre 
1615 allen Ernjtes das ius episcopale, das ihm als Erben der 
alten katholiſchen Herzoge auch über die Katholiken zuftehe, die 
„Hoch⸗Ober-Jurisdiktion“, die zu Fontinuieren ihm obliege. Das 
von dem Kölner Erzbifchofe beanfpruchte „fremde, ungebräuchliche 
Gericht oder Judikatur“ wolle er in dem Lande nicht geftatten 
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oder von andern einführen Yafjen: er ſei den Geiftlichen nicht 
weniger als den Weltlichen zum Fürſten vorgejegt. Cr forderte 
demgemäß den Erzbijchof von Köln auf, dieſer möge ihn bei der 
landfundigen und manutenierten Objervanz und hergebrachten 
exercitio der geiftlichen inländischen Jurisdiktion diejer Fürften- 
tümer Hinfüro ungeturbieret und unbehindert lafjen. Ein ent- 
Iprechendes Edift erging an die Untertanen am 24. Auguft 1616. 
Es verbot den „eingejeflenen Geiftlichen als auch Beamten, Dienern, 
Untertanen und Angehörigen”, irgend eines Fremden, er habe 
gleich Namen wie er wolle, oder auch anderer „Verordnungen, 
Sabungen, Inſtruktion, Jurisdiktion, Kognition, Bifitation, Gebot 
und Verbot ſich unterwürfig zu machen, Folge zu leiften oder zu 
gehorjamen”. Damit hatte eine kanoniſtiſche Abjurdität jonder- 
gleichen, der Anſpruch des reformierten brandenburgijchen Landes- 
herein auf bijchöfliche Jurisdiktionsrechte über feine katholiſchen 
Untertanen, ihren Einzug in die Hiftoriiche Welt gehalten. Eine 
- Monographie über den in der Folge entitandenen Streit zwijchen 
dem Kölner Erzbijchof und der kleviſchen Regierung, der fajt zwei 
Sahrhunderte lang nicht zur Ruhe kommen fonnte, gehört zu den 
Defiderien der Kirchen- und NRechtsgejchichte. Allerdings ift ein 
erfreulicher erjter Anfang zu einer jolchen Schrift? in einer jüngjt 
erichienenen Abhandlung zu begrüßen; dieſe tut unter anderem mit 
überzeugenden Gründen dar, daß die Beweisführung, auf die man 
während des langen literarischen Kampfes preußijcherjeits die präten- 
dierte bijchöfliche Jurisdiktionsgewalt über die Katholiken ſtützte — 
es wurden bejonders eine Bulle Eugens IV., der von den kleviſchen 
Fürſten überfommene Brauch und jpäterhin der Artikel V, 8 48 
des Weſtfäliſchen Friedens als Beweisquellen angeführt —, in 
ihrem ganzen Umfange unhaltbar war. Nur volfftändiger Un- 
kenntnis der katholiſchen Kirchenverfaffung, wie fie die Bureaufraten 
der alten Heit ausgezeichnet Hat und manche Hiftorifer der Jebt- 
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zeit noch auszuzeichnen jcheint, konnte es beifallen, eine jolche 
Theorie verteidigen zu wollen. Gewiß, die kleviſchen Herzoge des 
15. und 16. Jahrhunderts hatten fich teils in wahrem Eifer für 
firchliche Reform, teils unter Überfpannung ihrer landesherrlichen 
Rechte eine weitgehende Mitbeftimmung in Firchlichen Dingen zu- 
geeignet!. Aber ſchismatiſche Tendenzen lagen ihnen fern, und 
als Träger eigentlicher Kirchengewalt haben fie fich nicht betrachtet. 
Ihr Hauptziel war vielmehr Zurüddrängung der geiftlichen Gerichts- 
barkeit, die auch von den Laien recht häufig, ſelbſt in weltlichen 
Dingen, ihrer Vorzüge wegen angerufen wurde, und in deren 
Wachstum die machtlüfternen Territorialherren eine politische Gefahr 
jahen. Den Erzbifchöfen von Köln wurde e8 im Verlaufe des 
Streite8 mit Brandenburg feineswegs jchwer, die ihrerjeits bis 
in die lebte Zeit der Herzoge kontinuierlich fortgeſetzte Ausübung 
der SJurisdiktion in jenen Landen nachzumweijen?. Das Eintreten 
Mar Lehmanns für die Konjtruftion eines kleviſchen „territorialen 
Papismus“ ift wiljenjchaftlich genau jo zu werten wie feine An- 
ſicht vom brandenburgifchen „treuen und gewifjenhaften Feithalten 
an der Zujage von 1609“. 

Die Anjprüche der brandenburgifchen Fürften auf das Biſchofs 
recht über die katholiſchen Untertanen leiten ſich aus der von den 
„Reformatoren“ gelehrten Kirchenhoheit des Landesherrn her. Aber 
wenn die proteſtantiſchen Fürſten dieſe Hoheit auch über Die 
Katholiken ihres Territoriums ausdehnten, begingen fie eine leicht 
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erfichtliche Inkonſequenz: eben nur zum Zwecke der Ausrottung 
des Katholizismus hatten die Neuerer den Landesherrn die bijchöf- 
lichen Rechte zuerkannt, ein Kirchenregiment über Katholifen war 
entfprechend der Unduldjamfeit diefer Doktrin völlig ausgeſchloſſen. 
Während der Osnabrückiſchen Friedensverhandlungen wollten die 
Proteftanten ſich die Jurisdiftion über noch beftehende katholiſche 
Klöfter, weil jolche „dent Domino territorii” zujtehe, wahren; 
aber fie konnten das gegen die Argumentation der Fatholiichen 
Stände nicht durchjegen. Sie mußten einjehen, daß den Katho- 
fifen gegenüber e8 ihnen, wie D. Mejer mit einem jchönen Aus- 
druce jagt, „fortan unmöglich werde, ihre Tandesfirchenregiment- 
liche Schuldigfeit zu tun“ 1. 

Der Kurprinz Georg Wilhelm, geboren am 3. November 1595, 
der die zuletzt betrachteten antifatholiichen Maßregeln unterzeichnet 
hatte, war noch zu jugendlich, als daß ihn für dieſe eine Ver— 
antwortung treffen fonnte. Einmal zum Thron gelangt, war er 
in der Tat in fonfeffionellen Dingen nicht jo engherzig als fein 
Baterr. Das mag zum Teil davon abhängen, daß unter Georg 
Wilhelm ein Katholif der leitende brandenburgijche Staatsmann 
war, Graf Adam von Schwarzenberg. Für den furchtbaren Nieder: 
gang, den der Hohenzollernitaat während des Dreißigjährigen Krieges 
erlebte, wollte lange Zeit die proteſtantiſche Gejchichtslegende vor— 
zugsweiſe den katholiſchen Grafen verantwortlic) machen. Sein 
Bild wurde in den Düfterjten Farben gemalt: „Einem Glauben er- 
geben, der nach Blut dürjtet, Verfolgung haucht und Ausrottung der 
Keber für ein Verdienſt hält, entwirft der Verräter ſelbſt Mord- 
anjchläge gegen den Thronerben” ujw.? Für den Borwurf des 
Hochverrates blieb man jeden Beweis ſchuldig. War Schwarzen- 
bergs Bolitif auch nicht glüdlich, jo war fie doch redlich und loyal: 
jeinen Zielen, der Anbahnung einer fonjequenten brandenburgischen 





ı Näheres . bei DO. Mejer, Zur Gejchichte der römiſch-deutſchen Frage I, 
Roſtock 1871, 406 ff. 

? 9. Meinardus, Die Legende vom Grafen Schwarzenberg, in Breußifche 
Jahrbücher LXXXVI (1896) 1. 
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Reichspolitik und der Stärkung der Krone gegenüber dem Übermut 
der Stände ift denn auch neuerdings die längft gejchuldete An- 
erfennung zu teil geworden. Daß er feiner Kirche irgend einen 
Dienst auf Koſten des Staatsintereffes geleiftet, gehört auch in 
das Neich der Fabel. Er war in Firchlichen Dingen jehr zurüd- 
haltend und, wie er jagte, hauptjächlich darauf bedacht, „auf die 
politifchen rationes acht zu geben und die tempora zu diftinguieren”. 
Wohl zu jcharf war das Urteil des Erzbijchofs zu Köln: man 
wiſſe nicht, ob Schwarzenberg fatholifch ſei oder nicht, aber das 
wiffe man, „daß er den Katholiken zu hohem Nachteile consilia 
geführet und viel Böſes angeftiftet oder doch dazu getreulich 
geholfen” 2; diejes Urteil betätigt, wie jehr der Graf recht Hatte, 
al3 er Hagte: „Es war mein großes Unglüd, daß ich es an feinem 
Drte recht machen Fonnte.” 3 


Dem Kurfürften Georg Wilhelm wurde es in jehr draftischer 
Weiſe klar, wie eng die Intereſſen jeines Haufes mit dem Stehen 
und Fallen des Protejtantismus verfnüpft ſeien. Das gejchah, 
al3 die Neftitutionsforderungen Kaiſer Ferdinands II. befannt 
wurden. In der Befürchtung, daß er jo wertvolle Befibftücde 
wie das preußiiche Ordensland«, die Stifte Lebus, Havelberg, 
Brandenburg, zurüderjtatten müffe, fieß er in naivdem Glauben 
die Archive nach den Verzichtleiftungsurfunden der ehemaligen 
Biihöfe, Kapitel und Abteien durchjuchen, jelbftverftändfich ohne 





' Durch Meinardus, Die Legende vom Grafen Schwarzenberg. 

2F. Schröder, Eine Gejandtichaftsreife Adams von Schwarzenberg, 
in den Annalen des Hiftorifchen Vereins für den Niederrhein Hft 74, Köln 
1902, 47. | 

® Ebd. 52. Von jeiten der kleviſchen Räte wurde Schwarzenberg als 
parteiijcher Katholif verdächtigt; dagegen fchrieb ein neuburgifcher Beamter, 
der Graf ſei „an einem Morgen in eine falvinifche Predigt und dann in 
die Mefje gegangen; feine wirkliche Religion fei dem Berichterftatter un— 
befannt, doch gebe er vor, katholiſch zu fein“ (Ritter, Deutiche Ge— 
fchichte II 401). | 


* 3. Vota, Untergang des Ordensſtaates Preußen, Mainz 1911, 478. 
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Erfolg. „Man fuchte”, jo wird der Vorgang erzählt!, „in den 
Gewölben der Amtsfammer, in der Regiftratur der neumärfiichen 
Regierung und ſonſtwo herum, der greife Kanzler jelbjt jtöberte 
in den ftaubigen Akten, aber nach wie vor blieb das Ergebnis 
gering. Was man fand, trug zur Sache wenig aus, und in- 
jonderheit ließen fich die erjehnten fchriftlichen Vereinbarungen des 
Kurfürften Joachim mit den Bistums- und Klofterinhabern nirgends 
entdeden.” Man weiß, durch welchen Umjchwung der Verhältnifie 
die große Bejorgnis des Kurfürften vor den Reftitutionsplänen des 
Kaiſers zerjtreut wurde. 

Im Herzogtum Preußen koſtete es auch unter Georg Wilhelm 
noch die größte Mühe, die den Katholiken vertraglich zugeſtandenen 
Freiheiten in die Praxis hinüberzuführen, immer wieder regte ſich 
der Widerſtand des ſtarren Luthertums. Die Katholiken ſowie 
der für ſie ſich bemühende König von Polen hatten wiederholt 
Veranlaſſung, wegen mancherlei Bedrängungen der Minderheit und 
großer Säumigkeit in Erfüllung der Vertragsbeſtimmungen bei 
den Regimentsräten Klage zu führen. Die Beſchwerden wegen der 
ſehr bedrohlichen baulichen Mängel des Königsberger katholiſchen 
Gotteshauſes wollten kein Ende nehmen; böswillige Störungen 
des katholiſchen Gottesdienſtes waren nicht jelten?. Wie es 
um die jtaatsbürgerliche Stellung der Katholifen beftellt war, 
zeigt ein Dekret des Kurfürften aus dem Jahre 1638, das jeden 
mit einer Geldjtrafe von 500 Goldgulden bedroht, der die Katho- 
liken in der Ausübung ihrer Religion, im Anfauf von wert: 
vollen Grundftücden, in ihrem Rechte auf Amter und in der Auf: 
nahme in die Zünfte bejchränfen und behindern wolle®. Daß der 





"305. Gebauer, Kurbrandenburg und das Reftitutionsedift von 1629, 
in Halleiche Abhandlungen zur neueren Gejchichte Hft 38 (1899) 18 ff. 

°* Dittrich, Geſchichte des Katholizismus, in Ermländ. Zeitfchrift XII 
130 ff. | 

® Ebd. 140. Daraus ift zu erjehen, wie wenig berechtigt die Klage der 
Königsberger Prediger war, der Kurfürft habe den Päpftlichen Tür und Tor 
weit aufgetan, die päpitiiche Religion nehme immer mehr zu. | 
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Kurfürft gewillt war, den Katholifen Preußens zu ihrem ver- 
brieften Rechte zu verhelfen, kann nicht bezweifelt werden; aber 
nur zu häufig jcheiterte das Wollen Georg Wilhelms, des jchwer 
bedrängten, häufig Franken, ohnehin nicht ſtarken Mannes, an der 
Macht der Umftände und dem zelotiichen Starrfinn feiner kal— 
viniſchen Räte. 


Drittes Kapitel. 
Der Große Kurfürft und die katholiſche Kirche. 


Dem Großen Kurfürften, dem ruhmreichen Kriegshelden, dem 
umfichtigen Schöpfer eines preußiichen Gejamtjtantes und viel- 
gewandten Politifer, ift die Bewunderung der Nachwelt in reichem - 
Maße gefichert. Es war daher ein überflüffiges Beginnen, das 
geschichtliche Bild Friedrih Wilhelms auch mit einem Lorbeer- 
zweige zu jchmücden, den er nicht verdient hat. Den Ruhmes— 
titel, gegen die Katholiken feiner Länder wahrhaft tolerant geweſen 
zu jein, kann fein objeftiver Hiftorifer dem großen Hohenzollern 
zuerfennen. 

Die Gefinnungen, die den Kurfürjten auf der Höhe des Lebens 
gegen die Katholiten erfüllten, find in jeinem Tejtamente von 
1667 niedergelegt!. Dort preijt er Gott, daß die brandenburgi- 
ichen und pommerifchen Lande „von päpftlichen groben Greueln 
und Abgötterei gänzlich befreit” fjeien, abgejehen von dem, „was 
die Zutherichen in ihren Kirchen aus dem Bapfttum an Zere- 
monien behalten Haben”, und das, warn es mit guter Manier 
geichehen könne, abzujchaffen jei. In Pommern und Branden- 
burg jei den wenigen Katholiken, die auf dem Lande wohnten, 
das exercitium weder öffentlich noch heimlich zu geftatten, außer 
in den Kapellen Faijerlicher oder füniglicher Geſandten in Berlin. 
Sein Herzenswunſch ift, daß „ſolche Abgötterei und Greuel von 





"Leop. dv. Ranke, Zwölf Bücher preußifcher Gefchichte II (Sämtliche 
Werke Bd XXVI), Leipzig 1874, 501 ff. 
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den Nachkommen niemals mögen gejehen werden”!. In Preußen 
will er den Katholiken nur foviel „einräumen oder verjtatten“, 
als ihnen die „pacta gunnen“; den römiſch-katholiſchen Ein- 
wohnern der 1648 erworbenen Lande ift ihr exereitium zu be- 
laſſen, „wie fie eg anno 1624 gehabt und gebraucht haben: ein 
mehreres iſt ihnen aber feineswegs einzuräumen”. Die Hevijchen 
Neverjalien jeien „in hoher Acht zu halten” und dürften in feinem 
Punkte „gekränkt“ werden. Laut derjelben jei die römijch-fatho- 
fische Religion zuzulafien, und zwar jei den Katholiken „nicht 
Konnivenz, jondern eine freie Zulafjung ihres abergläubijchen 
Glaubens” bewilligt; jo bringe es der „Elare Buchjtabe“ mit fich, 
jo habe er auch die Reverjalien zu Gunften der Evangelifchen in 
Sülich beim Pfalzgrafen „angezogen und gebraucht”, damit dieje 
in dem pfalzgräflichen Anteil diejelbe Freiheit wie die Katholiken 
in Kleve zu genießen hätten. } 

Noch ein weiteres Zeugnis für die perjünliche Stellung Fried- 
rich Wilhelms zur fatholijchen Kirche?. Als 1663 der Geheim:- 
rat Ewald von Kleiſt zur Mutterfirche zurücgefehrt war, ließ 
der Kurfürjt ihn „in gnädigſter Wohlmeinung erinnern und er- 
mahnen, jeine irrigen praesupposita und unrichtigen Meinungen 
fahren zu laſſen“. Er jolle beten, und Gott werde ihm die 
Gnade verleihen, „den jetzigen höchſt gefährlichen Irrweg, durch 
welchen ihrer viele entweder zum Atheismo oder erbärmlicher De- 
jperation gebracht, in Zeiten zu verlafjen und zu der evangelifchen 
Wahrheit wieder zu treten”. Die Kirche wird in dem Schreiben 
al3 „eine Gemeine” bezeichnet, „worin die armen Chriften bishero 
mit unerträglichen menschlichen, teils unnötigen und nichts nutzen— 
den, teils auch Hochjchädlichen und Gottes Wort zumiderlaufenden 
Satzungen bejchwert, unjerem Seligmadher ... . viele und faft un- 





ı Im Landtagsrezeß vom 26. Zuli 1656 gab er den brandenburgijchen 
Ständen das Berfprechen, „den Pontifieiis ... weder publicum noch privatum 
exercitium zu geftatten”“ (Mylius, Corpus Constitutionum Marchicarum 
VI, Berol. 1751, 1, 429). 

" Lehmann, Preußen und die fatholifche Kirche ſeit 1640 VII 621 f. 
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zählbare Heilige... . auf die Seite gejeßet und Die sacramenta 
auf vielerlei Weiſe verftümmelt und faft ganz verwirret und ver- 
dunffet worden”; auch jonjt gingen „Irrtümer oder Mißbräuche 
im Papfttum in vollem Schwang”t. Der jo ſchrieb, war weit 
entfernt vom Verſtändnis der katholiſchen Kirche und von der 
Abficht, „ven Katholifen mit weitgehendfter Toleranz”? zu be: 
gegen. Mag man auf die Züge in der geiftigen Bhyfiognomie, 
die dieſen Herricher als modernen Ideen geijtesverwandt kenn— 
zeichnen follen, noch jo intenſiv hinweiſen, er bleibt Doch der ein- 
jeitig reformiert Gefinnte, der zu milderer Praris nur durch 
gewichtige politiſche Vorteile bejtimmt werden konnte oder durch 
den Reſpekt vor Verträgen, denen nachzuleben feine Gewiſſen— 
haftigfeit bereit war. Sehr charakteriftiicherweife Hat er nicht 
einmal den Lutheranern gegenüber ſich von engherzig konfeſſio- 
neller Parteilichkeit freimachen fünnens. Daß Friedrich Wilhelm 
ſo frühzeitig über die Abneigung gegen die Katholifen Herr ge- 
worden jei, die er „durch Erziehung und Überlieferung über- 
fommen hatte”, hat Mar Lehmann durch die geringfügigen von 





Ph. Born, Die Hohenzollern und die Neligionsfreiheit 18. 

? Über den Plan feiner Univerfal-Univerfität ſ. Ludw. Keller, Der 
Große Kurfürft in feiner Stellung zu Religion und Kirche, im Hohenzollern: 
jahrbuch 1903, 60 ff; Fritz Arnheim, Benedikt Sfytte, der Urheber 
des Planes einer brandenburgifchen Univerfal-Univerfität, in Beiträge zur 
brandenburgifchen und preußifchen Gefchichte vom Verein für Gejchichte der 
Mark Brandenburg. Feitichrift zu G. Schmollers 70. Geburtstage, Leipzig 
1908, 35 ff. 

* Hugo Landwehr, Die Kirchenpolitif des Großen Kurfürften, Berlin 
1894, 10. 

* Preußen und die Tatholifche Kirche ſeit 1640 I 50. Das angebliche 
Zeitament Friedrich” Wilhelm: vom 20. März 1688 (Herausgeg. von 
K.v. Höfler im Archiv für Kunde Öfterreichifcher Gefchichtäquellen XI, 
Wien 1853. Bl. Beitichrift für katholiſche Theologie XIX, Innsbruck 
1895, 157 5), das auf eine Konverſion des Großen Kurfürjten zum katho— 
lichen Glauben Hindeutet, ift ficher unecht. flber Hoffnungen, die man in 
Rom Hinfichtlich einer Konverfion des Kurfürften begte, j. Forichungen zur 
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ihm beigebrachten Einzelheiten nicht dargetan; ebenſowenig könnte 
etwa die neuerdings befannt gewordene Tatjache, daß der Kur- 
fürft für feine Kriegsichiffe von dem Papſte Aufnahme in den 
Häfen des Kirchenftaates erbeten hat, dies erweijen!. Es klingt 
faft wie eine Verhöhnung der Hiftorifchen Wahrheit, wenn Hein- 
rich von Treitfchfe? von Friedrih Wilhelms Art der Kirchen— 
politif jagt, fie habe „den geiftlichen Staaten das lebte Recht des 
Dafeins“ entzogen: „Denn wozu nod) geiftliche Reichsfürften, feit 
die Fatholifche Kirche unter den Flügeln des preußijchen Adlers 
geficherte Freiheit fand?” Nicht minder frei von Sachkenntnis 
war derjenige, der behaupten konnte, der Große Kurfürjt Habe 
„leinen Untertanen unbedingte Firchliche Freizügigkeit” gewährt 8. 
Auch ein jo ernfter Forfcher wie Wilhelm Kahl* glaubt die Be- 
hauptung wagen zu dürfen, daß der Kurfürft „riefengroß über 
jeinem konfeſſionell gebundenen Zeitalter ſtand“. 

In Wahrheit lebten während der Regierung Friedrich Wilhelms 
die Katholiken in einzelnen Teilen des brandenburgijchen Staates 
unter Verhältniffen, denen fein Gejchichtsfundiger das Prädifat 
„Bewilligung der weiteiten Gewifjenzfreiheit” 5 geben wird. 

Wir folgen der Entwicklung in den einzelnen Territorien. Hatten 
unter den Vorgängern Friedrich Wilhelms die Katholiken Kleves 
bejonders auf materiellem Gebiete ungeheure Verlufte erlitten, fo 
wurden fie durch den neuen Herrn in die jchwerjte Gewifjensnot 
verjeßt; wir denfen an feinen Verſuch, das von Brandenburg 





brandenburg. und preußijchen Gejchichte VII (1894) 207 f. Bgl. Droyfen, 
Gejchichte der preußifchen Politik, TI 4, 4, Leipzig 1870, 130 ff. 

! Quellen und Forſchungen aus italienifchen Archiven XI (1908) 328 f. 
Ph.Hiltebrandt, Preußen und die römische Kurie I, Berlin 1910, 58. 

2 Deutiche Gefchichte I” (1904) 30. 

* Die Kirchenpolitif des Großen Kurfürften, in Grenzboten, 50. Jahrg. 
1891, I 212. Wenig tief geht auch Meftwerdt, Das kleviſche Land feit 
der Vereinigung mit Brandenburg-Preußen I, Kleve 1909, 21 ff. 

* Über Parität 17. 

So Lehmanna. a. O.1 5. 
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längſt prätendierte Iandesherrliche Biſchofsrecht über die Katho- 
fifen zur vollen Geltung zu bringen. Entgegen dem Dogma und 
dem Kirchenrecht verlangte er von ihnen, ihn, den Landesfürſten, 
als den einzigen Firchlichen Oberen anzuerkennen. Sein Edikt 
vom 7. September 1661 wandte fich gegen alle diejenigen, Die 
„gar nicht Uns als ihren alleinigen ordinarius ecclesiasticus an- 
erkennen, jondern mit fremden Mandaten, Defreten und Rejfripten 
auswärtiger Herrichaften heimlich und öffentlich einzujchleichen 
ſich gelüften laſſen . . . wider Unferer Vorfahren in diejen Unjeren 
flevijchen und märdifchen Landen und Unſer wohlhergebrachtes 
und jederzeit ruhiglich beibehaltene® ius Episcopale und un- 
Disputierlich zuftehende Gerechtigkeit”. E3 wird allen Untertanen 
aufgetragen, in geiftlichen Sachen einzig den Kurfürjten als Ober- 
herrn und Ordinarius anzuerkennen, feinerlei Vifitation ohne des 
Landesherrn oder Statthalter® Vorwiſſen zuzulajien; wer um 
„auswärtige und fremde Defrete” nachjuche oder jolche erefutieren 
wolle, verliere jeine Bfründe. Diejenigen, jo dergleichen aus— 
wärtiger Potentaten oder Herrichaften decreta, mandata oder 
rescripta infinuieren oder publizieren würden, jollen aljofort als 
Rebellen mit der von Unfern Borfahren dagegen verordneten leib- 
lichen Strafe, nämlich) „Stedung in Säcke und Werfung auf das 
Wafjer, andern zum abjcheulichen Erempel, beleget und aus dem 
Wege geräumet werden” !. 

Es erging zugleich an die fatholifchen Geiftlichen die Aufforde- 
rung, das Edikt des Kurfürften von den Kanzeln zu verlejen, ob- 
ſchon man willen mußte, daß jeder pflichtgetreue Prieſter dadurch 
vor eine gewijjenswidrige Zumutung gejtellt werde. Ohne Papjt 
und Biihöfe, jo erklärte das Kapitel von Kleve, „im Gewiſſen jehr 
betrübt und graviert“, Fünne die katholiſche Religion nicht be- 
jtehen. Keiner der früheren Landesherren habe fich zum Ordinarius 
machen wollen; daß der Erzbifchof von Köln durch feine Suffre- 





"3.9. Sceotti, Sammlung der Gejege und Verordnungen im Herzog- 
tum Kleve, 1. TI, Düfjeldorf 1826, 387 f. 
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gane allzeit bifchöfliche Akte habe vornehmen laſſen, wurde an 
vielen Beifpielen dargetan. Das Edikt verjege die Katholiken in 
eine üblere Lage als die Juden und Wiedertäufer, die doch nad) 
ihrem eigenen Glaubensgejehe behandelt würden !. 

Solche Bejchwerden blieben ebenjo wirkungslos wie die Be- 
mühungen des fölnifchen Erzbifchofs, der auf Anderung der Fur- 
fürftlihen Mandate drang, durch die man e3 auf eine gänzliche 
Ertermination der Ffatholifchen Religion abgejehen habe?. Ja 
man verjuchte es rveformierterjeit3, die Katholifen unter Hinweis 
auf den proteftantischen Glaubensbegriff darüber zu belehren, daß 
eine biſchöfliche Jurisdiftion unbibliſch und überflüflig ſei; Die 
kleviſche Regierung erklärte, iure divino infumbiere die Sorge 
und Adminiftration der Religion und geiftlichen Sachen einem 
zeitlichen Landesheren, iure potestatis a Deo ipsi concessae’,. 

Es läßt fih nun nicht etwa jagen, es habe fich bei diejen 
Üußerungen nur um GStilübungen der Hlevifchen Bureaufratie 
gehandelt. Ein derartiges Vorgehen entjprach direkt der perjün- 
lichen Auffafjung des Großen Kurfürften. „Wenn die römijch- 
fatholifchen Geiftlichen in den obbenannten Ländern (Kleve, Halber- 
ſtadt und Magdeburg)“, jo jchrieb er in dem Teſtamente von 
1667 feinem Thronerben, „euch allein für ihren supremum 
Episcopum halten (wie fie allzeit die vorigen Herzoge von Kleve 
dafür haben erkennen müfjen), des Papſtes und der Biſchöfe Bullen, 
Defreten und Befehlen nicht parieren, fondern fich einzig und 
allein an euch Halten, jo jeid ihr jchuldig, ihnen allen Schub zu 
feiften. Da fie aber dem Herkommen zumider handeln wollten 
und einen andern Episcopum oder supremum in diefen Landen 
erkennen möchten, jo find felbige erftlich mit Geld zu beftrafen; 
wenn aber jolches nicht bei ihnen verfangen möchte und fie in 
ihrer Bosheit und ihrem Ungehorſam verharrten, jo fann man 





Kurtzer vnd warhaffter Bericht 56. 

? Lehmann a. a. O. I 170 ff. 

’ Ebd. 171. 

Kipling, Gef. d. Kulturfampfes ꝛc. I, 3 
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jelbige abjegen und andere Römifch-Katholiiche, die da Gehorſam 
feiften, an ihre Stelle hinwiederum jegen.“ 1 

Wie jehr der Kurfürft willens war, jelbjt durch Anwendung 
von Zmwangsmitteln diefe feine baroden Anſprüche durchzuſetzen, 
zeigt ein Vorfall aus dem gleichen Jahre 1661. Am 17. Sep- 
tember diejes Jahres wurde der Hauptmann Türd mit ungefähr 
80 Soldaten beauftragt, 12 Kanonifer von Soeft, die fich einer 
ſtaatlichen Eraminierung nicht hatten unterziehen wollen, gefänglich 
nach Lippftadt zu bringen. Dort wurden die Geiftlichen fünf Tage 
in Haft behalten, bis fie 400 Neichstaler Unkoften und 1300 
Goldgulden zu Gunften der reformierten Schule zu Hamm be- 
zahlt hatten. Es handelte fich in dem Falle offenbar um die 
Anerkennung des Landesherrlichen Summepijfopates. Die Kanp- 
nifer erwiejen ſich als beklagenswert jchwach, als fie jchließlich 
doch gelobten, „feinen andern als Ihro Churfürſtliche Durch— 
lancht zu Brandenburg pro episcopo et ordinario agnoszieren zu 
wollen“. Es wurde ihnen angedroht, falls fie ihre Arretierung 
an Kurköln als ordinarium berichteten, würden fie nach Kleve 
in noch härteres Gefängnis gebracht. ine ähnliche Verfolgung 
erfuhr der Propſt Gottfried Düfjel zu Soeſt, weil er die Juris— 
diktion des Erzbiichofg von Köln anerfannt hatte; der Arme mußte 
im Eril jterben?. Die Anjprüche, die das Bistum Paderborn 
hinſichtlich Fatholifcher Untertanen des Großen Kurfürjten in 
Ravensburg und der Bilchof von Münfter über jolche in der 
Grafichaft Marf bejaßen, wurden jo wenig wie die kölniſchen 
Reklamationen berückichtigt. 

Praktiſch zeigten fich die Jurisdiktionsansprüche des branden- 
burgiſchen Kurfürften auf den verjchiedensten Gebieten: man 309 
Dinge vor das weltliche Gericht, für die zweifelsohne nur kirch— 
liche Stellen zuftändig waren, verhinderte die Ausführung kirch— 
licherjeitö verhängter Strafen, verbot den Bejuch der Kölnifchen 





'». Ranke, Zwölf Bücher preußischer Gefchichte II 502. 
* Rurger und warhaffter Bericht 33 f. 
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Synode von 1662, gab Ehedispenfen in kirchlich verbotenen Graden, 
zwang die Katholiken, die reformierten Bettage zu halten. Aber 
feine Prätenfionen im vollen Umfange aufrecht zu erhalten, Fonnte 
dem Kurfürften doch nicht gelingen. In dem Religionsvergleic) 
mit Neuburg von 1666, der freilich unausgeführt blieb, anerkannte 
er fogar unummunden die Fatholiich-fanoniftiiche Forderung: es 
joll „denen Römijch-Fatholiichen ordinario, archidiaconis, prae- 
latis...... und andrer geiftlicher Obrigkeit ... . zugelafjen jein, den 
geiftlichen Rechten, auch eines jeden Ordens Negel zufolge ad 
visitationem et correctionem vitae et morum, auch Einführung. 
und Unterhaltung geiftlicher Difziplin zu verfahren”; in den Be- 
reich der Kirchendilziplin werde ſich Kurbrandenburg nicht ein- 
mifchen, die Anftellung der Geiftlichen nach dem kanoniſchen Rechte 
geichehen laſſen; die katholischen Feiertage, Prozeſſionen und Zere- 
monien jollen unangetaftet bleiben. Wohin war auf einmal das 
jo ängjtlich gehütete Bilchofgrecht gefommen? Dieje Preisgabe 
beweijt eben, daß die brandenburgifchen Räte von dem Wider- 
finn und’ der Unhaltbarkfeit ihrer firchenregimentlichen Anſprüche 
überzeugt waren, al3 fie in diefe Beitimmungen, die ehedem als 
unvereinbar mit dem Rechte der Souveränität gegolten, ein- 
willigten. 

Diefe Einficht in die wahre Lage der rechtlichen Verhältnifje 
hielt jedoch nicht vor. Im Jahre 1672 erklärte der Kurfürft 
wiederum: „Den extraneis, abjonderlih Kurföln, räumen Wir 
nichts ein.” In dem Rezeß dieſes Jahres gab er in den 1551 
duch Herzog Wilhelm beftimmten Fällen die Ausübung der Juris— 
diftion durch inländiſche katholiſche Geiftliche zu; diefe mußten 
dann heimlicherweife in Köln um die nötigen Vollmachten nach- 
juchen. Erjte Inſtanz jollten die Offiziale zu Kanten, Emmerich 
und Soeſt!, die zweite das Hofgericht in Kleve ſein; war dort 





ı Über die Nechtsverhältniffe im Archidiafonate Dortmund ſ. Zur Ge- 
Ihichte des Verhältniffes des brandenburgijch-prenßifchen Staates zur katho⸗ 
liſchen Kirche, im Katholif 1880 I 617 ff. 
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der Prozeß inftruiert, jo blieb es ftatthaft, das Gutachten einer 
fatholifchen Zuriftenfafultät einzuholen. Die Sendgerichte, als 
gegen die Keber gerichtet, waren verboten. Das ftaatliche Ober- 
auffichtsvecht iiber die Priefter wurde jcharf betont. 

Ein gewiſſes Entgegenfommen zeigte Friedrih Wilhelm zwei 
Jahre fpäter. Jedenfalls Hatten die auf das Kirchenregiment jo 
erpichten kleviſchen Räte fich allmählich deutlich gemacht, daß fie 
unmöglich auch die der bifchöflichen Weihegewalt angehörenden 
Funktionen übernehmen fünnten. So traf man denn eine Aus— 
funft, die prefär genug war. Es wurde der „römiſch-katholiſchen 
Geiftlichfeit” gejtattet, „in causis fidei necnon in spiritualibus 
et sacramentalibus, joviel nämlich die ordines, Prieſterweihe, 
Konjekration von Tempeln, Kirchen und Altären, wie auch die 
ritus, ceremonias et visitationes ... und disciplinam ecclesiasti- 
cam fonzernieren fan, fremde Geiftliche, fie jeien, welche 
jie wollen, pro ordinario vel superiore zu erfennen und den- 
jefben in Uorangeregten Sachen Reſpekt zu erweiſen und gehörige 
Folge zu leiften (4. Juli 1674)”1, 

Auch die furchtbare fisfalische Belaftung der Kirche im Kleviſchen 
jtand in vollem Widerfpruch zum status quo, den die Reverſalien 
von 1609 feierlich verheißen Hatten. Die kleviſchen Räte haben, 
jo Hagte man in Kreifen der Katholifen 1663, „ihrerjeits die von 
ihnen jelbft jo hoch berühmte libertatem conscientiae und Die 
Reverjalien von 1609 und die nachher aufgerichteten Verträge im 
Kleviichen, Märkischen und Ravensbergifchen .. . in vielen Fällen 
infringiert und mehr der Fatholifchen Geiftlichen und vornehmlich 
der Ffatholifchen Religion Unterdrückung als deren Konfervation 
gejucht“2. Bon den Steuerlaften, die dem Klerus aufgeladen 
wurden, erhält man eine Vorftellung durch die Tatjache, daß das 
Stift zu Kanten von 1655 bis 1663 20000 KReichstaler an 
Schagung hat zahlen müſſen; Dechant und Kapitel zu Emmerich 





Lehmann, Preußen und die katholiſche Kirche feit 1640 I 275 ff. 
2 Rurker und ne Bericht 14. 
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beffagten fi), daß fie bei den Landftenern und Schagungen ganz 
unproportionierter- und umerträglicherweije faſt Halb jo hoch als 
eine ganze Hauptjtadt in der Matrifel jeien angejchlagen worden, 
io daß fie viele Güter hätten verpfänden müſſen, und „ein Kano— 
nikus bei weitem feine halben Lebensmittel aus feinem Kanonikat 
haben könne“. Das Kapitel zu Rees mußte, objchon es vieles 
von feinen Einfünften verloren hatte, 1655—1663 21122 Taler 
an Steuern bezahlen, in zwei Jahren „ein Anjehnliches mehr, 
als alle feine Intraden und Einfünfte betrugen“ 1. 

Zur weiteren Jlluftrierung der Behauptung Mar Lehmannz 2, 
der Große Kurfürft habe feine Fatholifchen Untertanen auf völlig 
gleichem Fuße behandelt wie die Evangelifchen, dient das Folgende. 

Im Teftamente von 1667 empfahl Friedrich Wilhelm dem Kur- 
prinzen, wenn Kanonifate und Präbenden, die man denn doch nicht 
den Katholiken entziehen ‚oder nehmen fünne, zu bejeben feien, fo 
möge er dabei dennoch der reformierten und Yutherijchen Kirchen, 
Prediger und Schulen Vorteil wahren; er jolle nämlich die Stellen 
zunächit Evangelijchen zumenden, mit denen dann die Römiſch— 
Katholiichen fich „für ein gewifjes Deswegen” abzufinden hätten 3. 
Ein jolches Verfahren war eine oft geübte Gepflogenheit des Kur— 
fürjten und feiner Räte. Die kleviſchen „Kanonikate, Vifarien, 
und andern Benefizien werden”, jo bejchwerte fich 1670 der neu- 
burgiſche Rat Stratmann, „ineapacibus fonferiert, aus deren 
Händen die catholiei diefelben mit viel Geld redimieren oder ab- 
faufen müfjen. Auch wenn fie capaeibus erteilet werden, müſſen 
diejelben doch an die Regierung ad usus der evangelischen Kirchen 
und Armen für Exrtradierung der Patente große Summen herans- 
geben, und werden io die Kuraten und Paſtoren damit auch be- 
laden” *, Eine Anzahl von Räten war zur Annahme diefer Gelder 
bejtimmt, fpäter wurde der PVoftmeifter Dften als Rezeptor be- 





ı Ebd. 19 ff. ®W. aD. 1113. 
® 9. Ranke, Zwölf Bücher preußifcher Gejchichte II 502. 
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stellt. Mitunter dachte der mit einer katholiſchen Pfründe beglückte 
Proteftant gar nicht mehr daran, dieſe wieder herauszugeben. 
Auf die Propſtei zu St Patroklus in Soeft präfentierte der Kur- 
fürft einen proteftantifchen Knaben, Kaſpar Chriftoph von Neuhoff, 
gen. Ley; der Vater des Junkers ſetzte ſich unter Androhung 
militärifcher Erefution in den Beſitz der propfteilichen Gefälle! 
Förmlich organifiert wurden die Mißbräuche bei der Vergebung 
katholiſcher Pfründen durch eine Furfürftliche „Fundation” vom 
Jahre 1682. Diefer gemäß follten „alle in dem landesherrlichen 
Turno vafant werdenden Präbenden der Fatholijchen Stifte in 
der Hevifchen Provinz an niemand ander® al® en faveur der 
reformierten Geiftlichfeit diefer Provinz und der reformierten Uni- 
verfität Duisburg” vergeben werden. Die Heviiche Regierung 
hatte das kurfürſtliche Kollationspatent „jo teuer al3 möglich an 
ein qualifiziertes Subjekt zu verkaufen”. Drei Viertel des „für 
dieje Präbenden erhaltenen Kaufgeldes” wurden für die Bejoldung 
der Prediger, der Reſt für die Univerfität verwandt. Später ver- 
Yangte man auch bei Verleihung von Pfarreien und Lehreritellen 
ein honorarium ad aerarium ecclesiasticum 2, Das Bedenflichite 
an dieſem zwei Jahrhunderte lang durch die preußische Regierung 
betriebenen Schacher war jelbjtredend nicht die finanzielle Schädi- 
gung der Katholiken, fondern die faktisch gezüchtete Deteriorierung 
des Klerus. „Die meisten Einwohner des Herzogtums Kleve und 
eines großen Teils der Mark”, jo berichtete noch 1794 der preußijche 
Regierungspräfident Rohr, „jind der römischen Konfeffion zugetan, 
und Ddefjenungeachtet werden für dieſen anjehnlichen Teil des 
Volkes die Priejter und Schullehrer ohne gehörige Prüfung be- 
jtellt.” Die Hauptichuld an diefem Mißftande trage der Brauch, 
Pfarreien und Lehrerjtellen an die Meiftbietenden zu vergeben, 
ferner die Politif der Regierung, dem Kölner Erzbiichof das 
Diözeſanrecht nicht zugeftehen zu wollen. Da in dem Lande „feine 
' Weitere Beiſpiele ſ. im Kurken und warhafften Bericht 16 ff 32 F. 
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geiftliche Autorität angeordnet” fei, pflegten Theologieftudierende, 
„ſobald fie Gelegenheit finden, ein Paſtorat, Diafonat oder der- 
gleichen zu erhandeln, fich die Ordines und die Prieſterweihe zu 
verschaffen, auch jo viele Zeugniffe ihrer Kenntnifje und ihres Wohl- 
verhalten, al3 man nur immer haben will. Diejes bürgt aber 
weder für ihre Kenntnis noch Sittlichkeit“, und tatjächlich feien 
daher die kleviſchen Geiftlichen nicht nur unwifjend und intolerant, 
fondern auch zum Teil dem Trunk und andern Laftern ergeben. 

Troß des großen Raubes beim Beginn des neuen Regimes 
war der Hunger der Reformierten nach fatholischen Pfründen noch 
immer nicht geftillt; immer wieder kamen neue Spoliationen 
vor. Im Fahre 1666 äußerte man brandenburgicherjeits in viel- 
jagender Weile: „Wenn man den Katholifen in den Kirchen, 
welche jie 1609 und 1624 gehabt, das Simultaneum gejtattet, 
wenn ihnen von den Renten, welche fie in den genannten Jahren 
bejejjen, die Hälfte wieder ausgezahlt ift, wenn ihnen die nach 
1651 entzogenen Renten ganz rveftituwiert werden jollen, jo kann 
fi) darüber fein Evangelischer bejchweren.”2 Aber die Religions- 
gravamina der Proteftanten in den Ländern des kleviſchen Erbes 
hörten nicht auf; daß dieje mit VBorficht aufzunehmen waren, blieb 
denn jchlieglich auch der brandenburgifchen Regierung nicht ver- 
borgen. Sie fand in einem fpeziellen Falle 1665 darin einen 
groben Widerſpruch, daß die Prediger einerjeits über den „Zu— 
ſtand der Kirchen im Jülichſchen und Bergischen immerhin dolieret, 
auch Anlaß gegeben”, daß Reprefjalien geiibt und Fatholifche 
Geiftliche aus dem Klevifchen ausgewiejen wurden, anderjeits aber 
„ven gegenwärtigen Zuftand der Kirchen, darüber vorhin ſoviel 
Klagens geweſen, gerne oder lieber kontinuiert jehen“ 3 wollten, 
Die kleviſche Klafje der reformierten Synode wies 1665 in ihrem 
„einfältigen aber empfindlichen Bedenken“ darauf Hin, daß ab- 
gejehen von wenigen Bejchwerden der status religionis im Lande 
bon „Jülich, Kleve, Berg und Mark pro praesenti „beſſer jei, als 
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er je geweſen, und ift durch Gottes Gnade in freudigem Zunehmen“ 1, 
Viele diefer Fortfchritte waren doch eben durch Beraubung der 
Katholiken erzielt worden. Bemerkenswert in Hinficht auf pro- 
teftantifche Gravamina ift auch eine Mahnung, die am 11. Juli 
1669 an die Hevifchen Räte erging: man möge Religionsgravamina 
„nicht insgemein Klagen, noch) mit generalibus terminis eraggerieren, 
fondern ad facta et specialia gehen”. In specie habe man die 
casus überjchreiben und benennen follen, worinnen den Unfrigen 
mit foviel Drangjal und Gewifjenszwang zugejeßt werde. In 
den Punkten, welche mit weitläufigen seriptis und Süßen pro 
et contra jeien ventiliert worden, habe man dergleichen große 
und gefährliche Dinge nicht finden können, die zu jo beweglichen 
lamentationibus und jo harten Bejchuldigungen Urſach und An- 
aß geben jollten 2. 

Diejes Gebaren auf jeiten der Broteftanten trug in erheblichem 
Maße dazu bei, dat die Religionsverhandlungen zwijchen Branden- 
burg und Pfalz-Neuburg einen jo unendlich fchwierigen Verlauf 
nahmen; nicht minder retardierend wirkte der fonfejfionelle Starr- 
finn des Großen Kurfürften, fein nie ermüdendes Streben, den 
Konfejfionsgenofjen Vorteile zu verjchaffen — natürlich auf Kojten 
der Katholiken; jelbjt feine entjchiedenen Bewunderer müſſen jeine 
kleviſche Kirchenpolitif al3 „widerjpruchsvoll, grundjaglos”3 ber 
zeichnen. Darftelleriich ift e8 ja ungemein wirfungsvoll, wenn 
Mar Lehmann bei Erzählung diejer Verhandlungen in allen Maß— 
nahmen Friedrich Wilhelms ein reiches Maß von Nachgiebigfeit 
und fortfchrittlich Fonziliantem Sinne nachzuweifen jucht, damit 
der katholiſche Gegner als finjterer Reaktionär um jo Fenntlicher 
jei. In der Gejchichtjchreibung galt ein folches Vorgehen von 
jeher als mindeſtens gefährlich für die Objektivität. Lehmann hat 
feinen Verſuch gemacht, den Standpunft der beiden „reaktionären“ 
Pfalzgrafen auch nur verjtehen zu wollen. Wolfgang Wilhelm 





!Rehmann, Preußen und die Fatholifche Kirche feit 1640 I 182. 
2 Ebd. I 233, ® Kahl, Über Barität 21. 
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( 20. März 1653) und jein Sohn Philipp Wilhelm jahen e3 
als Gewifjenspflicht an, das große Unrecht, das unmittelbar nad 
der Befitergreifung durch Brandenburg und Neuburg den Flevi- 
ſchen und jülichichen Katholiken widerfahren war, nach Kräften 
wieder gutzumachen und den durch die Neverjalien geforderten 
Status von 1609 herzuftellen. Wären die Berjprechungen von 
1609 gehalten worden, jo hätte, wie man neuburgiſcherſeits ein- 
mal äußerte, „den Katholijchen nicht genommen und den Evan- 
gelifchen nicht gegeben werden fünnen; denn die Reverjalien privi- 
legierten die Katholischen ebenjohoch als die Evangelischen“ 1. 
Das iſt der wejentliche Punkt, den rund und nett herauszuftellen 
Mar Lehmann unterlafjen Hat, jehr auf Koften der Klarheit feiner 
ganzen Unterjuchung. 

Am übrigen verträgt das, was in jenen Religionzitreitigfeiten 
auf jeiten der Katholifen an Gewalttätigfeiten vorfam, feinerlei 
Berjchweigung oder Vertuſchung. Es war ja von Anfang an zu 
verjtehen, daß die Katholiten der Vergewaltigung ihrer garan- 
tierten Religionsfreiheit und des Firchlichen Befites nicht untätig 
zujahen; es kam zur Abwehr gegen die Aggreſſive der Nefor- 
mierten „mit tätlicher Abweiſung der Prädifanten, Verſperrung 
ihrer Bredigthäufer und jonjten in andere Wege”? Man lebte, 
das gilt den beiden Neligionsparteien zu einer gewiljen Ent- 
Ihuldigung, in einer Zeit rauher Sitten und aufs äußerſte auf- 
geregter konfeſſioneller Empfindungen. Sp wurden denn in Jülich— 
Berg, als der Pfalzgraf nach feiner Konverfion den Katholiken 
ihr entzogenes Eigentum zu reftitwieren juchte?, weder das Emp- 
finden der Andersgläubigen gejchont noch Härten vermieden. Aber 
es find wohlfeile Triumphe, die Mar Lehmann feiert, wenn er 
eine Anzahl Frafjer Fälle zujfammenftellt, geeignet, den furor pro- 
testanticus zu erweden: ein leichtes wäre es, grauenvolle Bilder 





13.Schröder, Zur brandenburgifchen Kirchenpolitif am Niederrhein 495. 

? Gründtlicher Bericht ober das Kirchen- und religion-Wefen in den 
Fürſtentumben Gülich, Eleue zc. 1649, 10. 
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proteftantifcher Intoleranz, wie fie gegen die kleviſchen Katholiken 
von feiten der Regierung wie auch kampfluftiger Prediger und 
ihrer Gemeinden geübt wurde, in langer Reihe vorzuführen; jchon 
allein das Verzeichnis der 303 Religionsgravamina von 16631 
wäre eine in diefer Hinficht ſehr auffchlußreiche Lektüre. 

Den unaufhörlichen Streitigkeiten jollte der zwiichen Branden- 
burg und Neuburg im Jahre 1647 abgejchlofjene Provifional- 
vertrag ein Ziel ſetzen: das Jahr 1609 wurde für den Firchlichen 
Befis, 1612 für die Zulafjung der Religionsübung als ausjchlag- 
gebend bezeichnet. Hätte der Kurfürft diefen Vertrag ausgeführt, 
jo hätte den Katholifen von Kleve eine lange Reihe von entzogenen 
Beſitzſtücken zurücgegeben, auch an zahlreichen Orten der refor- 
mierte Gottesdienſt eingeftellt werden müſſen. Daran jcheiterte 
denn brandenburgifcherjeit3 die Ausführung der Stipulationen, 
mochte der Pfalzgraf auch wiederholt darum erjuchen. Inzwiſchen 
war der Weſtfäliſche Friede abgejchloffen und darin, wie befannt, 
1624 als Normaljahr feftgefegt worden. Neuburg erklärte fich 
bereit, den Frieden auszuführen — nach Ablauf der zehn Fahre, 
auf die man fich in dem Bertrage von 1647 ‚verglichen Hatte. 
Dieje Propofition erregte das ganz befondere Mißfallen des Kur- 
fürjten®. Das Jahr 1624, in welchem am Niederrhein unter dem 
Schuße ſpaniſcher Beſatzungen eine umfangreiche katholische Reftau- 
ration jtattgefunden hatte, war den Katholifen ausnehmend günftig; 
diefer Sachverhalt kam denn auch in den weiteren Maßregeln 
Friedrich Wilhelms zum Ausdrud. Es erging an alle Elevifchen 
katholiſchen Stifte, Kollegien, Klöfter und Pfarreien die Androhung 





! Kurker vnd warhaffter Bericht 15—50. 

? Gründtliher Bericht 22. Der Vorwurf offenbarer Unredlichkeit, den 
Lehmann (Preußen und die Fatholifche Kirche jeit 1640 I 60) gegen bie 
faiferlichen und pfalzgräflichen „jeſuitiſchen Ratgeber“ richtet, ift hinfällig. 
Über die rechtliche Zuläffigkeit des Antrages Pfalz-Neuburgs |. auch E. A. La— 
peyres, Geſchichte und heutige Verfaffung der Fatholifchen Kirche Preußens 

220. 
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von Reprefjalien: „Im Fall fie bei des Herrn Pfalzgrafen zu 
Neuburg Fürftlicher Durchlaucht die vollfommene Rejtitution aller 
und jeder feit dem Jahre 1614 in den Fürftentümern Jülich und 
Berg zerftörten reformierten Gemeinden vor Weihnachten nicht 
zumwege bringen und verjchaffen würden, jo jollte ebenergejtalt 
wider die kleviſche Geiftlichfeit verfahren werden.“ Auch juchte 
der Kurfürſt bei diefer Gelegenheit die Freiheit von bürgerlichen 
Laſten für die Pfarrhäufer und Predigthäufer der jülichichen Re- 
formierten zu erzwingen. Der Bfalzgraf ließ fich jedoch nicht ein- 
Ihüchtern, im Vertrauen auf den Schub des Kaiſers; diejer hatte 
den Erzbijchof von Köln und den Herzog Auguft von Braun- 
ichweig zu Kommifjaren für die Durchführung des Normaljahres 
1624 in Jülich-Kleve ernannt, da der brandenburgijche Be 
dem Bergleiche von 1647 „nicht nachgelebt“ habe. 

Anftatt nun den Streitfall zu vichterlicher Entjcheidung zu 
bringen — Pfalz-Neuburg 2 behauptete, der Kurfürft habe das ex 
diffidentia causae unterlafjen —, griff Friedrich Wilhelm zu den 
Waffen, antivortete mit einem „Öewaltaft”3. Er wagte das Un- 
geheuerliche, drei Jahre nach dem Friedensichluß die Fahne des 
Religionsfrieges wieder zu entfalten, wie der Pfalzgraf klagte, 
„neue Unruhe und Kriegsempörung im Römiſchen Reiche, unferem 
geliebten Baterland, dem von dem vorhin ausgeftandenen lang- 
wierigen und jehr verderblichen Krieg der blutige Schweiß nod) 
faum abgetrodnet ift“, zu erweden®t Ein glüdlicher Ber- 
lauf des Krieges bot dem Hohenzollern die Ausficht auf den 
Alleinbefig des gejamten Erbes; jein Auftreten als Hort des 





1 Die betreffenden Aktenſtücke ſ. in Beltendige Widerlegung der ver- 
meinten Chur-Brandenburgifchen kurtzen Anzeige Anftatt Manifefts 1651, 
Bl. & 2 ff. 

»Pfaltz⸗ Newburgiſcher Gegenbericht auff daß | ahm Kayferlichen Hofe 
durch den Chur-Brandenburgifchen Gefandten | Joachim Friederich Freyherrn 
von Blumenthal vbergebenes Memorial. 1651. BI. U. 4. 

® Drodyfen, Geſchichte der preußifchen Politif TI 3, 2, 8. 
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PBroteftantismus follte ihm beſonders auch den. Beifall der Hol: 
Yänder fichern!. 

Jedermann weiß, daß das Unternehmen für Friedrich Wilhelm 
ungfüclich endete. Im Friedensvertrage mußte er ſich für Zu— 
laſſung der kaiſerlichen Kommiffion erflären, bis zu definitiver 
Regelung der Angelegenheit follte der status quo gewahrt 
werden. | 

Auch jet noch wollte Brandenburg nicht von feiner zu den 
Reverjalien in offenem Widerjpruch ftehenden Annahme laſſen, 
als fei durch die Erklärungen von 1609 an allen Orten der jülich- 
Elevifchen Lande für alle drei Konfejfionen Aeligionsfreiheit ver- 
ftattet, ganz gleich, ob in einem der Normaljahre das Religions: 
ererzitium beftanden habe oder nicht. Ein endliches Zufammentreten 
der Kommiſſare wußte die kleviſche Regierung immer wieder zu 
verhindern und, wie Pfalz.Neuburg äußerte, litem immortalem 
zu machen. Auf die weiteren Bejtrebungen des Pfalzgrafen, die 
reformierte Religionsübung im Jülichſchen auf den durch Die 
Neverjalien geforderten Status von 1609 wieder zu bejchränfen, 
antwortete der Kurfürjt mit neuerlichen Repreſſalien. Nach mühe- 
vollen Berhandlungen fam es zu dem Bertrage von Dorften 
(14. Februar 1665), doch brachten diefen alsbald die kleviſchen 
Protejtanten? zu Fall. Der im folgenden Fahre abgejchlofjene 
Vertrag von Kleves iſt ebenfalls nicht zur Ausführung gelangt. 





ı M. Bhilippjon, Der Große Kurfürft I, Berlin 1897, 152. 

? Daß die Elevilchen Katholifen ihrerfeits um des Friedens willen zu 
Konzeifionen bereit waren, bewies die Tatjache, daß 1665 die kleviſche 
fatholiihe Ritterſchaft und das Kapitel von Kanten eifrigft für die Bei- 
behaltung des Dorſtenſchen VBergleiches eintraten, obfchon fie betonen mußten, 
feiner mit gefundem Willen werde leugnen und in Abrede ftellen können, 
wenn alles nach den Reverſalien objerviert und gehalten werde, müffe den 
Katholifen weit mehr, al3 im Vertrage eingeräumt fei, zurücgegeben werden. 
Bgl. ©. Schneemann, Die preußifche Kirchenpolitif in Kleve- —— in 
Stimmen aus Maria⸗Laach XXV (1883) 144 f. 

® Brandenburgifcher Kommiſſar war Franz Meinders. Vgl. A. —— 
Franz dv. Meinders, Leipzig 1892, 18 ff. 
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Ein neuer Rezeß wurde am 6. Mai 1672 zum Abſchluß gebracht. 
Es wurden zunächit über den Eirchlichen Befibitand der drei Kon- 
feffionen in den beiderſeitigen Gebieten Abmachungen getroffen, 
die bürgerliche Gleichſtellung aller Konfejfionen anerkannt; den 
katholiſch-kirchlichen Oberhirten gegenüber berief fich Brandenburg 
wiederum auf das wirkliche oder vermeintliche Herfommen, wie 
denn in dem Rezeſſe! die jtaatsficchlichen Anjprüche des Kur- 
fürften zu deutlichjter Anjchauung kamen. 

Der Heilige Stuhl hat im Hinblid auf dieje Prätenfionen wie 
nicht minder wegen des allgemeinen Grundes, daß ohne jein Vor- 
wifjen über fatholisch-firchliche Gegenftände zwijchen Neuburg und 
Brandenburg Berträge gejchloffen worden waren, Brotejte gegen 
die Negotiationen zwijchen den beiden Staaten ins Auge gefaßt, 
jedoch mit Rückſicht auf die außerordentliche Schwierigkeit der 
Berhältnifje diefen Plan nicht ausgeführt 2. 

Den gleichen Charakter wie in Kleve zeigte die Kirchenpolitif 
des Kurfürften auch in andern Territorien; denn inzwijchen hatte 
der brandenburgifche Staat einen weiteren Zuwachs an katholiſchen 
Untertanen erhalten. Drei ehedem katholiſche, reichsunmittelbare 
Hochitifte waren durch den Weſtfäliſchen Frieden in feinen Befit 
gelangt. 

Nur noch geringe katholiſche Spuren wies das Fürftentum 
Minden auf; Hier wurde den Inhabern der den Katholifen am 
Dome verbliebenen Pfründen und einiger weiterer Stellen jowie 
dem Kollegiate St Johannes und dem Benediktinerflofter St Simon 
und Mauritius der Beſitzſtand von 1624 zugefichert. Dem Dom- 
fapitel wurde die Jurisdiftion über die Fatholifchen Geiftlichen 
„übertragen“; doch jollten dem reformierten Landesheren „die 
iura, Hoheiten und Befugniffe, welche die vorigen: Bijchöfe in 
ecclesiasticis gehabt, unverrückt verbleiben“, an den Kurfürften 





! Die Einzelheiten f. bei Laſpeyres, Gejchichte und heutige Verfaſſung 
der katholiſchen Kirche Preußens I 218 ff. 
? Bol. Hiltebrandt, Preußen und die römifche Kurie I 46 ff 69 ff. 
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allein war die Berufung von Sentenzen de3 Kapitels zu- 
Yälfig !. 

Am Magdeburgifchen Hatten fi) nur ein Männer- und vier 
Frauenflöfter erhalten; den letzteren wurden zeitweilig nach dem 
Status von 1624 protejtantische Pröpſte vorgejeßt; der Landes- 
herr vindizierte fich bei der Abtiffinnenwahl das Beftätigungsrecht; 
ausdrüclich war den Klofterinfafjen freier Austritt zum Zweck 
der Verheiratung geftattet. Von dem ganzen Territorium war 
öffentliche katholiſche Religionsübung ausgejchlofjen 2. 

War der Weſtfäliſche Friede für die nicht unbeträchtliche Zahl 
der Katholifen Halberftadts injofern nicht ungünftig, als nicht 
1624, jondern das für fie weit vorteilhaftere Jahr 1627 als nor- 
mierend gelten jollte, jo brachte der in dem gleichen Bertrage be- 
jtimmte Übergang des alten Stiftes an Brandenburg jofort eine 
jchwere Enttäufchung: im Homagialrezeß gejtand Friedrich Wil- 
heim ihnen nur die 1624 innegehabten Rechte zu. Die Fatholijche 
Kirche bejaß nur noch einige wenige Kanonifate, aber zwölf Klöfter, 
die Öffentlichen Gottesdienjt hielten und zum Teile fich der Barochial- 
rechte erfreuten. Leider blieb in einer Anzahl dieſer Konvente ein 
uicht® weniger als flöfterlicher Geift herrjchend, wie bei den 
Schwierigkeiten, die der Firchlichen Bifitation der Klöfter entgegen- 
jtanden, leicht zu begreifen ward. Im Rezeſſe erklärte der Große 
Kurfürt, feine Konfiftorialrechte über die Katholiken „nur durch 
katholiſche Subjekte“ ausüben zu wollen und beauftragte dieferhalb 
den Generalvifar des lebten Bijchofs, den Domherrn Johann 
Friedrich von Deutich, der fich von dem Metropoliten, dem Mainzer 


ı Dgl. Wurm, Art. „Minden“ in Weber und Weltes Kirchenler. 
VIIL? 1537; dafelbft weitere Literatur; Laſpeyres, Gefchichte und Heutige 
Berfaffung der katholiſchen Kirche Preußens I 216; €. U. Culemann, 
Sammlung derer vornehmiten Landes-Verträge des Fürftentums Minden, 
Minden 1784, 230 ff. 

® Lafpeyres a. a. D. 101 ff. 

* Im Jahre 1671 hatte Biſchof Maceioni eine PVifitation vornehmen 
können, die aber feine bleibenden Früchte trug. Bol. Hiltebrandt, 
Preußen und die römische Rurie I 34 ff 51 ff. 
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Erzbijchof, feine VBollmachten erteilen Tief. Nach dem Tode des 
Generalvifars, der ohne Auftruftion von brandenburgijcher Seite 
geblieben war, wurde eine jolche verfaßt, ein wahres Kabinettjtüd 
ſtaatskirchlicher Prätenſionen. Sfandalöjerweije fand ſich auch ein 
hochgeſtellter Geiftlicher, der Abt Plazidus Meinders von Ammens— 
leben, der bereit war, dieſen Weiſungen nachzukommen. 

In dem merkwürdigen Schriftſtück! wurde dem Abte vom Kur— 
fürſten aufgetragen, er ſolle „Unſere hohen iura in ecclesiasticis 
et spiritualibus bei denen, welche der römiſchen katholiſchen 
Religion beigetan, rejpizieren und beobachten, dagegen weder dem 
Pontifici Romano, noch Episcopo, Metropolitano oder fonften 
jemanden das geringste nicht verjtatten und einräumen, jondern 
an Unjerer Statt alles dasjenige, was Uns als episcopo et 
ordinario in geiftlichen und Klofterjachen zu handeln, zu ordnen, 
zu ändern, zu verbeſſern und ſonſt in einige Wege zufommt, tum 
und verrichten, bei Begebenheit die dispensationes episcopales 
circa ritus Ecclesiae Romano-Catholicae in Unjerem hohen 
Namen erteilen, die aber in matrimonialibus etwan fürfommen- 
den casus an Uns oder Unjere halberjtädtiiche Regierung be- 
richten”. Er jolle ferner auf Chorbeſuch, Wandel und Gottesdienft 
der Religioſen achten, zujammen mit Deputierten des Landes- 
herrn die Klöfter vifitieren und deren Güterverwaltung überwachen, 
überhaupt „alles tun, was einem getreuen, gewifjenhaften und 
frommen Vicario in Spiritualibus zuftehet und gebühret — 
jedoch mit Vorwiſſen gedachter Unſerer Regierung, geftalt mit der- 
jelben er jein Vorhaben allemal vorhero zu kommunizieren und 
von jeiner Verrichtung Nachricht zu geben hat“. 

Noch Fraujer als diefe wahrhaft ungeheuerlichen Weifungen er- 
jheint das Beginnen des Hiftorifers Mar Lehmann, der allen 
Ernſtes ſich anftrengt, fie als berechtigt nachzuweifen: „Der Para- 
graph des Weſtfäliſchen Friedens, welcher von der Aufrechterhaftung 





! Lehmann, Preußen und die Tatholifche Kirche jeit 1640 I 302 ff. 
Bur Beurteilung vgl. Hiltebrandt a. a. DO. I 165. | 
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der Diözefangewalt katholiſcher Biſchöfe handelte, konnte hier auch 
bei der fühnften Interpretation feine Anwendung finden, es gab 
eben feinen katholiſchen Bifchof mehr in Minden, Magdeburg und 
Halberftadt, die bifchöfliche Gewalt war in den Händen des num 
proteftantifchen Landesheren.”1 In diefen Händen hat nur Un- 
wifjenheit fie fuchen fünnen. Hatten im Osnabrückiſchen Frieden 
die Katholiken zugeftanden, daß die Jurisdiktion der Bijchöfe über 
Angehörige des Augsburgifchen Befenntnifjes aufgehoben fein jolle, 
jo war es ficher nicht Abficht der Paziszenten, die erfannte Un- 
tunlichfeit aufs neue zu jtatuieren und protejtantiichen Fürften 
Biichofsrechte über Katholifen zu übertragen. Einen wertvollen 
Fingerzeig gibt Art. 13, 8 8: Im Stifte Osnabrück follen die iura 
episcopalia, jobald nach dem Turnus ein proteftantischer Biſchof 
erwählt it, durch den Kölner Erzbiichof als den Metropofiten 
geübt werden. Und das war jelbjtverjtändlich; denn e3 wird, 
wie Kurköln 1712 Brandenburg gegenüber, eine Binjenmwahrheit 
des kanoniſchen Rechts darlegend, ausführte, „wann den Katho- 
lichen die iurisdietio ecclesiastica ihrer Prieſter und Bijchöfe 
entzogen ijt, ihnen eo ipso usus suorum sacramentorum und 
das Hauptwejen ihrer Religion benommen”2. Aus dem gleichen 
Grunde unterliegt e3 nicht dem geringjten Zweifel, daß im Nor- 
maljahre 1624 alle katholiſchen Gemeinden in proteftantijchen 
Territorien in Verbindung mit einem katholiſchen Bifchof geftanden 
haben und alle Priefter von einem folchen Jurisdiktion bejaßen. 
Für einzelne Teile des ungeheuern Miffionsbezirkes Norddeutjch- 
lands waren jchon im Dreißigjährigen Kriege Apoftolifche Miffio- 
näre bejtellt worden, jo 3.B. Johann von Leckow für Branden- 
burg. Dem für die Lande des Fonvertierten Herzogs Johann 
Friedrich von Braunſchweig ernannten Apoftolifchen Vikar Valerio 
Maccioni wurde am 23. April 1669 durch den Mainzer Erzbifchof, 





Lehmann, Preußen und die Fatholifche Kirche feit 1640 I 91. 


? Umvermeidliche undt gründtliche Verthätigung der Erk- und Biſchoff⸗ 
licher jurisdietion 1712, 9. 
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jpäter auch durch den Heiligen Stuhl Vollmacht für Halber- 
jtadt und Magdeburg erteilt, wie denn der Prälat auch in aller 
Heimlichkeit eine BVifitationsreife in diefem Gebiete unternahm. 
Übrigens hatte der Abt Meinders doch noch foviel Gewifjen, daß 
er es mit feiner Iandesherrlichen Ernennung nicht bewenden ließ. 
Er bat den — freilich nicht zuftändigen — Erzbijchof von Mainz 
um Delegation und verwaltete jein Amt bis 17042. 

In Preußen verfocht Friedrich Wilhelm jeine Jurisdiktions— 
anfprüche mit gleicher Konjequenz. Der Bilchof von Ermland 
durfte wohl über die Geiftlichen in Königsberg fein Auffichtsrecht, 
wie e3 in den Pakten fejtgelegt war, ausüben, aber „actus, Die 
wider Unjere hohen iura territorialia und episcopalia laufen 
möchten”, wurden ihm nicht verftattet; bezüglich der Ehegericht3- 
barkeit fam es zwiſchen Kurfürft und Bilchof zu weitläufigen 
Auseinanderjegungen?. Und als Friedrich Wilhelm das Terri- 
torium dieſes geiftlichen Fürften durch Schwedens Vermittlung zu 
erlangen Aussicht hatte, jtellten jofort jich auch feine epijfopalen 
Anſprüche ein; aus der furzen Zeit (1656—1657), in der Erm- 
land in brandenburgifchen Händen war, Liegen jelbjt Andeutungen 
von einer geplanten Kalvinifierung des Ländchens vor #. 

Den Katholiken Preußens eine weniger beengte Exiſtenz zu ver- 
Ihaffen, war die Krone Polens bei den Lehensverhandlungen mit 
Friedrich Wilhelm wiederum bejtrebt, aber ohne bedeutenderen 
Erfolgd. Wären doch wenigftens die alten Verträge im vollen 





U. Pieper, Die Propaganda-Kongregation und die nordifchen Mil: 
fionen im 17. Jahrhundert, Köln 1886, 51 ff. Hiltebrandt a.a.D.131ff. 

2F. W. Wo ker, Agoftino Steffani, Biſchof von Spiga, Köln 1886, 59 ff. 

® Dittrich, Geſchichte des Katholizismus, in Ermländ. Zeitfchr. XIII 200, 

* Urkunden und Altenſtücke zur Gefchichte des Kurfürften Friedrich Wil- 
helm, herausgeg. von B. Erdmannsdörffer VII, Berlin 1877, 560 ff. 
Bol. U. Kolberg, Ermland als Furbrandenburgifches Fürftentum 1656 
bis 1657, in BZeitjchrift für Gefchichte Ermlands XII (1899) 479 ff. 

° H.Erner, Die Beziehungen zwiichen Brandenburg- Preußen und Polen 
1640— 1648 (Brogramm), Oſtrowo 1908, 10. 
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Umfang beobachtet worden!! Aufs neue jagte der Kurfürft die 
treue Einhaltung der alten Pakten zu, als er im Wehlauer Ver- 
trage 1657 über das herzogliche Preußen die Souveränität er- 
hielt2; den früheren lehensrechtlichen Kautionen kam nunmehr 
völferrechtlicher Charakter zu. Das Jahr des Wehlauer Vertrages 
wurde Später durch das Ungeſchick des zum Bermittler in einem 
Streitfalle angerufenen Kardinals und Erzbijchofs Radziejowski 
von Gnejen als Normaljahr für den Befisitand der Katholiken 
fejtgelegt; eine Zunahme des letzteren war fortan ausgejchlofien 3. 
Ein notgedrungenes Entgegenfommen zeigte der Große Kurfürft 
gegenüber den Wünſchen der frommen Königin Marie Luije von 
Polen, die zur Unterftügung der katholiſchen Seeljorge in Königs— 
berg für diefe Stadt eine Niederlaffung der Jeſuiten zu ermög- 
lichen wußtet. Die Tätigkeit der Ordenspriefter in Erziehung 
und Seeljorge war jedoch fortwährenden Beunruhigungen aus- 
gejeßt, zumal nach der Aufhebung des Ediktes von Nantes. Da- 
mal3 dachte der Kurfürjt daran, mit der Ausweilung der Jeſuiten 
auf die Härte Ludwigs XIV. zu antworten; auch in andern 
Landesteilen wurden Netorfionsmaßregeln gegen die Fatholijchen 
Untertanen angeordnet. Aber es fam nicht weit über Drohungen 
hinaus, da man befürchtete, es würde wiederum für jolche Demon- 
jtrationen an den Reformierten in Polen Vergeltung geübt. 
Auch in andern Gebietsteilen jah fich Friedrih Wilhelm ge- 
nötigt, jeine Fürſorge für die Evangelifchen durch Gründe ftaat- 
licher Zweckmäßigkeit einzufchränfen, jo in den Bezirken Lauenburg 
und Bütow, wo die protejtantiiche Mehrheit von ihm vergebens 
eine über den mit Polen abgefchloffenen Vertrag hinausgehende 
Förderung ihrer Intereſſen erhoffte; ebenjo in Draheim, wo es 
galt, durch Rückſichtnahme auf die wenigen Katholiken eine Wieder- 





" Dittrich, Gefchichte des Katholizismus, in Ermländ. Zeitſchr. XIII 
160 f 164 ff. 

? Bota, Untergang des Ordensſtaates Preußen 514 ff. 

® Dittrid a. a. DO. XIII 974. * Ebd. 168 ff. 
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einlöfung des von Polen verpfändeten Ländchens zu verhüten. 
Ähnliche Rückſichten waren im Kreiſe Schwiebus maßgebend, den 
ihm Kaifer Leopold 1686 abgetreten hatte. 

Hochherzige und großzügige Toleranz hat der Große Kurfürft 
den Katholifen feiner Länder nicht bewiejen. Das brandenburgijch- 
preußiiche Staatswejen jeiner Zeit war noch durchweg der pro- 
teftantifche Konfeffionsftaat, in dem der Landesherr, mit keines— 
wegs freudigem Herzen einigermaßen die bejtehenden Berträge zu 
befolgen juchend, der Fatholischen Minderheit ein bald größeres 
bald geringeres Duantum von Duldung zumaß, ohne jemals an 
eine paritätiiche Behandlung der Fatholischen Kirche zu denken. Die 
Härte, mit der Friedrich Wilhelm in zahlreichen Fällen die Katho— 
lifen in ihrem materiellen Beſitz wie nicht minder im Heiligtum 
des Gewiſſens gefränft hat, war zu einem Teil ein Fehler des 
Sahrhunderts überhaupt, zum andern aus des Kurfürften intenfivem 
fonfejjionellem Bemwußtjein erflärbar. Aber wenn bei ihm Hin 
und wieder der Eifer des Neformierten Hinter rein politische Er- 
wägungen zurücktreten muß, jo zeigt er fich als Vorboten einer 
neuen Zeit, die die Kirchenpolitif nicht mehr ausschließlich von 
religiöjen, jondern von weltlich-staatlichen Gejichtspunften be- 
herrjcht jein Yäßt. Übrigens fcheint auch das höhere Alter feinen 
religiöjen Zelotismus abgejchwächt zu haben. Das Tejtament von 
1686 jpricht von den Katholiken in durchaus maßvollen Worten: 
Woſelbſt die katholiſche Religion üblich und im Schwange jei, 
dürfe nichts Neuerliches und Gewaltjames gegen fie vorgenommen 
werden; Die ihr zugewandten Geijtlichen und andern Berjonen 
jollen bei ihren Kirchen, Klöftern, Präbenden, Nenten und Ein- 
fommen nicht weniger als die Evangelischen geſchützt und in feine 
Wege gefränft noch beeinträchtigt werden. Vor aller Gewifjens-, 
Herzens- und Religionsverfolgung habe er jederzeit abhorrieret 
und Gott allein die Beherrſchung der Gewiffen überlafjen ı. 
Wiewohl dieſe letzte retrofpeftive Bemerkung durch eine große 





' Droyjen, Geſchichte der preußifchen Politif TI 4, 4, 201. 
4* 
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Anzahl feiner Regierungsmaßregeln als unzutreffend gekennzeichnet 
wird, jo beweift fie dennoch, daß der Herrjcher am Ende feines 
langen und bewegten Lebens innerlich von einer Politik der Ge- 
walt und Bedrückung gegenüber der katholiſchen Kirche abgefommen 
war. Aber e3 iſt bezeichnend, daß er noch am Abend vor jeinem 
Tode feine Schwiegertochter Luiſe Charlotte, die Witwe jeines 
Sohnes Ludwig, mit dem Aufgebote feiner legten Kräfte vor dem 
Übertritt zum Katholizismus zu warnen beftrebt war !. 


Biertes Kapitel. 


Die beiden erjten preußiſchen Könige und ihre PAARE 
lirchliche Politik. 


Auf den innigen Zufammenhang, welcher zwijchen der ftaat3- 
ficchenrechtlichen Praris Kurbrandenburgg und den Theorien 
Samuel von Bufendorfs, des berühmten, 1694 in branden- 
burgiſchen Dienften verjtorbenen Publiziſten, unverkennbar bejteht, 
it von verjchiedenen Gejchichtsforjchern Hingemwiejen worden. 
Sicherlich war e3 eine für das deutjche Geiftes-, Staats- und 
Rechtsleben bedeutungsvolle Tat, als Pufendorf die naturrecht- 
lien Ideen in das Denken der Nation einführt. Wurde jebt, 
am Ende der großen europäifchen Religionskriege, unter Abweiſung 
kirchlich⸗religiöſer Zwecke, das Ziel des Staates, den man als rein 
weltliche Gebilde aus der Utopie freien Vertrages herzuleiten 
juchte, ausjchließlich auf das politifche Gebiet verlegt, jo konnte 
daraus für die Herbeiführung wahrer Toleranz im Staate viel 
erhofft werden. Vorerſt blieben diefe Hoffnungen umerfüllt. Eben 
zur Steigerung der Macht feines, wie er ftarf betont, ſouveränen 
Staates wies Pufendorf diefem ftraffe Handhabung des Kirchen- 
vegimentes zu. „Von Toleranz im eigentlichen Sinne“, bemerkt 
E. Tröltſch mit Recht, „ift bei Pufendorf noch gar nicht die Rede, 
weder von jeiten des Staates noch von feiten der Kirchen, fondern 





Droyſen, Geſchichte der preußifchen Politik TI 3, 3°, 570. 
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nur von einer Säfularifation und VBerjelbftändigung des Staates 
und von einer eventuell erziwungenen Mäßigung dogmatischen 
Eifer in der Kirche. Sein Ideal ift der Konfeſſionsſtaat mit 
einer die politifchen Zwecke nicht ftörenden einheitlichen Staats— 
firche. Nur wirtichaftliche und pofitiiche Gründe können dazu 
führen, neben dieſer Staatsfirche auch difjentierende Kirchen zu 
dulden, aber dann ebenfalls nur unter Vorausſetzung ftrengiter 
ſtaatlicher Kontrolle.” 1 

Wie in diefen Anfchauungen Pufendorfs feine Firchenpolitischen 
Borftellungen, jo fommen in jeinen Darlegungen über die Fatho- 
Yiiche Kirche feine Abneigung gegen dieſe und feine Intoleranz 
zum unzweideutigen Ausdrud. Vom Papſte hat nach dem Urteile 
Heinrich von Treitjchkes ? „Ichärfer, grimmiger jeit den erjten Jahr: 
zehnten der Reformation fein Lutheraner gejchrieben” als der 
brandenburgijche Hofhiftoriograph ?. 

Dieje zwei Punkte der Bufendorfichen Lehre, ein jtarfes Betonen 
des Staatsgedanfen? und ein Hervorheben des proteftantijchen 
Gegenfates gegen Rom, jollten unter Preußens erften Königen 
einen großen Einfluß ausüben; danach war es einftweilen um die 
Sache der religiöjen Freiheit für die Katholiken nicht eben Hoff- 
nungsvoll bejtellt. Ya es war ihr in dem jungen Königreiche 
ein neuer, gefahrdrohender Gegner entjtanden. Ye mehr Kur- 
ſachſens Politik die Evangelifchen im Reiche mit Entrüftung erfüllte, 





I € Tröltſch in Deutjche Literaturzeitung 1900, 3372. 

? Hiltorifche und politifche Auffäge IV, Leipzig 1897, 279 ff. 

® Bgl. Friedr. Lezius, Der Toleranzbegriff Lockes und Pufendorfs, 
Leipzig 1900, 1027. In feinem antifatholifchen Eifer läßt fich Pufendorf 
zu dem Sabe Hinreißen, in der vorfonftantinifchen Zeit habe der Kirche der 
unermeßliche Segen eines Faiferlichen Kirchenregiments3 gefehlt, und dies fei 
von den verhängnispolliten Folgen geweſen. Die Souveränitätsrechte des 
Staates nimmt er „mit folcher Härte wahr, daß für die Selbftändigfeit der 
Kirche Fein Raum übrig bleibt. Seine Tendenz iſt antikirchlich, voll Feind- 
Ihaft gegen die katholiſche Hierarchie, voll Mißtrauen auch gegen den 
evangeliichen Lehritand, der ihm oft genug nicht — ſtaatstreu vor: 
kam“ (ebd. 72). 
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defto Tebhafter ertünte unter den proteftantiichen Ständen der 
Auf, „daß Brandenburg unter ihnen das Hauptwejen und direc- 
torium zu führen” beftimmt ſei. Hatte jchon der Große Kurfürft 
als Schutzherr aller Neformierten gegolten und als jolchen fich 
bejonders gegenüber den aus Frankreich vertriebenen Hugenotten 
bewiejen, fo fchien nach der Konverfion des Kurfürjten Friedrich) 
Auguft von Sachjen (1697) die Aufgabe der Brandenburger eine 
noch umfafjendere geworden zu jein. Und als nun gar der branden- 
burgifch-preußifche Staat dur) die Königswürde ausgezeichnet 
worden war, erfannten die Broteftanten darin eine Fügung der 
Borjehung: dieſe habe eine neue Macht gejchaffen, die den pro- 
teftantiichen Angelegenheiten „mit mehrerem Nachdrudf beitreten 
fünne” 2. Die Schußpolitif Brandenburgs zu Gunften ausmwärtiger 
Broteftanten jollte in der Folge den inländischen Katholiken viele 
Bedrängnifje bringen. 

Die eifrige proteftantiiche Gefinnung, die den Kurfürften 
Friedrich III. bejeelte, der als Friedrich I. im Jahre 1701 ſich 
die Königsfrone aufs Haupt gejeßt Hat, ift während der Lebens— 
zeit dieſes Herrſchers manchmal unterjchäßt worden, jedoch völlig 
mit Unrecht. Nur die philofophifche Königin Sophie Charlotte 
erjcheint mit der proteftantiichen Orthodorie mit ganz lockeren 
Banden verfnüpft®, aber ihr Gemahl war dem Proteftantismus 
von Herzen zugetan, ebenjo aus religiöfen wie aus politischen 
Gründen. In letzterer Hinficht enthält fein Teftament merkwürdige 
Äußerungen. Friedrich ift ſich Elar bewußt, daß „durch die Refor- 
mation und die dabei jährlarifierten Fürftentiimer und Lande die 
Macht Unjeres Haujes merklich angewachſen iſt“; daher müffe, 
„wenn der Papſt wieder die Oberhand befommen follte, Unfer Haus 





S. v. Pufendorf, Einleitung zu der Hiftorie der vornehmſten Reiche 
und Staaten I*, Frankfurt 1699, 889. 

? Bol. Leibniz’ Deutſche Schriften, Herausgeg. von Guhraner, 
Berlin 1840, 300. 

’ Bol. BP. Stettiner, Zur Gefchichte des preußifchen Königstitels und 
der Königsberger Krönung, Königsberg 1900, 9 ff. 
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dabei notwendig an feiner Grandeur ein großes Abnehmen er- 
leiden” 1. Sp dachte er denn auch daran, durch eine „ewige Kon- 
ftitution” feftzulegen, „daß, wenn ein Prinz von Preußen oder 
Markgraf von Brandenburg zu der papiftiichen Religion Hinfüro 
treten würde, derjelbe der Sufzejjion an der Krone, Kur und 
jümtlichen Landen in perpetuum unfähig jein joll” 2. 

Bietet der Briefwechjel des Königs 3 mit feiner Familie für 
jein Charafterbild nicht eben erhebende Züge — jene Fleinliche 
Eitelfeit, ungemefjene Neigung zur Brachtentfaltung, die Schwäch— 
Yichfeit feiner Bolitif werden in vielen Einzelheiten nachgewiejen —, 
jo ift er jedenfalls für des Monarchen religiöje Stellung eine 
wichtige und danfenswerte Erkenntnisquelle. Er befennt ſich 
al3 „gut reformiert“, „in welchem Glauben er auch zu fterben” 
hofftt. Im Jahre 1710 hat er bereit3 31 reformierte Kirchen 
geftiftet, „welches viel befjer ijt, als eine katholiſche bauen zu 
laſſen“s. Die Fürften, die nicht für ihre evangelischen Glaubens: 
genofjen forgen, werden feiner Anficht nach von Gott geftraft $; 
e3 iſt ihm eine Herzensforge, daß der ſächſiſche Kurprinz Auguft 
beim Luthertum verbleibe?. Die Konverfion des Herzogs Anton 
Uri von Braunſchweig (1710) fieht er „mit großer Beftürzung 
und Betrübnis”: „Seine Liebden arme Seele ift am meiften zu 
beflagen; Alter jchadet der Torheit nicht." „Wenn einer Gewiſſen 
hat, kann er jolche Torheit nicht begehen.“ In folchen Ausdrücken 
jpricht er von dem Ereignis, ja er bezweifelt, ob der Herzog über- 
haupt Religion gehabt habe®. Einem Katholiken verleiht er nicht 
gern einen Orden, und wie er „jelber proteftantischer Biſchof fein“ 





! Lehmann, Preußen und die Zatholifche Kirche feit 1640 I 362. 
Bol. Ranke, Zwölf Bücher preußiicher Gefchichte I 480; Woker, Ago- 
ftino Steffani 77. 

2Lehmann a. a. O. 

sNeuerdings in Auswahl veröffentlicht in E.Berner, Aus dem Brief— 
wechjel König Friedrichs I. von Preußen mit feiner Familie, Berlin 1901. 

* Ebd. 180; vgl. 174. 5 Ebd. 217. ° Ebd. 172. 

? Ebd. 297 ff. ® Ebd. 208 214 216; vgl. 219. 
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will und proteftantifche Bischöfe „aus Macht eines Königs“ jchaffen 
kann, jo reflamiert er auch gleich jeinem Vorgänger Epijfopal- 
rechte über die Katholiken. Aber anderſeits verficherte er jelber, 
daß er gegen Neligionsverfolgung „jederzeit einen bejondern Ab- 
ſcheu“ gehabt!, und jo tat er auch manches, was diejer Ausjage 
al3 Unterlage dienen kann?. Gelegenheit zu jolchen Beweijen von 
Toleranz fand er reichlich in dem öftlichen Teilen des Staates — 
um dort mit unferer Darftellung zu beginnen. Dort jelbjt nahm er, 
getreu den Pakten, den Pfarrer und die Katholifen von Königs- 
berg in Schuß, wenn e3 ihm auch nicht gelang, in allem der 
Intoleranz der Lutheraner gegen ihre Fatholischen Mitbürger zu 
wehren 3. Es fam unter jeiner Regierung auch durch Vermittlung 
Polens zur Gründung einer Eleinen Yejuitenniederlafjung zu Tilfit 
und einer Miffionsftation in Memelt. Aber gegen die in Alt- 
preußen zu verheißungsvollem Gedeihen gelangte Fatholifierende 
Bewegung jchritt Friedrich energisch ein, er juchte „die ad Papis- 
mum treibende Synfretifterey mit Gottes Hilfe auszurotten”, und 
das jollte auch tatfächlich feinen „dienjamen, Fräftigen” Mitteln 
gelingend. Eine Zeitlang plante der König jelbit, durch Ein- 
führung eines Tejteides allen Katholiken den Zugang zu ftaatlichen 
Ämtern abzufchneiden, jo groß war feine Furcht vor katholiſcher 
Propaganda, über die eine fanatiſche Beamtenſchaft abenteuerliche 
Berichte einjandte 6. 

Im perjönlichen Verkehr mit Katholiken fonnte fich der Herrjcher 
der verbindlichjten Formen bedienen, wie die umfangreiche Kor- 





'Rehmann, Preußen und die fatholifche Kirche feit 1640 I 362. 

® Beifpiele ſ. bei Dittrich, Gejchichte des Katholizismus, in Ermländ. 
Beitfchr. XIII 500 503 507. 

3 ®gl. ebd. XII 511 ff. 

* Quellen und Forſchungen aus italienischen Archiven II, Rom 1898, 116 ff. 

’ Dittrich a. a. O. XII 706 ff. 

°e Bol. Adolf Franz, Die „Eonfeffionelle Parität” im Beamtentum 
des preußiichen Staates. Eine gejchichtl. Studie, in Hiftorifch-politifche 
Blätter CXIV (1894) 550 f. 
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reſpondenz erweiſt, die aus ſeinen Bemühungen um die preußiſche 
Königskrone erwachſen iſt. 

Dieſe Beziehungen zu einflußreichen Katholiken, die dem Kur— 
fürſten behilflich waren, die von ihm ſehnlichſt erſtrebte Königs— 
würde zu erlangen, ſind letzthin der Gegenſtand ausgebreiteter 
Forſcherarbeit geworden. Dieſe Unterſuchungen haben zu erheb— 
lichen Korrekturen älterer Auffaſſungen geführt. 

Ganz hinfällig iſt Lehmanns! Behauptung geworden, daß 
die römische Kurie es geweſen fei, die Friedrichs Streben nad) 
Nangerhöhung zu einem Werke der Befehrung habe ausnügen 
wollen, und die deshalb „unaufgefordert ihren Beiſtand angetragen” 
habe. Die beiden Jeluiten, die — unabhängig voneinander 2 — zu 
Gunsten des Brandenburgers tätig waren — P. Ladislaus von 
Lidinghaufen, genannt Wolff, am Hof zu Wien, und P. Karl 
Mori Bota am Warjchauer Königshofe —, wollten zweifelsohne 
vor allem den mächtigen Kurfürjten für die Katholiken günftig 
jtimmen, zugleich aber auch den Höfen, an denen fie lebten, nübliche 
Dienste erweilen. Beide empfanden aufrichtige Sympathie für 
das brandenburgijche Herricherpaar, das jeinerjeitS die Hoffnung 
P. Votas auf eine Wiedervereinigung der brandenburgifchen Lande 
mit der Kirche nicht ohne Nahrung ließ?. Ein Nutzen für die 
Kirche und das Kaiferhaus zugleich konnte nach P. Wolffs Anficht 
durch eine Verbindung des Kurprinzen mit einer öfterreichifchen 
Erzherzogin erzielt werden®. Aber alle diefe Hoffnungen waren 





!%. a. O. 1 367; gleich unrichtig 2. Paul in Deutfch- evangelifche 
Blätter XVI (1891) 479. Bol. D. Pfülf in Stimmen aus Maria-Laad 
LXI (1901) 84 ff. Eine bequeme BZufammenftellung hierher gehöriger 
Dokumente |. bei Nik. Thoemes, Anteil der (I) Sefuiten an der 
preußiichen Königsfrone?. 1. TI: P. Friedrich) Baron v. Wolff; 2. TI: 
P. Karl Moritz Vota; 3. TI: Für das Königtum der Hohenzollern, Denk— 
ichrift von P. Vota, d. d. 18. Dftober 1700, Nordhauſen 1901. 

? Vota, Untergang des Ordensſtaates Preußen 544. 
 # Hiltebrandt, Preußen und die römifche Kurie I 83 f 99 f 103. 

* Alb.Waddington, L’acquisition de la couronne royale de Prusse 
par les Hohenzollern, Paris 1888, 352 ff. 
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fediglich die perjönliche Sache der genannten Ordensleute. Mit 
dem Heiligen Stuhle hat nur der dritte Unterhändfer, der Bifchof 
von Ermland, Andreas Chryjoftomus Graf von Zalusfi, gleich dem 
P. Vota nicht frei von ehrgeizigen Motiven 1, direkte Beziehungen 
unterhalten und in der brandenburgijchen Angelegenheit aud) ein in 
ganz allgemeinen Ausdrücden gehaltenes päpftliches Breve erwirkt. 
- Aber irgendwelche Bedeutung hat die Kurie diefem Schritte nicht 
beigemefjen. „Die Unterhändler gingen“, jo hören wir von einem 
ausgezeichneten Kenner der einschlägigen römischen Akten, „nicht 
nur ohne Leitung von Rom aus und ohne gemeinfame Verabredung 
untereinander zu Werfe, fie handelten bisweilen jogar gegen- 
einander.” 2 

Die Dienfte, welche die beiden Jeſuiten dem neuen König geleiftet 
haben, find von dieſem hoch bewertet worden. Zu Ehren des 
P. Vota gedachte Friedrich eine eigene Denkmünze jchlagen zu 
lafjen 3; und in Wiirdigung der Bemühungen des P. Wolff fchrieb 
er, daß er ohne deſſen „Aſſiſtenz und guten Offizia es fchwerlich 
jo weit würde gebracht Haben”. Man wird aber natürlich fich 
nicht verbergen dürfen, daß alle Interzeſſion der Jeſuiten ver- 
geblich gewejen wäre, hätte nicht der politifche Vorteil ſowohl des 
Kaijers wie des Königs von Polen diefe Monarchen für die Ab— 
fichten Friedrichs günftig geftimmt 5. 

Wenige Monate nach der Königsberger Krönung erfolgte der 
Protejt des Heiligen Stuhles gegen die neue Königswürde. Die 
Kreierung derjelben ohne Zuftimmung des Oberhauptes der Kirche 
und der älteften Macht der Chriftenheit wurde als der Autorität 





' Stettiner, Zur Geſchichte des preußifchen Königstitels 23 ff. 

? Hiltebrandt in Quellen und Forſchungen aus italienifchen Archiven 
und Bibliothefen XI (1908) 344 f. 

Pfülf in Stimmen aus Maria-Qaach LXI 88. 

"Lehmann, Preußen und die Fatholifche Kirche feit 1640 I 504. 

° ©. darüber befonder8 Berner in Forſchungen zur brandenburgifchen 
und preußiichen Gefchichte V (1892) 442 ff; Alfr. Pribram, fterreich 
und Brandenburg 1688—1700, Prag 1885, 197 ff. 
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des Apostolischen Stuhles abträglich betrachtet; dag neue König— 
tum war zudem auf altes Kirchengut gegründet, gegen defjen 
Säfularifierung immer wieder proteftiert worden war; endlich 
bemühte fich Frankreich angelegentlich, einen Einſpruch des Papſtes 
wider den preußiichen Königstitel herbeizuführen. Die Proteft- 
breven 1, die in der Folge an den Kaijer und die Fatholischen 
Mächte ergingen, enthielten im Grunde, wie ein neuerer Hiftorifer 2 
treffend bemerkt, „nur eine theoretiiche Rechtsverwahrung, und 
dieje”, jo fährt derjelbe Autor fort, „mußte erfolgen, da der Papſt 
in jeinem Handeln durch nichts jo bejtimmt wird als durch dag, 
was feit alter Zeit an der Kurie für Rechtens gilt“. Übrigens 
bemühte fich der Papſt feineswegs, jeinen Erklärungen bejondern 
Nachdruck zu verleihen: „Aus der Korreipondenz der Kurie mit 
ihren Vertretern im Auslande verjchwindet die preußijche An- 
gelegenheit jehr jchnell, und auch im übrigen ift das Papfttum 
nicht nachhaltig bemüht, wie man doch denfen jollte, den ihm zu- 
jtehenden Einfluß bei den fatholischen Elementen in einer jenen 
Erklärungen entjprechenden Weife geltend zu machen und den 
Bemühungen des jungen Königreiches auf alljeitige Anerfennung 
entgegenzutreten.” 3 

Da der Heilige Stuhl, wie nachgewiejen wurde, an die ehr- 
geizigen Abjichten des brandenburgischen Kurfürften nicht von vorn- 
herein Pläne und Hoffnungen gefnüpft hatte — fpäter machte er 
allerdings die Komverfion des neuen Königs zur Bedingung für 
die päpftliche Anerkennung des Königstitels + —, jo kann auch 
nicht von einer „Niederlage“, die er erlitten, die Rede fein, noch 
von „Born“ über eine jolche. Lediglich konfeſſioneller Berhegung 
dient e3, wenn ein proteftantijcher Schriftfteller davon redet, daß 





! Bgl. Hiltebrandt, Preußen und die römifche Kurie J105 f; Vota, 
Untergang des Ordensſtaates Preußen 588 ff. 
° 30h. Ziekurſch in Feftgabe, Karl TH. von Heigel zur Vollendung 
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der Papſt mit feinen „Bannftrahlen” dem „Brandenburger die neue 
Krone vom Haupte habe reißen“ wollen!, oder wenn ein Flug— 
jchriftenverfafjer? des Evangelifchen Bundes von „Wutausbrüchen” 
des Papſtes zu fprechen fich erdreiftet nad) dem Vorgang M. Leh- 
mann, der in der Rechtsverwahrung der Kurie eine „neue Kriegs- 
erflärung von feiten Roms” 3 erblidt. 

Die Frage, wie der neue König den päpftlichen Einſpruch auf- 
genommen hat, kann Hier nur eben berührt werden. Es ift un— 
zweifelhaft, daß Friedrich von dem Proteft doch viel empfindlicher 
betroffen wurde, al3 er gelegentlich wahr haben wollte. Hatte er 
jeinerzeit, wie ein nicht jchlecht beglaubigtes Gerücht bejagt %, 
jelbjt daran gedacht, „die Königsfrone fi) von Rom zu holen, 
wenn er fie von Wien nicht erhalten könne“, jo konnte ihm auch 
dann erjt „wenig daran gelegen fein, wa3 man in Rom über 
diefe Sache für Sentimente hat” 5, als er der Zuftimmung des 
Kaijers bereit3 ficher war. Wenn er jpäter das Gerücht, „daß 
Wir dem Bapfte Unjere Königliche Dignität notifiziert haben 
jollten”, als ein „nicht allein impertinentes, ſondern gar ein lächer- 
liches Borgeben” 6 bezeichnen ließ, jo bemühte er fich doch an- 
gelegentlich immer wieder um die päpftliche Anerfennung; denn e3 
Ihien ihm nicht ausgeichloffen, daß Wandlungen in der pofitifchen 
Welt dem Einjpruche des Heiligen Stuhles gegen die Säfulari- 
jation des Drdenslandes auch einen praktischen Wert verjchaffen 
fönnten 7. | 

Wie zeitweilig zu dem Bapfte, jo ftellte fich Friedrich I., der 
Tradition feines Haufes folgend, in heftigen Gegenſatz auch zu 
einem der mächtigjten Kirchenfürjten Deutjchlands, zu dem Erz- 





2. Paul in Deutjch-evangelifche Blätter XVI (1891) 485. 

? Karl Frey, Der Anteil der Zefuiten an der preußiichen Königsfrone, 
Leipzig 1892, 46. 
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biichofe von Köln!. Pflichtgemäß hatten die fölnischen Erzbijchöfe 
niemals aufgehört, ihr Jurisdiktiongrecht in Kleve immer wieder in 
Erinnerung zu bringen und nach Tunlichkeit auszuüben. Preußen 
jeßte feine Politif der Nichtanerfennung kölniſcher Anſprüche fort 
und gab fortwährend neue Proben feiner oberftbiichöflichen Prä— 
tenfionen. Außerordentlich jonderbar war die Zumutung, die der 
König an die Katholiken richtete: fie jollten in einem für Die 
fathofifchen wie die proteftantijchen Untertanen gleichermaßen ver- 
ordneten allgemeinen Kirchengebete — auf Unterlafjung war die 
Strafe von zehn Goldgulden gejeßt — den Himmel anflehen, „daß 
der Allerhöchite den König und die fünigliche Familie in dem 
protejtantifchen Glauben erhalten wolle”2. Im Bewußtjein ihrer 
Bilchofsrechte dispenfierte Friedrichs Regierung einen katholiſchen 
Junker von dem Ehehindernis der höheren Weihen, ein anderes 
fatholifches Brautpaar von dem der Blutsverwandtichaft, erlaubte 
fie einer Katholifin, deren Mann entlaufen war, die Wieder- 
verheiratung und führte jo einen Konflift herbei, da die Frau 
nach der Rückkehr des Gatten „von ihrem anmaßlichen zweiten 
Mann fich nicht hat jeparieren wollen“ 3. Die Pfarrer wurden 
verpflichtet, „Unfere edieta und was Wir befehlen, von der Kanzel 
jedesmal unweigerlich zu publizieren und abzulefen”*. Zu den 
Wahlen der Vorfteher in Stiften und Abteien verlangte der König 
einen Kommiljar entjenden zu dürfen, der „dasjenige, was Wir 
als Landesherr und supremus episcopus bei dergleichen Eleftionen 
zu der Stifter Beſtem zu erinnern haben”, beobachte. Nach der 
Wahl müfjen die Stifte beim Könige um Konfirmation nachjuchen, 
„weilen, wie befannt, bei denen Römijch-Katholifchen niemand citra 
placitum episcopi zu dergleichen benefieiis gelangen kann, und 
Wir zu denen in Unferen Landen vorhandenen capitulis, wo nicht 
mehrere, doch gewiß eadem iura haben, welche die Fatholijchen 





! Bol. Hiltebrandt, Preußen und die römifche Kurie I 75 f 121. 

? Gravamina Religionis | betreffende das Erk-Stifft Cöllen | wegen deren 
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Biichöfe exerzieret”t. Die Bejchwerden Kurfölns berührten fich 
naturgemäß in vielen Punkten mit jolchen der pfalzgräflichen 
Regierung zu Düfjeldorf. 

Der Rezeß von 1672 hatte in dem jülich-kleviſchen Erbe die 
fonfeffionellen Streitigkeiten nicht zur Ruhe bringen fünnen. Es 
war die Einrichtung getroffen, daß in Düfjeldorf ein branden- 
burgifcher Refident über die Intereſſen der jülichichen Proteſtanten 
wachte und bei dem pfälziichen Reſidenten zu Kleve die Elevijch- 
märfifchen Katholiken ihre Bejchwerden vortragen konnten. Über 
die beiderjeitigen Gravamina wurde in den eigens eingerichteten 
„Religionsfonferenzen“ verhandelt. Die Bejegung der Pfründen, 
über die die alten Herzoge Batronatsrecht bejejjen hatten, erfolgte 
derart, daß bald Brandenburg, bald der Pfalzgraf ſowohl in 
Jülich wie in Kleve nach bejtimmten Turnus abwechjelnd diejes 
Recht ausübten ?. 

Die pfälzische Interzeſſion anzurufen, hatten die Katholifen in 
Kleve-Mark auch unter Friedrich I. fortwährenden Anlaß. So 
ziemlich alle Kategorien der früheren Bedrüdungen dauerten 
fort, die Verjchacherung der Pfründen, Verleihung jolcher an 
Kichtkatholifen und Nichtkferiker, ungeheuerliche Belaftungen der 
Stifter und Klöfter mit Steuern, Schabungen und Einquar— 
tierungen, Schädigungen verjchiedener Art an Gefällen und Ein- 
fommen u. a. 

Wenige Beijpiele jollen das Gejagte illuftrieren. Auf der 
Aheinbergijchen Religionsfonferenz von 1697 beantragten Die 
pfälzischen Delegierten, daß die kleviſchen Geiftlichen, die bisher 
in egorbitanter Weiſe den zehnten Teil der gefamten Steuer hatten 
tragen müſſen, obſchon fie notorifch noch nicht ein Hundertftel des 
Landezvermögens bejaßen, Fünftig doch nur zum Zwanzigſtel ver- 
anlagt würden; Brandenburg verjprach, die Frage vor den Land- 





' Gravamina Religionis | betreffende da3 Ertz-Stifft Cöllen | wegen deren 
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tag zu bringen und zu jorgen, daß „der neue Ausschlag denen Geift- 
lichen erträglich fein jolle” 1. „Nicht ohne jonderbare Befremdung“, 
geftand König Friedrich 1711, Habe er vernommen, „daß Die 
römiſch-katholiſchen Baftorate in unfern klev- und märkiſchen Landen 
nicht zu rechter Zeit wieder bejebet, auch mit Konferierung der- 
jelben allerhand Krämerei getrieben“ werde; im fpeziellen Falle 
waren für Verleihung einer märkiſchen Pfarrei die Summe von 
800 Talern gefordert worden und die Stelle deshalb vier Jahre 
lang unbejegt geblieben?. In der Stadt Kleve waren im Nor- 
maljahre 1624 faſt alle Schöffen katholiſcher Religion; 1712 hatte 
man e3 dahin gebracht, daß in dem Kollegium überhaupt Fein 
Katholik mehr ſaß. Ein die Katholifen tief verlegender Eingriff 
in innerficchliches Leben war Friedrichs Edift vom 15. Juni 1712, 
„Richt ohne jonderbares Miffallen“ Habe er wahrgenommen, „daß 
die Johannis- und Marienfefte (warum gerade dieje?) in Sauff- 
und Müpiggangstage degenerieren”; dergleichen Tage jeien von 
der Antigquität mehr aus Unmwifjenheit und Aberglauben als aus 
wahrer Gottjeligfeit angeordnet worden. Damit nicht dergleichen 
Tage in Üppigfeit zugebracht und die Untertanen von ihrer ordent- 
lichen Arbeit abgehalten würden, rejolviere er aus landesväter— 
licher Fürforge allergnädigft, daß fothane Feſte auf den nächſt 
vorhergehenden oder nächjtfolgenden Sonntag verlegt werden follen; 
dieje Verordnung joll von der Kanzel verlefen und darauf mit. 
Nachdruck gehalten werden 3. 

Es ijt nicht möglich, in allen Bejchwerdefällen zu unterfuchen, 
wie weit Weijungen des Monarchen vorlagen, wie weit es fich 
nur um Übergriffe der Bureaufratie gehandelt hat. Der König 
ihrieb am 4. März 1706 an den Pfalzgrafen Johann Wilhelm, 





ı Allerunterthänigfte repraesentatio gravaminum religionis der Römifch- 
Catholifchen im Hertzogthumb Cleve, auch Graffichaft Mard und Ravensberg, 
eritattet von Ihro Churf. Durchlaucht zu Pfaltz Jülich- und Bergifcher Re- 
gierung, Düfjeldorf 1723, Adjuncta 34 f; vgl. 38 f; kleviſche gravamina 11 ff. 

? Lehmann, Preußen und die Fatholifche Kirche feit 1640 I 608. 

° Repraesentatio gravaminum, Adjuncta 131 f. 
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er habe aus deſſen Schreiben erjehen, wie kleviſche Räte „in denen 
dortigen Religions Sachen ich jo gar unverantwortlich aufgeführet”; 
Seine Durchlaucht möge perjuadiert fein, „daß Wir daran ganz 
fein Gefallen tragen, fondern daß Unjere bejtändige Willens- 
meinung ift, denen aufgerichteten Religionsrezeſſen ein affırrates 
Genüge zu tun“. Er wolle gegen die fatholiichen Elevijch-märfi- 
ſchen Untertanen „in allen Begebenheiten mit folche Aquität und 
Moderation” verfahren, „wie Wir wünſchen, daß Unjere Glaubens- 
genofjen in Ew. Durchlaucht Landen traftiert werden mögen“ 1. 
Demnach handelte es fich in vielen Fällen nur um geheimrätliche 
Schifanen, in andern waren e3 die untergeordneten Stellen, Die 
in wilden Fanatismus die Empfindungen der Katholifen auf das 
jchmerzlichite Fränften, jo durch Störung katholiſcher Prozeſſionen 
und anderer Gottesdienfte, gewaltfame Überführung der Leichen 
verjtorbener Katholiken auf proteftantische Friedhöfe u. a.2 Doch 
bleiben noch Vexationen katholiſcher Untertanen übergenug, für 
die Friedrich I. jelber die Verantwortung vor der Gejchichte zu 
tragen hat. Sicherlich entitammt feiner perjönlichen Entjcheidung 
die nicht? weniger al3 landesväterliche Behandlung, die Friedrich 
wiederholt jeinen Fatholijchen Untertanen angedeihen ließ, um für 
Protejtanten des Auslandes Vorteile zu erreichen. Denn in noch 
größerem Umfang als jein Vater war Friedrich I. bemüht, die 
Hoffnungen, die den Brotejtantismus des In- und Auslandes auf 
Schuß und Förderung feiner Intereſſen durch den emporblühenden 
brandenburgifchen Staat erfüllten, zu verwirklichen. 

Zu Gunſten der Diffidenten in Polen bemühte fich Friedrich zum 
eritenmal im Jahre 16953; eine größere Anzahl von Interzeſſio— 
nalien liegt aus den Jahren 1701—1703 vor. Zumeift handelte 
es jih um Schuß protejtantiicher Gotteshäufer und öffentlicher 
Religionsübung. Die Fitauifchen Reformierten hätten am liebſten 





! Repraesentatio gravaminum, Adjuncta 2. 
?® Ebd. 134 ff; vgl. daſelbſt 129 ff. 


’ Friedr. Wolff, Preußen und die Proteſtanten in Polen. Programm 
de3 Andreas-Realgymnaſiums zu Berlin 1894, 8. 
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aus der preußijchen Interzeſſion eine bleibende Einrichtung ge- 
macht und dem Nachbarftaate ein patrocinium über ihre Kirchen 
und Schulen übertragen. Diejer wenig ftaatsfreundliche Plan 
zerichlug fich, aber Preußen nahm fich der Diffidenten mit joviel 
Eifer an, daß es ihmen zuliebe jogar Zwangsmaßregeln gegen 
eigene katholiſche Untertanen vorjah; freilich blieb es in diejem 
Falle bei Drohungen. 

Um hier über die Netorfionen und Reprefjalien, welche die 
beiden erften preußifchen Könige in übergroßer Zahl gegen ihre 
fatholischen Untertanen üben ließen, ein allgemeines Wort zu jagen, 
jo fann davon nur in verurteilendem Sinne gejprochen werden. 
Nach der Doktrin aller Bölferrechtslehrer Fünnen dieſe beiden 
Arten nichtkriegeriicher Mittel der Selbithilfe von einem Staate 
nur gegen Untertanen eines fremden Staates geübt werden. In— 
dem Preußen gegen feine eigenen Fatholischen Untertanen vorging — 
e3 hat ja diejen ein gerütteltes Maß von Untertanenpflichten auf- 
erlegt und fich über deren Erfüllung nicht zu beflagen gehabt —, 
bezeichnete e3 jeine Landeskinder als Ausländer, die einer fremden, 
feindjeligen Macht untergeben jeien. Berdienen aus diefem Ge- 
jichtspunfte die preußischen Maßregeln die jchärfite Verurteilung, 
jo nicht minder für eine Anzahl von Fällen auch aus einem andern 
Grunde. Es muß nämlich feitgehalten werden, daß im heiligen 
römijchen Reiche den einzelnen Staaten unter fi) wohl ein Re— 
torjiong-, nicht aber ein Repreſſalienrecht zuftand, ein jolches hätte 
ja der faijerlichen Gewalt aufs höchſte präjudiziert. Wenn aljo 
die preußifchen Herrjcher wegen bejtimmter Vorfälle in Kurpfalz, 
Köln u. a. ein folches Recht in Anfpruch nahmen — faktifche 
Neprefjalien bezeichnete man irreführend preußifcherjeit3 mitunter 
als jtatthafte Retorfionen —, jo gejchah dies im offenbaren Wider- 
ſpruch zu den alten Ordnungen des Reiches 1. 

Folgenreicher wie in Polen war die Vermittlertätigfeit König 
Friedrichs I. in der Kurpfalz. Die neuefte Forſchung hat gezeigt, 





ı Ausführliches darüber |. im Katholik 1881 I 502 ff. 
Kipling, Gef. d. Kulturfampfes ꝛc. J. 5 
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daß es primär politifche Intereſſen waren, die den katholiſchen 
Pfalzgrafen Johann Wilhelm und König Ludwig XIV. veranlapt 
haben, durch die Ryswyker Klaufel von 1697 und die Einführung 
des Simultaneums den Beſitzſtand der pfälziichen Reformierten 
anzutaften!. Dem proteftantifchen Eifer des Preußenkönigs, bei dem 
ein geborener Pfälzer, Hofprediger Achenbach, die Sache jeiner 
Landsleute eifrigſt betrieb, gelang e3 bereits im Jahre 1705, einen 
Religionsrezeß herbeizuführen, in welchem den Reformierten fünf 
Siebtel des geſamten Kirchengutes in der Pfalz verbleiben, der 
Reſt den Katholiken und Lutheranern zufallen jollte. Seinen 
fatholischen Untertanen hatte Preußen dieſes Handels wegen die 
verschiedensten Friedensitörungen bereitet. In der Grafichaft Mark 
ließ Friedrich I. gegen das Kloſter Baradeis bei Soeſt Reprefjalien 
üben?. Im April 1705 richtete er an den Fatholischen Klerus von 
Magdeburg, Halberjtadt und Minden die Aufforderung, für die 
Abftellung der pfälzischen Bedrüdungen reformierter Untertanen 
binnen ſechs Wochen Sorge zu tragen, ſonſt würden die an- 
gedrohten Repreſſalien zur Erefution gelangen?. Nur in Halber- 
ſtadt konnten erheblichere Fortjchritte, die das katholiſche Kirchen- 
wejen im Vergleich zum Normaljahre gemacht hatte, verzeichnet 
werdent; es wurde nun zur Ausführung der Neprefjalien eine 
Adminiftrationstommiffion vom Könige ernannt. Mit Abficht 
war diejer der Prediger Achenbach beigegeben, deſſen Mitwirfung 
den pfälzischen Kurfürjten bejonders bange machen follted. Aber 
zur Ausführung der in Ausficht genommenen Mafregeln fam es 
nicht, denn die Verhandlungen verjprachen bald einen günftigen 
Ausgang. Da aber die Ausführung des vereinbarten Re— 





' Hiltebrandt in Quellen und Forfchungen aus italienischen Archiven 
XIII (1910) 160. 

? Repraesentatio gravaminum 84. 

’ Lehmann, Preußen und die Fatholiiche Kirche feit 1640 I 564. 

* Ebd. 565 f. 

’9.0. Hy mmen, Der erfte preußifche König und bie Gegenreformation 
in der Pfalz (Göttinger Differt., 1904) 36. 
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zeſſes! nicht ohne Verjchulden der pfälziſchen Reformierten, die eine 
weitgehende Mitwirkung preußifcher Kommifjare erjtrebten, fich ver- 
zögerte, ließ der König 1707 den Klöftern Huisburg und Ha- 
mersleben die Hälfte ihrer Einfünfte nehmen und Einführung des 
Simultaneums in halberjtädtiichen Kirchen androhen 2. 

Im folgenden Fahre wurde die Auhe der Klöfter und der 
Katholiken, diejenigen in Kleve-Marf ausgenommen, wiederum aufs 
empfindlichite geftört. Das war die Folge des propagandiftiichen 
Berjuches Friedrichs, im Haufe des preußischen Rejidenten zu 
Köln ein völferrechtlich nur zweifelhaft begründetes, bislang nicht 
übliches veformiertes Religionsexerzitium einzuführen; reformierter 
Gottesdienft bejtand in der Reichsſtadt bereits für Angehörige der 
Garnifon. Es fam im Berlauf des Streites zur Beichlagnahme 
der Hälfte aller Fatholifch-geiftlichen Einfünfte in Magdeburg, 
Halberitadt und Minden. Die ganze Angelegenheit verlief, nach- 
dem viel Bitterfeit entjtanden und eine Menge Papier und Tinte 
verbraucht war, jchließlich ergebnislos. In den Rahmen diejer 
Streitigkeiten gehört das folgende Intermezzo. Durch die Wand- 
lungen des Spanijchen Erbfolgefrieges ftanden preußijche Truppen 
in Italien; ungehalten über das Eingreifen des päpftlichen Nuntius 
im Kölner Rejidentenftreit, ließ Friedrich I. im Kirchenjtaat mili- 
täriiche Demonftrationen vornehmen. Sein Begehren, einige 
päpftliche Kanonen „von gröberem Kaliber mit des Papſtes Wap- 
pen“ zu befommen, jollte aber unerfüllt bleiben 3. 

In den Gebieten, die Friedrich neu erwarb, bedeutete der Über- 
gang an die preußiſche Krone feineswegs größere Freiheit für 





I Die Einzelheiten f. bei v. Hymmen a. a. D. 39 ff. 

? Lehmann a. a. D. I 567. 

:s AL. Meifter, Der preußifche Refidentenftreit in Köln. Ein Verſuch 
zu Einführung de3 reformierten Gottesdienstes, in Annalen des Hiftorischen 
Vereins für den Niederrhein Hft 70, Köln 1901, 1 ff; Der Streit zwifchen 
Preußen und der Stadt Köln über die Zulaffung Calvinifchen Gottes: 
dienjtes, in Katholik 1889 II 39 ff. — Zahlreiche bisher unbekannte Akten: 
ftücde zum Kölner Refidentenftreit veröffentlichte Hiltebrandt, Preußen 
und die römiſche Kurie I 133 ff. 
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katholiſche Minoritäten: in Mörs wurde nad) wie vor den Katho- 
Yifen freies und öffentliches Neligionsererzitium und Erwerb des 
Bürgerrechtes vorenthalten!, in der Grafichaft Tecklenburg war 
fatholischen Geiftlichen jelbjt der Aufenthalt in dem Ländchen ver- 
boten. Die einheimischen Katholifen mußten ihre Kinder in die 
reformierten Schulen ſchicken; es erging ein eigener Erlaß, „daß 
nicht Unſere Eigenbehörige, jo der römijch-fatholifchen Religion 
zugetan, ihre Kinder außerhalb Landes bringen und in folcher 
Religion erziehen, nachgehends aber jelbige wieder zurückkommen 
laſſen und auf jolche Weife fich im Lande auszubreiten juchen“ 2. 

Noch härter war das 208 der faſt ganz katholiſchen Graf: 
Ihaft Lingen, die 1702 an Preußen fam. Unter oranifcher Herr- 
ſchaft hatten die Katholifen ein wahres Martyrium erlebt; preußifch 
geworden, bejtürmten fie in immer neuen Bittgefuchen den König 
um freie Religionsübung. „Sie armen und betrübten Menjchen“, 
jo schrieben fie Anfang Juni 1702, müßten zwei oder drei 
Stunden, auch im größten Ungewitter, in Hite und Kälte gehen 
und ſich abmatten, ehe fie ihren Gottesdienft (im Ausland) haben 
fönnten; ihr Feldbau gehe infolgedefjen zurüc, Gebet, Nahrung 
und Geld werden in fremde Länder gebracht und die Affektion 
der Untertanen vermindert. Bon der Gewährung Tatholifchen 
Religionsexerzitiums follten die Reformierten feinen Schaden haben, 
da ja die reichen Pfründen ihnen verbleiben würden, die Katho- 
liken würden ihre Priefter jelber unterhalten. Man möge doc) 
fie nicht weiter nötigen, die Saframente der Taufe und Ehe in 
reformierten Kirchen zu empfangen. Der König ftellte nur gegen- 
über der zulegt erwähnten Bitte Erfüllung in bedingte Ausficht. 
Er ließ bei den Broteftanten im Münfterfchen Erfundigungen nad) 
„etwa habenden Religions-Beſchwerden“ einziehen und gedachte 
von dem Fürſtbiſchof Konzeffionen für die münfterjchen Broteftanten 
als Entgelt für das Kleine Zugeftändnis an die Katholiken Lingens 


Lehmann, Preußen und die fatholifche Kirche jeit 1640 I 390. 
® Ebd. 675. — 
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zu erlangen. Der Bifchof von Münfter gab den Beſcheid, es jei 
nicht in feiner Macht, in dem exereitio religionis eine Anderung 
oder Neuerung zu machen, aber e3 falle ihm auch gar nicht bei, 
einen Evangelifchen wider Necht und Billigfeit zu betrüben. Die 
Folge war, daß preußifcherjeitS an der Härte gegen die neuen 
Untertanen nicht® geändert wurde. Das war allenfalls jolidarijch- 
proteftantifch, gewiß aber nicht Tandesväterlich gehandelt. Den 
Iingenjchen Katholifen wurde eine große weitere Schädigung noch 
dadurch zugefügt, daß nach königlichem Erlafje alle vafant werden- 
den „eigenbehörigen Höfe nicht an die Kollateral-VBerwandten, jo 
der fatholifchen Religion zugetan ſein, überlafjen, jondern mit 
evangelifch-veformierten colonis wieder bejegt werden jollten“ 1. 
Angefichts alles dejjen, was die Katholifen unter Friedrich I. 
zu erleiden gehabt, ijt eg von hohem Intereſſe, auf ein vielzitiertes 
Dokument hinzuweijen, das die katholiſchen Zuftände in Preußen 
zu Beginn des 18. Jahrhunderts im rofigjten Lichte zeigt. „Die 
in dero Königlich Preußiſchen Landen wohnenden ſämtlichen Katho- 
liſchen“, jo verficherte 1705 der Halberjtädter Franzisfanerguardian 
Konrad Brüninghoff dem Corpus Catholicorum, „fünnen nicht 
anders jagen, denn daß ſowohl unter jetzig regierender Königlicher 
Majejtät von Preußen, als auch dero Herrn Vaters beiderjeits 
glorwürdigiter Regierung ja zeither dem gejchlofienen Weftphäli- 
jchen Frieden ihnen jamt und jonders ohne mindefte Beichränfung, 
Eintrag oder Hindernis alle Religionsfreiheit, Schu und Schirm 
angediehen, das freie Religionsererzitium ad amussim instru- 
menti pacis verjtattet, auch bei allen Vorkommenheiten Recht und 
Billigfeit dergeftalt mitgeteilt worden, daß auch unter Botmäßig- 
feit und Herrſchaft Fatholifcher Religion fie ein Mehreres nicht 
prätendieren, noch ein douceres Traftement wünſchen fünnen.” 2 
Es verlohnt fi, in Kürze auf das merkwürdige Schriftftüd ein- 





I Die einfchlägigen Aftenftüde j. ebd. 660 ff; Bernd. Ant. Gold» 
Ihmidt, Geſchichte der Grafichaft Lingen, Osnabrüd 1850, 235 ff 627 ff. 
28. ©. Struve, Pfälziſche Kirchenhiftorie, Frankfurt 1721, 1108. 
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zugehen, weil derartige Zeugnifje über Gebühr mancherorts ge- 
wertet und verwertet zu werden pflegen. Die Erflärung des 
Franzisfaners hatte den Zweck, das Vorgehen des Königs in 
Sachen der pfälzijchen Neformierten zu unterftügen und von den 
halberſtädtiſchen Klöftern die Erefution der angedrohten Reprefjalien 
abzuwenden. Daß der Wahrheitsgehalt der Erflärungen des 
Franzisfaners unter dem Drucke dieſer Notlage gar jehr zu leiden 
hatte, ift nicht zu entjchuldigen, aber zu verftehen. Kurz zuvor 
hatten in ähnlicher Situation reformierte Prediger in Kurpfalz 
dem Landesheren „Eontejtiert”, „daß fie in ecclesiastieis nicht 
gravieret, oder etwas zu Hagen, jondern vielmehr Kurfürftlicher 
Durchlaucht für die bisherige Gnade zu danken hätten“ 1. Das 
Corpus Evangelicorum gab den Predigern den härtejten Ver— 
weis darüber; diejes Verfahren jei den Intentionen des Corpus 
ſchnurſtracks zuwider, und nicht zu begreifen, mit welchem Ge- 
willen fie vorgeben fünnten, daß fie feine Klagen hätten. — 
Klagen in Fülle jollte den preußiichen Katholiken auch das 
Negime des zweiten Königs, Friedrih Wilhelms I, bringen. 
„Rur wer”, jo leitet Treitjchfe fein Charafterbild dieſes Mon- 
archen ein, „den knorrigen Wuchs, die harten Eden und Kanten 
des niederdeutjchen Volfscharafters fennt, wird Ddiejen gewaltigen 
Zuchtmeifter verjtehen, wie er jo atemlos durchs Leben ftürmte, 
der Spott und Schreden feiner Zeitgenofjen, rauh und roh, jcheltend 
und fuchtelnd, immer im Dienft, jein Volk und ſich jelber zu 
heißer Arbeit zwingend, ein Mann von altem deutjchen Schrot 
und Korn, ferndeutjch in jeiner Eindlichen Offenheit, feiner Herzens: 
güte, jeinem tiefen Pflichtgefühl wie in feinem furchtbaren Jäh— 
zorn und jeiner formlos ungejchlachten Derbheit. . . .“ Im weiteren 
bezeichnet Treitjchfe jehr treffend Friedrich Wilhelm als „könig— 





'€&C9H.8.v.Schauroth, Vollftändige Sammlung aller Conclusorum, 
Schreiben und anderer übrigen Verhandlungen des hochpreislichen Corpus 


Evangelicorum II, —— 1751, 333. Zur ganzen Sache vgl. Katholik 
1881 I 360 ff. 
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fichen Bürgersmann” und als „echten Sohn des Hajfiichen Beit- 
alters der deutschen Haustyrannen”. „Die harte Einjeitigfeit feines 
Geiftes jchäßte nur die einfachen fittlichen und wirtjchaftlichen 
Kräfte, welche den Staat im Innern zujammenhalten.“ 1 

Seine ernfte, in dogmatiſchen Dingen ziemlich jubjeftive Reli— 
giofität, fein nicht immer erfolggefröntes, aber unabläffiges fittliches 
Streben dürfen im Charafterbilde des Monarchen nicht fehlen ?. 

Nichts weniger als unbefangen war des Königs Berhältnis zur 
fathofischen Kirche; er rechnet fie den „ichädlichen und zum argen 
Berderben abzielenden Irrungen und Sekten”, wie Artanismus, 
Spzinianismus und Atheismus (l), gleich. Seinem Thronerben 
hat in königlichem Auftrage der Erzieher vor ihr „ſoviel als 
immer möglich einen Abjcheu zu machen, deren Ungrund und 
Abjurdität vor Augen zu legen und wohl zu imprimieren“3. Der 
dur) und durch militärische König findet es bei einem Offizier, 
den er als „habil“ bezeichnen muß und der „nicht viel jeines- 
gleichen habe”, „ichade, daß er katholisch ift; jonft Habe Ich nichts 
auf ihn“ ®. 

Bejonders grotesf ijt jeine Furcht vor den Jeſuiten; in ihnen 
jieht er „Teufels, die da fapabel zu vielem Böſen und jchädlich 
gegen Land und Leute” 5. Seinen Gefinnungen gegen diejen Orden 
hat er auch in der ‘Farce, durch die er den apoftafierten Mönch 
Graben zum Stein zum BVizepräfidenten der Königlichen Akademie 
der Wifjenjchaften ernannte, Ausdrud verliehen. „Alldieweil”, 





Ip. Treitſchke, Deutſche Gejchichte I? (1904) 37 ff. 

? Darüber finden fich intereffante Einzelheiten bei 3. U. Freyling— 
haufen, Sieben Tage am Hofe Friedrich Wilhelms I. Tagebuch, heraus: 
geg. von B. Krieger, Berlin 1900, 18 ff; vgl. Die Briefe König Friedrich 
Wilhelms I. an Leopold zu Anhalt-Deſſau, Berlin 1905, 48 535 ff 549 ff. 

® FSriedr. Cramer, Zur Gefchichte Friedrich Wilhelms I. und Fried— 
richs II., Könige von Preußen ?, Leipzig 1833, 7 f. 

* Briefe König Friedr. Wilhelms I. an Leopold zu Anhalt-Deflau 251. 

° Acta Borussica, Denkmäler der preußifchen Staatsverwaltung, Be 
hördenorganifation IH, Berlin 1901, 458. 
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jo hieß es in dem Defrete, „auch eine bejtändige Tradition ift, 
daß allhier in der Chur- und Marf Brandenburg, jonderlid) in 
der Gegend von Lehnin, Wilsnad und Lebus, fonfiderable Schäße 
vergraben find, zu deren Befichtigung und um zu wifjen, ob fie 
noch vorhanden find, alle zehn Jahre einmal gewiſſe Ordensleute, 
Jeſuiten und andere dergleichen Gejchmeiße und Ungeziefer von 
Rom alldier fommen, jo muß der Vizepräfident Graf (!) von Stein 
nicht allein diefem Pfaffenpad fleißig auf den Dienft pafjen, um 
fie wo möglich feſt zu machen und zur gefänglichen Haft zu bringen, 
fondern auch feinen Fleiß jparen, um vermittel$ der Wünjchel- 
rute und Segensprechen oder auf andere Art, wo jolche Schäbe 
vergraben und verborgen, ausfindig zu machen, und jollen ihm 
zu jolchem Ende auf jein Verlangen die Zauberbücher, jo in Unſerm 
geheimen Archive vorhanden, nebjt dem speculo Salomonis ver- 
abfolgt werden... . .1 ZTroß der überaus engherzigen und ge- 
häffigen Gefinnungen des Königs jollte unter ihm das katholiſche 
Kirchenwejen einige Fortichritte machen. 

Friedrich Wilhelms I. Leidenschaft für feine Armee hatte zur 
Folge, daß er auf einem Gebiete fich zu Konzeſſionen verftehen 
mußte, das mit Militärweien nur einen äußerft Iofen Zufammen- 
hang zu bejigen jcheint, nämlich auf dem firchlichen. Die Werber, 
die im Auftrag des Königs ganz Deutjchland nach jungen Leuten 
abjuchten, die Luft hätten, in des Preußenkönigs Armee einzutreten, 
fanden in katholiſchen Gegenden als Hindernis das Yandläufige 
Gerücht, daß den preußischen Soldaten Teilnahme an katholiſchem 
Gottesdienjte nicht möglich fei. Diefem Gerüchte entgegenzutreten 
hatte der König die wichtigsten Gründe, es wurde daher an 
einzelnen Orten für Einrichtung Fatholischen Aeligiongererzitiums 
gejorgt und dieſe Tatfache nad) Möglichkeit befannt gemacht. In 
der Folge jtellten die Feldpatres den Werbeoffizieren testi- 





* Frieder. Cramer, Zur Gefchichte Friedrich Wilhelm I. und Friedrichs IL, 
Könige von Preußen? 160 f. Vgl. Ad. Harnad, Geſchichte der Königl. 
Preußiſchen Akademie der Wiffenichaften zu Berlin I, 1, Berlin 1900, 224 f. 
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monia eines freien religionis exereitii aus, und e3 unterliegt 
feinem Zweifel, daß dadurch, wie die Patres verficherten, bei den 
Regimentern „nicht geringer Nuten gejchaffet worden”!. Und 
diefer Vorteil wog bei dem Monarchen jo jchwer, daß er jelbjt 
im Gegenſatz zu den den märfifchen Ständen (1653) gegebenen 
Buficherungen an einzelnen Orten der Mark katholiſchen Gottes— 
dienft zufieß, auch in Berlin, wo der fatholifche Kult nun nicht 
mehr wie bislang auf Gejandtichaftsfapellen bejchränft war. „Sehr 
ungern” hatte Friedrich I. 1700 dem Kaijer zugeftanden, „Unfere 
in Berlin fich aufhaltenden Untertanen katholischer Religion beim 
faiferlichen Minifter zur Meſſe kommen zu lafjen“2. Als in Spandau 
und Potsdam der Gewehrfabrifen halber viele Fatholische Arbeiter 
aus der Gegend von Lüttich angeftedelt wurden, erwies fich auch hier 
die Einrichtung katholiſchen Gottesdienjtes notwendig. Aber groß- 
zügig waren die neuen Konzeſſionen Friedrich Wilhelms I. Feines- 
wegs. Der Gottesdienit mußte „in aller Stille“ 3 gehalten werden 
und unterlag mannigfachen Beichränfungen. Als der Dominifaner- 
prior die drei in Berlin ftationierten Patres 1728 pflichtgemäß 
vifitieren wollte, erging an den P. Dominifus Tore das Reſkript: 
„Weil Wir als summus Episcopus feinem, er ſei wer er wolle, 
die geringjte Jurisdiftion in ecclesiastieis allhier verftatten wollen, 
jo befehlen Wir euch in Gnaden, obgedachtem Provinzial, falls 
er allhier anfommen follte, jofort anzudeuten, daß er wieder nad) 
Haufe gehe oder jich bei Strafe in Unferer Refidenz allhier feiner 
geijtlichen Jurisdiktion, Vifitation noch Mutation anmaßen, widrigen- 
falls derjelbe jowohl als ihr zu gehöriger Strafe gezogen werden 
jollet. Wann aber der eine oder andere etwas vorzuftellen haben 
jollte, fünnen fie jolches bei Uns gehörig anbringen“; die Domini- 





15. W. Woker, Geſchichte der norddeutſchen Franziskanermiſſionen, 
Freiburg 1880, 176 220. 


? Lehmann, Preußen und die katholiſche Kirche ſeit 1640 I 498. 
® Briefe König Friedr. Wilhelms I. an Leopold zu Anhalt-Deffau 224. 
Bol. Lehmanı a. a. D. I 797. 
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faner fehrten fich aber nicht an das fünigliche Verbot !. Größere 
Schädigung der Militärjeeljorge erwuchs aus der Füniglichen Ber- 
ordnung, daß Soldaten nur bei evangelijchen Predigern um 
Einjegnung ihrer Ehe und Taufe ihrer Kinder nachjuchen 
durften 2. 

Wie der abjolutiftiiche König im Kleviſchen feine „Biſchofs— 
rechte” über die Katholifen Handhabte, ſoll an einigen Beifpielen 
gezeigt werden. Ein Xantener Kanonifus, der in Anerkennung 
des Firchenrechtlichen Inſtanzenzuges von einem Urteil jeines 
Kapitels nad) Köln appellierte, wurde deswegen zu einer Brüchte 
von 100 Goldgulden verurteilt und von der preußifchen Regierung 
gezwungen, jeine Appellation zurüdzunehmen? ine Elöfterliche 
Wahl zu Emmerich, zu der Fein füniglicher Kommiſſar zugezogen 
war, wurde Fafjiert und der Gewählte wie der Dekan zu Emmerid) 
zu hohen Geldftrafen verurteilt*. Ja jelbjt gegen den Papſt re- 
monjftrierte die Elevische Regierung wegen des Jubiläums von 1726; 
daß die Katholiken die Jubiläumsfeier begingen, jchien der Autorität 
des Königbiſchofs zu präjudizieren: „neben Uns noch eine bejondere 
geiftliche Obrigkeit zu ftatuieren” jei ftrafbar. Schließlich jahen 
fich die geiftlichen Rurfürften genötigt, gegen diefe Übergriffe ihres 
föniglichen Kollegen beim Reichstage Beſchwerde zu führen >. 

Der echt polizeiftaatliche Exrlaf des Königs, daß fein Pfarrer 
eine Ehe einjegnen dürfe, wenn nicht von dem Bräutigam der 





! Rehbmann, Preußen und die fatholifche Kirche feit 1640 I 807. 

2 Ahn die Röm. Kayferl. und Kgl. Majeftät von Ihro Churf. Durch— 
laucht zu Cöllen, hergogen Clement Auguft... abgegebene außführliche 
Demonstration ſehr vieler... Religions-Bejchwerden, welche höchſtderoſelben 
Ersbijchöflicher Jurisdietion, Geiftlichen und übrigen Fatholifchen Eingeſeſſenen 
deren Cleviſch- und märkiſchen Landen durh Sr. Majeftät in Preußen 
Cleviiche Regierung zugefügt worden, Bonn 1730, 16. Vgl. Dittrid, 
Katholizismus in Altpreußen XIV 425 ff. 

® Clemens Auguft3 Demonftration von 1730, 25. 

* Hiltebrandt, Preußen und die römische Kurie I 321. 

Clemens Auguft3 Demonftration von 1730, 139 ff. Hiltebrandt 
a. a. ©. I 333, 
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Nachweis erbracht jei, daß er ſechs Obſtbäume gepflanzt und für 
Pflanzung von ſechs Eichen der Preis von je zwei Grofchen 
bezahlt Habe, ftatwierte eine ganz neue Art von Ehehindernifjen. 
Ganz dem Geifte des abjolutiftifchen Königtums entſtammt aud) 
der Befehl, der nach dem Tode Friedrichs I. erging: ein volles 
Jahr hindurch mußte bei dem Gottesdienft der Landestrauer wegen 
die Orgel jchweigen!. Es hatte wenig Erfolg, daß die Firchlichen 
Beichwerden jolcher Art von fölnischer Seite aus 1718 und 1730 
gefammelt und gedrucdt wurden?. Die beiden Sammlungen ent- 
halten zahlreiche Wiederholungen. Aber die Aufzählung der Be- 
Ichwerden des Erzbiſchofs ſowie derjenigen, die die Katholifen in 
Kleve-Mark ihrerjeitS gegen die Regierung Friedrich Wilhelms I. 
vorzubringen hatten, würde ein eigenes Buch erfordern. Hier genügt 
die Feititellung, daß unter diefem Könige in allen den Punkten, 
in denen früher eine fanatisch-protejtantische Bureaufratie die Rechte 
der Katholiken zu verfürzen nur zu erfolgreich verjtanden hatte, 
die Bejchwerden fortdauerten. Kaijerliches Einjchreiten blieb ergeb- 
nislos; die von Wien aus zum Schuß der Katholifen erlafjenen 
Berordnungen konnten, wie man fatholijcherjeit3 klagte, „die aller- 
untertänigſt⸗ſchuldigſte Barition nicht erreichen”, vielmehr wurden 
die Übergriffe und „Tathandlungen von obgemeldeter Regierung 
beharrlich affumulieret und vermehrt”. Neue Bejchwerdepunfte 
Ichafften bejonders des Königs weltbefannter Militarismus und 
jein in den Mitteln nicht gerade wählerifcher Fisfalismus. Man 
fonnte mit allem Rechte von einem Ausfaugungsigftem reden, 
welches die preußijche Regierung in diefen weftlichen, von unauf- 
hörlichen Kriegsläufen heimgejuchten Provinzen handhabte. „Wer 
die Alten der Zeit durchblättert“, jo refumiert ein Spezialforfcher, 
„ganz gleich, ob fie ftaatlichen oder ob fie ftändifchen Urſprungs 
find, der ift erjtaunt, immer wieder ftatt von Hoffnungen auf 





! Clemens Auguft3 Demonjtration von 1730, 11. Gravamina religionis 
1718, 69. 


? Die genauen Titel j. oben ©. 62 U. 1 und ©. 749.2. 
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eine beſſere Zufunft von Verfall und wieder von Verfall zu 
fejen.” 1 

Die rohe Willkür, mit der unter Friedrich Wilhelm I. das 
Refrutierungswejen betrieben wurde, jchredte auch vor dem Heilig- 
tum nicht zurüd. In die katholiſche Kirche zu Hanſelaer bei 
Kalkar brachen 1721 preußifche Reiter während feierlicher Erequien 
ein, zogen einen jungen Menjchen aus der Bank und maßen ihn, 
„ob er tüchtig wäre zu Kriegsdienft”; fie machten „dadurch einen 
ſolchen Tumult und Konfufion in gedachter Kirche, daß der Paſtor 
den Gottesdienſt hat verlafjen und vom Predigen abjtehen müfjen“ 2. 
Zum gleichen Zwed der Rekrutierung bejegten am Feſte Mariä 
Geburt 1720 50 Soldaten in Hagen während des Gottesdienftes 
die Kirche, nahmen die ihnen tauglich erjcheinenden jungen Leute 
und hielten die ganze Gemeinde zwei Stunden in Arreft, durch 
Eſſen, Trinken, Rauchen die Würde des Gotteshauſes gröblich 
verlegend 3. Obſchon nach dem Religionsrezeſſe „Kirchen: und 
Schulbediente”“ militärfrei jein jollten, wurde 1718 zu Kaftrop der 
Schulmeijter Viſſinus nächtlicherweile fejtgenommen und zum 
Militärdienit gezwungen Im Kloſter Marienwafjer bei God) 
verübte im Jahre 1720 preußiiches Militär einen gewaltjamen 
Einbruch, ergriff des Klofters Knecht, zog ihn an den Haaren 
durch den Graben und jchleppte ihn nach Wejel zum Kriegsdienft>. 
Den bejchwerdeführenden Katholifen wurde eine Satisfaktion 
nicht gegeben ®; hatte doch der König jelber feinen Werbeoffizieren 
„möglichite Lijtigkeit” anbefohlen. Als die Katholiken diefe und 
zahlreiche andere Gravamina beim Kaifer eingereicht hatten, ant- 
wortete die preußiiche Regierung mit weitläufigen Denkichriften 7. 





"WB. Stolze, Zwei preußifche Oberpräfidenten in Rheinland: Weitfalen 
im 18. Jahrhundert, in Lenz-Feitichrift, Berlin 1910, 297 f. 

? Repraesentatio gravaminum 60 f. 

® Ebd., Märkiſche Gravamina, Adiuncta 124, * Ebd. 146. 

> Ebbd., Kleviſche Gravamina 60. 6 &bd., Adiuneta 146. 

Zugänglich wurde dem Verfaſſer troß eifrigen Bemühen nur die 
Schrift: ReichsConſtitutions- auch Provincial-Religions-Recegmäßige Erinne- 
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Ihre Ausführungen find in einem auffallend unfreundlich-jarfaftifchen 
Tone gehalten; fie argumentieren häufig nicht eben glücklich und 
von jchroff-proteftantichem Standpunkte aus; einen abjchwächenden 
Eindrud jollte die beigefügte Zuſammenſtellung „höchſtdringender 
Evangelifcher-jülich-bergifcher Religionsgravamina” machen. Im 
allgemeinen ergibt fich aus dieſer Sammlung ein recht trübes 
Bild von den Beziehungen der Konfejjionen in den Ländern der 
jülich-kleviſchen Erbſchaft. Ein friedliches Zufammenleben war 
durch die in beiden Lagern noch ungebrochen fortlebende fon- 
fejlionelle Heftigkeit ausgeſchloſſen. Immerhin muß feftgejtellt 
werden, da die preußifche Regierung ihren ſchlimmſten Übergriffen, 
die jie fich im Klevifchen zu jchulden fommen ließ, wie Bfründen- 
ichacher, Auswüchje beim Nefrutierungswejen, alles Maß über- 
jchreitende Belaftung von PBfründen, feine Analoga auf pfälzijcher 
katholiſcher Seite gegenüberjtellen konnte. 

In einem unbewachten Augenblicke unterzeichnete übrigens Preußen 
ein merfwürdiges Anerfenntnis vieler jeiner Firchenpolizeilichen 
Sünden. Das war beim Abjchluß des Allianzvertrages mit Dfter- 
reich vom 28. Dezember 1728. Der Vertrag jollte dem Könige 
nach Erlöfchen des neuburgischen Mannesjtammes Berg und Raven- 
jtein zuwenden; in dem Schriftjtüd verjprach Friedrich Wilhelm I.: 
„Se Kgl. Majeſtät in Preußen erflären fich bereit, fich nicht des 
Iuris dioecesani über die fatholifchen Einwohner jothanen Herzog- 
tums und Herrſchaft in einiger Weije anzumaßen, noch mithin die 
daſelbſt befindliche katholiſche Geiftlichkeit der Jurisdiktion ihres 
DOrdinarii im mindeften zu entziehen, noch daß die dafigen Ein- 
wohner in Sachen, jo nach den katholiſchen Prinzipiis darzu quali- 
fiziert find, zu jothanem foro refurrieren mögen, zu verhindern, 
noch auch endlich die anjego mit katholiſchen subjectis bejeßten 





rung und Vortrag mit nochmahliger Inhaeſion der in anno 1724 zur 
gründtlichen Ablehnung einiger Römijch- Catholifchen Seiten angeführten 
anmaßlichen Cleve- und Märdifchen Religions-Gravaminum ... Soeft 1733. 
Es gibt. aber noch eine Sammlung, gedrucdt zu Soeſt 1727, 
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Ämter andern al catholieis zu verleihen.“ t Dieje Vertrags- 
beftimmungen waren vom Kaijer zweifellos im Hinblick auf die 
notorischen Maßnahmen Preußens im Kleviſchen in Borjchlag 
gebracht worden. 

Diejelbe bunte Fülle von Bejchwerden der Katholiken, wie fie 
in Kleve erhoben werden mußten, fehrt auch in Minden, Halber- 
jtadt, Magdeburg wieder?. Bon der Mitteilung von Einzelheiten 
fann bier abgejehen werden. 

Bahlreiche Leiden brachte den katholiſchen Untertanen Friedrich 
Wilhelms I. dejjen mit großer Konjequenz und Zähigfeit verfolgtes 
Streben, oberjter Schußherr aller Brotejtanten, im Römiſchen 
Reiche ebenjo wie im Auslande, zu jein und als folcher anerfannt 
zu werden. Seine PBolitif der Reprefjalien wurde mitunter zu 
förmlicher Ungerechtigfeit gegen feine eigenen Untertanen katholischer 
Religion. 

An jeinen Bemühungen zu Gunften der Diffidenten in Polen 
erlebte der König wenig Freude. Seinem Anerbieten, ihren Wohnſitz 
in Preußen aufzujchlagen und dort aller religiöfen Freiheit zu 
genießen, brachten fie feine Gegenliebe entgegen und zogen ihre 
große politiiche Freiheit „denen Avantagen, jo man ihnen in Seiner 
Majejtät Landen offerieret”, bei weitem vor +, ohne auf die Gloriole 
von Märtyrern und Schmerzensfindern des Proteftantismus ver- 
zichten zu wollen. 

Trogdem nahm der König aufs neue die proteftantifchen Snter- 
ejjen in Bolen wahr, als 1723 mit Berufung auf den den Diffi- 
denten ungünftigen PBazififationsvertrag von 1717 einige Kirchen 
gejperrt und Prediger verfolgt worden waren. Es war für die 





! Sriedr. Förfter, Friedrih Wilhelm I., König von Preußen II, 
Potsdam 1835, 224 f. 

? Hiltebrandt, Preußen und die römifche Kurie I 256 ff 287 ff 295 ff 
310 ff 314 ff 375 ff 393 ff. 

® ®gl. G. Pariset, L’etat et les eglises en Prusse sous Frederic- 
Guillaume I, Paris 1897, 812 ff. 


* Sriedr. Wolff, Preußen und die Proteftanten in Polen 12. 
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Katholiken bejonders nachteilig, daß der ihnen jehr unfreundlich 
geftimmte Minifter von Algen und der unendlich rührige Hof- 
prediger Jablonski den König in dieſer Angelegenheit berieten ; 
e3 wurden Neprefjalien gegen katholiſches Befistum in den ehe- 
maligen polnischen Starojteien Lauenburg, Bütow und Draheim 
geübt und die Jeſuiten zu Heiligelinde mit Vexationen bedacht ?; 
die Situation der Jeſuiten zu Tilfit war jahrelang eine durchaus 
unfichere3. Eine den alten Berträgen zumwiderlaufende Maßregel 
erfolgte 1725, als der König den Wiederaufbau der abgebrannten 
fatholischen Kirche zu Tempelburg verbot und auch andere Rechte 
des dortigen fatholischen Pfarrers beeinträchtigte. Diesmal handelte 
e3 fi) um Wiedervergeltung für den als „Thorner Blutbad“ 
befannten Vorfall. Diejes harte Bluturteil, das wegen Erſtürmung 
des Jeſuitenkollegs zu Thorn und furchtbarer Verhöhnung des 
fatholijchen. Glaubens durch den Pöbel über den Bürgermeifter 
und neun Bürger von Thorn verhängt wurde, hat man vergebens 
als einen Borjtoß der Gegenreformation abjtempeln wollen; gerade 
der Vertreter des Bapjtes, der Nuntius zu Warjchau, hat wieder- 
holt für die Berurteilten fich) bemüht, aber jeine Bemühungen 
wurden vereitelt. Die protejtantiichen Mächte, die in der Thorner 
Sache interzedierten, verfolgten zum guten Teil weltliche politische 
Abfichten. Unter ihnen befanden ſich Staaten, deren Intoleranz 
gegen die Katholiken zum Himmel jchrie, wie England, Dänemark, 
Schweden, Rußland *. 

Ganz unqualifizierbar war ein Vorgehen Friedrich Wilhelms I., 
das ebenfalls im Zufammenhang mit dem Thorner Ereignifje ftand. 





! Herm. Dalton, Daniel Ernft Jablonski. Eine preußifche Hofprediger- 
geitalt in Berlin vor 200 Jahren, Berlin 1903, 302 ff. 

2 Wolffa.a.D.16. Dittrich, Katholizismus in Altpreußen XIV 75 ff. 

s Dittridh a. a. D. 68 ff. 

* Siehe über die Angelegenheit B. Duhr, Sejuitenfabelnt, Freiburg 
1904, 564 ff; Rom. Frydrychowiez, Die Vorgänge zu Thorn im 
Sahre 1724, in Zeitjchrift des weitpreußiichen Geſchichtsvereins 1884, 74 ff. 
Bezüglich der Schrift von F. Jacobi (Das Thorner Blutgericht, Halle 
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Das magdeburgische Frauenklojter Marienjtuhl hatte von ihm gegen 
Zahlung von 2000 Talern an die Invalidenkaſſe die Berficherung 
erhalten, bei demnächftiger Propjtwahl „jonder einig Diffikultät 
einen Römijch-KRatholijchen” wählen zu dürfen. Nach vollzogener 
Wahl blieb die königliche Beitätigung aus. Das Klojter bietet 
weitere 500 Taler zur Nefrutenfaffe. Der König entjcheidet: 
„Blatt abgejchlagen, jollen einen Evangelifchen nehmen ..., das 
gejchieht wegen der Thornjchen Sache.“ Notgedrungen wählt das 
Klofter einen evangeliichen Bropft, da wird ihm nun auch das 
Wahlrecht ftreitig gemacht, e8 muß wegen Bejtätigung des Pro— 
tejtanten noch einmal 400 Reichstaler zahlen 1. 

Nicht minder große Härten gegen katholiſche Landeskinder hatte 
Friedrich Wilhelms Interzeſſionspolitik in Sachen der pfälzischen 
Reformierten zur Folge? Im Jahre 1719 Hatte der katholiſche 
Pfalzgraf Karl Philipp entgegen den Verträgen den Reformierten 
zu Heidelberg das ihnen gehörende Schiff der Heiliggeiftfirche ent- 
zogen, allerdings mit- dem DBerjprechen einer gebührenden Ent- 
ſchädigung. Zur jelben Zeit tauchte eine neue Bejchwerde der Refor- 
mierten auf; jie hatten den wegen jeiner greulichen Schmähungen 
gegen Meſſe und Eucharijtie berüchtigten Heidelberger Katechismus 


neu druden und den Titel eigenmächtig mit dem pfalzgräflihen 


Wappen jchmücen lafjen. Karl Philipp verbot den Verfauf des 


Buches bejonders im Hinblid auf die „Anzüglichkeiten”, die es 


gegen des Landesherrn Religion enthielt. 

Preußen, Braunjchweig und Hefjen-Kafjel machten das Heidel- 
berger Religionsgravamen zu dem ihrigen. Friedrich Wilhelm nahm 
jofort die Gelegenheit wahr, die Sache zu einem Vorftoße gegen 





1896) wurde proteftantifcherfeit gewünjcht, daß der „Ton etwas mehr 
hiftorifh und meniger konfeſſionell gefärbt” wäre — Jahresbericht 
1896, 325). 
wLehmann, Preußen und die katholiſche Kirche ſeit 1640 I 798. 
»Pariset, L'état et les églises 774 ff. Struve, Pfälziſche Kirchen- 


hiſtorie 1368 ff. Quellen und Forſchungen aus italieniſchen Archiven x 
(1910) 190 ff. 
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das ihm mißliebige und reiche Klofter Hamersleben bei Halberitadt 
auszunützen. Das Klofter wurde unter mannigfachen Härten gegen 
die Ordensleute jequeftriert, ebenjo wurden, noch ehe eine faijerliche 
Entjcheidung in der Heidelberger Sache gefallen war, Repreſſalien 
halber drei Kirchen zu Halberjtadt und der Dom zu Minden 
geſchloſſen1. 

Der Kaiſer erhob gegen dieſe Maßregeln Preußens, deren 
Unzuläſſigkeit er in ausführlicher Darlegung nachwies, Ein— 
ſpruch; die kaiſerliche Beweisführung zu entkräften, konnte der 
preußiſchen Regierung nicht gelingen. Der König, ſo ließ Kaiſer 
Karl VI. ſchreiben, habe aus ganzen 70 Jahren kein unerledigt 
gebliebenes Gravamen der Evangelischen anzuführen vermocht, „da 
hingegen von Ew. Liebden alleiniger Regierung vielleicht mehr 
Anmaßungen, Kontraventionen und Fakta vorzulegen wären, als 
faum in jolchen Jahren von allen übrigen Ständen des Reiches 
find geäußert worden“ 2. Auch gegen die Übertreibungen des 
Corpus Evangelicorum erging ein jcharfes Faijerliches Defret vom 
2. April 1720. 

Noch ehe die Einjtellung der Repreſſalien erfolgt war, hatte 
der Pfalzgraf den Reformierten ihren Anteil an der Heiliggeift- 
firche zurücgegeben und den Drud des Katechismus mit Weg- 
lafjung des Anftößigen zugelaſſen. Als in der Folge die Ber- 
waltung von Hamersleben wieder freigegeben wurde, befahl Friedrich 
Wilhelm in jeinem ökonomiſchen Sinne: „Man muß fie eine 
Apothefer-Rechenung machen“ 3; und im gleichen Sinne beftätigte 
er 1722 dem Klofter jeinen neuen Propſt „auf die Kondizion, 
daß er ſich nit von die Sequejter-Gelder fordern wird“ 4. 

- Der Eonfefjionelle Eifer Friedrich Wilhelms I. war nach alledem 
kräftig entwidelt. Aber er konnte zu Zeiten durch feine fis- 
kaliſche Begehrlichkeit befiegt werden. Das erfuhren zu ihrer großen 





ıRehmanna. a 8.1679 ff. 

2E. Schauroth, Bollftändige Sammlung 684 ff. 

® Rehmanna. a. D. I 689. * Ebd. 797, 

Kipling, Geſch. d. Aulturfampfes ze. I. 6 
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Freude die vordem jo unendlich gequälten Kingenjchen Katholiken. 
Gegen deren Bemühungen, freie Religiongübung zu erhalten, boten 
die reformierten Prediger alles nur Erdenfliche auf; fie jchilderten 
dem Könige die fatholiiche Kirche „in ihrem Abfall von der Lehre 
Chriſti“, „ihrer greulichen und verfluchten Abgötterei“, jtellten ihm 
Konftantin den Großen in feinem Kampf gegen das Heidentum 
als Mufter vor — das alles verjchlug nichts. Der König erjah 
eine günftige Gelegenheit, 5000 Taler zur Erwerbung zweier 
Kanonen zu bekommen, und als die Katholiken über diefe Zahlung 
eine Quittung vorlegten, wurde ihnen durch Kabinettsbefehl ein im 
übrigen wieder mehr wie genug polizeilich bejchränfter PBrivat- 
gottesdienft in ihren Häufern verjtattet; gegen Zahlung weiterer 
400 Taler „zur Erwerbung einer grenadiermäßigen Perſon“ wurden 
ihnen noch einige weitere Zugejtändnifje gemacht. Auch die früheren 
Beichränfungen des Erbrechts katholiſcher Landesbewohner bejeitigte 
der König durch die charafteriftiiche Randverfügung: „Diejes Edikt 
joll aufgehoben werden, joll im Lande wohnen, wer da will; je 
mehr Leute, dejto befjer, aber feine Juden.” ! 

Die wirtjchaftspolitiiche Skrupellofigfeit des Königs juchte raftlos 
neue Geldquellen zu erjchliegen. Wurden im Kleviſchen immer noch 
nach der Regierung eigenem Gejtändnis die katholiſchen Pfründen 
im föniglichen Turnus „dem Meiftbietenden zugewandt“, jo jollten 
nun auch die lingenſchen Geiftlichen „ein Gewifjes zum Pots— 
damiſchen Waijenhauje erlegen“: das jei nicht für die Kollation, 
jondern für die Konfirmation, für die auch unter dem Bapfttum 
Gebühren gezahlt worden ſeien; „fraft de3 summi iuris circa 
sacra jeien aber die Fürjten in ihren territorüs für Päpfte zu 
halten und hätten mit der größten Befugnis iura papalia zu üben 
Macht” 2. Wie der knauſerige König ohne Unkosten feine Getreuen 
zu bejchenfen pflegte, das zeigt ein KabinettSbefehl vom 22. Dezember 





! Die Aktenftüde ſ. ebd. 873 ff. Goldſchmidt, Grafihaft Lingen 
262 ff 628 ff; Hiltebrandt, Preußen und die römijche Kurie I 277. 
2 Lehmann, Preußen und die Fatholijche Kirche jeit 1640 I 768 880 f. 
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1729: „Seine Majeftät haben dem Regimentsfeldicher dero Regi— 
ment3 Bonnes auch die in Jülich zu dero Kollation vafant gewordene 
Präbende, jo der Kanonifus Claubert3 gehabt, dergejtalt aller- 
gnädigſt geſchenkt, daß er folche an jemanden jeines Gefallens 
zedieren und abtreten kann“; ſolche Bräbenden erhielten auch die 
Grenadiere Crohn und Wagenführer, der Holländische Oberſt von Lindt- 
mann, der Potsdamer Tuchfabrifant U. Tamm u. a.! 

Seine jo oft betonten unveräußerlichen oberjtbijchöflichen Rechte 
fonnte Friedrih Wilhelms I Politik ftillfchweigend preisgeben, 
wenn e3 jein Vorteil erheijchte, jo bei der Erwerbung von Geldern, 
das ihm 1713 nur unter der Bedingung übergeben wurde, daß die 
Yurisdiftionsrechte des Roermonder Biſchofs unangetaftet blieben ?, 
Bertraglich jollten die geldernichen Ehrenämter jowohl bei der 
Landesregierung wie in den Magiftraten mit eingejefjenen Katho- 
fifen bejeßt werden. Um diefe ihm jehr peinliche Beitimmung zu 
umgehen, bildete Preußen überhaupt fein Negierungsfollegium, 
jondern eine „geldrijche Interimskommiſſion“, der drei Protejtanten 
und nur ein Katholif zugeteilt waren. Durch zeitweilige Ver— 
jegung diejer Kommiſſion nach Kleve juchte Friedrih Wilhelm I. 
die Bertragsmächte, Frankreich und den Kaijer, förmlich zu täufchen. 
Auch Friedrich der Große blieb dieſer geldrijchen Bolitif feines 
Baters treu 3. 

Bei den Katholifen Gelderns machte es einen tiefen Eindrud, 
daß der König wiederholt der Mutter Gottes von Kevelaer Kerzen 
opferte, einmal perjönlich, ein andermal durch den Oberjten Wal- 
rave. Dieje Schritte werden ja nicht ganz frei von politischer 
Berechnung gewejen jein*; aber ficher ift, daß des Königs ernfte 





ı Ebd. 781. 

®2 J. du Mont, Corps universel diplomatique du droit des gens VIII, 1, 
Amsterdam 1731, 338. 

® Pariset, L’6tat et les öglises 773 ff. Vgl. Ad. Franz, Die fon- 
feſſionelle Barität in Preußen, in Hiftorifch-polit. Blätter CXIV 557 ff. 

* Bgl. Pariset a.a.D. 774. Über den Hergang ſ. auch Stimmen aus 
Maria-Laach XLII (1892) 590 ff. Andere Fälle, wo Friedrih Wilhelm 
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Religiofität auch ein mit gewiſſem Reſpekt verbundenes neugieriges 
Intereſſe für katholiſches Kirchenweſen mit fich brachte, was er 
öfters befundet hatt. Auch die mancherlei Erleichterungen, die 
der Monarch der katholiſchen Seeljorge, bejonders der Militär- 
jeeljorge, angedeihen ließ, find zu erheblichem Teile auf Rechnung 
jeiner religiöfen Gefinnung zu jegen 2. 

Das Gebet der Katholiken für den König und das Fünigliche 
Haus wollte Friedrich Wilhelm I., auch im Geiftlichen ſtets auf 
Erwerb bedacht, keineswegs miſſen. Naturgemäß konnten Die 
katholiſchen Geiftlichen auf die Verordnung, fie jollten das offi- 
zielle Gebet „auf eben die Art und ohne die geringjte Verände- 
rung wie in den evangelifchen Kirchen“ verrichten, gewiſſenshalber 
nicht eingehen. Es fam darüber in Altpreußen zu einem lange 
währenden Konflikt; gegen alle venitenten Prieſter jollte Straf: 
verfahren eingeleitet werden. Schließlich erwies fich zum großen 
Berdruffe des Königs das ganze von ihm jo leidenfchaftlich be- 
triebene Unternehmen al3 undurchführbar 3. 

Alles in allem überwiegen, wie im Charafterbilde Friedrich 
Wilhelms I., jo auch in feiner katholiſch-kirchlichen Politik bei 
weiten die rauhen und unfreundlichen Züge. Trotzdem  ftellt 
Mar Lehmann, das Fazit aus dem lebten Jahrzehnt der Negie- 
rung Friedrich Wilhelms I. ziehend, den Proteftantismus, ver- 
förpert durch den preußifchen König, der „römischen Kirche” gegen: 
über und entjcheidet die Frage, auf welcher Seite „die Freiheit 





fatholiihem Wejen freundlich begegnete, j. H. Heidenheimer, Ein Be 
ſuch König Friedrich Wilhelms I. bei den Jeſuiten in Bamberg, im 58. Be- 
richt des hiſtor. Vereins zu Bamberg 1897, 57 ff. Über des Königs freund» 
liche Beziehungen zu dem Dominifanerpater Bruns ſ. Märkifches Kirchen- 
blatt, Jahrgang 1862, 272 ff. 

ı Bol. Hiltebrandt, Preußen und die römische Kurie [308 ff 366 ff 373. 

2 Bol. ebd. I 370; W. Friedensburg, Ein Denkmal preußifcher 
Toleranz, in Quellen und Forfchungen aus italienifchen Archiven V (1903) 125 ff. 

® ©. über den ganzen Streit Dittrich, Katholizismus in Altpreußen, 
in Ermländ. Zeitfchr. XIV 109 ff. 

VLehmann, Preußen und die fatholifche Kirche feit 1640 I 438. 
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des Geiftes und die Menschlichkeit der Gefinnung größer” gewejen, 
zu Gunften des deſpotiſchen, bejchränften Königs, der weder Frei— 
heit noch Geift jemals gejchäßt Hat und vom „deal wahrer 
Humanität jehr weit entfernt war. Einen leiſen Schein von 
Wahrheit konnte der Göttinger Gelehrte feiner Behauptung nur 
dadurch vermitteln, daß er dieſe auf die plumpe Fälſchung gründete, 
die unter dem Titel „Denkjchrift der heiligen Kongregation der 
Kardinäle von 1735”1 befannt ift. An der Echtheit des Schrift- 
ſtückes follte nach Droyjen? „fein Zweifel fein“. Lehmann? teilt 
natürlich in feinem proteftantifchen Eifer dieſe Anficht und glaubt 
alfo, daß im Jahre 1735 in Rom neben vollftändiger Ausrottung 
aller Keberei auch die „gänzliche Supprimierung“ Brandenburgs 
geplant worden ſei. Dementjprechend findet er denn die Größe 
Friedrih Wilhelms I. darin, daß diefer gegenüber der Macht, 
die jeinen „Staat mit Vernichtung bedrohte”, nur „auf die aller: 
notwendigften Maßregeln der Defenfive fich beſchränkt“ Habe. 
Zu jeiner großen Beihämung mußte Mar Lehmann e3 erleben, 
daß ein vorfichtigerer protejtantijcher Forſcher die Anficht von der 
Echtheit und dem römischen Ursprung der Denkichrift „für völlig 
unmöglich” erklärte: „es jei aus vielen Gründen undenkbar, daß 
dieſes Schriftſtück von einer römischen Kardinalsfongregation aus- 
gegangen ijt”*. Kurze Zeit zuvor hatte eine fatholische Zeitichrift 
eine ausführliche Unterfuchung über den Charakter der Denkichrift 
veröffentlicht; aus zahlreichen Gründen der inneren Kritif wurde 
die Fälſchung als ſolche erwiefend. Und heute wird es wohl 





! Die „Denkichrift” ift zum erftenmal publiziert in J. G.Droyſens Gefchichte 
der preußifchen Politik TIA4, 4, A417 ff. Bol. Ranke, Zwölf Bücher 
preußifcher Gejchichte II 229; Quellen und Forfchungen aus italienischen 
Archiven XIII (1910) 136. 

29% aD. 416; ® Lehmanna. a. D. J 437. 

* Bernd. Erdmannsdörffer, Deutiche Gefchichte vom Weftfälifchen 
Frieden bis zum Negierungsantritt Friedrich d. Gr. II, Berlin 1893, 393. 

® Die vorgebliche Denkichrift der Heiligen Kongregation der Kardinäle 
1735, im Katholik 1891 II 1 ff. Vgl. Duhr, Zefuitenfabeln* 852 ff. Eine 
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niemand mehr bezweifeln, daß in dem Nom Klemens’ XII. 
(1730—1740), des um Kunſt und Wifjenjchaft Hochverdienten 
Papſtes, mehr „Freiheit des Geiftes und Menjchlichfeit der Ge- 
finnung“ war als in dem Berlin des rohen und banaufischen 
Selbjtherrichers, der Zahlungen an die Akademie der Willen- 
Ichaften unter den Titel „Vor die ſämtlichen Kgl. Narren” ftellen 
ließ! und Profeſſoren als „Univerfitätsichurfen” bezeichnete?. 

Faſt ergöglich ift die Gejchichte der während der ganzen Re— 
gierungszeit der beiden erjten Könige immer wieder auftauchenden 
Beitrebungen, für den summus episcopus einen fatholijchen Suf- 
fragan oder Generalvifar zu finden. Plazidus Meinders, der 
vom Großen Kurfürjten „ernannte“ Generalvifar, war noch am 
Leben, als Friedrich am 26. Januar 1697 zur Wahrnehmung 
jeine® ius supremum in ecclesiastieis den Halberftädter Kanoni- 
fus von Weſterholtz bejtellted. Im Jahre 1704 berichtete die 
Regierung zu Halberjtadt den Tod des Abtes Meinders; von 
der Inſtruktion, die dieſem erteilt worden, jei „bis dahero faft 
gar nicht? zur Wirklichkeit gebracht worden”. Man verjchob 
vorerjt die „Wiedererjegung des Vifariat3 in spiritualibus”. Viel— 
leicht hat damals jchon der König an die Bejegung des Poſtens 
durch den P. Vota S. J. gedacht. Die Berhandlungen mit diejem 
zerichlugen ſich indes; der Pater hatte natürlich zur Bedingung 
gemacht, daß jeine fünftige Stellung vollftändig dem katholiſchen 
Kirchenrecht konform jein müſſe. Auch die Verſuche Agoftino 
Steffanis, des Apoftolifchen Vikars von Norddeutichland, eine 
anerfannted Zulaffung jeiner Tätigkeit zu erreichen, jcheiterten ſo— 
Eritiflofe Hesichrift it Chr. Hugelmann, Ein jefnitiicher Feldzugsplan 
zur Ausrottung aller Keter. Nach einer Handichrift aus 1735, Nürnberg 1891. 
i : ei — Geſchichte der Kgl. Preuß. Akademie der Wiſſenſch. zu Berlin 

Briefe König Friedr. Wilhelms J. an Leopold zu Anhalt-Deſſau 456. 

® Lehmann, Preußen und die katholiſche Kirche ſeit 1640 I 613. 

* Ebd. 616. 

° GStaatlicherjeit3 ungehindert hat Steffani bifchöfliche Funktionen in 
Preußen häufig ausgeübt; ſ. BP. Wittihen, Zur Gejchichte des Apoftolifchen 
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wohl an den zäjaropapiftiichen Anfprüchen Friedrichs wie an feiner 
Forderung der Anerfennung der Königswürde Durch die römijche 
Kurie!. „Wenn der Berliner Hof“, jo beurteilte Steffani Die 
kirchlichen Prätenfionen Preußens, „zu dem Ziele kommt, das er 
von jo langer Zeit her erjtrebt, dann geht die Autorität des 
Heiligen Stuhles verloren, die des katholiſchen Biſchofs wird 
monjtröjerweije proteftantifchen Laientribunalen unterworfen fein, 
die Verwirrung wird noch größer, die Firchliche Zucht wird ver- 
nichtet, die Stiftungen der Habjucht und Laune der Regierung 
preisgegeben, und die fatholiiche Religion Tiegt zu Boden.” 2 

Berfolgte die Regierung bei ihren Vikariatsplänen offenfichtlich 
egoiftiiche Pläne, jo war auch die Haltung der auf ihre Unab- 
hängigfeit pochenden Abteien im Magdeburgifchen und Halber- 
jtädtifchen den Apoftolischen Vikaren gegenüber Häufig jehr zwei- 
deutig; die Klagen gegen Mißſtände in diefen Klöftern und deren 
Abneigung wider eine Kirchliche Viſitation nahmen fein Endes. 
Trotz all diefer Schwierigkeiten hat der Heilige Stuhl immer 
wieder Mittel gejucht, um die zeriprengte Schar der Katholiken 
in Preußen gegen die oberjtbiichöffichen Ajpirationen der Krone 
wie gegen die Gefahr des Sinfens der Firchlichen Difziplin ficher- 
zujtellen. Die neuerdings herausgegebenen römischen Akten Lafjen 
die Hirtenjorge der Päpſte für die preußischen Katholiken in vor- 
teilhaftejtem Lichte erjcheinen. 

In Kleve hatte fich für die preußische Regierung eine Furze 
Beitlang die Hoffnung eröffnet, für ihre Eirchenregimentlichen Pläne 
den rechten Mann finden zu können. Ein Baron Merbenfeld, 
der behauptete, bei der kölniſchen Nuntiatur in Dienften ge 
jtanden und der Römifchen vielfältige Praftifen genugjam erlernt 
zu haben, bot dem Könige Friedrich Wilhelm feine guten Dienfte 





Vilariat3 des Nordens, in Quellen und Forfchungen aus italienifchen 
Archiven VI, Rom 1904, 343 ff. Woker, A. Steffani 79. 

1Wofler a. a. O. 82ff. 2 Ebd. 91. 

* Vgl. die Berichte Steffanis bei Hiltebrandt, Preußen und die 
römische Kurie I 157 ff 194 ff. 
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an: Obwohl dem äußerlichen Anjchein nad). ein romaniſch-katho— 
fiicher ecelesiasticus, wolle er unter dem Namen eines Fünig- 
lichen geiftlichen Oberrichters die Abwendung auswärtiger Juris— 
diftion herbeiführen. Bejondern Eindruck machte bei dem Könige 
auch das Anerbieten Mertenfelds, von dem Fatholischen Klerus 
der föniglichen Kaffe ein jährliches subsidium caritativum von 
6000 Talern zu verjchaffen. Die kleviſchen Räte aber machten 
die Dfferte dieſes windigen Patrons zu nichte!. Die Abficht der 
Regierung, einen halberjtädtischen Domherrn für ihre Zwede zu 
gewinnen, konnte nicht verwirklicht werden, weil „feiner von den 
Domfapitularen oder Prälaten, um nicht bei dem Papft anzu— 
jtoßen, jolches Bifariat hat annehmen wollen” ?. Ein „vernünftiger 
und moderater Mann“ jchien fich endlich 1725 im Abt Matthias 
Hempelmann von Huisburg gefunden zu haben; die Inſtruktion, die 
Hempelmann erhielt, decte fich faft vollftändig mit dem feiner Zeit 
für Plazidus Meinders fonzipierten Schriftftüd. Aber der Wider- 
Itand des Apoſtoliſchen Stuhles und die Erklärungen des katholiſchen 
Klerus nötigten den Abt zu der Bitte, zu der ihn jchließlich auch 
jein eigenes Gewifjen mahnte, „von dem übertragenen Bifariat 
ihn Ddispenfieren zu wollen, weil die Ohnmöglichkeit es vernichtet 
und die Umstände der Ordnung unferer Kirche e3 nicht Teiden 
wollen, da ohngeachtet ich ſowohl bei dem nuntio apostolico al8 
römiſchen Hofe Diejerhalb angejuchet, mir dennoch abgejchlagen 
und verjaget worden, und e3 aljo wider meine conscience läuft, 
unter denen angeführten Bedingungen diefes Amt eines vicarii 
in spiritualibus zu führen”3. Des weiteren (1727) erging an 
den Hildesheimer Domherrn Wejterholg eine Aufforderung der 
preußiichen Regierung, föniglicher Generalvifar zu werden; aber 
ihm erflärte der Halberjtädter Klerus, einen vom Berliner Hofe 
abhängigen Vikar niemals anerfennen zu wollen. 





! Lehmann, Preußen und die fatholifche Kirche feit 1640 I 765 ff. 

2 Ebd. 697. Hiltebrandt, Preußen und die römifche Kurie I 306 ff. 
s Rehmanna. a D.1716. Hiltebrandta. a. O. — 

* Hiltebrandt a. a. O. 340 ff. 
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Als „einen Mann, der fich nicht viel um den Papft kümmert“, 
glaubte die Regierung endlich den Abt Martin von Neuzelle ent- 
det zu haben; er jollte nun Bifar für alle Katholiken des König- 
reiches werden. Von Rom aus erhielt auch der Abt die ent- 
iprechenden Bollmachten und die Erlaubnis zum Empfang der 
Biichofsweihe. Aber daß der Bapft die Ernennung vollzog und 
der Abt „auch fich deswegen bereit3 als deflarierter Vikarius 
unterjchrieben hat, da er doch erjt und allein von Sr Majejtät 
dazu fonftituiert werden ſoll“, jolches fand das Kabinettsminifterium 
„ſehr bedenklich”. Die Unterzeichnung der Ernennungsurfunde 
wurde von Friedrich Wilhelm abgelehnt mit dem Sabe: „Der 
Abt von Neuzelle ijt ein Narr.” 

Später bemühte fi, vom Heiligen Stuhle mit dem Vikariat 
auch in den brandenburgifchen Staaten betraut, der Apoſtoliſche 
Bilar für Sachen, Biſchof Schorrer, in Halberjtadt und Magde- 
burg bijchöfliche Funktionen ausüben zu dürfen, wie vorauszuſehen 
war, ohne Erfolg?. 

Wer nad) einem präziſen Schlußurteil über die Bolitif der beiden 
eriten preußifchen Könige gegenüber der fatholischen Kirche jucht, 
wird nicht in Verlegenheit kommen; er braucht nur jo ziemlic) 
das gerade Gegenteil von dem zu adoptieren, was W. Mauren- 
brecher, auf die bezügliche Tätigkeit diefer Monarchen zurücblidend, 
niedergejchrieben hat. Sie hatten, dem Bonner Gelehrten zufolge, 
„die konfeſſionellen Schranken durch ihre ftaatliche Praxis durch— 
brochen. Sie Hatten Toleranz der drei chriftlichen Kirchen zu 
ihrem Grundſatze gemacht... ., fie ſchützten eine jede Kirchengefell- 
Ihaft bei ihrem Rechte. Die Staatsregierung gewährte Be- 
wegungsfreiheit und Entwicklung einer jeden Kirche nad) ihren 
eigenen Grundfäßen“ 3. 





!Lehmanna. aD. 1748. Bol. Hiltebrandt a. a. D. I 379 ff. 
? Lehmanna.a. D. 1757 ff. Hiltebrandt aa. a. O. I 395 ff. 
’ Manrenbrecder, Die preußifche Kirchenpolitit 27. 





Zweites Bud). 


Die Kirchenpolitik Preußens von der Zeit 
Friedrichs des Großen bis zum Ende der Regierung 
Friedrich Wilhelms IV. 


Fünftes Kapitel. 


Die angebliche Toleranz Friedrichs des Großen gegen 
die katholiſche Kirche. 


Wie eine vorurteilsloſe Prüfung aller Verhältniſſe ergibt, waren 
zu Beginn der Regierung Friedrichs II. die konfeſſionellen Schranken 
in Preußen feineswegs vollftändig durchbrochen. Nicht im ent- 
ferntejten wurde gegen die Katholiten wahre und eigentliche Tole- 
ranz geübt; ihre Rechte waren nicht ausreichend gejchüßt, nad) 
den Grundfägen ihrer Kirche unbehindert zu leben war ihnen nicht 
geitattet. Nur ein Mindermaß von „Teilnahme an der Wohltat 
des Staates”, um ein Wort Rankes zu gebrauchen, war ihnen 
vergönnt. 

Schauen wir auf die allgemeine innerpolitifche Zeitlage, jo ließ 
ſich auch diefe nicht für die Katholifen Preußens trojtvoll an. 
„Es iſt“, jo charafterifiert treffend ein neuerer Forſcher das Milieu, 
„die Zeit des obrigfeitlichen, de3 Bepormundungsjtaates, in der 
die Sorge für das öffentliche Wohl oder die Polizei als Die 
wichtigste Staatsfunktion gilt, der fich alle andern Intereſſen unter- 
ordnen müſſen. Der PVolizeiftaat ift gegen die Korporationen und 
Genofjenjchaften von Mißtrauen erfüllt; er fürchtet von ihnen eine 
Beichränfung feiner Macht, ein Hindernis jeiner auf die salus 
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publiea gerichteten Beftrebungen. Und wenn er fie auch nicht 
entbehren oder aufheben kann, jo jucht er fie Doch in ihrer öffent- 
Yich-rechtlichen Bedeutung hHerabzudrüden und ihnen die Stellung 
von Staatsanftalten oder Berwaltungsbezirfen anzumeijen.! Be- 

deutſames begab ſich aber auf geifteswifjenjchaftlichem Gebiete. 

Sehr energijch betonte die naturrechtliche Schule, daß die Staats— 
gewalt nur auf äußere Akte Einfluß üben dürfe, Feineswegs aber 
über Glauben und Gewiſſen der Untertanen zu herrichen befugt 
jei. „Zwar hat der Fürft“, jo jagt Thomafius (F 1728 zu Halle), 
„in der Religion die Inſpektion und Direktion, aber deswegen 
kann er dennoch feinen Zwang tun, jondern muß einen jeden 
davon, was er glaubet, Rechenschaft geben laſſen.““ Begründet 
wurde dieſe Forderung der Gewifjensfreiheit damit, daß bei Ab- 
ſchluß des Staatsvertrages die Individuen in Sachen der Reli- 
gion die ihnen naturgemäß zuftehende innere Freiheit fich rejer- 
viert hätten. 

Die konfeſſionellen Gegenſätze mußten, je mehr dieje Ideen Ver- 
breitung fanden, an Intenſivität verlieren; zudem hatte der Bietis- 
mus das Intereſſe an den Kontroversfragen erlahmen Yafjen und 
innerhalb des Protejtantismus eine gewilje dogmatische Toleranz 
erjtrebt; für die Saat der rationaliftiichen Aufklärung war da- 
durch der Boden vorbereitet. 

Ahnlichen Zielen fteuerte auch die naturrechtliche, konfeſſionelle 
Aufgaben ablehnende Auffafjung des Staates zu. Nur politifche 
Intereſſen find es, Die der Staat vertritt, wenn er die iura circa 
sacra wahrnimmt, die ihm bei den Kirchen auf dem Umfang feines 
ganzen Territoriums, vermöge des Territorialrechtes — Ter- 
titorialismug — zufommen. Die ftaatsficchenrechtlihe Praxis 
ging indes erheblich weiter, als dieje Humaniftiich-naturaliftiiche 





ı 8. Riefer, Die rechtliche Stellung der evangelifchen Kirche Deutich- 
lands in ihrer gejchichtlichen Entwidlung bis zur Gegenwart, Leipzig 
1893, 254. 
® Ebd. 261. 
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Konftruftion ihr einräumen wollte, fie beanfpruchte auch die iura 
in sacra, das eigentliche Kirchenregiment. Der alte unhaltbare 
Epijfopalismus war alfo nur jcheinbar überwunden. Ward dem— 
nad) das Territorialſyſtem den tatjächlichen Berhältniffen nicht 
gerecht!, jo gewann es dennoch, wie Konrad Bornhaf? gut be- 
obachtet hat, gerade um feiner Jrrtümer willen eine erhöhte praf- 
tiiche Bedeutung: „Stand das landesherrliche Kirchenregiment dem 
Landesherrn Fraft natürlichen Rechts zur Wahrung der polizei- 
fihen Aufgaben des Staates zu, jo lag fein Grund vor, Die 
fatholiiche Kirche nicht der gleichen Herrichaft zu unterwerfen wie 
die proteftantiichen Landeskirchen und damit alle chriftlichen Be- 
fenntnifje der allbeherrjchenden abjoluten Staatsgewalt zu unter- 
jtellen.“ Die Ketten, welche Eonfejfionelle Einfeitigfeit der Re— 
gierenden um die Fatholijche Kirche in Preußen gejchlungen Hatte, 
jollten gelocfert werden; in demjelben Augenblide aber ſtand ſchon 
der Staatsabjolutismus bereit, in feinem Intereſſe die ſoeben 
Befreite aufs neue in Banden zu legen. Und er war ein ftrenger 
Gebieter, diejer aufgeflärte Dejpotismus, wie er durch Friedrich I. 
vertreten wurde. Alle Lebensbeziehungen jollten ihm blindlings 
unterworfen jein, jeine Machtgelüfte anerfannten feinerlei Grenzen, 
ihnen waren alle Mittel erlaubt. Fundament des Staates. ift 
allein das Eigeninterejje, „ein jo jtarfes, immer und überall reges 
Prinzip”. „Aus ihm”, jo ftellt Wilhelm Dilthey dieſen Teil der 





'D.Hinße, Die Epochen des evangelifchen Kirchenregiment3 in Preußen, 
in Hiftorifche Zeitichrift XCVII (1906) 90. Den Zwieſpalt zwifchen den 
beiden Syſtemen juchte des Tübinger Kanzler C. M. Bfaff „Rollegial- 
ſyſtem“ auszugleichen. Diefem gemäß find die Kirchen an fich freie Kollegien 
mit dem Rechte der Selbitregierung. Eigentlich ftünde dem Staate nur das 
Auffichtsrecht zu, wie er es gegen alle Vereine feines Bereiches handhabt. 
Aber durch einen ftillfchweigenden oder ausdrüdlichen Vertrag haben die 
Kirchen ihre Kollegialrechte an den Staat übertragen. Diefer Fiktion nad) 
übt der Zandesherr die Kirchengewalt aus, nicht weil fie ein Teil der Landes: 
Hoheit ift, jondern meil fie ihm von den Kirchen felber durch ein Paktum 
überliefert worden ift. Vgl. U. Stutz, Kirchenrecht II 893 f. 

? PBreußifche Staat3- und Rechtsgefchichte, Berlin 1903, 231. 
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friderizianischen Lehre vom Staate dar, „iſt er entjprungen, ihm 
verdanft er feine Erhaltung, und jo nun auch jein Streben nad) 
Erpanfion. Weder irgend eine theologijche Moral noch irgend 
ein hiftorisches Recht find Kräfte, mit denen der Staat ernitlic) 
rechnen darf. Das Intereſſe des Staates ift demnach der einzige 
Maßſtab für die Handlungen eines Fürften.“ Indem Friedrich 
in jeinen retrojpeftiven autobiographiichen Aufſätzen diefen Map- 
jtab an die eigenen Taten, auch die begangenen Treulofigfeiten 
und Gewalttätigfeiten Yegt, findet er fie „gerecht und notwendig“. 
„Frei und ftolz befennt er fich zu dem Prinzip des Staatsinterefjes 
als der wahren Triebfeder feiner Politik, und jeine legten Wünſche 
gelten dem Fortleben diejes Grundſatzes in den Herrjchern Preußens, 
in feinen Offizieren, jeinen Beamten, in allen feinen Untertanen.” 1 

Über konfeſſionelle Voreingenommenheit glaubte fich Friedrich, 
der Philoſoph auf dem Throne, hoch erhaben. „Die Religionen 
müſſen alle tolerieret werden, und muß der Fisfal nur das Auge 
Darauf haben, daß feine der andern Abbruch tue, denn hier muß 
jeder nach jeiner Faſſon jelig werden”, jo lautet die befanntefte 
Formulierung, die er feiner Auffafjung von der Toleranz gegeben 
hat. Eine andere, ebenfalls in den eriten Tagen feiner Negie- 
rung von ihm niedergejchriebene Marime lautet: „Alle Religionen 
find gleich und gut, wann nur die Leute, jo fie profeffieren, ehr- 
liche Leute find, und wenn Türken und Heiden kämen und wollten 
das Land pöplieren, jo wollen Wir fie Mofcheen und Kirchen 
bauen.“2 Dem philojophiichen König find Furcht und Unwiffen- 
heit der Maſſen, Eigennug und Schlauheit ehrgeiziger Prieſter 
die Quellen der Religionen. So verächtlich demnach alle für 
den aufgeflärten Menfchen find, jo notwendig bleiben fie für das 
Volk, dem fie neben dem Aberglauben doch auch die für den Staat 
unentbehrliche Moral überliefern 3. 





1W. Dilthey, Die deutiche Aufklärung im Staat Friedrichs d. Gr., 
in Deutſche Rundſchau CVII (1901) 218 ff. 

® Lehmann, Preußen und die Fatholifche Kirche feit 1640 IT 3 f. 

° Ed. Zeller, Friedrich d. Gr. als Philofoph, Berlin 1886, 127 ff. 
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Den fpeziellen Haß feiner franzöfiichen Freunde gegen die katho— 
liche Kirche teilte Friedrich; er jah im Papſt „den Betrüger der 
Betrüger”, in der Kirche einen Balaft, in dem die Dummheit 
thront, von Unvernunft, Inkonſequenz, Irrtum, Leichtgläubigfeit 
umgeben, eine reine Erfindung von Menjchen. Er jehnt fich da- 
nad), der „Hyder des Papſttums“ die Köpfe zertreten zu fünnen, 
immer wieder redet er von der „Infamen“, die zerftört werden 
müfje!. Der Brotejtantismus dünft ihm troß all feiner Mängel 
al3 die befte Religion, Proteftanten find daher vom Übertritt zum 
Katholizismus abzuhalten. „In den Monarchien ift die pro- 
tejtantijche Religion, welche fich nicht an Menjchen bindet, ganz 
der Regierung ergeben, während die Fatholijche einen geiftlichen 
Staat, überaus mächtig und fruchtbar an Umtrieben und Ber- 
Ihwörungen, innerhalb des weltlichen Staates des Fürften dar- 
jtellt. Die Prieſter, welche die Gewifjen leiten und welche feine 
andern Dbern haben als den Papſt, find mehr Herren des Volkes 
als der Landesherr, der es zu regieren hat, und durch die Ge- 
ichieklichkeit, mit welcher er die Angelegenheiten Gottes mit jeinem 
menschlichen Ehrgeize vermijcht, jteht der Bapft oft in Oppofition 
zu dem Staatsoberhaupte, und zwar in Bezug auf Angelegen- 
heiten, die mit der Kirche und ihren Zweden nichts gemein haben.“ 2 
Er ift ficher, „daß ein proteftantischer Fürft weit mehr als ein 
fatholifcher Herr in feinem Haufe ift“3. Das waren Voraus- 
jeßungen, die der religiöjen Duldfamfeit gegen die Katholiken, 
mit der Friedrich jo gerne prunkte, enge, nur allzu enge Schranfen 
jegen jollten. So einfach die Firchenpolitifchen Marimen des Königs 
waren, jo fompliziert erjcheint jeine Praris auf diefem Gebiete. 
Der Rationalift in ihm mißachtete die der Kirche heiligen Sabungen 
in Ölauben und Diſziplin und verlegte daher in zahlreichen Fällen 
die Empfindungen der Katholifen,; der abjolute Monarch hatte 





"Ed. Zeller, Friedrich d. Gr. als Philofoph 141 ff. 
®2 (Euvres de Frederic le Grand I, Berlin 1846, 208. 
:s Bellera. a. ©. 151. 
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weder vor der Firchlichen Verfaſſung die notwendige Achtung, noch 
jcheute er ſich, Rückſichten der Politif in weiten Umfang auf 
innerfirchlichen Boden zu übertragen. „Allerdings“, jo jchließt 
eine jehr beachtenswerte Spezialunterfuchung über die Toleranz 
Friedrichs des Großen, „hat das Beitreben des Königs, ein fried- 
fiches, tolerantes Nebeneinanderleben der Konfefjionen zu ermög- 
fichen, auch vielen Segen geftiftet, und es bejteht Fein Zweifel, 
daß die landesväterliche Sorge des Königs gerade in diefem Punkte 
nicht ihren Kleinften Triumph feierte. Aber... der König ging 
in diefer Richtung vielfach zu weit und fam jo notwendig vor 
allem mit der Fatholifchen Kirche in Konflikt, da gerade dieje eine 
Harmonie und Nachgiebigfeit auf Kojten der dogmatischen und 
diſziplinaren Feitjegungen auch nicht in dem kleinſten Punkte 
wünjchen mochte.” „Seine allgemeine Toleranz findet ihre Grenze 
an der Politif, und unter diefem Gejichtspunfte will der König 
vor allem jein Berfahren gegen die Katholiken feines Landes be- 
trachtet wiſſen, joweit es ſich aus der reinen Toleranz nicht er- 
Hären läßt, ja zu diefer im Widerfpruch fteht. Hier ift e8 die 
Politif des Staatswohls, welche die Toleranz oft, und vielfach 
unnötigerweiſe, durchbrach. Insbeſondere führte diefe auch Die 


J mannigfachen, äußerſt harten Maßregeln gegen das katholiſche 


Volk und den Klerus herbei, die aus der Überzeugung des Königs 
von der ftarfen politischen Hinneigung der fchlefiichen Katholiken 
zu Ofterreich und der politifchen Unzuverläffigfeit der Katholiken 
überhaupt entiprangen.” ! 

Unjere Darlegungen über die firchenpofitifche Praris Friedrichs 
werden hierher gehörige, bejonders wichtige oder charakteriftische 


in Regierungshandlungen aus allen Territorien des weitgedehnten, 


die verjchiedenften Nechtsverhältniffe aufweienden Staates zur 
Anſchauung zu bringen haben. Nur fo läßt fich eine allfeitige 
Würdigung der friderizianifchen Firchlichen Politif ermöglichen. 
Wir beginnen im DOften der Monarchie. 


! Heinr. Pigge, Die religiöfe Toleranz Friedrich! d. Gr. nach ihrer 
theoretijchen und praftifchen Seite, Mainz 1899, 404 f. 
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In Tilfit hatte noch Friedrih Wilhelm I. einen Kirchenbau 
gejtattet, aber Fleinliche fonfejfionelle VBoreingenommenheit am Orte 
hatte die Ausführung inhibiert. Der König entjcheidet nun, daß 
Kirche und Wohnung für die Geiftlichen von den Katholiken 
Tilfit3 gebaut werden dürfen „jo groß fie wollen“ und „für ſo— 
viel fie wollen”i. Aber in jeiner damaligen Abneigung gegen 
die Jeſuiten, die nach Maßgabe der Tilfiter Verhältnifje allein 
im jtande waren, die Koften für das Gotteshaus aufzubringen, 
ichloß Friedrich diefe von der Bedienung der Kirche aus, ja fie 
jollten aus Tilfit verwiejen werden?. Bei dieſem Bejcheide blieb 
e3 troß wiederholter flehentlicher Gejuche der Gemeinde. Die 
Jeſuiten blieben zwar und wurden während des Siebenjährigen 
Krieges oft zur Militärjeelforge herangezogen, ja der König jchrieb 
1779: „Da (m Tilfit) müffen noch Jeſuiten fein.... Da muß 
alles bleiben, wie es gewejen.”3 Und dennoch verweigert er noch) 
1785 aufs neue die Fortjegung des Tilfiter Kirchenbaus, weil die 
Gemeinde die Jeſuiten „nicht weggejchafft” habe. Eine Fatholifche 
Schule fonnte aber in Tilfit eingerichtet, in Memel und Met- 
gethen auch eine Kapelle erbaut werden; zu dem einen diefer Bauten 
jpendete Friedrich 1000 Taler. Als die Kirche zu Königsberg, 
zu deren Aufbau der Fisfus zweifellos verpflichtet war, 1764 
niedergebrannt war, wollte der König die Gemeinde „joulagieren“, 
er erlaubte aber nur unter Ablehnung aller Rechtsanfprüche eine 
Kollefted. ine einheitliche und konſequente Praris ift in diejen 
Maßnahmen des abjoluten Königs nicht zu erbliden. 

Ganz im cäjaropapiftiichen Geifte feines Waters verlangte 
Friedrich in den altpreußifchen Landen Firchliche Fürbitten und 
Danfjagungen bei errungenen Siegen, beanjpruchte Jurisdiktiong- 
rechte in Ehejachen, anerkannte aber auch wieder gelegentlich das 





Lehmann, Preußen und die fatholifche Kirche feit 1640 II 87 f. 

2 Ebd. V 322. s Ebd. V 667. 

* Dittrich, Katholizismus in Altpreußen, in Ermländ. Beitfchr. XIV 
465 ff 472 512 ff. 

5 Ebd. 497 ff. 
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Recht des Bifchof3 auf Kognition über Validität der Ehe. Troß 
der Furcht der Prediger vor „katholiſcher Projelytenmacherei“ 
erleichterte er den Übertritt von einer Konfejfion zur andern !. 
In einem für die Bedrüdung der katholiſchen Minderheit durch 
die Proteftanten äußerſt inftruftiven Falle — es handelte fich 
um die Ausichliegung eines katholischen Kandidaten von einfluf- 
reicher Stellung — entjchied Friedrich?: „Viele Katholiten in 
einem Rechts- oder andern Collegio taugen freilich nicht. Nach 
ihren Grundſätzen würden fie immer juchen, die Proteftanten zu 
überjtimmen und jich die Oberhand zu verjchaffen. Einige, wenn 
fie gejchieft und redlich find, fünnen wohl darin aufgenommen 
werden. Dies ijt den Grundfäßen einer vernünftigen Toleranz 
gemäß.“ Wie diefer Grundjag zu praktischer Anwendung Fam, 
zeigt die Tatjache, daß in der Kurmark noch immer Katholiken 
von den königlichen Kollegien ausgejchloffen blieben 3; als 1744 
der Oberjtallmeifter Graf Joh. Nepomuk Schaffgotich zum Staat3- 
minifter ernannt worden war, durfte er als Katholik nicht in den 
Staatsrat eingeführt werden #. 

Nach der Eroberung Schlefiens hatte Friedrich! Politik das 
ftarfe Bedürfnis, den Ruf, welchen Preußen in Eonfeffioneller 
Hinficht genoß, beträchtlich zu verbejjern. Dieſem Zwede follte 
denn hauptjächlich die Erbauung einer katholiſchen Kirche in Berlin 
dienen. Friedrich jelber war es, der in einem Briefe an den 
Breslauer Fürjtbiihof Kardinal Sinzendorf den Plan anregte>; 
er jtellte jpäter einen Baupla zur Verfügung, bewilligte auch) 
die Kalkjteine zum Fundament und das Holz für den Dachftuhl. 
Für Geldleiftungen war der allzeit ökonomische König nicht zu 





ı Ebd. 518 ff 541 ff 545 ff. 

’ Lehmanna. a. D. V 688. Bol. Dittrich a.a.D. XIV 530 ff. 

® Dtmar Hegemann, Friedrich d. Gr. und die Fatholifche Kirche 
in den reichsrechtlichen Territorien Preußens, München 1904, 17. 

* Heinr. Pigge, Die religiöfe Toleranz Friedrichs d. Gr. nach ihrer 
theoretijchen und praftiichen Seite 297. 

°’ Rehmanna. a. D. II 264. 

Kipling, Geſch. d. Kulturfampfes zc. I, 7 
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haben, er verwies die Katholifen auf die Wohltätigfeit ihrer 
in- und ausländiichen Glaubensbrüder. Unter den mannigfachiten 
Schwierigkeiten erwuchs der Bau der St Hedwigsfirche, die erjt 
am 1. November 1773 geweiht werden fonnte. Anerkennung 
firchlicher Kreife hat die ganze Angelegenheit dem König in Fülle 
gebracht. Auch in feiner Hauptjtadt bejtand Friedrich lange Zeit 
auf ftrenger Durchführung des protejtantischen Barochialzwanges; 
erſt 1779 erfolgte eine fünigliche Verfügung, der gemäß die Katho- 
fifen Berlins nicht mehr die Stolgebühren bei Saframenten- 
ipendung ihrer Geiftlichen an den proteftantiichen Prediger des 
Bezirkes zu zahlen brauchten; die gleiche Entjcheidung erfolgte 
1784 für Botsdam!. Beziehungen der Berliner katholiſchen Geijt- 
fihen zu den Gejandten Fatholiicher Mächte jah der König jehr 
ungern und juchte jolche möglichit Hintanzuhalten 2; irgend welcher 
Einfluß fatholischer Kirchenbehörden in der Mark blieb ftreng ver- 
pönt, „der alte Konfeſſionsſtaat hatte in thesi feines jeiner epi- 
jfopalen Rechte (!) auch über die Katholiten preisgegeben“ 3. 

In der pommerisch-draheimischen Stadt Tempelburg ließ Friedrich 
die evangeliiche Majorität zur Wiederherjtellung der katholiſchen 
Kirche erhebliche Opfer bringen, „inmaßen“, jo hatte die Negie- 
rung dem König den Antrag empfohlen, „wenn der Fatholijche 
Gottesdienst in Tempelburg ferner fortgejeget wird, einige Polen 
dadurch bewogen werden dürften, ſich dajelbjt anzufegen, und 
würden nicht allein Hierdurch, jondern auch durch die aus dem 
benachbarten Polen nach der tempelburgischen Kirche fommenden 
Katholiken die Afzife-Revenuen bejonders profitieren” *. Treff— 
licher könnte die auch bei kirchenpolitiſchen Maßregeln hauptjäch- 
lich auf Vermehrung der Bevölferung und der Staatzeinnahmen 
abzielende Regierungsweife Friedrichs nicht beleuchtet werden. Als 
echter Abjolutift entjchied der König in einer andern Angelegenheit 





I Lehmann, Preußen und die fatholiiche Kirche jeit 1640 V 305 638. 
? Bigge, Die religiöfe Toleranz Friedrich d. Gr. 239 ff. 

’s Hegemann, Friedrich d. Gr. und die fatholifche Kirche 45. 

t Rehmanıa. a. D. 1IE 350. 
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pommerifcher Katholifen. Die nicht unbeträchtliche Gemeinde 
zu Stargard hatte von dem Magiftrate die Erlaubnis zur Be- 
nüßung einer alten Kapelle erlangt, jelbjt das Oberkonfiftorium 
war gewillt, auf fpeziellen Füniglichen Befehl die Sache zu ge- 
nehmigen; da verfügt der König: „Das geht nicht an; die wenigen, 
die hier find, können fich dazu wohl eine Stube mieten, da haben 
fie Bla genug darin.“ ! 

Dem zuftändigen Bifchof von Cujavien wurden bei Bifitation 
der Kirchen in Lauenburg und Bütow von feiten der dortigen 
Regierung feine Schwierigkeiten gemacht, nur wurde dieje an- 
gewiejen, „auf der Hut zu jein, damit von dem visitatore nicht3 
zum Präjudiz Unferer höchjten Befugnis und Gerechtjame vor- 
genommen werde” 2. 

In den Entjehädigungslanden, die 1648 an Preußen gefommen 
waren, jehen wir Friedrich den Großen manches tun, was mit 
jeinen Anfichten über Religionsfreiheit übereinjtimmt?. Aber auch 
hier erwuchjen der Kirche zahlreiche neue Benachteiligungen. Lange 
Beit hindurch wurde die Politik verfolgt, „daß bei denen Stiftern 
und Klöftern feine Auswärtige, jondern lediglich Landeskinder ge- 
nommen oder gewählet werden jollten”*. Das widerſprach offen- 
fichtlich dem Weftfälifchen Frieden. Dazu fam ein anderes Mo— 
ment. Nachwuchs aus dem Inlande zu erhalten, war den Klöftern 
faft unmöglich. Es ift befannt, jo führte 1749 der Minifter 
Podewils aus, „daß zu Zeiten der Reformation, abjonderlich aber 
nad) Antritt der Regierung des königlichen Kurhaufes im Fürften- 
tum Halberjtadt die puifjantejten Fatholischen Familien entweder 
emigrieret, oder diejenigen, welche noch im Lande verblieben, von 
geringem Bermögen find. Und weilen die meiften ſich mit ihrer 
- Hände Arbeit nähren müfjen und ihnen der aditus zu herrjchaft- 
lichen, auch bürgerlichen Bedienungen und Ehrenämtern in den 
Städten verjperrt worden, jo ift leicht zu erachten, daß die meiften 





Ebd. V 655. 2 &bd. II 539; vgl. V 200. 
’ Hegemanna. a. O. 59. * Lehmann a. a. D. III 233. 
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im Halberjtädtiichen befindlichen katholiſchen Familien in folcher 
Situation find, welche ihnen verbietet, ihre Kinder den Studien 
zu widmen”. Wegen der gejchilderten Armut der Katholiken war 
eine Bevölkerung der Klöfter nur durch Inländer ausgejchlofjen. 
Uber angeblich im Hinbli auf die gleiche Armut der Einheimischen 
wurde auch die Gründung einer Fatholischen Schule, die zur Vor— 
bereitung auf dag Klojterleben hätte dienen fünnen, abgejchlagen; 
der Hauptgrund diejer Entjcheidung aber war doch wohl der pro- 
teftantische Eifer der Behörden: „Wann man dergleichen kon— 
zediert“, jo wurde gejagt, „wird das Brojelytenmachen nicht aus— 
bleiben, wenn man bedenft, wie arme Eltern und deren Kinder 
durch Präſente leicht dazu angeloct werden können. . . . Accedit: 
Wenn man an einem Drte dergleichen fonzediert, werden Die 
übrigen bald nachfolgen und ein gleiches Recht prätendieren, 
welches aber der protejtantiichen Kirche zum größten Nachteile 
gereichen fünnte.” 1 

Derartige innerhalb der Regierungsfreife gepflogenen Verhand- 
lungen jprechen eine deutliche Sprache. 

Der Merfantilismus des Jahrhunderts führte fchlielich doch 
den Bejcheid herbei, daß auch Ausländer in die Klöfter aufgenom- 
men werden durften; ja e8 wurde als erjprießlicher angejehen, 
daß die Landesfinder diefen „Auheftätten” fern blieben, während 
durch den Eintritt Auswärtiger mindeftens der Wert ihrer Aus: 
jteuer ind Land gezogen werde?. In finanzpofitiichem Intereſſe 
wurde den Klöftern gegenüber das Verbot der Wahl katholiſcher 
Pröpfte aufrecht erhalten, um durch Gewährung von Dispenjen 
eine wichtige Geldquelle immer noch ergiebiger zu machen, „die 
eine oder andere nutzbare Entreprife den Klöftern aufzulegen“. 
Wie in Schlefien, zwang Friedrich auch hier die Klöfter zur An 
legung von Manufakturen und Anfiedelung von Kolonen auf ihrem 
Srumdbejige. In Fragen der Jurisdiftion gab der König, einzig 





!Rehmann, Preußen und die fatholifche Kirche feit 1640 TIL 706 f. 
2 Ebd. IV 374 ff. 
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dem gejunden Menjchenverftand folgend, mitunter Entjcheidungen, 
die jeine auf die „oberjtbiichöffichen” Rechte des Königs ein- 


— geſchworenen Räte ſchier in Verzweiflung brachten!. 


Die Regierungsmaßnahmen, die unter Friedrich in den rhei— 


nifchen Gebieten bezüglich Fatholifcher Angelegenheiten erfolgten, 


werden in einer neueren Unterfuchung richtig in der Weije charaf- 
terifiert, daß hier nach verjchiedenen Seiten die toleranten Ab— 
fichten der leitenden Stelle jeien verwirklicht worden. Aber, jo 
hören wir weiter, „gerade hier, in diejen dem Auge des Monarchen 
doch jehr entrücten Landen, funktionierte überwiegend der einge- 
rostete Mechanismus des überfommenen Staatskirchenrechtes ruhig 
weiter... Außerdem find gerade hier engherzige, finanziellen 
Abfichten dienende Tendenzen des preußiichen Minifteriums in 


‚einer für den Fatholischen Klerus drücdenden Weile fühlbar” 2. 


So bereitwillig Friedrich im Kleviſchen Bitten katholiſcher Unter: 
tanen um Gewährung katholischen Religionsexerzitiums oder fon- 
fejfioneller Schulen gewährte, jo zähe verfolgten die einheimischen 
protejtantiichen Behörden ihre alte Politik kleinlicher Schikanen. 
Es war ja wohl eine kleine Eourtoifie der Elevischen Bureaufraten, 
wenn fie von der wunderlichen Erfindung der „ZTobadsgelder” 
die adeligen Fräuleinftifte erimierten; dafür drückte aber dieſe 
Abgabe recht jehr den Klerus, der durch Kriegskontributionen 
und andere Laften ohnehin über die Maßen beſchwert ward. Noch) 
mehr al3 durch das Verbot, Immobilien zu erwerben, waren Die 
Klöfter durch das auch den Weltfferus hart treffende „Reiſeverbot“ 
veriert. Diejes Verbot war eine Refordleiftung des firchenpolizei- 
lichen Abjolutismus; es bezwecte die Überwachung des Klerus 
in politischer Hinficht, hatte aber auch den merfantiliftifchen Neben- 
gedanfen, daß die Leute nicht „zum Nachteile des Landes ihr 
Geld auswärts verzehren” jollten* Als das geldrifche Admini- 
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ſtrationskolleg vorftellig wurde, daß durch diejes Verbot die Pro— 
zeffionen nach Kevelaer, welche „außer den hiejigen auch Ew. 
Majeität angrenzenden kleviſchen und mörſiſchen Provinzen mit 
ihren Durchzügen viel Nahrung und Vorteil bringen” vermindert 
würden, „insbejondere aber dem Dorf Kevelaer, dejjen meiste Be- 
wohner ihren Unterhalt von den Prozeſſionen gewinnen müfjen, 
nicht wenig Nachteil zugefügt würde“, wurden natürlich dieſe Pro- 
zeffionen als nicht unter das Verbot fallend zugelafjen. Später 
erging auch die Deklaration, „daß diejenigen, welche die Priefter- 
weihe juchen, nicht in dem Fall find, worauf Unfere Verordnung 
wegen des Verreiſens der katholiſchen Geiftlichfeit gehet” . 

Dieje Iebtere Bemerkung zeigt, daß auch jebt nicht die Juris— 
dDiftionsgewalt des kölniſchen Erzbijchofs in Kleve anerkannt wurde, 
e3 verblieb bei dem alten Streite. „Diejenigen katholiſchen Geift- 
lichen“, jo berichtete die Elevische Regierung am 10. September 
1782, „welche fich beigehen laſſen, den Erzbiichof zu Köln ihren 
ordinarium zu nennen oder bei demjelben etwas nachzujuchen, 
werden, wenn e3 zu unjerer Wiſſenſchaft kommt, eremplarijch be- 
jtraft”, und demgemäß war in der Tat verfahren worden ?. 

Anderjeit3 aber wurde dem Nuntius zu Brüfjel gelegentlich 
gejtattet, zu Emmerich und Huifjen Firmung, niedere und höhere 
Meihen zu erteilen, mit der Begründung, daß dieſe Städte 
„wegen de3 bejondern jtarfen Zulaufs der Katholifen aus den 
holländischen und jonjtigen benachbarten fremden Landen dabei 
ein Merfliches profitieren würden, überdem auch die sacramenta 
der Firmung und Weihungen zu den iuribus ordinis gehören... 
und daraus feine geiftliche Gewalt gefolgert werden fann“ 3, 

Sn vollfommenen Gegenjah zu diefer Politik fteht eine wahr- 
haft köſtliche Epijode, die in der Zeit des Aufenthalts Pius’ VI. 
in Wien jpieltt. Der Bapft hatte an den König den Wunjch 
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gelangen laſſen, daß die geldrifchen Klöfter nicht den roermondjchen 
Landdechanten unterftellt, jondern einer in Preußen oder im Reiche 
belegenen Drganijation des betreffenden Ordens angejchlofjen 
würden. Friedrich ließ, „obwohl nur durch eine Geitenlinie mit 
den Papſt verwandt”, diefem durch den Wiener Gejandten von 
Riedeſel ausfprechen, er werde wider päpstlichen Wunjch in Sachen 
der Hierarchie nichts ändern. Alsbald erfolgte eine weitere, mit 
der Bitte des Papſtes in feinem Zuſammenhang jtehende könig— 
fihe Ordre, nach welcher der Papſt erjucht werden jollte, Die 
Katholiken von Kleve und Mörs dem Bistum Lüttich einzuver- 
feiben. Wenn der König fich nicht täuſche, ſeien dieſe Katholiken 
bislang dem Kölner Erzbifchof unterſtellt gewejen, und er hätte 
nicht den geringsten Grund gehabt, fich dem zu widerjegen. Aber 
Dies jei anders geworden, nachdem des Kaijers Bruder (Erzherzog 
Marimilian) in Köln Koadjutor geworden. Der Bapjt würdigte 
diefen letzteren Gefichtspunft Friedrichs, der in der ganzen An— 
gelegenheit nicht3 weniger als präzije Vorftellungen von den Fatho- 
liſch-kirchlichen Verhältnifjen im Weſten feiner Monarchie verriet. 
Der König ließ die Sache durch einen franzöfiichen Abbe von jehr 
zweifelhaften Rufe, Henri du Val Byrau, betreiben. Seinerjeits 
verlangte der Bapit, dat König Friedrich Kurköln für das Projekt 
gewinnen und dieſes dann die entiprechenden Anträge jtellen jolle. 
Nun gelangte die Angelegenheit in die Hände der preußiichen 
Bureaufratie, die im Sinne der traditionellen Kirchenpolitif vor- 
Ihlug, kraft jeiner Souveränität jolle der König einen von Köln 
unabhängigen Generalvifar beftellen, der dann durch den preußi- 
Ihen Agenten in Rom, Matthias Ciofani, die ihm nötigen Voll- 
machten erlangen fünne. Im angegebenen Sinne wurde Ciofani 
inſtruiert. Bei dieſen Berhandlungen gejchah es, daß die Kurie 
am 16. November 1782 zum erjtenmal Preußen eine Denkjchrift 
überreichte; dieſe wies die preußische Auffaffung von dem ius 
dioecesanum des Landesheren über die Katholiken in gründlicher 
Beweisführung zurüd. Bedeutungspoll war das Schriftjtüc noch in 
einer andern Hinficht: die Kurie hatte ihre nur unter Benedikt XIV. 
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gelegentlich nicht feitgehaltene Bolitif der Ignorierung oder der 
Umſchreibung! der preußischen Königswürde aufgegeben, die 
Staatsjchrift trug die Adrejfe der Sua Maestä Prussiana. Das, 
wonach auch die Minifter Friedrichs mit jo heißem Bemühen ge- 
jtrebt hatten, war erreicht, aber der König würdigte ihren Erfolg 
mit ganz Fühler Empfindung. Friedrich verjteifte ſich nun wieder 
in der Generalvifarfrage auf feine angeblichen Bilchofsrechte. 
Nachdem er die Kandidatur des du Bal PByrau hatte fallen laſſen, 
blieb man: dennoch auch in der Berjonenfrage in Berlegenheit, 
und jo verlief die Sache im Sande. Über die Stellung, welche 
weiterhin die Negierung zu den kölniſchen Rechten in Kleve ein- 
nahm, gibt eine minifterielle Entjcheidung Aufichluß. „So lange“, 
Ichrieb man am 10. November 1785, „fein Biſchof in dortigen 
Gegenden angejebt ijt, kann man der katholiſchen Geiftlichkeit nicht 
verwehren, die zur Ausübung ihres Amtes erforderliche Kon- 
jefration fi) von dem nächſten Bijchof, welches der kölniſche ift, 
geben zu laſſen.“ Man war aljo bei der Auffafjung des 
17. Jahrhunderts ftehen geblieben. 

Eine charakteriſtiſche Einzelheit illuftriert vortrefflich die firchlichen 
Zustände der Grafichaft Lingen während der friderizianischen Epoche. 
Die Geiftlichkeit der lingenſchen, nur drei Prozent der Bevöl— 
ferung ausmachenden NReformierten petitionierte 1780, der König 
möge „fie bei dem ihr erteilten Brivilegio, allein Schule zu halten, 
ohne daß jolches den Katholiken verjtattet werde, ſchützen“. Darauf 
erging eine Kabinettsverfügung: „Das ist unbillig. Sie müfjen 
nur wiſſen: wenn fie verfolget werden, jo jchreien fie; alſo müfjen 
fie die andern auch nicht verfolgen. Denn die Katholifen muß 
man ja erit aus dem Lande jagen, wenn man ihnen feine Schulen 
veritatten will.”3 Die hierdurch charakterifierte Schulpolitif der 
lingenſchen Reformierten Fennzeichnete Friedrich gelegentlich aufs 
treffendfte, indem er jagte, die den Katholifen zur Lajt gelegte 
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Intention, Projelyten machen zu wollen, fünne den Reformierten 
„ehender imputiert werden”; vergleichsweiſe jcheine ihm „die prä- 
tendierte Information der von katholiſchen Eltern geborenen Kinder 
in evangelifch-reformierten Schulen mehr von einem Gewiſſens— 
zwange zu haben“ 1. 

Nicht allein gegen jolche oft betätigte Intoleranz heigblütiger 
Prädifanten, auch gegen den „unlöblichen Religionshaß“ Fon- 
feffionell befangener Iofaler Behörden wie die Brofelytenjucht 
jeiner eigenen Minifter war Friedrich manchmal bereit, einzu- 
ichreiten. Als die lingenſchen katholischen Geiftlichen 1750 darum 
baten, daß abweichend von dem früheren Brauche künftig Delin- 
quenten katholiſcher Religion, unbeläftigt durch den Befehrungs- 
eifer reformierter oder lutheriſcher Prediger, durch Prieſter ihres 
Glaubens zum Tode vorbereitet werden dürften, Fonzipierte der 
Staatsminifter Freiherr von Dandelmann einen abjchlägigen 
Beicheid. Der König rejfribierte aber, daß er „es jehr ungereimt 
finde, dergleichen arme Menjchen zur Berlafjung ihrer bis dahin 
profitierten Religion obligieren zu wollen”; er befehle, „daß jolches 
ins Künftige gar nicht mehr gejchehen, vielmehr dergleichen Delin- 
quenten gleich von Anfang frei bleiben joll, fich der Geiftlichen 
von ihrer Religion zu bedienen” 2. Gemeinden, welche wieder- 
holt bei dem Minifterium vorjtellig geworden waren, „daß ihnen 
erlaubet werde, ihre Kinder noch ferner in ihrer Religion unter- 
weijen lafjen zu Dürfen, ohne den dortigen evangelijch-reformierten 
Schulmeiftern das geforderte Lehrgeld bezahlen zu müſſen“, wurden 
immer wieder von dieſer Behörde abgewiejen; es wurde defretiert, 
„Ne allenfall3 durch Zwangsmittel zu ihrer Schuldigfeit anzu- 
halten”. Aber eine Eingabe dreier Gemeinden beim Monarchen 
hatte den Erfolg, daß das Kabinett verordnete, Sr Meajeftät 
heine da3 Geſuch nach dero wohl befannten Tolerangprinzipien 
in der größten Billigfeit zu beruhen, es fei daher auch nicht zu 
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verfagen!. Im allgemeinen aber blieb es dabei, wie auch der um— 
gefehrte Fall in Schlefien vorfam, daß die Katholifen den refor- 
mierten Schulmeifter erhalten mußten, auch wenn ihnen Privat- 
unterricht durch Fatholiiche Lehrer verjtattet war. In letzterer 
Hinfiht wie auch im eftatten katholiſcher Kirchenbauten Hat 
Friedrich der Große der Grafjchaft fich wiederholt als hochherzigen 
Zandesvater bewiejen. So auch, als die lingenſchen Bureaufraten 
dem vielgeplagten Völklein, das für die Übung feiner Religion 
heroische Opfer gebracht, die Firchlich freie Bejegung der Miſſions— 
jtellen entziehen wollten. „Es fommt”, jo jchrieben die Gemeinden 
1780 an den König, „der lingenſchen Regierung ein, wir jollen 
ihr drei Kandidaten zu jeder Stelle vorjchlagen, und daraus will 
fie wählen. Wir freuen uns oft, wenn wir einen finden, der 
tüchtig ift, und wenn wir uns gezwungen jehen, zwei schlechte 
mitzuernennen, gibt man uns richtig den jchlechtejten.“ Welchen 
Grund, jo fragten fie, könnten die Regierungsräte haben, die Wahl 
von Geiftlichen, welche die Gemeinden jelbjt mit ihrem Gelde 
bezahlten, zu nehmen oder zu verderben? Der König befahl jofort, 
„diejen Leuten bei der Wahl ihrer Beichtväter nicht die mindeften 
Difftkultäten weiter zu machen” 2. 

Der Typus friderizianifcher Kirchenpolitif, der fich aus dem 
Erzählten ergibt, war im wejentlichen auch für die kleine Graf- 
Ihaft Mörs, wo nur in der gleichnamigen Stadt und in Krefeld 
fatholifche Gemeinden fich bildeten, maßgebend. Der Wille des 
Königs, daß den Katholifen in gewiflen Grenzen Neligions- 
freiheit gegeben werde, findet auch hier in der Bureaufratie fchlechte 
Erefutoren, gelegentlich aber entjcheidet auch das Kabinett jelber 
mit rückſichtsloſer Härte 3. Wie widerjpruchsvoll der Abjolutismus 
regierte, illuftriert die folgende Einzelheit: Im Auguft 1775 ift 
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die mörfifche Regierung damit einverftanden, daß in das Frauen- 
flofter zu Krefeld nur Ausländerinnen aufgenommen werden dürfen; 
entjcheidend jchien natürlich wieder ein utilitarifcher Grund: „Es 
würde wenigſtens verhütet, daß die Landeskfinder ihre dem Klofter 
beizubringende dotem nicht ad manus mortuas brächten, zudem 
würde ... auf dieſe Art die Vöplierung des Landes nicht ge- 
ſchwächt.“ Dieſelbe Regierung verlangte aber laut eines Aften- 
jtücfes vom 8. Januar 1777: „Da diefe Nonnen im Lande betteln 
gehen, jo müſſen auch dieſe Bettler nicht durch Ausländer ver- 
mehrt werden.” 1 Nicht minder inftruftiv ift ein Vorfall, der die 
Katholiken des oſtfrieſiſchen Fleckens Weener betraf. Troß der 
Borftellungen der Bureaufratie entjchied der König am 4. Dezember 
1746 die Bitte diejer Katholifen um freies Religionsererzitium 
bejahend. Deputierte der ojtfriefiichen Neformierten aber machten 
in Berlin mit Darlegung öfonomijcher Gründe gegen das Indult 
großen Eindrud: „Den wenigen, aus geringen Leuten und meistens 
Pferdeknechten bejtehenden Fatholiichen Einwohnern zu Weener” 
jei es möglich, in Nachbargemeinden den katholiſchen Gottesdienst 
zu bejuchen; fie müßten bei diejer Gelegenheit fich der Fährjchiffe 
bedienen, durch das Indult aber leide „die Fährpacht einen merf- 
lichen Ausfall”. Es würden durch die Vergünftigung „nur arme 
katholische Untertanen, jo dem Lande zur Laſt gereicheten, in Ew. 
Majeſtät Lande gezogen, die io etablierten Reformierten zu Weener 
durch jener Anwachſen unterdrücet (!) und wohl gar in fremde 
Lande fich zu begeben genötiget”. Der König entſchied, „Daß 
alles im vorigen Stande bleiben müfje”, zumal das Indult gegen 
die oftfriefiiche Landesverfafjung verjtoße 2. 

Bezüglich der Armeejeelforge ließ ſich die Regierung Friedrichs 
harte Gewifjensbedrüdungen katholiſcher Soldaten zu jchulden 
fommen. Nach dem „Renovierten Militär-Ronfiftorial-Reglement” 
von 1750 unterjtanden die katholiſchen ‘Feldprediger dem pro- 
teftantischen Feldpropfte; für Taufen und Trauungen waren unter: 
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ſchiedslos nur die lutheriſchen Prediger zuftändig, alle Kinder aus 
Miſchehen mußten protejtantisch erzogen werden. Im Jahre 1774 
wurde endlich den katholiſchen Soldaten erlaubt, um Taufhand- 
(ungen und Trauung bei ihrem Geiftlichen nachjuchen zu dürfen. 
Mit welcher Schärfe vordem das Reglement gehandhabt wurde, 
zeigt der Fall des P. Riepe, der einen heidnifchen Mohrenjoldaten 
auf dem Totenbette getauft hatte; der Vater wurde „aus Gnaden” 
nur dazu verurteilt, die Stolgebühren an den lutheriſchen Prediger 
und 10 Taler an den Fiskus zu zahlen. 

Seinen Generalen und Oberjten pflegte Friedrich, den Traditionen 
jeines3 Vaters folgend, Vermögensvorteile auf Kojten katholiſcher 
Geiftlichen zuzumenden durch die befannte Art von Pfründen— 
bejegungen. „Ein jolches Kanonifat”, jo erzählt U. F. Büſching, 
„wenn es in einem römijch-fatholifchen Stifte war, befam der- 
jenige, welchem e3 gejchenfet wurde, mit der Erlaubnis, daß er 
e3 einem jtiftsfähigen Katholiken abtreten und verkaufen konnte. 
Es währete aber oft lange, ja mehrere Jahre lang, ehe er dazu 
Gelegenheit fand, ſtarb auch wohl darüber, und feine Erben juchten 
noch Gelegenheit zum vorteilhaften Verfauf desjelben. Beijpiele 
find der Generalleutnant von Billow, dem er 1774 eine katholiſche 
Präbende im Domftift Minden jchenfte, die desjelben Erben nad) 
12 Jahren noch nicht verfaufen konnten, und der Obrift von Trojchko 
vom Waldedjchen Regiment, dem er 1781 in ebendemjelben Stifte 
eine katholiſche Präbende, 1200 Taler wert, verlieh, die auch 
1786 noch nicht verfauft war. Er erlaubte zwar, daß der Obrift 
von Köhler eine katholiſche Bräbende einem Evangelifchen ... ab- 
treten durfte, diejen Fall wollte er aber doch nicht zur Regel und 
Richtſchnur machen. ”? Wie unwürdig der ganze Handel war, jcheint 
zwar dem philofophilchen König nicht bewußt geworden zu fein, 
wohl aber der juriftiich gejchulten preußifchen Bureaufratie. Als 
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1764 erwogen wurde, ob auch in Schlefien dieſe „jehr gute 
Gelegenheit, alten meritierten Offizieren und andern, denen Se 
Majejtät, ohne daß es Ihro etwas koſtet, eine Gnade angedeihen 
laſſen wollen“, praftifch gemacht werden fünne, gaben die beiden 
ichlefiichen Kammern ablehnenden Bejcheid. „ES iſt dergleichen 
Afguifition”, jo jchrieb die Kammer von Breslau, „wenn auch 
nicht ein crimen simoniae in sensu stricto, doch ein formelles 
crimen ambitus ecclesiastici, quod per conventionem de pretü 
datione pro suffragio vel collatione officii sacri committitur, 
und dergleichen acquirentes find der päpftlichen Erfommunifation 
und Depofition ausgejeßt.... . In ſäkulariſierten Bistümern läßt 
ſich, da ſie dem Schoße der Kirche entriſſen ſind und dem Papſte 
keine unmittelbare Direktion zuſtehet, ſich mancher Mißbrauch ver— 
decken, der hier ſo vielen Augen nicht entwiſchen kann und ſich auch 
der Mühe nicht verlohnen würde, ihn mit Übergehung der nach— 
teiligſten Folgen zu introduzieren.“ 

So wichtig alle dieſe berührten Einzelheiten zur Erkenntnis der 
Eigenart friderizianiſcher Kirchenpolitik ſind, ſo waren doch im 
großen und ganzen nicht die reichsrechtlichen Territorien Preußens, 
ſondern das 1740 eroberte Schleſien der Boden, auf dem die 
wichtigſten und folgenreichſten kirchenpolitiſchen Maßnahmen des 
Königs erfolgt ſind. Die Tatſache, daß Friedrich auch hier mit 
der traditionellen Kirchenpolitik ſeiner Ahnen, ſoweit dieſe kon— 
feſſionell orientiert war, gebrochen hat, ift unleugbar. Gemäß 
den Grundſätzen der älteren Zeit hätte e3 nach) Theodor Mommſens 
treffender Zufammenfafjung des überfommenen Brauches nahe- 
gelegen, „ven Katholiten der neuen Provinz des proteftantijchen 
Staates nichts zu gewähren als mehr oder minder prefäre Toleranz, 
der evangeliichen Kirche aber jene herrjchende Stellung zu jchaffen, 
welche bis dahin die fatholifche in Schlefien eingenommen hatte.... 
Nach diefem bisher in dem proteftantischen Deutjchland üblichen 
Syſtem, das wohl katholiſche Untertanen und Fatholische Geiftliche, 
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aber feine katholiſchen Bijchöfe duldete, würde das Bistum Breslau 
aufgehoben oder doch jäfularifiert, und für die Bedürfnifje des 
katholiſchen Kultus allenfalls durch jtilljchweigende Duldung einer 
gewiſſen Einmifchung der Prälatur der katholiſchen Nachbarjtaaten 
gejorgt worden fein“ 1. 

Eine Abweichung von diejer Praxis war durch des Monarchen 
Toleranzideen jelbjtverjtändlich geboten, fie war aber auch eine 
unumgängliche Forderung der Politik. Über eine halbe Million 
fatholifcher Untertanen hatte das Kriegsglüd unter das Zepter 
Preußens geführt. Im Friedenstraftat war der fatholifchen Kirche 
Schlefiens die Wahrung de3 status quo, den jchlefiichen Pro— 
tejtanten Gewiſſensfreiheit zugefichert; bei der vorläufigen Un- 
ficherheit des neuen Beſitzes empfahl fich Schonung des katholiſchen 
Befenntnifjes von jelber. Nichtsdejtoweniger hatten die Katholiken 
alsbald die berechtigtiten Gründe zu bittern Klagen. Sie wurden 
ſyſtematiſch aus allen irgendwie einflußreichen jtaatlichen und kom— 
munalen Stellungen ausgejchlofjen oder doch ihr Einfluß in jolchen 
Kollegien möglichit eingejchränft. Ein Kabinettsbefehl vom 11. Oktober 
17412 jeßte feſt, „daß hinfüro die erjten regierenden Bürgermeifter- 
jtellen, desgleichen die Syndiei und Kammerer in den nieder- 
ichlefiichen Städten überhaupt nicht ander® als mit subiectis, 
welche der evangeliichen Religion zugetan find, bejeget werden, 
die Katholiken hergegen fich mit dem zweiten Konſulat und mit Rats- 
herrnbedienungen begnügen müfjen”. Natürlich jollte der Befehl 
geheim gehalten werden. Daß die neue Regierung die Broteftanten 
im Lande als ihre Hauptjtüge zu betrachten entſchloſſen war, zeigte 
ſich auch noch durch eine Anzahl weiterer Maßregeln®, die vom 
Mißtrauen der höchiten Stellen gegen die Katholiken diftiert waren. 
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Über die Wirkungen diefer Politik erzählt Friedrich jelbert als 
charafteriftiiche Einzelheit die Tatjache, daß nach der Schlacht von 
Hohenfriedberg 2000 protejtantifche Bauern den König um Die 
Erlaubnis baten, die Katholifen der Gegend totjchlagen zu Dürfen 
wegen der Bedrüdungen, die fie in öſterreichiſcher Zeit verübt 
hätten, von dem fiegreichen Monarchen aber mit dem Hinweis auf 
das Bibelwort „Liebet eure Feinde” abgewiejen wurden. 

Höchſt peinliches Aufjehen machte die am 26. März 1741 er- 
folgte Gefangennehmung des Fürſtbiſchofs von Breslau, Philipp 
Ludwig Kardinal von Sinzendorff. Der König hob indes bereits 
am 18. April die Gefangenjchaft wieder auf und hatte fich in der 
Folge über die politische Berläffigfeit des Kardinals niemals zu 
beflagen?. Der eitle, ehrgeizige, nur allzu nachgiebige Kirchen: 
fürjt, der gelegentlich jelbft auf den Ton des freigeiftigen Königs 
eingehen fonnte, war überhaupt feine Gefahr für Preußens Bolitif. 
Immerhin bejaß er doch jo viel Gewiſſen, daß er dem füniglichen 
Abjolutismus ein gewijjes Maß von Widerftreben entgegenjebte, 
jobald diejer innerfirchliches Gebiet zu offupieren wagte. Das zu 
tun war in großem Umfange die Abjicht des Staatsminifters 
Samuel von Coceeji. „AS Protejtant und als Preuße“ verfolgte 
er den Blan, den Einfluß des PBapftes von Schlefien ganz fern- 
zuhalten. „Formaljuriſtiſche Gefichtspunfte”, jo präzifiert R. Koſer 
den Kern der Kirchenpolitik Coccejis, „ließen in ſeinem Kopfe weder 
für die Schonung religiöſer Empfindungen noch für politiſche Zweck— 
mäßigkeitsrückſichten Raum. Weil die Waffen über das Geſchick 
von Schlefien entjchieden hatten, jo durfte der König von Preußen 
nach Coccejis Auffafjung die geiftliche Gerichtsbarkeit hier nach 
Eroberungsrecht für fi in Anfpruch nehmen, und fein Minifter 
hatte dann ein Verſuchsfeld für eine ganz abftrafte Kicchenpofitif.“ 3 
Er jcheute fich in der Tat nicht, dem Kardinal Sinzendorff offen 
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auszusprechen, „der König wolle auch über die Katholifen Papft 
jein“ 1. Aus jolchen Borausjegungen ist das „Notififations-PBatent“ 
beziiglich des weltlichen und geiftlichen Juſtizweſens vom 15. Januar 
1742 hervorgegangen. Darin „bejtätigte” der König „aus landeg- 
herrlicher Macht und Gewalt” das Generalvifariat „in denen Stüden, 
welche ihrer Natur nach dahin gehören und Unjerer Souveränität 
nicht nachteilig fallen”. Mit der in dem Patent den Katholifen 
verliehenen Gewiljensfreiheit kontraſtierten deutlichjt die Beſtim— 
mungen, denen zufolge eine ganze Anzahl von Fällen, für die nad) 
den katholiſchen „Religionsprinzipiis” der Biſchof zuftändig war, 
vor königliche Tribunale verwiejen wurde, darunter bejonders Die 
Streitfälle betreffs gemijchter Ehen; Ehedispenje mußten bei dem 
föniglichen Oberamte eingeholt werden; Appellationen vom biſchöf— 
fichen Konfiftorium gingen an das Tribunal in Berlin, das freilich 
„nach denen prineipiis catholicae Religionis dezidieren mußte” 2, 
dem aber fein Katholif, wie auch Sinzendorff dem König vor- 
jtellte, die Befugnis, vor dem Gewiljen gültige Urteile zu jprechen, 
zuerfennen konnte. 

Gerade auf dem Boden des Cherechtes griff auch in jpäterer 
Beit die friderizianische Regierung auf Firchliches Gebiet hinüber, 
jo 1747, als fie die ohne Konſens der Eltern gejchlofjenen Ehen 
als ungültig zu betrachten erklärte; eine offenbare Unredlichkeit 
beging fie, als fie, angeblich als Ergebnis eines Übereinfommens 
mit dem Fürjtbiichofe, ein Reſkript veröffentlichte, in welchem fie 
die Verbindlichkeit von Antenuptialitipulationen bei gemifchten Ehen 
aufhob und für die religiöje Erziehung der Kinder die Trennung 
nach dem Gejchlechte anorönete; der Konfejfion der Vaters jollten 
die Knaben, der der Mutter die Mädchen folgen. Auch erftrebte der 
König, daß fatholijcherjeits, abweichend vom fanonijchen Brauche, für 
gemischte Baare ſelbſt in verbotenen Graden Dispens erteilt werde ®. 
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Dem bei diefen königlichen Ansprüchen unausbleiblichen Kon- 
flifte follte die Übernahme des Generalvifariates über alle Katho- 
liken Preußens durch den Breslauer Fürftbiichof vorbeugen. Die 
neue Behörde würde in Berlin ihren Sit erhalten, jo plante man, 
und die Einflugnahme auswärtiger Bischöfe unmöglich machen. 
Die Fathofifch-Firchlichen Angelegenheiten würden unter des Königs 
„louveräner Autorität“ beforgt werden. „Diele taujend Taler, 
welche jebo den auswärtigen Bijchöfen, Nuntien und PBrovinzialen 
bei Wahlen, Bifitationen und Konfirmationen bezahlt werden müſſen, 
blieben im Lande, und die Nahrung in Berlin dürfte durch die 
vielen bei diejer Expedition benötigten Bedienten jehr vermehret 
werden.”i Das alles jollte das Projekt empfehlen. Aber gleich 
der erſte Entwurf einer Inſtruktion für den Generalvifar ging voll- 
jtändig von der territorialiftiichen Auffaffung föniglicher „Landes- 
iurium in sacris et spiritualibus“” aus, jo daß der Kardinal ſich 
nicht „getraute, um die päpftliche Genehmhaltung anzuhalten, viel 
weniger jolche auszuwirfen”2. Seine jchwerwiegenden Bedenken 
gegen das Projekt hatte der Papſt dem Breslauer Kardinale bereit3 
wiederholt dargelegt?. Daß er ohne Mitwirkung des Heiligen 
Stuhles nicht zu feinem Ziele gelangen würde, konnte fich der 
König auf die Dauer nicht verhehlen, er verftand fich deshalb zu 
Abänderungsvorjchlägen. Selbſt durch Drohungen verjuchte er den 
Papſt einzujchüchtern: „Daferne die päpftliche Approbation des 
von Uns angeordneten Generalvifariates binnen zwei Monaten 
a dato nicht erfolget, werden Wir Uns zu Behauptung des Uns 
zuftehenden und in dem Instrumento Pacis Westphalicae aus- 
drücklich fejtgejegten Iuris supremi in Eeclesiastieis nicht länger 
entbrechen können, eine Generalordre an alle in Unſern Reichs— 
landen befindliche geiftliche Stifter und Untertanen römijch-Fatho- 
licher Religion ergehen zu laſſen, daß fie bei Konfisfation ihres 
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Bermögens von feinem iudice extraneo einige Bullen oder Befehle 
weder annehmen noch vor demjelben Prozeſſe führen oder den 
allergeringjten actum iurisdietionis eccelesiasticae ererzieren lafjen 
oder einige Gebühren davor bezahlen jollen.“ Aber das Projekt 
trug unrettbar den Todeskeim in fich in dem abjurden Leitgedanfen, 
„daß katholiſche Bilchöfe in Preußen nur injofern zuläffig jeien, 
als fie unter eine höhere geiftliche, nicht vom Papſte, jondern von 
der Regierung eingejebte Autorität gejtellt würden, oder, wie man 
e3 auch ausdrücden kann, daß wie die Evangelijchen, jo auch Die 
Katholifchen fich dem jouveränen Epijfopatrecht des Landesherrn 
unterwürfen”. „Die Borausjeßung aber”, jo führt Mommjen in 
dem angezogenen Urteil über den verunglücdten Blan des Monarchen 
fort, „auf die Friedrihs Plan gebaut war, entweder die Zu- 
ftimmung des Bapftes durch gütliche, wenn auch langwierige Ber- 
Handlungen erlangen oder, wenn dieje unerreichbar fein jollte, eine 
derartige Einrichtung ohne und gegen die römische Kurie durch- 
führen zu fünnen, mag Friedrich wohl jelbft fpäter zu den Illu— 
fionen feiner Jugendzeit gezählt und wohl erfannt haben, daß fein 
Nachfolger Betri und fein römijcher Prälat ihm hierbei die Hand 
bieten fonnte, daß, wenn nicht die katholiſche Kirche, doch das 
Papſttum fich damit jelbjt aufgegeben haben würde.“ 1 

Während diefer Verhandlungen war Friedrich auf einen Plan 
verfallen, der feine kirchenpolitiſchen Abfichten in eine andere Rich- 
tung lenken jollte. Wichtiger al3 die Frage des Generalvifariats 
erschien ihm mit einem Male die andere der Nachfolgerjchaft des 
fränffichen Kardinal3 Sinzendorff. Er hatte für dieje den übel— 
beleumundeten Grafen Philipp Gotthard von Schaffgotich, den 
jeine Stellung als Domherr von Breslau nicht abgehalten hatte, 
Freimaurer zu werden, in Ausficht genommen. Eine frivolere 
Bejegung eines bifchöflichen Stuhles ift wohl jelten vorgefommen, 
und den König von dem Vorwurfe zu reinigen, „Daß er über den 
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fittfichen Defekt feines Schützlings fich zu leicht hinweggeſetzt habe” 1, 
wird nie gelingen. Denn es war doch eine mehr als Teichtfertige 
Ausrede, mit der er fich über feines Kandidaten Borleben und 
die daraus fich ergebenden Bedenken Hinweghalf: es jei gut, wenn 
ein Diener der Kirche einige Erfahrung im Sündigen bejige, weil 
er alsdann die Sünden al3 um jo abjcheulicher zu malen und 
jeine Herde um jo bejjer zur Buße zu führen verjtehen würde ?. 
Unwürdig war auch die Behandlung der Angelegenheit durch den 
Breslauer Fürftbiichof 3; vielleicht entjchuldigt diejen ein wenig feine 
Hoffnung, daß es dem Könige doch nicht gelingen werde, in Rom 
die Erlaubnis für eine Wahl Schaffgotichs zum Breslauer Ko- 
adjutor durchzufegen. Nachdem Friedrich jeinem Günſtling in 
einer allem Rechte zumwiderlaufenden Weije eine neue einträgliche 
Pfründe verjchafft hatte, glaubte er fich nach diefer Brobe dem 
Ziele nahe. Da es fich aber ergab, daß wider jein Erwarten 
weder vom Papſte noch dem Breslauer Domkapitel ein Entgegen: 
fommen zu Gunften des notorisch Unmwürdigen zu erhoffen war, 
jchritt er am 16. März 1744 zu einer Eirchenrechtlich abjolut un- 
zuläſſigen „Nomination“ des Grafen zum Koadjutor unter gleich- 
zeitiger Verleihung des Fürſtentitels. Dem Domkapitel blieb nur eine 
Rechtsverwahrung übrig, der Heilige Stuhl betrachtete die fönigliche 
Ernennung als nicht gejchehen. Der ganze Handel aber ift für 
die Beurteilung der Toleranz des Preußenkönigs von größter 
Wichtigkeit. DBejeelte den Monarchen, der in einer Firchlichen 
Angelegenheit erjten Ranges nicht allein das formale Recht mit 
Füßen treten, jondern auch Firchliche Kreife mit Inſinuationen, 
die offenfichtlich gegen die guten Sitten gingen, behelligen 
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fonnte, in Wahrheit ehrlicher Reſpekt vor dem Heiligtum des 
Gewiſſens?1 

Nach dem Tode Sinzendorffs (F 28. September 1747) führte 
die preußische Regierung, mit Schaffgotich im Einverjtändnig, eine 
widerliche Farce auf. Der König ließ durch den Minifter Münchow 
den nunmehr von ihm „zum Bijchof ernannten” Fürften Schaff: 
gotjch einjtweilen in die temporalia einweijen. „Der Fürſt Schaff- 
gotich”, jo berichtete der Minifter am 2. Oftober 1747, „hat die 
ihm von mir vorgejchriebene Rolle ganz admirabel gejpielet. Er 
hat wider dieje große Würde [um die er noch am Todestage des 
Kardinals in unwürdigiter Weiſe beim Könige petitioniert hatte] mit 
Zittern und Tränen proteftieret und folche nicht anders als nach 
einer vorhin von mir aufgejegten und von ihm abgejchriebenen 
PBrotejtation ad acta, um nur nicht fich und der ganzen Kirche 
des Königs Ungnade zuzuziehen, angenommen. Dieje Brotejtation 
und damit verfnüpfte Solennitäten habe ich nicht jowohl wegen 
des Domkapitel als vielmehr wegen der noch künftig desfalls 
zu vermutenden öffentlichen Schriften und jonderlich wegen des 
päpjtlichen Stuhles nötig erachtet.“ 2 

Dem Kapitel war es unmöglich, die fünigliche „Ernennung“ 
Schaffgotichs auf die Dauer zu ignorieren; der Verſuch einer jolchen 
Stellungnahme wurde vom Könige als „impertinentes und un— 
verantwortliches Verfahren“ bezeichnet. Anderſeits verjprach der 
Monarch eine Reihe von Vorteilen für das Bistum, wenn Schaff- 
gotſchs Beltätigung in Rom erfolgte; bejonders verhieß er für 
die Zukunft freie Bischofswahl, aber unter Ausjchluß der dem 
Könige nicht genehmen Kandidaten 3. So tat denn das Kapitel, der 
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Not gehorchend, zu Gunsten Schaffgotichs Schritte beim Heiligen 
Stuhl. Der „Nominierte” jelber dachte gar daran, „eine gute 
Summe Geldes” zur „Negotiierung“ feiner Konfirmation nad) Rom 
zu fenden. Der König hegte jelbjt die Abficht, auf den Heiligen 
Stuhl mit Drohungen einzuwirfen!. Bon dem eigens bejtellten 
päpstlichen Kommiſſar wie von geiftlichen und weltlichen hochſtehenden 
Katholiken Fiefen zu gleicher Zeit über Schaffgotſchs letzthin erfolgte 
Lebensbefjerung günftige Berichte? ein. So ließ denn Benedift XIV. 
die Bullen für Schaffgotich ausfertigen; in den Schriftjtücden wurde 
die „Ernennung“ durch den König mit Stillfchweigen übergangen. 

Gleich jo vielen andern Herrjchern, die faſt regelmäßig, wenn 
fie mit allen Mitteln eine ihrer Kreaturen zu einer einflußreichen 
firchlichen Stellung gebracht hatten, in ihren Kandidaten fich bitter 
enttäujcht jahen, erlebte auch Friedrich an jenem Günftling wenig 
Freude, ja er wollte jchon im erjten Jahre die Wahrnehmung 
gemacht haben, daß der neue Bijchof immer Faltfinniger gegen ihn 
werde. In der Tat hat Schaffgotich manchen Forderungen der 
königlichen Willfür den vom Gewiljen gebotenen Widerftand ent- 
gegengejeßt. Nachdem 1757 die Ofterreicher Breslau eingenommen 
hatten, verließ er, dem ftrengen Befehle Maria Therefias folgend, 
die Stadt; der König hat ihm das nie verziehen und den Schritt 
als Dejertion bezeichnet. Das Bistum wurde für erledigt erklärt, 
die Verwaltung führten Generalvifare. Im Frieden von 1763 
wurde der Fürjtbiichof nur teilweije vehabilitiert, von der geift- 
lichen Berwaltung war er tatjächlich ausgefchloffen. Nach einer 
abermaligen Flucht des Fürftbiichofs (1766) ftellte Friedrich das 
Bistum unter Sequejter, die geiftlichen Berrichtungen beforgte der 
Weihbiſchof von Strachwis, den der Bapft zum Apoftolifchen Vikar 
ernannte. Schaffgotich lebte fortan im öfterreichiichen Anteil des 
Bistums (F 5. Januar 1795). 
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Hatte der Monarch in der Affäre Schaffgotichg, einer Anregung 
Sinzendorffs folgend, ein landesherrfiches Ernennungsrecht zu den 
geiftlichen Amtern und Würden in Anspruch genommen, fo unter- 
fieß er nicht, zu gelegener Zeit auf dieſes prätendierte Recht zurück— 
zufommen; er erjtrebte in dieſer Hinficht die Brärogative der Krone 
Frankreich. Der Papft fonnte auf das Verlangen des Königs 
nicht eingehen, ohne damit, wie er jagte, ein Syjtem zu billigen, 
„welches, von Ung geduldet oder gebilligt, den Primat zu Boden 
werfen umd den Heiligen Stuhl bis auf jeine Grundlagen er- 
Ihüttern würde”!. So wählte denn der Monarch wiederum den 
Weg des faktiichen Vorgehens; er ließ den Stiften mitteilen, daß 
er „nach dem Erempel anderer (!) katholischer Puiſſanzen zu allen 
erledigten Benefizien nominieren werde”, und verlangte Nachricht 
von jeder entjtandenen Bafanz ?. Hinfichtlich der Wahl zu Stiftz- 
pfründen und der Vorftände in Klöftern erzwang die Regierung 
in vielen Fällen die Nennung dreier Kandidaten, aus denen der 
König den ihm zujagenden „ernannte“. Für die Stellen, Die 
ehemals üfterreichijch-Tandesherrlicher Kollation gewejen waren, 
erteilte der Papſt dem Könige das Patronatsrecht 3. 

Bei Beſetzung von Pfarritellen prätendierte die Regierung ein 
Approbationsrecht; diejes wurde aus Gründen des Staatswohls 
beanjprucht: „E3 erfordert”, jo heißt e3 im Entwurf eines Reſkripts 
an den Bilchof von Breslau (1748), „die unumgängliche Not- 
wendigfeit und die Sicherheit Unferes Staates, daß die geiftlichen 
Benefizia, welche befanntlich ihren Befiern eine jo große In— 
fluenz über die Gedantensart des gemeinen Mannes beilegen, 
niemanden anders als folchen Perſonen anvertraut werden, von 
welchen Wir Uns zuverfichtlich verjprechen fünnen, daß fie Unfere 
Untertanen in denen Sentiments der Treue und des Gehorſams, 
jo fie Uns als Landesheren ſchuldig ſind, bejtändig unterhalten 
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und ftärfen und ihnen nicht etwa widrige Prinzipia deshalb ein- 
flößen werden.“i Deutlicher aber offenbarte die Abfichten der 
Regierung eine Anordnung des Minifters Schlabrendorff vom 
24. Juni 1764; er verlangte darin ein Verzeichnis der fchlefiichen 
Pfarreien und ihrer Einkünfte, damit der Minifter, „wann das 
porgejchlagene Subjekt etwa gar nicht oder wenigſtens nicht ala 
von guter Gejinnung befannt und das Benefizium von importance, 
dazu jogleich einen befanntlich gutgefinnten Menſchen choifieren, 
auch allenfalls, wann die Schule des Orts noch nicht in gehöriger 
Berfaffung, dazu von denen Einkünften des Pfarrers ein vene- 
rable3 Quantum ausjegen fünne Es wird jolches gewiß den 
Nuten haben, daß ein jeder katholiſcher Geiftlicher, wann er jiehet, 
daß andere jeinesgleichen, die fich in der Treue gegen Se K. Majeſtät 
diftinguieret, von Zeit zu Zeit in ihren Umständen durch ein- 
_ träglichere Benefizia refompenfieret werden, ihre Gedenkungsart 
gleichfalls ändern“ 2. Eine aufrichtigere Außerung über die Mittel 
und Borausfegungen, mit denen die Kirchenpolizei des aufgeflärten 
Deipotismus arbeitete, kann nicht leicht gefunden werden. Die 
Folge diejer Politik war die Verſorgung vieler Kuratjtellen durch 
unmwürdige oder unfähige Subjefte. „Oft werden“, jo Hagte der 
Weihbiichof von Strahwis 1772, von der Regierung „Leute 
plazieret, die außer der Not faum als Kapläne unter jcharfer Auf- 
ficht eines tüchtigen Pfarrers angejeget werden fünnten. Es hat 
diejes in dem lebten Kriege den Anfang genommen, wo manche 
durch Inſinuationen, ohne zurüczudenfen, ob fie hierzu fähig, bene- 
ficia curata erhalten; und ift uns alsdann zur Laft gefallen, mit 
bejtändigen Klagen von den übel verforgten Gemeinden, ohne ihnen 
helfen zu können, überhäufet zu werden.” 3 

Wie durch diefe Bevorzugung Minderwürdiger, jo machte die 
preußijche Regierung e3 auch fonft den Geiftlichen noch gar zu 
ſchwer, mit den neuen Verhältniffen fich abzufinden und das frühere 
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fatholische Regime zu vergeſſen. Das fonnte eben auch nur dem 
Abjolutismus beifallen, den Klerus in zahlfojen Fällen nicht nur 
in jeinen wohlerworbenen Gerechtjamen, fondern auch nur zu oft 
im Gewiſſen aufs empfindlichjte zu Fränfen und zu gleicher Zeit 
Begeijterung und Liebe für den neuen Herrn zu fordern. Gerade 
die üble Behandlung, die er der Geiftlichfeit angedeihen ließ, 
machte den abjoluten Herrjcher für deren Treue fürchten und ließ 
ihn jelbjt das Mittel nicht verichmähen, innerhalb des Klerus 
jelber fich Bolizeifpigel zu faufen!. 

Um zunächjt die begründetiten Bejchwerden des Klerus auf 
materiellem Gebiete zu berühren, jo ift vor allem der Steuerlaft 
zu gedenfen, welche den im öfterreichiicher Zeit faſt ganz fteuer- 
freien Geiftlichen aufgebürdet wurde. „Die Steuern der Kapitel, 
Kollegiate, Stifte, Klöfter und des Pfarrflerus betrugen 30 bis 
50, manchmal bis 70 Prozent ihrer Einfünfte. Später wurde 
die Grundſteuer des Biſchofs auf 331/,, der geiftlichen Stifte 
auf 50, der Pfarrer und Schulmeifter auf 281/,, der Kommen- 
den auf 402/; Prozent fejtgejegt. "2 Das Domftift Glogau wurde 
1743 zu einer Steuer veranlagt, die höher war als feine ge- 
jamten Einfünfte, dem Breslauer Dom blieben nad) Bezahlung 
jeiner Steuerlaft nur noch 4000 Taler Revenuen. SHierüber be- 
fragt, berichtete der Minifter Münchow, daß es fich jo verhalte: 
der Dom umd die Stifte zu Neiffe und Kamenz hätten jelbit 
Kirchenfilber zur Bezahlung von Steuern verkaufen müſſen. „Daß 
der Zuftand Diejer Stifte und die ihnen überbleibenden Revenuen 
jehr jchlecht, werden Ew. Majejtät daraus jelbit Allerhöchit ab- 
nehmen, daß fie nicht allein bei ihrer allen Geiftlichen ordinären 
ſchlechten Wirtichaft 65 Prozent von ihren Revenuen vorjetzo ent- 
richten müfjen, jondern auch, daß erwähnte Stifte in jehr großen 
Schulden ſtecken. Wodurch fie dann allerdings in ſehr jchlechte 
Umftände gejeget find, und ich alle Mühe von der Welt habe, 
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mit Erinnern, Bitten, Drohen und überhäuften Klagen die monat- 
liche Kontribution richtig zu erhalten.” 1 

Diefer wirtichaftliche Geift der friderizianifchen Regierung jchädigte 
auch die Firchlichen Körperjchaften wie nicht minder das Gut der 
perjönlichen Freiheit durch feine Maßnahmen zur Bejchränfung des 
Befites der toten Hand. Nur wenige Punkte jeien hier erwähnt. 
Weltliche Berfonen durften für Seelmefjen nur einen Höchjtbetrag 
von 500 Talern Iegieren, ebenjoviel ad pias causas, joweit das 
Legat für Klöfter, Stifte, Kirchen beftimmt war; die Stiftungen 
für Hospitäler, Waijenhäufer u. dgl. waren davon ausgenommen. 
Für den Eintritt in ein Klofter oder überhaupt in den geiftlichen 
Stand mußte eine fönigliche Lizenz erbracht werden, damit der 
Stammrolle „nicht die beiten jungen Leute entzogen werden”. 
Eine Zeitlang durften nur noc) an Önadenorte des Auslandes, in 
feinem Falle aber an andere auswärtige pia corpora Legate ge- 
zahlt werden. Bejonders Heinlich waren die Bejtimmungen über die 
Ausſteuer, die den Novizen in ihr Klofter mitzubringen ftaatlicher- 
jeit3 gejtattet wurde?. Dem Könige wurde Doch bewußt, wie 
durch jolche Verordnungen die Fatholiichen Untertanen „in eine 
bejondere Unruhe und Bejorgnis eines darunter verborgen jeienden 
Gewifjenszwanges, auch wohl gar intendierter Unterdrüdung ihrer 
Religionsfreiheit kommen fonnten”; aber er traf nur geringe 
Modififationen: das Recht feiner „Souveränität“ und der er: 
wartete ökonomiſche Nuten jchienen ihm diefe Maßregeln Hin- 
reichend rechtlich zu fundieren. Übrigens hat Fürſtbiſchof Schaff- 
gotſch gegenüber diefen Übergriffen feines Gönners es an einem 
freimütigen Proteft nicht fehlen laſſen und auch wenigjtens eine 
nachlichtige Handhabung des Ediktes zu erreichen gewußt 3. 

Faft raffiniert war eine weitere Kunst, den Klöſtern und Stiften 
Laften aufzuterlegen, die mittelbar dem Staate zugute fommen follten. 
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Die Zollpolitif, die Maria Therefia gegen Preußiſch-Schleſien 
verfolgte, veranlaßte den König, in dem eroberten Lande mit dem 
Merkantilſyſtem Verſuche zu machen und, um die Provinz vom 
Ausland möglichit wirtichaftlich unabhängig zu ftellen, alle Arten 
von „Fabriken“ (Manufakturen) ins Land zu bringen. An die 
Judenſchaft, den Adel, bejonders aber an die Klöfter und Stifte 
ergingen diejerhalb ftaatliche Anregungen. Die firchlichen Körper- 
Ichaften zwang man alsbald mit allen Mitteln zu induftriellen 
oder landwirtjchaftlichen Neuanlagen. Zunächſt gejchah das bei 
Betätigung der Abtswahlen. So 1763 in Grüfjau, wo dem 
neuen Abte von der Regierung nicht nur die Weiterbezahlung 
einer Penſion für einen Beamten oder Offizier, jondern auch die 
Anlegung einer Damaftweberei zur Pflicht gemacht wurde. Der 
König jeinerjeits jegte noch die weiteren Bedingungen, „daß, da 
der ehemalige Prälat Roſa in vorigen Zeiten (1653) viele evan- 
geliiche Untertanen von den Stiftsgütern außerhalb Landes ver- 
trieben hat, nunmehro Ihr bei diejer Gelegenheit darauf jehen 
und das Stift dazu anhalten jollt, daß jolches alle diejenigen Höfe 
und Häufer auf den Stiftsgütern, die vorhin mit evangelischen 
Untertanen und Webern bejegt gewejen, nunmehr wiederum wird 
mit ebenjoviel evangelischen Familien bejegen und etablieren müſſen“. 
Der Prälat mußte in der Folge 150 Familien anfiedeln, jähr- 
ih 20 inländiſche Burjchen auf des Stiftes Koften bei Damaft- 
webern, 20 bei andern Webern anlernen und 4 zur Fabrikation 
erforderliche Bleichen und Mangeln anlegen lafjen. Später wartete 
die Regierung gar nicht mehr die Gelegenheit einer Neuwahl ab. 
Wie riefengroß die Laften waren, die den Stiften aufgebürdet 
wurden, läßt die Angabe erfennen, daß neben vielen andern 
Ctablifjements ihnen die Anlegung von 3 „Fabrifen” für bunt- 
geftreifte und weißgarnichte Leinwand mit 42 Stühlen, von 12 
oder 13 Zwirn-, Kanten, Spiten- und Bandfabrifen, einer Mol- 
ton- und Friesfabrif von 20 Stühlen, einer Müben- und Strumpf- 
fabrif, 5 Tuch-, 3 Seidenzeugfabrifen, 32 Olmühlen, 20 Wein- 
bergen (!) ujw. aufgezwungen wurde. Das alles verfchlang 
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ungeheure Summen aus dem Stiftsvermögen, und al3 alles im 
Gang war, blieb der Abſatz der Fabrikate aus, vielfach mußten 
die Mlöfter ihre Waren mit Schaden Iosjchlagen. Gewaltige 
Kapitalien von Kirchenvermögen waren förmlich verjchleudert 
worden, bis die Negierung endlich darauf verzichtete, ihre un- 
glücklichen Pläne weiter zu verfolgen. E war ein folgenjchweres 
Verſehen der Bureaufratie, daß fie die Bedürfnis- und Abjabfrage 
nicht geprüft, auch Betriebe wie Wein- und Seidenbau angeordnet 
hatte, die fich mit dem Klima nicht vertrugen, und kaufmänniſch 
nicht gejchulte Ordensleute zu jolchen Unternehmungen gezwungen 
hatte. Etwaigen üblen Willen der Stifte für das Mißlingen 
verantiwortlich zu machen, geht nicht an; hätte die Sache irgend- 
wie Aussicht auf VBerzinfung der angelegten Kapitalien geboten, 
jo hätten fich die Stifte ihrer gewiß freudiger angenommen. 
Ganz unleidlic) und von den übeljten Folgen begleitet war das 
Streben der friderizianischen Regierung, auf den verantwortlichiten 
und delifatejten Bereich priefterlicher Tätigkeit, nämlich die in dem 
Beichtituhle, Einfluß auszuüben. Das gejchah befonders im Sieben- 
jährigen Kriege, und naturgemäß gegenüber den Fatholischen Prieſtern, 
gegen die Friedrich bejonders mißtrauisch war. Während der König 
die protejtantischen Geiftlichen Schleftens, die bei einem von den ſieg— 
reich vordringenden Ofterreichern angeordneten Dankfeft fich Preußen 
gegenüber fompromittiert hatten, ftraflos ausgehen ließ, war er 
gefonnen, gegen den Fatholischen Klerus „ganz ſummariſche Prozeſſe 
zu machen und Exempel zu ftatuieren”. Ein Verfahren wegen Ver— 
räteret, das gegen die Obern der Breslauer Klöfter 1757 eingeleitet 
wurde, mußte niedergejchlagen werden, da fich fein Anhaltspunkt für 
eine Schuld der Geiftlichen ergab. Aber des Königs Mißtrauen 
ſchwand nicht, es wurde bald durch zahlreiche nach feinem Unglück 
von Kolin erfolgende Defertionen katholiſcher Soldaten noch 
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vermehrt; als er 1757 in Neifje und Glatz militärische Aushebungen 
verjucchen wollte, war die ganze waffenpflichtige Mannjchaft ins 
Ofterreichifche geflohen. Unter den Proteftanten war das un— 
jinnige Gerücht verbreitet, die Katholifen würden im Beichtftuhle 
im voraus vom Berbrechen der Fahnenflucht abjolviert. Aus 
jolchen Vorftellungen heraus jchrieb der Minifter Schlabrendorff: 
„Damit der katholiſchen Geiftlichfeit die Gelegenheit bejchnitten 
werde, Ew. Majeftät Soldaten zur Defertion zu verleiten, fo 
werde ich mit dem Bijchofe Fonzertieren, daß derjelbe in jeder 
Garnijon unter der Fatholijchen Geiftlichfeit einen Pfaffen, von 

deffen Treue er verfichert und wofür er allenfalls repondieren 
müßte, ausmache, bei welchem die Soldaten und überhaupt alles, 
was zum Militari gehöret, nur allein beichten müffen, und daß 
allen übrigen die Admittierung eines Soldaten zur Beicht jchlechter- 
dings unterfagt werde.“l Der König war hiermit einverftanden. 
Hatte der Fürftbiichof, jolchen Infinuationen nachgebend, in einem 
Hirtenbriefe den Geijtlichen anbefohlen, beichtende Soldaten jedes- 
mal vor der Losſprechung zum treuen Feithalten am Fahneneide 
zu vermahnen, jo war hierdurch erreicht, daß jeine Priefter ich 
einer ſchweren Gefahr ausgejebt jahen, wie auch proteftantifche 
Forſcher eingejehen haben. Man hatte, jo bemerkt K. A. Menzel? 
treffend, „nicht erwogen, daß die ftete Wiederholung einer an- 
befohlenen Ermahnung eher geeignet war, die Ermahnenden und 
die Ermahnten mit Gleichgültigfeit als mit Wärme zu erfüllen 
und zum Gehorfam zu ftimmen, auch wohl den Gedanken an das 
unterfagte Vergehen erſt hervorrufen und mit mißlichen Fragen 
mißverftändliche Antiworten herbeiführen konnte, wenn ein Geift- 
licher nicht im ftande war oder fich nicht die Zeit nahm, das 
Berhältnis der Firchlichen Milde in der Sündenvergebung zur 
jtaatlihen Strenge in der Sündenbeitrafung den Beichtfindern 
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far vor Augen zu Stellen... .“ Denn maßlos ftreng waren die 
Strafen, die der König auf Dejertion und Beihilfe dazu gejett 
hatte; wer nur einen Dejerteur beherbergte, ſollte „ohne weit- 
- läufigen Prozeß, ohne Gnade und ohne Zulaffung eines Geift- 
lichen neben den Deferteur aufgehängt werden”. 

Das find die Umftände, unter denen das Verfahren gegen den 
Slater Kaplan Andreas Faulhaber fich abgejpielt hat. Indem 
Friedrich, allein geftütt auf die Ausſage eines Dejerteurs, der dieje 
bald widerrief, bald aufrecht erhielt, den Kaplan zum Tode durch 
den Strang verurteilte, hat er fich der größten Gefahr, einen Juſtiz— 
mord zu defretieren, ausgejebt. Faulhaber jtarb, durch Rückſicht 
auf das Beichtjiegel in feinen Ausjagen behindert, mit der Zuver- 
jiht eines Märtyrers; der Soldat wurde zum Spießrutenlaufen 
verurteilt und hat nach der Erefution „öffentlich deflarieret, daß 
er Schuld an dem unfchuldigen Blut fer“ 1. 

Es unterliegt heute feinem Zweifel, daß das Mißtrauen des 
Königs gegen den fatholifchen Klerus Schlefiens im großen und 
ganzen unbegründet war oder nur auf mißtrauischer Aufbaufchung 
von Kleinigkeiten beruhte. So drohte er noch im bayrijchen Erb- 
folgefrieg dem Prälaten von Grüfjau, der „nach Böhmen“ ge- 
ihrieben, daß er Balifaden nach Schweidnig habe liefern müſſen: 
„Wer ein Schlefier ift und die Ofterreicher anhanget, wird fchlecht 
belohnet werden; ift e3 ein Priefter oder Abt, jo wird er vor 
jein Klofter gehangen.“? Der Treue des Merus fich zu verfichern, 
forderte Friedrich 1764 von allen Geiftlichen einen neuen Eid, 
in welchem die gegen das Gewiſſen verftoßende Formel vorkam, 
daß dem Schwörenden wegen Bruches diejes Eides „feine Ver- 
gebung, weder in diefem noch jenem Leben, zu ftatten kommen 





' Ebd. 30. Bel. Derf., Das Epitaph des P. Andreas Faulhaber, im 
31. Bericht der Wiſſenſchaftl. Gefelichaft Philomathie zu Neiffe 1902, 40 ff. 
Über die Gefangenfchaft des unjchuldigen Dominikaner P. Bruns ſ. Ber- 
Iiner St Bonifatiusfalender für das Jahr 1869, 53 ff. Über den ebenfalls 
reſultatlos verlaufenen Fall des P. Zordan f. Lehmann a. a. O. II 69. 

’ Lehmanna. aD. V 257 f. 


126 2. Buch. Kirchenpolitif Preußens von Friebr.d. Gr. bis Friedr. Wild. IV. 


jolle”. Bon den Breslauer Dombherren, welche der Eidesformel 
wegen vorjtellig geworden waren, erzwang der König fürmlich die 
Ablegung des Eides einschließlich der anftößigen Klauſel!. 

Mit Recht konnte das Breslauer Domkapitel 1764 alle die 
‚gewaltigen Opfer, die die Klerijei während des langen Krieges 
für den König gebracht — u. a. war neben den bereit3 bejtehen- 
den Laſten über fie eine „Dezimation“ von 500000 Talern ver- 
hängt worden — al3 Beweis dafür anführen, daß der Klerus 
„fein unnützes, Fein untätiges Glied“ der königlichen Staaten fei. 
Aber Dank wurde ihm nicht. Nach dem Siebenjährigen Kriege 
beffagten jich die katholiſchen Geiftlichen überwiegend proteftan- 
tifcher Orte über den von Friedrich 1757 angeordneten Wegfall 
der Stoltaren, Zehnten und anderer Gefälle, die durch Herkommen 
auch von den Epangeliichen des Pfarrbezirfes waren gezahlt 
worden. War durch die dfterreichiiche Herrjchaft an ganz pro- 
tejtantifchen Orten ein katholiſcher Geiftlicher angeftellt worden, 
jo wurde dieſer jest nebjt dem Schulmeifter auf Befehl des Königs 
„weggejchafft”. So famen viele dem katholiſchen Kulte gehörende 
Kirchen in Verfall. Der König hat das als Befeitigung einer 
„großen incongruité“ betrachtet, aber in andern Landesteilen, 
wie in Lingen, Kleve, in der Armee, den Fortbeftand der Zah- 
lungen katholiſcher Pfarreingefeffenen an den proteftantifchen Pre- 
dDiger verlangt?. Gewiß wird heute niemand mehr dem Syſtem 
diefer ehemaligen Stoltarordnungen eine Träne nachweinen; aber 
wenn die friderizianische Regierung ihr eimjeitig die Katholiken 
und ihr Hiftorifches Recht kränkendes Vorgehen damit verteidigte, 
„daß das Recht der Pfarrer zu denen ihnen beigelegten Hebungen 
von der Yandesherrlichen Gewalt abhange, mithin der Landes- 
herrichaft Tediglich zuftehe, das zu verordnen, was jelbige für dag 
allgemeine Wohl des Landes zuträglich zu jein erachtet”, jo war 
dag überaus verlegend3. Erſt 1765 wurde verordnet, daß denn 


A Rehmann, Preußen und bie Tatholifhe Kirche feit 1640 IV 165 ff. 
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auch die Katholifen in Schlefien den evangeliichen Pfarrern feine 
Stolgebühren und Zehnten zu zahlen brauchten!. Daß das ganze 
Vorgehen Friedrihs in der Stoltagenfrage von konfeſſioneller 
Animofität gegen die Katholifen ausging?, kann nicht wohl be: 
zweifelt werden, denn befanntlich war der König auf verjchiedenjtem 
Wege bemüht, den von ihm aus jehr weltlichen Gründen 1756 
begonnenen Krieg, in dem er jchlieglich um Sein oder Nicht- 
jein des preußischen Staates fämpfte, zu einen Religionskriege 
zu Stempeln. In dieſem Bejtreben verbreitete Preußen das 
Gerücht, Maria Therefia denfe an gewaltjame Keberbefehrungen ; 
auf den Berliner Kanzeln mußte gebetet werden: Segne dieſen 
zu umnjerem und deiner Kirche Schuß unternommenen Feldzug. 
Der König joll nun bedauert haben, nicht jeden Sonntag in die 
Kirche gegangen zu jein und viermal im Jahre das Abendmahl 
genommen zu haben. Und der Freigeiſt bequemte jich in der Tat 
in Dresden zu wiederholten Kirchgange. Er veranlaßte ferner eine 
Sallififation, die Heritellung eines päpftlichen Breves, das den in 
das Reich der Fabel gehörenden, durch den Papſt geweihten Hut 
jamt Degen für den Feldmarſchall Daun begleitet haben jollte. So 
erhielt die Xegende das Dajein, die, wie Karl Theodor von Heigel 
bemerft, „jeit 150 Jahren zu lärmender Hege gedient hat“ und 
zu jolcher jchon im preußifchen Kriegslager 1759 hat dienen müffen 3. 

Proteftantijch-Firchliche Kreife find in ihrem Bedürfniffe, von 
Friedrich dem Großen möglichit viel für den Proteftantismus zu 
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reflamieren, auf die berührte Epijode immer wieder gerne zurüd- 
gefommen; der Erfolg entiprach niemals dem aufgewandten guten 
Willen. Außerordentlich peinlich aber ift für diejelben Intereſſenten 
eine ganze Kategorie. firchenpolitiicher Maßregeln des „einzigen“ 
Königs, in denen fie eine wahre Mafel im Leben des Monarchen 
erblicken, „eine äußerſt folgenjchwere, ja geradezu verhängnisvolle 
Kurzfichtigfeit”, „ein großes Rätſel“, „eine irrationale Größe“, 
„eine Tätigkeit, die dem modernen StaatSbewußtjein völlig unver- 
jtändlich erſcheint“, „den bedauernswerteften feiner Firchenpolitijchen 
Sehlgriffe”. Das Pudendum oder Horrendum, um das es ſich 
handelt, iſt Friedrich Stellung zu den Jeſuiten!. 

Während Freidenfertum und bourbonijcher Abjolutismus be- 
jtrebt waren, den Orden der Gefellichaft Jeſu auszurotten, er- 
lebte die jtaunende Welt das Schaufpiel, den Preußenkönig von 
jeiner früheren tiefen Abneigung gegen die Jeſuiten abfommen, 
ja zum Lobredner des Drdens werden zu jehen. Er erblidte 
nun in der Stiftung diefes Ordens eine beifallswürdige, dem Wohl 
des Menſchengeſchlechtes äußerft nüßliche Tat; er pries die Ver— 
dienste der jchlejiichen Jeſuiten um den theologischen Unterricht, 
die Erziehung der Jugend und um feine Untertanen überhaupt; er 
bemühte fich nach der Aufhebung des Ordens, die Erlaubnis zu 
fernerem Zuſammenleben und weiterem gemeinfamen Wirken im 
„königlichen Schulinftitut“ den Erjejuiten vom Heiligen Stuhle 
zu erwirfen. Auch in feiner intimen Korreipondenz nimmt Friedrich 
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jeine „guten Väter” in Schuß; feine ganze Stellungnahme it 
offenbar doch auch Sache der Überzeugung, jo jehr Gründe der 
Sparjamfeit im Staatshaushalte mitjprachen: er mochte die um- 
ſonſt unterrichtenden Patres num einmal nicht entbehren. Soviel 
über diefe Vorgänge, die den König in den Augen der Katholiken 
als einen vorurteilslofen Monarchen und befonnenen Realpolititer 
fennzeichnen, während die PBrotejtanten niemals aufhören werden 
— dank der jahrhundertealten WVerleumdungen über die Gejell- 
Ichaft Jeſu —, die „unrühmliche Rolle” zu bejammern, die Friedrich 
in der Angelegenheit gejpielt habe. 

„Bir müfjen Geld haben”, mit diefen Worten jchloß die erite 
Inſtruktion (6. Oktober 1771), welche Friedrich für die Verwal- 
tung der aus der erjten Teilung Polens zu erwartenden Gebiete 
erließ. Diejes Leitmotiv des Fisfalismus erflang denn auch in 
den verjchiedenjten Variationen, nachdem aus dem polnischen Raube 
dem Könige die Palatinate Bommerellen, Kulm und Marienburg 
nebjt Elbing und dem am 13. September 1772 offupierten Fürft- 
bistum Ermland zugefallen waren. Der König entdecte bei diejer 
Gelegenheit jein paftoral:theologisches Herz: „Damit der Klerus 
durch die Bewirtichaftung der Güter nicht distrahiert und in den 
geiftlichen Berrichtungen behindert werde”, entzog er den reichen 
firhlichen Stellen — die Pfarreien blieben ausgenommen — die 
Bermögensverwaltung und übertrug fie den föniglichen Kammern. 
Hilfreich war bei dem ganzen Unternehmen auch die famoſe Ent- 
deckung, daß die geiftlichen Güter eigentlich Staatsdomänen ſeien. 
Den Inhabern der ftaatlicherjeits jequeftrierten Güter jollten 
50 Prozent des erjtmaligen Reinertrages ausgezahlt werden; doch 
wurde auch diejer Betrag noch reichlich verfürzt?. Bon den durch 
Verbeſſerungen erzielten Mehreinnahmen follte den Geiftlichen 
nichts zufallen. Boll bittern Hohnes jchrieb Friedrih an 





Mar Bär, Weftpreußen unter Friedrich d[ Gr. II (Bublifationen 
aus den Preußiichen Staat3archiven LXXXIV), Leipzig 1909, 6; vgl. 127. 
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Voltaire: „Unſere Biſchöfe behalten 24000 Taler Aente, die Abte 
7000. Die Apoftel hatten nicht joviel. Man verftändigt fich 
mit ihnen in der Weile, daß man fie von den Sorgen diefer 
Welt entlajtet, auf daß fie ſich ohne Ablenfung befleißigen, das 
himmlische Jerufalem zu gewinnen, das ihre wahre Heimat ijt.” 1 

Für die Behandlung der neuen Fatholischen Untertanen gab der 
König die großzügige Weifung: „Unter den katholiſchen und evan- 
geliichen Untertanen muß nicht der allermindefte Unterjchied ge- 
macht werden, jondern jelbige müfjen bei der Kriegs: und Domänen- 
fammer ohne Rücficht auf die Religion auf gleichem unparteiijchem 
Fuße jchlechterdings gehört und auf alle Weife behandelt werden.“ 2 
Die Wirkung diejes Erlaſſes wurde aber für die ohnehin miß— 
trauiſche und allherrichende Bureaufratie jo ziemlich wieder illu- 
jorifch gemacht durch die Kabinettzordre: „Den Prälaten, Abten 
und überhaupt der Fatholischen Geiftlichfeit muß jehr auf die 
Singer gejehen werden, daß fie ihre Gerechtjame nicht mißbrauchen 
und zur Ungebühr extendieren.”3 Diejem allgemeinen Grundfage 
entiprechend wurde denn alsbald das preußijche Staatzfirchentum 
im. vollen Umfang, wie in den alten Gebieten, jo auch in Weftpreußen 
etabliert, und es war feineswegs eine unbegründete Befürchtung, 
wenn der Großfanzler Fürft äußerte, daß er in der betreffenden 
„Inſtruktion einige principia fejtgejeßet, welche mit dem vorigen 
status quo nicht überall harmonieren dürften”. Bezüglich des 
den Katholiken den status quo garantierenden Artifel3 8 des pol- 
nijch-preußischen Traftates von 1773, duch den Weſtpreußen end- 
gültig an Friedrich überging, erklärte diejer, „daß er feine Ver— 
änderungen in den einmal getroffenen Arrangements treffen würde”; 
dem Unterhändler wurde bedeutet, „Daß dahero anjego nichts 
weiter übrig bleibet, als diejelben, jo gut wie möglich, zu ver- 





! Kofer, König Friedrich d. Gr. II 488. 

? Bär, Weftpreußen unter Friedrich d. Gr. II 49. 

s Ebd. 52. | 

+ Die Inſtruktion ift im Auszug mitgeteilt bei Lehmann, Preußen 
und die Fatholifche Kirche feit 1640 IV 541 ff; vgl. ebd. 551. 
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teidigen“ 1. Der Verfafjer des Antimacchiavell hatte die Schriften 
des Florentiner Publiziften nicht ohne Nutzen gelejen. 

Auch in Weitpreußen jebte die Regierung dem Eintritt in den 
Klerikalſtand Schwierigkeiten entgegen, da es verderblich jei, „wenn 
eine allzu große und jo wenig mit den Bedürfnifjen des Kirchen: 
dienftes al3 der Bevölkerung eines jeden Ortes proportionierte 
Anzahl Leute, öfters aus bloßem blinden Eifer und Berjuafionen, 
den Kloſterſtand wählen oder ihre Kinder dazu widmen“. Die 
mannigfachen Verſuche, neue Diözefaneinteilungen herbeizuführen 
und jo die Wirkſamkeit der noch in Polen refidierenden Biſchöfe 
von dem preußifchen Anteile auszufchliegen, gab man jchließlich 
auf, weil dieje Pläne „dem politischen Intereſſe des Königs nicht 
vorteilhaft waren“. Bei dem dermaligen Zuftande jah Preußen 
in den polnischen Biſchöfen „Vaſallen“, die „ein gutes Benehmen“ 
gegen den König als nötig betrachten und auch in Polen einen 
preußenfreundlichen Einfluß ausüben würden? Erreicht wurde 
aber die Ernennung bejonderer Generalvifare für die in Preußen 
belegenen Bistumsanteile. 

Tief in den Gewifjensbereich griff die friderizianische Regierung 
MWeitpreußens durch ihre Anordnung, daß auch in den neu- 
erworbenen Ländern in gemijchten Ehen die Kinder nach dem 
Gejchlecht getrennt je im Befenntnis des Vaters bzw. der Mutter 
erzogen werden müßten und Antenuptialabmachungen ungültig 
jeien. Während der Bilchof von Kulm, Andreas Bayer, bei der 
firchlichen Praxis Hinfichtlich der gemifchten Ehen verharrte, jcheint 
unter dem Ermländer Fürftbiichof Ignaz Kraſicki fich eine larere 
Auffafjung allmählich Bahn gebrochen zu haben 3. 

Niemand wird behaupten fünnen, daß aus den vielgerühmten 
toleranten Gefinnungen Friedrichs des Großen die auch nur einiger- 
maßen entjprechenden Folgerungen zu Gunften der Katholiken 





ı Ebd. 554. 2 Ebd. V 627. 
Vgl. Dittrich, Katholizismus in Altpreußen, in Ermländ. Zeitichr. 
XIV 580 ff. 
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Preußens ſich ergeben hätten. Die Tatjachen widerlegen jede 
dahin gehende Behauptung. Freilich war es — zumal im Aus- 
ande — den Katholiken der friderizianifchen Ara nicht möglich, 
über den Gejamtcharafter der Fatholifch-Firchlichen Politik des 
Monarchen fich ein Urteil zu bilden. Stolze Schlagworte, die 
von dem philofophiichen Könige zirfulierten, der unvergleichliche 
Ruhm des Kriegshelden und vielforgenden Landesvaters bewirkten, 
daß Friedrich über die katholiſche Beurteilung jeiner Berjönlichkeit 
ſich feinesfalls zu beflagen Hatte. Typiſch für die Anjchauung, 
die man über Friedrich in Italien hatte, dürfte die des Offiziers 
jein, mit dem Goethe einige Tage feiner „italienischen Reife” ver- 
brachte, und der meinte, „Friedrich der Große, welcher jo viele 
Siege jelbjt über die Gläubigen davongetragen und die Welt 
mit jenem Ruhm erfüllt habe“, jei wirklich katholiſch, er habe 
vom Papſte die Erlaubnis, e8 zu verheimlichen, weil jonjt feine 
Preußen ihn totjchlagen würden!. Es Tiegt auch über Friedrich 
ein päpftliche8 Breve vor, das die Eigenschaften des Monarchen 
mit höchiten Lobjprüchen feiert?. Und als der König gejtorben 
war, wurde er auf einer ſchleſiſchen Kanzel mit Rückſicht auf feine 
allgemeine Bolitif gegenüber der Kirche, bejonders aber deswegen, 
weil er das Beiſpiel des Flojterjtürmenden Kaiſers Joſeph IL 
nicht nachgeahmt habe, unter die großen Könige gezählt, von denen 
Iſaias prophezeit habe, daß fie Nährer der Kirche jein würden. 
Eine andere katholiſche Trauerpredigt forderte die Religion ſelber 
zur Trauer auf: „Er ftarb deiner Tränen jo wert. Weinet, ihr 
Priefter des Herrn; denn die umerbittliche Senje de3 Todes hat 
euch euern größten Schuß, eure größte Stüße geraubt.“ 3 





ı Goethes Werke, Weimarer Ausgabe XXX (1903) 180 f. 

2 Ehrenberg, Stalienifche Beiträge 126. Vgl. den Bericht des 
Abbe Ciofani über den Eindrud, den der Tod Friedrich! d. Gr. in Rom 
gemacht hat, bei Lehmann, Preußen und die fatholifche Kirche jeit 1640 
VI 3f. 

® Bel. U. Franz, Die Kirchenpolitif Friedrichs II. von Preußen, Breslau 
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Sechſtes Kapitel. 
Die Zeit des Allgemeinen Landrechtes und der Säfularifationen. 


Sp groß die Schädigungen waren, die der katholiſchen Kirche 
in Preußen unmittelbar durch König Friedrich IT. zugefügt worden 
find, jo war doch vielleicht eine bloß indirekte Folge des friderizia- 
nischen Regimes noch verderblicher für Religion und Kirche; wir 
meinen die durch des Königs TFreigeifterei mächtig geförderte anti- 
firchliche, naturaliftisch-aufflärerische Bewegung. Die aus den all- 
gemeinen geiftigen Zuftänden Europas gejpeiften Quellen der Auf- 
Härung flofjen naturgemäß auch im Staate des alten Frit. Aber 
in den preußischen Landen Hatte die Bewegung einen ganz jpe- 
zifiichen Charakter; auf diefen wies Leſſing Hin, als er an Nicolai, 
diefen Typus des aufgeflärten, „jejuitenschnobernden” Berliner- 
tums, jchrieb: „Sagen Sie mir von Ihrer berlinischen Freiheit 
zu denfen und zu fchreiben ja nichts. Sie reduziert fich einzig 
und allein auf die ‘Freiheit, gegen die Religion foviel Sottifen 
zu Marfte zu bringen, al3 man will... . Aber Yafjen Sie einen 
in Berlin auftreten, der für die Rechte der Untertanen, der gegen 
Ausſaugung und Dejpotismus feine Stimme erheben wollte... ., 
Sie werden bald die Erfahrung haben, welches Land bis auf den 
heutigen Tag das fflavifchite Land von Europa ift.”t Über die 
Dreiftigfeit, die Spottfucht und Frivofität des freigeiftigen Weſens 
in Preußen Tiegen die Zeugnifje in Fülle vor; der König jelbft 
Ihwärmte ja für den Grundfag, über die chriftlichen Dogmen 
„mit vollen Händen Lächerlichkeit auszuftreuen”. 

Unter derartigen Berunglimpfungen hatten ganz bejonders die 
Katholiken zu Yeiden. Bald nach dem Tode Friedrich fand Die 
Zenſur Anlaß, „gegen das Unrecht einzufchreiten”, „welches“ nad) 
dem Urteil des Minifters Hoym „denen im ganzen genommen fo 
tolerant gefinnten jchlefiichen Katholiken geiftlichen und weltlichen 





! Reffings Werke, Herausgeg. von Lachmann-Maltzahn XU, 
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Standes” gegenüber einige berlinische Schriftfteller in ihren bis— 
her erichienenen Schriften fich erlaubt hätten; die Außerungen dieſer 
jeien „oft ebenjo unrichtig als unanftändig und bitter” gewejen!. 
Innerhalb des proteftantifchen Kirchenwejens machte fich der 
Geiſt des alles verflachenden Rativnalismus immer mehr geltend. 
„Bon Euch”, jo rief 1807 eine mahnende Schrift den evangelischen 
Geiftlichen zu, „fordern wir den Geiſt des Großen und Guten 
zurüd. Ihr habt ihn ertötet, daS Reich der Wahrheit zerjtört 
und euer Ddürftiges, kraftloſes Selbjt dem Volke gepredigt. Es 
iſt geworden wie ihr, jchlaff, ohnmächtig, Kuechte der Not, mut- 
los, Zweifler an der Menjchheit, an Gott und weiſer Weltord- 
nung und toter Natur zugejtorben..... Im Detail des gejell- 
Ichaftlichen Lebens habt ihr geframt, gelehrt, nüchtern zu fein um 
Borteil, Tugend zu üben um Vorteil, zu beten um Vorteil.“ 2 
Auf die interfonfeffionellen Berhältnifje hatten die in allen Lagern 
gepredigten Schlagworte „Toleranz“, „Kampf gegen Fanatismus 
und Schwärmerei” einen Einfluß, der die tiefer blickenden An- 
gehörigen aller Konfejfionen mit lebhafter Sorge erfüllte; der 
religiöje Indifferentismus, der für diefe Toleranzbewegung charaf- 
teriftiich war, lag offen zu Tage?. Hier find denn auch ftarfe 
Wurzeln des in Schlefien um die Jahrhundertwende auftretenden 
unfatholiichen Reformertums zu juchen. Den Tagesblättern war 
e3 eine häufige Genugtuung, Beifpiele von früher unerhörter 
„Toleranz“ mitteilen zu können, wie 3. B. die Betätigung von 
Geiftlichen verjchiedener Konfeffionen bei einem und demſelben 
Leichenbegängnifje, feierliche Aſſiſtenz des katholiſchen Pfarrers 
bei der Amtseinführung des protejtantifchen Paſtors, vorüber- 
gehende oder bleibende Simultanifierung katholiſcher Kirchen, gegen- 
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jeitiges Aushelfen der Geiftlichen beider Bekenntniſſe bet Taufen, 
Beerdigungen und jelbjt Kranfenprovifionen. Zu einer katholiſchen 
Kranken gerufen, erklärte ein proteftanticher Paſtor, nicht ala 
Geiftlicher, wohl aber „als Freund” kommen zu wollen; bei der 
Beerdigung diefer Frau ftattete der Pfarrer für die Aushilfe 
öffentlichen Dank ab. Das alles waren Wege zum dDogmenlojen 
Deismus oder gar zu vollendetem Unglauben!. 

Ale Welt weiß, daß aus der Reaktion gegen die angedeuteten 
Beitverhältnifje Heraus die am meijten bejprochene Firchenpolitijche 
Maßregel Friedrich Wilhelms IL, das von %. Ch. Wöllner, dem 
pſeudomyſtiſchen Schwärmer und Streber, konzipierte „Religions: 
edit” vom 9. Juli 1788, erwachjen ift?. Das Edikt richtet ſich 
im wejentlichen gegen die rationaliftiichen proteſtantiſchen Geiftlichen 
und entzieht fich daher einer ausführlichen Beiprechung an diejer 
Stelle. Für die Katholiken war es in einzelnen allgemeinen An- 
ordnungen von Bedeutung, bejonders aber dadurch, daß ſich der 
neue König zu der „den preußiichen Staaten von jeher eigen- 
tümlich gewejenen Toleranz” befannte und unter den „Haupt: 
fonfejfionen“ des Landes die römisch-fatholiiche anführte. Das 
war immerhin eine Anerkennung der von Preußen völferrechtlich 
übernommenen Verpflichtungen, die um fo wertvoller war, als 
das Edift im übrigen auf altprotejtantiiche Auffafjungen zurüd- 
ging. Eine Repriftination alter Fonfeffioneller Boreingenommen- 
heit bedeutet $ 4 vom PBrofelytenmachen der römiſch-katholiſchen 
Geijtlichkeit: „Da anjebt von neuem verlauten will, daß ver- 
fleidete katholiſche Vriefter, Mönche und verfappte Jeſuiten in den 
protejtantischen Ländern heimlich umherſchleichen, die jog. Keber 
zu befehren....., verbieten Wir alles Exnftes dieſes Profelyten- 
machen nicht nur ganz bejonders der katholiſchen Geiftlichkeit, 





1 Bel. C. Grünhagen, Die Ekatholifche Kirche in Schlefien am Aus— 
gang des vorigen Jahrhunderts, in Zeitichr. des Vereins für fchlefifche Ge— 
ſchichte XXIX (1895) 48 f. 

®? (Mylius), Novum Corpus Constitutionum Marchicarum VIII (1791) 
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jondern befehlen auch Unjern Oberkonſiſtoriis . . . genau Achtung 
zu geben, um folche Emifjarien zu entdeden und hiervon dem geift- 
fihen Departement Nachricht zu geben.” 

Die heftige Bekämpfung, die das Edikt von rationaliftiicher 
Seite her erfuhr, wurde einesteild mit der unwürdigen firchen- 
polizeilichen Willfür begründet, die dem Syitem Wöllners zu 
Grunde lag, bejonders aber mit dem Hinweije auf das Privat- 
leben des Königs, das in der Tat dieſen mit nichten als Hort 
der Orthodorie qualifizierte. Das jchamlofe Maitrefjentum am 
Hofe, des Königs mehr wie jfandalöjfe Doppelehe u. a. ließen 
jeine Maßnahmen als Ausflug wahren Bharifäertums erjcheinen. 

Eine nachhaltige Wirkung hat das Neligionsedift nicht aus- 
geübt. Dagegen follte eine andere Regierungshandlung Friedrich 
Wilhelms II. für das PVerhältnis von Kirche und Staat von 
größerer Bedeutung fein, nämlich die Veröffentlichung des „AL- 
gemeinen Landrechtes für die Preußiſchen Staaten“ (1. Juni 1794). 
Das neue Gejegbuch enthielt den Niederjchlag der friderizianijchen 
Kirchenpolitif und betonte demgemäß die dee der Toleranz recht 
auffällig. Die „innere Religion” des einzelnen jollte „außer der 
Sphäre der höchften Staatsgewalt” Tiegen, ein jeder fich der „voll- 
fommenften Glaubens: und Gewiljensfreiheit” erfreuen, die landes— 
väterfiche Huld und Gnade ſollte den Katholiken ebenjo wie den 
Proteftanten zugute fommen!. Durch zahlreiche Beitimmungen aber 
machte das Landrecht die Gewiljensfreiheit der Katholifen praktisch 
illuſoriſch. Offenfichtlich verfolgte es jchismatische Tendenzen, indem 
es die geſetzgeberiſche und richterliche Gewalt des Papſtes will- 
kürlichſt beſchränkte. „Die unitatem ecclesiae”, jo jchrieb der 
Schöpfer des Gejegbuches, Karl Gottlieb Svarez, über den Geiſt 
der einschlägigen Beftimmungen, „die von den Katholifen jalviert 
wird, kann man höchjtens nur in Anjehung des Lehrbegriffes oder 





ı Hans Wefterburg, Preußen und Rom an der Wende des 18. Jahr- 
hundert3, in Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgeg. von U. Stuß, 
Hft 48, Stuttgart 1908, 5 ff. 
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im theologifchen, aber nicht im politifchen und rechtlichen Ber- 
ftande gelten lafjen, wenn man nicht die ganze Hierarchie mit 
allen ihren der Vernunft und dem Wohle des Staates jo nad)- 
teiligen Folgen autorifieren will.”1 So werden denn tatjächlich 
viele Angelegenheiten der katholiſchen Kirche nach proteſtantiſchem 
Kirchenrechte geregelt, ja das kanoniſche Recht follte durch Die 
Beitimmungen des Landrechtes fürmlich erjegt fein, durfte auch, 
von einigen Ausnahmen abgejehen, nicht mehr jubfidiarisch an- 
gezogen werden. Auch des Eherechtes bemächtigte fich der Staat, 
indem er ohne Rückſicht auf das kanoniſche Recht Ehehinderniffe 
aufitellte oder von fanonifchen Impedimenten Dispenje erteilte, 
Ehejtreitigfeiten vor das weltliche FZorum zog. Kinder aus Mijch- 
ehen jollten Hinfichtlich der religiöjen Erziehung nad) Gejchlecht 
getrennt je der Konfejfion des Vaters bzw. der Mutter folgen, 
falls die Eltern über einheitlichen Religionsunterricht nicht einig 
geworden wären. Das Landrecht nahm ferner für den Staat das 
Recht in Anſpruch, Religionsgrundfäge zu prüfen und zu ver- 
werfen, auch das Recht, „öffentliche Bet-, Danf- und andere 
außerordentliche Feſttage allein anzuordnen”, Abhaltung von Syn- 
oden zu gejtatten und deren Bejchlüffe zu genehmigen. Für ge- 
wiſſe Fälle machte das Geſetz dem Priejter Bruch des Beichtfiegels 
zur Pflicht, z. B. um einer Gefahr für den Staat vorzubeugen. 
Daß in diefem Syſtem für die gottgegebene Freiheit und Selb- 
jtändigfeit der Kirche als göttlicher Stiftung fein Raum blieb, 
bedarf feines Nachweijes. 

Doch der harte proteftantiiche Territorialismus war immerhin 
durch die Einwirkungen des Kollegialiyftems gemildert. Gerade 
in follegialiftiichem Sinne aber erfannte das Landrecht eine katho— 
fiiche, über die Landesgrenzen hinüberreichende Kirche mit dem 
Papjte als Oberhaupt nicht an, fondern nur die individuelle 





! Materialien zum Allgem. Landrecht im Zuftizminifterium zu Berlin 
XIV 121 ff, zitiert bei Koh. Niedner, Die Ausgaben des preußiichen 
Staates für die evangelifche Landeskirche, in Kirchenrechtliche Abhandlungen, 
herausgeg. von U. Stuß, Hft 13 14, Stuttgart 1904, 109. 
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fatholische Kirchengejellichaft auf preußiichem Gebiete mit in- 
ländiſchen Obern!. 

Mit viel Emphafe betonten die Theoretiler, wie frei die Kirche 
in Preußen geſtellt ſei, wie die Regierung nicht daran denke, in 
rein kirchliche Gegenſtände ſich einzumiſchen, etwa neue Glaubens— 
ſätze zu beſtimmen, neue Riten einzuführen „oder überhaupt An— 
ordnungen über den ihr eigentümlichen Gottesdienſt zu treffen“. 
Aber jeden katholiſch noch ſo gut begründeten Anſpruch des Papſtes 
auf das Kirchenregiment fertigte man mit dem Satze ab: „Der 
Papſt erſtrebe nichts Geringeres, als in allen katholiſch-kirchlichen 
Angelegenheiten Oberkönig in Preußen zu jein.“ 2 

Es fam indes nicht zu den äußerſten Folgerungen aus den 
ſtaatskirchlichen Grundjäben des Allgemeinen Landrechtes. - Daß 
insbejondere in den Beziehungen zwijchen Berlin und Rom diefe 
Prinzipien fich nicht völlig ausgewirft haben, war das Ergebnis 
einer merkwürdigen politischen Konftellation. Bon ihrem Stand- 
punkte des Gegenjages zur öfterreichiichen PBolitif aus jah die 
preußiſche Regierung in dem Papſte Pius VI. und feiner jcharfen 
Berurteilung der jojephinischen Kirchenpolitif einen wichtigen Faktor 
im Spiele der Intereſſen. Nicht als Oberhaupt der preußifchen 
Katholiken, jondern als Gegner des Kaiſers Joſeph II. ift der 
Papſt dem Könige von Preußen ein Bundesgenofje geworden; mit 
Rom gute Beziehungen zu unterhalten, erheifchte vor allem der 
Borteil der Reichspolitif Preußens. Sorgenvoll beobachtete man 
in Berlin, wie num gerade auf reichspolitiichem Gebiete Joſeph II. 
eine ſtarke Stütze erhielt in den epijfopaliftischen, romfeindlichen 
Tendenzen der rheinischen Kurfürjten-Erzbifchöfe und des Erz 
biichof3 von Salzburg, die 1786 zu Ems den befannten Borftoß 





18 v9. Rönne, Ergänzungen und Erläuterungen des Allg. Land: 
rechts IV, Berlin 1885, 88. Über Sparez’ Anſchauungen über das Ber: 
hältnis von Kirche und Staat ſ. deſſen Vorträge für den Kronprinzen 
Friedrich Wilhelm (1791/92), abgedrudt im Preußiſchen ZJuftizminifterial- 
blatt 1875, 37 ff. 

2 Aus den Bapieren des Minifters Theodor v. Schön V, Berlin 1882, 301. 
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gegen den Heiligen Stuhl hatten einleiten laſſen. Insbeſondere 
bedeutete die Annäherung von Kurmainz an die Kirchenpolitif 
des Kaifers eine Gefahr für den Fürftenbund, die Schöpfung 
Friedrichs des Großen (1785). So hatte denn Preußen eine an- 
gelegentliche Sorge, daß die Erzbiichöfe wieder in ein korrektes 
Berhältnis zu dem Papſte zurücffehrten; eine günftige Gelegenheit 
bot der Wunsch des Mainzer Kurfürften Karl Friedrih von Er- 
thal, den preußenfreundlichen Erfurter Statthalter Karl von Dal- 
berg zum Koadjutor zu erhalten. Auf diefem Wege nun kam 
der protejtantifche nordiſche Staat zu feiner Rolle der Bermitt- 
fung zwijchen dem Papſte und den rebellijchen Erzbijchöfen. Man 
weiß, daß dieſe Vermittlertätigfeit nicht erfolgreich geweſen ift, 
das Eingehen auf die Einzelheiten erübrigt fich daher. Bedeutungs- 
voll war es jedenfalls doch, daß der Heilige Stuhl und Preußen 
eine Zeitlang in jo enger Gemeinfchaft der Intereſſen fich be- 
funden und mancherlei Beweije politischen Vertrauens ausgetaufcht 
haben. Während von Rom aus, die Dienfte Preußens, „das 
ih zum Ruhme anrechne, den Befit der Schwachen und die Un- 
verjehrtheit der Verfaſſung und alter Gebräuche zu ſchirmen“, aufs 
höchſte gepriefen wurden, muß fich Friedrich Wilhelm II., der 
doc) jeinen politischen Hauptzwed, Dalbergs Koadjutorie, erlangt 
hat, von proteftantijchen Gejchichtichreibern noch heute heftige Vor— 
würfe gefallen Iafjen, daß er in ‘der Angelegenheit den Beruf 
Preußens, „Hort und Vorkämpfer“ des deutjchen Proteftantismus 
zu jein, jo schlecht wahrgenommen, d. h. die „deutjchnationalen“, 
im Grunde jchismatischen Abfichten der Erzbifchöfe nicht beffer 
unterftüßt habe. Eine objektive Prüfung der Sachlage ergibt, 
daß der König weder das überjchwengliche Lob der Katholiken 
noch den Tadel der Protejtanten verdient hat. 





I Bol. zum Ganzen Mar Immich, Preußens Vermittlung im Nun- 
tiaturftreit (1787 — 1789), in Forſchungen zur brandenburgifchen und preußi- 
chen Gefchichte VIII (1895) 143 ff; Bartolomeo Pacca, Memorie sto- 
riche sul soggiorno in Germania, Roma 1832, 88 ff; A. Bellesheim, 
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In den berührten Zufammenhang gehört die Tatjache, daß Kur- 
föln 1787 die Emſer Beichlüffe dem preußiſchen König mitteilen 
ließ, um dejjen „Beiftimmung in Anjehung der kleviſchen Katho- 
lifen zu erhalten“. Die „romfreundliche” Regierung verharrte 
bei ihrer jeit beinahe zwei Jahrhunderten feftgehaltenen Meinung 
von der Firchlichen Unabhängigkeit Kleves Köln gegenüber, zeigte 
aber feine Luft, „den öffentlichen Streit mit Kurköln aufleben zu 
machen”; es jollte den Elevischen Katholifen unverwehrt fein, „in 
Gewiſſensſachen“ ſich an den Papſt oder den nächſten päpftlichen 
Nuntins zu wenden!. Wie umbefehrt die preußijche Negierung 
war, erfuhr indes alsbald der kölniſche Nuntius Pacca, als er 
ji) bemühte, ein geordnetes Berfahren Hinfichtlich der Stellen- 
bejegung in der Grafichaft Lingen herbeizuführen; man wollte 
ihm nur eine „Konkurrenz“ dergeftalt einräumen, „daß er das 
von der Regierung genehmigte Subjekt mit der Priefterweihe und 
der bloß geiftlichen Gewalt verjehe”?. In Sachen des Kirchen- 
regiments fam mehr und mehr die von dem philofophifchen König 
bejpöttelte joſephiniſche Kleinlichfeit zum Ausdrud, oft in dem- 
jelben bejchränft-bureaufratiichen Sinne, wie der Kaijer-Safriftan 
zu Wien jolche Angelegenheiten behandelte. So regte fich der 
Minifter Hoym 1787 gewaltig auf, in Schlefien noch Meßbücher 
mit der oratio pro imperatore und Direftorien, die im Ausland 
gedrudt waren, zu finden. Es erging fofort ein Erlaß an den 
Breslauer Weihbiſchof um Abjtellung diefer Mißbräuche, damit 
weder eine „unſchickliche“ Anhänglichkeit an den Kaifer weiter ge- 
pflegt noch Geld für Direftorien ins Ausland gejchleppt werde. 
Der eudämoniftiiche Bolizeiftaat intereffierte fich für das Predigt- 
wejen als eine „Wohltat des öffentlichen Unterrichtes” für die 
Untertanen und war daher jehr darum beforgt, daß den „Kirch— 
findern” die Anhörung von Predigten und die Aufmerkſamkeit auf 





Preußen und die katholiſche Kirche (1786—1792), in Hiftorifch-politifche 
Blätter CXII (1893) 38 ff. 
ı Lehmann, Preußen und die ——— Kirche ſeit 1640 VI 119 133. 
2 Ebd. 573 f. 
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die von der Kanzel verlejenen jtaatlichen Erlafje dringend emp- 
fohlen wurden; an die Geiftlichen Fieß er die Mahnung gelangen, 
„auf ihre Predigten fleifig zu ftudieren und durch populären 
Vortrag und gut gewählte Themata die Aufmerfjamfeit des ge- 
meinen Mannes zu erregen”!. Man jah es in Regierunggfreijen 
gern, wenn „auf eine zwecdmäßige und erbauliche Art für die 
Konfervation unferes teuern Monarchen Predigten und Amt ge- 
halten werden”. Dem Studium im Kollegium Germanifum zu 
Kom war die Regierung Friedrich Wilhelms II. nicht jehr ge- 
wogen, weil „die jungen Geiftlichen zu päpftlich gefinnt zurücd- 
fehren und hernach ultramontane Grundſätze verbreiten, was vom 
Studieren in Breslau weniger zu bejorgen ift. Überdies lernen 
fie (es Handelt fich um polnische Klerifer) an leßterem Orte deutjch, 
und Geld und Leute bleiben im Lande”. Dieje Beifpiele dürften 
genügen, um die vom Staate erjtrebte möglichite Dienjtbarmachung 
der Kirche für jeine Zwede zur Anjchauung zu bringen 2. 

Eine Invaſion auf wertvollites Firchliches Gebiet war die Art, 
in der Friedrich Wilhelm II. auf die Bejegung der Bifchofftühle 
Einfluß ausübte. Im Jahre 1786 follte dem immer noch eru- 
lierten Fürſtbiſchof Schaffgotich ein Koadjutor beigegeben werden: 
Entgegen dem unbejtreitbaren freien Wahlrecht des Kapitels, das zu- 
dem eine Koadjutorwahl nur mit Genehmigung des Heiligen Stuhles 
vornehmen durfte, aber freilich jich nicht darum bemühte, jandte 
der König den Kanonifern ein Rekommendationsſchreiben für den 
Prinzen Karl Joſeph von Hohenlohe-Bartenftein in der Erwartung, 
daß das Kapitel „ihm als einem Uns vorzüglich wohlgefälligen 
und zu dieſer geiftlichen Würde wohl qualifizierten subiecto die 
Stimmen zu diefem Amte unweigerlich geben werde”. Die Dom- 
herren fügten fich, „innigft gerührt von des Königs väterlicher 
Borjorge”; nur „ein Dummkopf hat dem Prinzen“, jo ſchrieb 
Minifter Hoym, „jeine Stimme nicht gegeben, welches aber nichts 
zur Sade tut“. Der Papſt fanierte die bei der Wahl vor- 
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gekommenen jchweren Fehler und beftätigte den Kandidaten. In ein- 
zelnen ehedem polnifchen Didzejen nahm Friedrich Wilhelm II. als 
Rechtsnachfolger des polnischen Königs das Recht der Bijchofsernen- 
nung in Anspruch; der Heilige Stuhl erklärte, einem protejtantifchen 
Souverän ein derartiges Recht nicht fonzedieren zu fünnen. Preußen 
befolgte dejjenungeachtet das erprobte Syſtem der „kapitulariſchen 
Scheinwahlen”, auf welche die Kapitel „pflichtmäßig” fich ein- 
ließen. Das ermländijche Domkapitel vertrat die Auffafjung, daß 
e3 wie in polnischer Zeit die Wahl auf Grund eines Füniglichen 
Bierervorjchlages vorzunehmen berechtigt jei. In andern Bis: 
tümern, wo ehedem dem Domkapitel ein Wahlrecht nicht zuge- 
jtanden hatte, nominierte der König den Biſchof, und der Heilige 
Stuhl, in jeiner damaligen furchtbaren Notlage, bejtätigte die be— 
treffenden Geiftlichen, freilich ohne in der Konfirmationsbulle die 
fünigliche Ernennung zu erwähnen. Erſt die Bulle De salute 
animarum von 1821 jchuf auf dieſem Gebiete eine dem kano— 
niſchen Rechte entiprechende Neuordnung der Dinge. 

Im übrigen waren die Beziehungen der Regierung zu den 
Katholiten, befonders in Schlefien, recht freundliche geworden ?. 
Dazır hatte der herrichende Andifferentismus wejentlich beigetragen, 
indem er über die ſtaatskirchliche Miſere hinwegſehen lehrte, dann 
aber auch die verjchiedenen Milderungen auf öfonomifchem Gebiete, 
zu der die Regierung Friedrich Wilhelms II. den katholiſchen 
Stiften gegenüber fich verftanden hatte. Zudem bewirkte der 
reformatorijche Radikalismus Joſephs II., daß die Katholiken nicht 
mehr bedauerten, unter das Zepter eines andersgläubigen Herr- 
jcher8 gekommen zu jein. 

Anders lagen die Verhältnifje in den gewaltigen, vormals pol- 
nischen Bezirken, die durch die Teilungen von 1793 und 1795 
an Preußen gefommen waren. Da der überwiegende Teil diejer 





! Alles Nähere ſ. bei U.Stuß, Der neueſte Stand des deutſchen Bijchof3- 
wahlrechts 153 ff. 

? Bl. Grünhagen, Die fatholifche Kirche in Schlefien, in Zeitichrift 
des Vereins für fchlefifche Gefchichte XXIX (1895) 35 ff. 
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Neuerwerbungen nur furze Zeit bei der preußijchen Krone blieb, 
fann von einer Darlegung der Firchlichen Entwidlung in diejen 
Gebieten abgejehen werden. Nur fei bemerkt, daß die hier ge- 
übte Kirchenpolitif der preußischen Regierung im allgemeinen völlig 
verfehlt war. Die Schwierigkeiten, die fich auf nationalem und 
verwaltungstechnifchem Boden, bejonders jeit dem Aufjtande von 
1794, ergaben, waren ja gewiß außerordentlich groß; aber un- 
verzeihlich waren die Mißgriffe der preußifchen Bureaufratie. „Es 
herrſcht noch überall”, jo heißt es in einem Minifterialerlaß von 
1795, „Eigennuß, Verachtung der Eingeborenen, unbefugte Eigen- 
mächtigfeit, und beſonders bringt auch die von manchem öffentlich 
geäußerte Srreligion einen jehr übeln Eindrud hervor.“ „Die 
Einwohner aller Klafjen werden durch eine zu große Menge von 
Verfügungen und Zirkularverordnungen fatigiert, zu irrigen Be— 
griffen und dadurch zu Mißmut verleitet.“ Bejonders übel 
wirkte die Einziehung der geiftlichen Güter; den Geiftlichen follte 
nur eine beftimmte Quote des Ertrags zugebilligt werden. Hier 
die Begründung diefer Mafregel: „Es hat die Erfahrung durch— 
gätgig in allen Ländern bejtätigt, daß Perſonen, die von Jugend 
auf nur zu wiffenschaftlichen Kenntniffen und religiöfen Bejchäf- 
tigungen gebildet und angeführet werden und Die, wenn fie ihren 
Pflichten gehörig nachfommen wollen, fajt ihre ganze Zeit der 
Seelſorge, der Abwartung des Gottesdienftes und andern geift- 
lichen Übungen widmen müfjen, weder Fähigkeit noch Muße genug 
haben, fich des Betriebes der Landwirtichaft im großen mit irgend 
einigem Erfolge zu befleißigen, und daß jelbft Luft und Neigung 
zu joliden Verbefjerungen, die gemeiniglich beträchtlichen Vorſchuß 
und Aufopferungen gegenwärtiger Vorteile für einen größeren, 
aber entjernteren Gewinn erfordern, von denjenigen nicht zu er- 
warten jei, deren Genuß mit ihrem Leben oder weiterer Beförde- 
rung fich endigt und die alsdann die Früchte ihres Fleißes und 
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ihrer Aufopferungen an Fremde überlafjen müfjen, mit welchen 
fie weder durch Verwandtichaft noch andere nähere Bande ver- 
knüpft find.“ i 

Um die über folche Maßregeln mit Recht erregten Polen zu be- 
ruhigen, dachte man in Berlin daran, eine päpftliche Ermahnung 
zu eriwirfen, die „von unglaublichen guten Folgen bei diejen ftoc- 
dummen Katholifen“ jein werde. „Nicht eine aufgeflärte katholiſche 
Religion, wie in Schlefien”, jo wurde gejchrieben, „jondern ein 
grober, papiftiicher und wahrer Mönchsglaube herricht in Süd- 
preußen. Ihm find die Preußen Ketzer, und dieje zu hafjen, 
wird verdienftliches Werk.” 2 

Die geplante Jnanjpruchnahme des Bapjtes widerjprach durch: 
aus dem Geifte der landrechtlichen Kirchenpolitif. Es war aber 
nicht bloße Opportunitätspolitif, jondern auch bewußte Rüdficht- 
nahme auf die Gewiſſen der Fatholifchen Untertanen, wenn die 
Regierung in zahlreichen Fällen durch ihren Agenten Ciofani, 
jpäter durch ihren Refidenten Wilhelm Uhden mit dem Papſte in 
Berbindung trat: „Der preußiiche Hof“, jo berichtete der Minifter 
Alvensleben im Jahre 1800, „hat in Nom vieles negotiiert, aber 
immer nur aus toleranter Kondejzendenz für die preußifchen fatho- 
liichen Untertanen und zur Beruhigung der Gewifjen derjelben, 
wobei denn immer die füniglichen Majejtätsrechte circa sacra 
intaft geblieben.“3 Auf diefe ihre „Rechte“ aufs ängftlichite bedacht, 
haben denn auch die preußischen Bureaufraten an den päpftlichen 
Erlafien, ehe fie an die katholiſchen Adrefjaten iibermittelt wurden, 
Korreitur geübt und alle dem PBapfttum des Landesheren prä- 
judizierlich erjcheinenden Wendungen jorgfältigit getilgt. Wurde 
eine römijche Dispens wie üblich cum solitis clausulis erteilt, 
jo brachte man es in Berlin fertig, hinter dem unfchuldigen Aus- 
drucke „jehr bedenkliche, Unfern Allerhöchjten Gerechtiamen und den 


ıRehmann, Preußen und die fatholiiche Kirche jeit 1640 VII 336. 
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reichsfriedensſchlußmäßigen Verhältniffen zumiderlaufende Dinge” 
zu argwöhnen, die Wendung mußte geftrichen werden!. So war 
e3 denn jehr glaubwürdig, was dag auswärtige Departement im 
Jahre 1800 über feine Bolitif gegenüber dem Papſte refumierend 
berichtete: „Wir find beftändig darauf bedacht, den Einfluß und 
die Autorität des römischen Stuhles in Angelegenheiten der fünig- 
lichen Untertanen katholiſcher Religion zu mindern und zu jchwächen, 
die Fälle der Verwendungen nach Rom jo felten als möglich zu 
machen und das Anjehen der preußiſchen Biſchöfe, injoweit jolches 
rechtmäßig ift und nicht ebenfalls auf Mißbräuchen beruhet, in 
der gehörigen Subordination dieſes Anjehens unter die Fünig- 
lichen Majeftätsrechte circa sacra aufrecht zu erhalten, auch weder 
dem Bapjte noch den Biſchöfen Eingriffe in diefe Rechte oder Ver— 
leßungen derjelben zu gejtatten....” „Die vielen Verwendungen 
nad) Rom nähren den Aberglauben, verderben Zeit und entziehen 
Geld.” Bon derartigen Erwägungen ausgehend, verfiel die Regie— 
rung, alle Würde vergeſſend, auf das Projekt, dem Papſte an— 
zufinnen, er möge auf jeine jämtlichen Firchlichen Befugnifje in 
Preußen verzichten — allein ausgenommen die Bejtätigung der 
vom Könige zu Bilchöfen bejtimmten „Subjekte“ — gegen eine 
einmalige Abfindung mit Geld oder. einen Jahresgehalt. „Zweck— 
mäßiger wäre vielleicht das Jahrgehalt, denn diejes filtierte man 
augenblidlich, jo wie der Papſt nachließe, fich nach der Intention 
des Königs zu bequemen. Nur bejorgen wir, e3 müßte diejes 
Sahrgehalt jehr anjehnlich jein, um zum gewünjchten Ziele zu 
führen.”2 Eine phantafievollere Verquickung von abfolutiftifcher 
Kirchenpolitif mit den Idealen einer utilitariftischen Aufklärung 
fann nicht erdacht werdend. Wenn das Projekt auch bereits in 
den erjten Stadien wieder aufgegeben wurde, jo ift es doch für 
den Geift, in welchem Preußen um die Wende zum 19. Jahr: 
Hundert mit dem Heiligen Stuhle unterhandelte, äußerſt bezeichnen. 
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Nicht minder lehrreich ift es, die Ziele kennen zu lernen, die durch 
dieje Verhandlungen erjtrebt werden jollten. Um die Beziehungen 
der einheimischen Katholiken zur römischen Kurie zu lockern, jollten 
den Bijchöfen erweiterte Dispenjationsbefugnifje erwirkt, die Klofter- 
eremtionen zu Gunſten des inländischen Epijfopates abgejtellt, 
der Inſtanzenzug bei den geiftlichen Gerichten neu geordnet, die 
Tätigkeit von päpftlichen Nuntien unterbunden werden. Troß der 
unermeßlichen Schwierigfeiten der Zeitlage hat ich der Heilige 
Stuhl von Preußen nicht einjchüchtern laſſen, jondern die For— 
derungen des kirchlichen Rechtes unverjehrt aufrecht erhalten. In 
protejtantijchen Kreijen find die damaligen Kirchenpolitifer Preußens 
wegen ihrer Mißerfolge viel gejcholten worden. Einfichtsvolle 
Betrachter aber machen nicht die Unfähigkeit der Minifter und 
Diplomaten, jondern die Verfehrtheit des Syſtems für die er- 
littenen Niederlagen verantwortlich. ZTreffend urteilt ein Spezial- 
foricher: „Man erkannte damals nicht, daß eine territorialiftiiche 
Kirchenpolitif gegenüber dem Bapfttum auf einem verhängnisvollen 
Irrtum beruht und daher unmöglich weitreichende und dauernde 
Erfolge bringen kann. Es geht nicht an, das Bapfttum gleich) 
zeitig bejchränfen und fonjervieren zu wollen. Der jeweilige In— 
haber des Stuhles Petri müßte die eigenjte dee feines Dajeins 
verleugnen, wenn er nicht Souveränität erjtrebte, wenn nicht alle 
jeine Handlungen in diejer gleichen Richtungslinie lägen.“ 1 
Eine Zufammenfaffung der leitenden firchenpolitiichen Gedanken 
Preußens enthält die Inftruftion, die 1802 für Wilhelm von Hum- 
boldt ausgearbeitet wurde, als diefer mit dem Titel eines Refi- 
denten nach Rom gehen jollte. Das in vieler Hinficht bedeutungs- 
volle Schriftjtüct Hält ebenjojehr am Gedanken der füniglichen 
Majeftätsrechte circa sacra als dem „einer weijen, wohlver- 
Itandenen Toleranz” feft. „Hieraus ergibt jich, joviel das Ver— 
hältnis zum römischen Hofe betrifft, daß Wir den Papſt als einen 
weltlichen Fürften betrachten, aber gejtatten, daß Unſere Fatho- 
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liſchen Untertanen in ihm das Oberhaupt der Fatholifchen Kirche 
verehrten, jedoch dergejtalt, daß dadurch in feinem Falle Unfere 
Majeſtäts- und Iandesherrlichen Rechte in weltlichen oder geiftlichen 
Angelegenheiten leiden.” Die Tätigkeit des Nefidenten habe ſich 
in der Weife zu vollziehen, daß er vor allem im Allerhöchſten 
Auftrage negotiiere, z. B. „wenn Wir ein Bistum errichten, einen 
Biſchof oder Abt ernennen und gejtatten, daß für dieje die römischen 
Ausfertigungen gemacht werden”; des weiteren aber darf er aud) 
das „Privatanbringen einer Partei unterftügen”, 3. B. „wenn 
Wir in Fällen, in denen Unſere Landesgejege die Ehe erlauben, 
den Barteien nachgeben, zur Beruhigung ihrer Gewifjen die römische 
Dispenfation zu ſuchen“. In all diefen Verhandlungen ift niemals 
die „den Grundjägen eines proteftantiichen Souveräns“ zumider- 
laufende Form eines Konfordates noch auch überhaupt die Form 
eines bilateralen Aktus anzuwenden. Solche Formen jesten eine 
Berftändigung voraus: „in diefen Fall des Nachgebens oder Vor— 
teil-Bewilligens aber wollen Wir als protejtantiicher Souverän 
und nach Unjern Regierungsgrundjägen durchuus nicht fommen, 
vielmehr wollen Wir weder nachgeben noch Vorteile bewilligen“. 
„Es ift Schon von jeher Haupt- und Grundmarime Unjerer Regie- 
rung gewejen, und ijt eg noch itzo, daß feine einzige päpftliche 
Berordnung, Bulle, Breve, Dekret... jowie überhaupt feine 
einzige Verordnung eines auswärtigen geiftlichen Obern, Erzbiſchofs, 
Biichofs, Ordensgenerals, Provinziald ... in Unſern Staaten 
befannt gemacht oder zur Ausführung gebracht werden darf, ohne 
daß Wir davon die volljtändigjte Kenntnis erhalten und dazu 
Unjere ausdrücliche Genehmigung erteilen.” Deswegen ift allen 
Untertanen die direkte Verhandlung mit dem Heiligen Stuhle unter- 
jagt: „Alles und jedes, was nur irgend von feiten Unferer Unter- 
tanen weltlichen oder geijtlichen, hohen oder niederen Standes zu 
Rom zu verhandeln, wirklich oder vermeintlich vorfümmt, wird 
an Unjer Kabinettsminifterium gebracht, an demjelben geprüft und 
jodann nach deſſen Befinden Euch deshalb Auftrag erteilet, worauf 
Ihr zurück an Unſer Kabinettsminifterium zu berichten umd 
10* 
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demjelben ohne Ausnahme alle und jede römische Ausfertigungen, 
Defrete, Berfügungen uſw. zur Prüfung zu überreichen und Eure 
Schreiben an die Bartei in Euren Berichten beizulegen habt.“ 1 

Päpftliche Legaten oder Nuntien werden in Preußen niemals 
Zutritt erlangen, feiner der einheimischen Biſchöfe darf die Kardinalg- 
würde erhalten, der Erzbifchof von Gnejen nicht um das Ballium 
nachjuchen. Dem Refidenten wird noch bejonders empfohlen, „auf 
das Syſtem des römischen Hofes als einer hierarchiichen Macht, 
das Treiben und die Bewegungen der Erjefuiten zu achten“, auch 
auf die Fortjchritte der Aufklärung, der Philojophie, der Wiſſen— 
Ichaften, die dem Katholizismus, der Hierarchie, dem Klofterwejen 
widrige Wirkung hiervon, die heimliche oder öffentliche Reaktion 
dDiefer alten, auf Opinion beruhenden Kräfte... .” 2 

Diejer Weifung nachzuleben, war Wilhelm von Humboldt durchaus 
entjchlojjen 3. Fa er wünſchte, um die Segnungen der preußifchen 
firchenpofitischen Grundſätze allen deutjchen proteftantischen Fürjten 
zuzumwenden, die über Katholifen zu gebieten hätten, ein einheit- 
liche8 Borgehen diejer Staaten in Rom herbeiführen zu fünnen. 
In derjelben Gejinnung arbeitete er dem im Neichsrezeß von 1803 
vorgejehenen Brojeft eines Neichsfonfordates entgegen‘. Wegen 
einer Ehedispens für einen preußifchen Untertan, welche die Kurie 
direkt befördert hatte, konnte er das Geſpenſt eines Konfliktes 
heraufbejchwören; nachdrücklichſt veflamierte er daS vom Heiligen 
Stuhle niemals anerkannte Recht Preußens auf die Überwachung 
der Korrejpondenz mit Rom, wie es denn feine ausgejprochene 





! Öranier, Preußen und die fatholijche Kirche jeit 1640, 8. TI, ©. 630 ff. 
Über die Ausführung diefer Maßregel f. Wefterburg, Preußen und 
Rom 31 ff. | 

2 Bol. B. Gebhardt, Wilhelm dv. Humboldt und die Anfänge der 
preußifchen Gejandtichaft in Rom, in Forichungen zur brandenburgijchen 
und preußifchen Gefchichte VII (1894) 363 ff. 

sy, Frans, Breußen und die Fatholifche Kirche zu Anfang dieſes 
Jahrhunderts, in Deutſche Zeitichrift für Kirchenrecht I (1892) 27. 

B. Gebhardt, Wilhelm v. Humboldt al3 Staatsmann T, Stuttgart 
1896, 55 ff. 
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Abficht war, „das Band zwifchen der Kurie und den Fatholiichen 
Untertanen der Fürften immer loſer zu machen“ 1. 

Als Humboldt Rom verlafjen hatte und in die innere Staat2- 
verwaltung eingetreten war, hatte er gegen den heftigen Wider— 
ſpruch der proteftantifchen Kirchenbehörden bei der Neuordnung 
des Reſſortweſens der Staatsbehörden eine einjchneidende Neuerung 
durchzufegen ?. Das Minifterium des Innern, Abteilung für den 
Kultus, erhielt „alle Rechte der oberſten Aufficht und Fürſorge 
des Staates in Beziehung auf Religionsübung (ius circa sacra)... 
ohne Unterjchied der Glaubensverwandten”. Die Reformierten und 
Rutheraner verlangten dringend rein Eonfeffionelle Oberbehörden — 
vergebens; für die Katholifen war eine neue Rechtslage nicht 
gejchaffen. Doc) war es bedeutjam, daß im Jahre 1809 ein 
Katholif, Johann Heinrich Schmedding, als vortragender Rat 
berufen wurde; es war, im großen und ganzen genommen, eine 
für die Ffatholifchen Untertanen heilfame Berufung. Die erfte 
Angelegenheit, die dem neuen Staatsrate übertragen wurde, war 
die Herftellung der durch den Tilfiter Frieden völlig zerjtörten 
Didzefanordnung der djtlichen Provinzen. Bei den jchiwierigen 
‚Beitverhältniffen war das Unternehmen undurchführbar. Mehr 
Erfolg Hatte er in der ihm zugleich aufgetragenen Reorganifation 
des katholiſchen Schulwejenz 3. Eine weitere Angelegenheit, die 
ihn im dieſer Anfangszeit bejchäftigte, war die Beichaffung der 
Fakultät für den Bropft von St Hedwig, das Saframent der Fir- 
mung zu jpenden. Dagegen umging man den fatholiichen Staats- 
rat völlig, als man die legten großen Säfularijationen innerhalb 
der Regierung vorbereitete. Schmedding bejchwerte fich bei dem 
Staatsfanzler, daß die Sektion für den Kultus in der Sache nicht 
gehört werde: er ſei berufen, die Rechte feiner Glaubensgenofjen 
bei der Sektion wahrzunehmen, und ſei verpflichtet, auf die 





Ebd. 78 ff. 


2K. Bornhak, Geſchichte des preußifchen Verwaltungsrechts III, Berlin 
1886, 206 f. 


® Gebhardt a. a. D. I 297 ff. 


150 2. Bud. Kirchenpolitif Preußens von Friedr.d. Gr. bis Friedr. Wilh. IV. 


Bedenflichfeit einer jolchen Veränderung aufmerfjam zu machen und 
gegebenen Falles auf Modalitäten hinzuweiſen, durch die ein 
jo trauriges Ereignis für die Kirche und die Nation gemildert 
werden fünne i. 

Auf diefe verhängnisvollite Betätigung des finfenden frideri- 
zianischen Staates auf kirchenpolitiſchem Gebiete, jeinen Anteil an 
der Bolitif der Säfularifationen, welche das letzte Jahrhundert 
deutſcher Geſchichte jo jchmachvoll eröffnet und die in allen ihren 
namenlos jfandalöjen Einzelheiten noch immer nicht ausreichend 
erforjcht ift, bleibt uns noch näher einzugehen übrig. Der Anteil 
Preußens zunächſt an der himmeljchreienden Vergewaltigung der 
geiftlichen Reichsſtände war ein entjcheidender. 

Säfularifationspläne gehörten jeit Jahrhunderten zum Beſtand 
der preußischen Politik, wie denn auch beträchtliche Gebietsteile 
des Hohenzollernjtaates altem Befise der Kirche entftammten. Einen 
neuen Vorſtoß mit Säfularifationsforderungen hatte der Große 
Kurfürft bei den Verhandlungen des Weſtfäliſchen Friedens gemacht; 
jeiner politiichen Sfrupellofigfeit und „wohlangewandten Frei— 
gebigfeit” gelang es in der Tat, das noch in Fatholischen Händen 
ſich befindende Bistum Minden zu gewinnen. Hundert Jahre 
jpäter ließ Friedrich II. ein Projeft augarbeiten, wie der Kaijer 
Karl VII. „durch Säfularifationen einiger Stifte nebft andern 
guten Mitteln indemnifiert” werden fünne?. E3 waren die Bis- 
tümer Bafjau, Freifing, Regensburg, Eichftätt, Augsburg und das 
Erzbistum Salzburg für den Entjchädigungsplan vorgejchlagen 
worden. Diejes Projekt fam nicht zur Ausführung, aber Friedrich 
verlor den Gedanken nicht aus dem Auge. Auch Joſeph II. ſcheint 
eine Zeitlang an die Säfularifierung weiter geiftlicher Gebiete, 





ı Gebhardt, Wilhelm v. Humboldt als Staatsmann I 305. 

2 Th. Volbehr, Der Urfprung der Säfularifationsprojefte in den 
Sahren 1742 und 1743, in Forfchungen zur deutichen Geſchichte XXVI 
(1886) 276. 

3 Die Nachweiſe ſ. bei H. Brüd, Geichichte der Fatholichen Kirche in 
Deutichland im 19. Jahrhundert I?, Mainz 1902, 31 ff. 
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Trier, Köln, Salzburg u. a. gedacht zu haben!. Der preußijche 
König hatte für diefe Abfichten des Kaijers großes Intereſſe, wie 
er denn zeitlebens mit Fünftigen Säfularifationen rechnete. Darin 

begegnete er fich mit dem Zeitgeifte, der in feiner naturrechtlichen 
Auffaſſung vom Obereigentum de3 Staates am Kirchengute den 
jpäteren Ereignifjen Fräftig vorarbeitete. Die Gewalttaten Joſephs IL, 
der zwei Fünftel aller öfterreichiichen Klöfter und alle mitunter 
recht vermöglichen Bruderichaften aufhob 2, und bejonders dag Vor— 
gehen der Revolutionäre in Frankreich ließen in Firchlichen Kreijen 
Deutjchlands die ſchwerſten Befürchtungen für den Länderbefit der 
Kirche wach werden. Preußen war es, da3 den entjcheidenden 
Schritt zur Säfularifierung geiftlicher Gebiete unternahm, indem 
es, weite deutjche Lande preisgebend, den Basler Frieden (1795) 
abſchloß und in den Geheimartifeln des Vertrags das Prinzip der 
Entichädigung aus den Ländern der geijtlichen Fürften annahm. 
Bon den Furzfichtigen Kirchenfürften jelber im Stiche gelafjen, ver- 
ftand auch Kaijer Franz II. jich dazu, das revolutionäre Prinzip 
anzuerkennen, zunächit im Frieden von Campo Formio, jodann 
im Artikel 7 des Friedens von Lundville (1801); dort wurde den 
„erblichen” Fürften, die auf dem linken Aheinufer Gebietsteile 
verloren hatten, Entjchädigungen „aus den Mitteln des Reiches” 
jtipuliert. Sofort begann der widerliche Wettftreit deutfcher welt- 
licher Fürften, von Napoleon Bonaparte, dem „erjten Konſul“, 
einen möglichjt großen Anteil aus dem geplanten Kirchenraube zu 
erbetteln. Auch Preußen verjchmähte es nicht, die Umgebung 
des General3 Bonaparte für feine Vergrößerungspläne günftig zu 
jtimmen; der preußiiche Gejandte zu Paris, Marquis Lucchefini, 
erbat fich von dem Minifter Haugwitz die Vollmacht und den Kredit 
zu Beitechungen. „Die Überzeugung“, jo jchrieb er (17. Januar 





wLeop. v. Ranke, Denkwürdigfeiten des Fürften von Hardenberg I, 
Leipzig 1877, 434 f.; Polit. Korrefpondenz Friedrich d. Gr. XVIIL, Berlin 
1891, 611. 

? Bol. R. Hittmair, Der jojefinifche Klofterfturm im Lande ob der 
Enns, Freiburg 1907. 
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1802), „daß jolche Maßregeln, vorfichtig und an der rechten Stelle 
angewandt, das Gelingen des großen Planes zu erleichtern ver- 
mögen, den Se Majejtät bezüglich der Entichädigungen gefaßt, 
hat mich genötigt, hierüber zu reden.”t Der notwendige Kredit 
wurde dem Gejandten denn auch eröffnet. 

Noch waren die Verhandlungen über die Säfularijation im 
Gange, als Preußen in den geiftlichen Nachbarlanden Köln und 
Münfter, die durch den Tod des Kurfürſten Marimilian Franz 
verwaiſt waren, eine ärgerliche Durchfreuzung feiner Pläne erlebte. 
Zwar hatte man die beiden Domkapitel aufgefordert, von einer Wahl 
vorläufig abzujehen; das jei der wohlgemeinte Nat des Königs, der 
„das wahre Beite des dortigen Landes” im Auge habe, „woran er 
aus nachbarlichen und andern mannigfachen Rücfichten aufrichtigen 
Anteil nehme”? Fa die Regierung bejaß den ſchönen Mut, den 
Papſt um jeine Vermittlung anzurufen. Der Refident Uhden jollte 
vortragen, „daß Wir Se Heiligkeit um des Wohles und der end- 
fichen Ruhe von Deutjchland willen und bei Unfern freundjchaft- 
lichen Gefinnungen für Sie und dem toleranten, milden und wohl- 
wollenden Berfahren, welches Wir als Reichsſtand und als Regent 
jo vieler katholischer Untertanen für das Beſte der katholiſchen Kirche 
jederzeit gern an den Tag legen, aufforderten und dringend er- 
juchten, weder ein breve eligibilitatis noch ein Verſprechen fünftiger 
MWahlbeitätigung zu erteilen, noch jonjten irgend etwas zu Gunſten 
einer voreiligen Anſtellung der kölniſchen und münſterſchen Wahl vor 
völlig berichtigtem deutjchem Friedenswerf zu bewilligen oder zu 
verfügen”. Selbjtverjtändlich ging der Heilige Stuhl auf diefe 
Inſinuation nicht ein; der Kardinaljtaatsjefretär Herkules Conſalvi 
verhehlte dem preußiichen Reſidenten nicht, welche Auffaffung man 
in Rom von den Säfularijationsplänen habe, und daß man in 





IB. Baillen, Preußen und Frankreich von 1795 bis 1807. Diplo- 
matijche Korrefpondenzen II, Leipzig 1887, 71 f. 

? Bol. Brüd, Gejchichte ber fatholifchen Kirche in Deutichland im 
19. Jahrhundert I? 69 ff. 
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Paris dagegen vorjtellig geworden fei!. Beide Kapitel wählten 
den Erzherzog Viktor Anton, doch erklärte diejer, „unter den der— 
maligen kritiſchen Verhältniſſen die Regierung in Perjon noch nicht 
antreten zu können“. 

Nachdem Preußen von dem Entjchluß Napoleons, dem Könige 
unter anderem Hildesheim und Paderborn zu überlafjen, verjtändigt 
war und es diejerhalb mit dem Korjen eine Konvention (23. Mai 
1802) abgeichlofjen Hatte, glaubte es fich als „jouveräne Macht” 
zur Übernahme diefer „Indemnitäten“ berechtigt, ohne der Zu- 
ftimmung des Reiches zu bedürfen. Alsbald erfolgte die militärijche 
Befisnahme dieſer Gebiete, die der König begründen ließ mit den 
Abmachungen mit Frankreich, dem „Beispiel des Haufes Ofterreich 
und den jo dringenden Rücdfichten auf Unjere Würde und Unjer 
Intereſſe, bejonders auch auf die wejentlichen Nachteile, welche 
aus dem prefären und ungewiſſen Zuftand eines zur Verwechſlung 
feiner Landesherrjchaft bereits bejtimmten, aber noch nicht dazu 
wirklich abgegebenen Landes entjpringen”?. Mit Rüdficht auf 
dieje den lebten Reſt der Reichsautorität zeritörende Gewalttätig- 
feiten der preußijchen Regierung wurde der Zujammentritt der 
„außerordentlichen Reichsdeputation“ bejchleunigt. 

Was der „Hauptichluß der außerordentlichen Reichsdeputation” 
von geiftlichen Stiftslanden endgültig an Preußen überwies, war 
ein Gejamtgebiet von 230 Duadratmeilen mit über einer halben 
Million Einwohnern und vier Millionen Gulden Jahresertrag; 
jeine Verluſte Hatten nur 48 Duadratmeilen betragen, die von 
127.000 Untertanen bewohnt waren und eineinhalb Millionen Gulden 
Einkünfte einbrachten?d. Die neugewonnenen Gebietsteile waren 





ı Granier, Preußen und die katholifche Kirche feit 1640, 8. TI, ©. 474 f. 
501 f. Weiterburg, Preußen und Rom 143 ff. 

2? Graniera.a. O. 610. 

® Hier find allerdings die drei Reichsftädte Mühlhaufen, Nordhaufen und 
Goslar eingerechnet. Der Gefamtverluft, den die Fatholifche Kirche in Deutjch- 
land durch die Säkulariſation erlitt, betrug 1295 Quadratmeilen mit 
2361176 Einwohnern und 12726000 Gulden jährlicher Einkünfte. 
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im einzelnen: die Bistümer Hildesheim und Paderborn, das Gebiet 
von Erfurt und Untergleichen und alle mainzischen Nechte und 
Befisungen in Thüringen, das Eichsfeld, der mainzische Anteil 
von Treffurt, die Abteien Herford, Quedlinburg, Eliten, Eſſen, 
Werden und Kappenberg, dann die Stadt Münfter mit etwa einem 
Viertel des Fürjtbistums. 

Bon den weiteren Beftimmungen des Reichsrezeſſes waren noch 
die folgenden von bejonderer Wichtigfeit: „S 34. Alle Güter der 
Domkapitel und ihrer Dignitarien werden den Domänen der 
Biſchöfe einverleibt und gehen mit den Bistümern auf die Fürften 
über, denen dieſe angewiejen find. 8 35. Alle Güter der fun- 
dierten Stifte, Abteien und Klöfter .. ., deren Verwendung in 
den vorhergehenden Anordnungen nicht förmlich feitgejeßt worden. 
ift, werden der freien und vollen Dispofition der rejpeftiven Landes— 
herren, jowohl zum Behufe des Aufwandes für Gottesdienft, Unter: 
richt3- und andere gemeinnügige Anftalten, als zur Erleichterung 
ihrer Finanzen überlaffen unter dem bejtimmten Vorbehalte der 
feiten und bleibenden Ausftattung der Domkirchen, welche werden 
beibehalten werden, und der Benjionen für die aufgehobene Geiftlich- 
keit. . . 842. Die Säfularijation der gejchloffenen Frauenklöfter 
fann nur im Einverjtändnis mit dem Diözeſanbiſchofe gejchehen. 
Die Mannsklöſter hingegen find der Verfügung der Landesherren 
oder neuen Bejiter unterworfen, welche fie nach freiem Belieben 
aufheben oder beibehalten fünnen. Beiderlei Gattungen können 
nur mit Einwilligung des Landesheren oder neuen Beſitzers No- 
bizen aufnehmen. . . $ 62. Die erz- und bifchöflichen Diözeſen ver- 
bleiben in ihrem bisherigen Zuftande, bis eine andere Diözejan- 
einrichtung auf reichSgejegliche Art getroffen fein wird, wovon 
dann auch die Einrichtung der Fünftigen Domkapitel abhängt. 
8 63. Die bisherige Religionsübung eines jeden Landes foll gegen 
Aufhebung und Kränkung aller Art gejchübt fein, insbeſondere 
jeder Religion der Befit und ungeftörte Genuß ihres eigentüm- 
lichen Kirchengutes, auch Schulfonds nach der Vorjchrift des Weit- 
fälischen Friedens ungeftört verbleiben; dem Landesherrn jteht 
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jedoch frei, andere Neligionsverwandte zu dulden und ihnen den 
vollen Genuß bürgerlicher Rechte zu gejtatten.“ 

Kaum Hatte der preußiſche Staat fich der ihm zugeteilten, faft 
durchaus katholiſchen Gebiete bemächtigt, als er auch ſchon begann, 
die ftaatsfirchenrechtlichen Grundſätze des Landrechtes rückſichtslos 
durchzuführen. Selbſt gegen die im Reichsrezeß vorgejehene reichs— 
gejeßliche, natürlich mit dem Papſte zu vereinbarende Neuordnung 
der Firchlichen Verhältniffe war Preußen gewillt zu proteftieren. 
„Wenn der römiſche Hof“, jo drückten fich die „NRegierungsmarimen 
in fatholischen Angelegenheiten der Entichädigungslande” aus, „die 
Idee haben jollte, mit dem deutjchen Reiche ein Konkordat zu 
Ichliegen und deshalb Unterhandlungen anzufangen, jo find Se Kal. 
Majeſtät beftimmt entjchloffen, fich auf eine jolche Unterhandlung 
gar nicht einzulaffen und ihr Reſultat, wie es auch ausfallen 
möge, als nicht verbindlich zu betrachten.” Der König wolle 
„ſein gerechtes und billiges Syſtem in fatholifch-geiftlichen Sachen 
behaupten und feine Schranken desjelben anerkennen, jondern dieſe 
Angelegenheit lediglich nach dem ihm zuftehenden Majejtäts- und 
Landeshoheitsrecht circa sacra nach jeiner Weisheit, Gerechtigkeit 
und Liebe zu den Untertanen dirigieren und mit Rom feine andere 
Kommunikation haben al3 durch den Minifter von Humboldt.” 1 

Diejes Firchenpolitiiche Syftem war wenig geeignet, die Katho- 
fifen der früheren geiftlichen Lande mit dem Gedanken auszu— 
jöhnen, nunmehr unter die Botmäßigfeit eines Staates gefommen 
zu fein, der ſich als Hauptſtütze des Proteſtantismus betrachtete. 
Verletzend wirkte auch das arrogante Weſen der Beamtenjchaft, 
bejonders aber des Militärs. „Die große Mafje der Offiziere”, 
jo wird aus dem Münfterlande erzählt, „zog fich durch ihr an- 
maßendes Wejen gegen Außenftehende und die geradezu brutale 
Behandlung der Untergebenen den Hat der Bevölferung zu, einen 





! Öranier, Preußen und die fatholifche Kirche ſeit 1640, 8. TI, ©. 863. 
Vgl. Leo König, Pius VIL, die Säfularifation und das Reichskonkordat, 
Sundbrud 1904, 10 ff. 
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Haß, der noch durch die Furcht gefteigert wurde, daß man jelbit 
oder nahejtehende Verwandte unter die Fuchtel der rohen Soldatesfa 
fommen fünnte.” 1 

Dazu fam ein Weiteres, der Mangel an ſchonender Rüdjicht- 
nahme auf die fatholischen Empfindungen bei den Klofterauf- 
hebungen. Schon im Jahre 1801 dachte die Regierung daran, 
zunächit in den ehemals polnischen Landen „allmählich, partiell 
und mit Vorfichtigfeit zur gänzlichen Aufhebung und Säfulari- 
jation der Klöfter zu jchreiten”. Es follte aber jeder Einzelfall 
bejonder8 verhandelt werden?. Ein ähnliches Verfahren wurde 
für die Indemnitätslande angeordnet, wo die Stifte und Männer- 
Höfter zum großen Teil alsbald aufgehoben werden jollten. So 
wurden denn fogleich nach der Befitergreifung die ftiftiichen und 
flöfterlichen Archive jtaatlich verfiegelt. Einfichtsvolle Lofalbehörden 
verhehlten fich nicht, daß die Aufhebung einer zu großen Anzahl 
von Klöftern „zu großem Mißvergnügen der fatholiichen Bevölke— 
rung Beranlaffung geben könnte“; ferner gäben „die Klöjter einen 
Zufluchtsort vielen Perſonen, welche ſonſt feinen Erwerbszweig 
haben, und es finden Arme und Kranke dort Unterftügung”. Da- 
her werde e3 gut jein, wenn in manchen kleinen Städten wenigjtens 
ein Klofter bleibe. Aber der König war feineswegs geneigt, 
„irgend ein KM lofter nach dem Abgang der jebt lebenden Mit 
glieder bejtehen zu Lafjen”3. Am 29. Dezember 1803 erließ er den 
Befehl, daß auch die Mannsklöſter in den alten Provinzen, mit 
Ausnahme von Schlefien, aufzuheben jeien; die Stifte jollten 
fortbejtehen, die Präbenden aber nunmehr an Beamte als Be- 





15. Philippi, 100 Jahre preußifcher Herrichaft im Münfterlande, 
Münfter 1904, 9. Vgl. Alfr. Overmanı, Die erften Jahre der preußi- 
ſchen Herrihaft in Erfurt, 1802—1806, Erfurt 1902, 41 ff 136 ff; Konr. 
Zehrt, Eichsfeldifche Kirchengefchichte des 19. Jahrhunderts, Heiligenjtadt 
1892, 27 ff 385 ff. 
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fohnung für treue Dienfte vergeben werden. In den Inſtruktionen 
für die Aufhebungsfommilfionen wurde dieſen wiederholt ein 
Yiberales, auf die Bedürfniffe der Seeljorge, der Armenpflege, des 
Schulwejens Rückſicht nehmendes Wejen anempfohlen. Das war 
praktiſch ziemlich wertlos; es blieb ebenjo wie bei den jpäteren 
Einziehungen die Forderung des Freiherrn vom Stein nach einer 
jofortigen finanziellen Sicherftellung der Kirchen, Schulen und 
MWohltätigkeitsftiftungen faft ganz unerfüllt: „fie mußten fich mit 
einem auf die Zufunft gezogenen Wechjel begnügen”. Es erging 
nämlich eine „allgemeine Bemerkung”, derzufolge die Seeljorge 
für die Katholiken, joweit fie früher von Klöftern verjehen wurde, 
äußerst färglich dotiert werden ſollte. Man jchrieb: „In Abficht 
der Kirchen wird es weniger auf bejtändige Pfarrkirchen als 
darauf ankommen, nach Abgang der penjionierten Geiftlichen 
eine hinreichende Anzahl mit der Verpflichtung anzuftellen, die— 
jenigen Orte, wo fich katholiſche Glaubensgenoſſen aufhalten, zu 
bejtimmten Zeiten im Jahre zu bejuchen und den Gottesdienst ab- 
zuhalten, wie es bereit3 in andern deutjchen Provinzen gejchieht, 
wo Sich verhältnismäßig nicht weniger Katholiken als in den Pro- 
vinzen befinden werden, wovon jet die Rede ift.”2 Übrigens ift 
der preußischen Regierung das Lob nicht vorzuenthalten, daß jie 
ihren Beamten bei der Vornahme des Säfularifationswerfes jelber 
ein menschliches und anjtändiges Verfahren zur Pflicht gemacht hat. 
Wie jelten aber wurden diefe Intentionen verwirklicht. Ein keines— 
wegs preußenfeindlich gefinnter Augenzeuge, der Baderborner Jurift 
Dr Gehrfen, legte jeine Erfahrungen in den folgenden Sätzen 
nieder: „Die vom Könige gleich bei der Organifation der Ent- 
Ihädigungslande vollzogene Aufhebung der Mannsklöſter jollte 
mit Schonung und Milde erfolgen. Allein wenn manche Härte, 

manche Profanierung des Heiligtums, manche Berjchleuderung 
koſtbarer Kunftfachen dabei vorfam, jo ift diefer Vandalismus 
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der Unfunde der Kommifjare und ihrer einjeitigen Bildung zuzu- 
jchreiben; gar zu gern wollte der evangelijch Gefinnte in den 
geistlichen Reichsländern zum Meifter an den wehrlojen Mönchen 
werden. Schöne Abteien wurden zerftört, um das Blei, das 
Kupfer von den Gebäuden und Türmen zu gewinnen... .. Mar- 
morne Altäre und Statuen wurden zerichlagen und vertrödelt, 
Kirchen in Reitbahnen und Schafjtälle verwandelt, die Bücher, 
Urkunden, Gemälde und Seltenheiten aller Art verworfen, ver- 
Dorben und verteilt, ohne daß der fünigliche Schab davon den 
geringiten Nutzen hatte. . . . Der religiöfe Sinn des Bolfes wurde 
viel zu wenig dabei gejchont. Das Landvolk murrte, und der 
vernünftigere Mann klagte, daß den Familien des Landes mehrere 
Gelegenheiten zur Verſorgung der Ihrigen durch die Einziehung 
de3 Gemeingutes genommen und diejes jetzt als Domäne um- 
wiederbringlich verloren wäre.” 1 

Die Beraubung der katholiſchen Kirche zu vollenden, erjchien 
am 30. Dftober 1810 ein Edift über die Einziehung jämtlicher 
geiftlichen Güter in der preußischen Monarchie. Es ging von 
der Erwägung aus, daß die Zwecke, wozu geiftliche Stifte 
und Klöfter errichtet wurden, teils mit den Anfichten und Be— 
dürfniſſen der Zeit nicht vereinbar feien, teil8 auf andern Wegen 
bejjer erreicht werden fünnten. Auch hätten alle Nachbarjtaaten 
die gleiche Maßregel ergriffen, und nur jo fünne unter Schonung 
des Privatvermögens der Untertanen die Kontribution an Franf- 
reich pünktlich bezahlt werden. Um den üblen Schein parteiischen 
Borgehens zu vermeiden, wurden auch die wenigen noch beftehen- 
den protejtantichen Stifte unter diefe Maßregel gejtellt; aber 
man faßte von vornherein den Entichluß, zu Gunjten dieſer Stif- 
tungen „Modifikationen“ eingreifen zu laſſen. Das gejchah denn 
auch, und jo richtete ſich der Hauptichlag gegen die Fatholifchen 
Stifte und öfter in Schlefien, einjchließlich des Breslauer Fürft- 
bistum3 und Domjtiftes. Sehr bemerkenswert iſt das Verfprechen, 
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mit dem das Dekret fchloß: „Wir werden für hinreichende Be- 
lohnung der oberften geiftlichen Behörden und mit dem Rate der- 
jelben für reichliche Dotierung der Pfarreien, Schulen und milden 
Stiftungen und jelbft derjenigen Klöfter jorgen, welche fich mit 
der Erziehung der Jugend und der Krankenpflege bejchäftigen und 
welche durch obige Vorfchriften entweder an ihren bisherigen Ein- 
nahmen leiden oder deren durchaus neue Fundierung nötig er- 
jcheinen dürfte.“ Die Ausführungsbeftimmungen wollten dafür 
jorgen, „daß durch die Aufhebung des Kloſters weder im Gottes- 
dienst noch im Schulunterricht irgend eine Unterbrechung ent- 
jtehe”. Für die Breslauer Domfirhe war auch „zur größeren 
Feierlichkeit“ Beibehaltung des Chordienjtes vorgefehen, nur jollten 
ſich die Domherren fortan nicht mehr wegen ihrer priefterlichen 
Standespflicht, „jondern als vom Staate dafür belohnte Geift- 
liche“ zum Chorgebet verbunden anjehen. 

Eine Schlußabrechnung über den Verkauf geiftlicher Güter in 
Schlejien vom 15. Mai 1811 ergab als Vermögen der fäfulari- 
jierten Korporationen 11891898 Neichstaler; nach Abzug der 
vom Staate zu übernehmenden Laften werde diejem, jo wurde be- 
merkt, „eine reine Nevenue von wenigſtens 400000 Reichstalern 
übrig bleiben”. Auch die Meßftiftungen wurden ftaatlicherjeits 
inventarifiert, die Exrträgniffe diefer Fonds aber zur Bejoldung 
der Geiftlichen verwandt; dieje jahen fich in der Folge mit der 
PBerjolvierung einer ungeheuern Zahl von Fundationen beladen, 
deren Kapitalien in die Hände des Staates übergegangen waren ?. 
Wie groß die Befigtümer waren, welche der Staat durch die 
Säkulariſation in Schlefien an fich gezogen, läßt fih nur an- 
nähernd beftimmen. Die oben mitgeteilte Summe der Schluß- 
abrechnung ift um deswillen viel zu niedrig, weil die zahlreichen 
und wertvollen Elöfterlichen und ftiftiichen Gebäude nicht tariert 
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worden waren; der Wert der allein in der Stadt Breslau ein- 
gezogenen Gebäulichkeiten wird auf 932000 Taler angejegt!. 

Einer der rückſichtsloſeſten Übergriffe der Säkulariſationskom— 
milfion war die von ihr verfügte Aufhebung des Domkapitel zu 
Breslau (19. November 1810). Der Kommifjar „entband“ die 
Domherren von den bisherigen Standespflichten und forderte von 
ihnen die Ablieferung der „hierarchiichen Zeichen”. Auf beides 
ging das Domkapitel nicht ein. Im Jahre 1812 konſtituierte die 
Negierung an Stelle des aufgelöften ein neues Kapitel unter 
Penfionierung einiger der früheren Mitglieder. Die unkanoniſch 
errichtete Korporation konnte naturgemäß Firchlich gültige Juris— 
diktiongafte nicht vornehmen, bis endlich 1821 der Heilige Stuhl 
das Kapitel anerkannte ?. 

Bis gegen da3 Ende der Regierung Friedrich Wilhelms II. 
wurde in Preußen mit Säfularijationen fortgefahren. Auch die 
Mendifantenflöfter, die man früher verjchont hatte, wurden jpäter 
zum großen Teil von dem Gejchieke der Auflöjung ereilt, daneben 
aber auch noch wohlhabende Abteien im Dften der Monarchie, 
darunter das Kloſter Neuzelle, deſſen Fortbeſtehen der zwijchen 
Preußen und Sachſen 1815 abgejchloffene „Freundichafts- und 
Friedensvertrag” verheißgen hatte. Die jehr anjehnlichen Reve— 
nuen des Klofters wurden zur Hälfte „für die Verbeſſerung evan- 
gelischer Schulen”, zur andern für fatholifche Unterrichtsanftalten 
der ganzen Monarchie beftimmt. Auch in andern Fällen wurden 
urjprünglich katholiſche Fonds zur Dispofition beider Konfeſſionen 
gejtellt, während proteſtantiſche Fonds den exkluſiv konfeſſionellen 
Zweden gewidmet blieben. Bei den Katholiten mußte ein der- 
artiges Vorgehen die ungünftigften Eindrüde hervorrufen?. Auch) 
die zahlreichen Überweisungen katholiſcher Gotteshäufer an den pro- 





ı Audolphi, Zur Kirchenpolitif Preußens? 46. 

2 Das Nähere ſ. bei Brüd, Gejchichte der Fatholifchen Kirche in Deutich- 
land 1? 200 ff. 

: Käheres ſ. bei Rudophi a. a. DO. 112. Vgl. Preußiſcher Staats- 
haushaltetat 1898/1899 II 364 ff. 


6. Kapitel. Die Zeit des Allg. Landrechtes u. der Säfularifationen. 161 


teftantifchen Kultus verlegten das fatholische Bolt. Zum Teil handelte 
e8 fih um Kirchen aufgehobener Klöfter, zum Teil um wenig be- 
nüßte fatholifche Gotteshäufer in Schlefien. Nachdem einige 
Spoliationen vorausgegangen waren, verordnete 1811 das Kultus- 
minifterium, das Vermögen erlojchener Pfarreien jei den Pro— 
teftanten zu überweifen, wenn die Katholiken des Pfarrbezirkes 
nicht den zwanzigſten Teil bildeten, dagegen zu gleichen Teilen unter 
Katholiken und Proteftanten zu verteilen, wenn die Katholiken den 
zwanzigften Teil bildeten!. Das war ficher ein Berjtoß gegen 
die den Firchlichen status quo garantierenden Friedensſchlüſſe von 
1742 und 1763. Die Begehrlichkeit der Protejtanten wurde durch 
dieſes Entgegenfommen des Staates mächtig gefördert. Auch ein- 
fichtige protejtantijche Staatsdiener waren mit dem Borgehen der 
Regierung nicht einverftanden. Der mit den jchlefiichen Verhält- 
nifjen ausgezeichnet vertraute Staatsminifter Graf Hoym hatte 
ichon im Jahre 1805 dem Könige wegen feiner Pläne die ernitejten 
Borftellungen gemacht: „Meine vieljährigen Erfahrungen über 
die Denfungsart der Schlefier ließen in mir Bejorgnifje erwachen, 
und mein täglicher Umgang mit den Katholiken überzeugt mid) 
immer mehr, welchen tiefen Schmerz ihnen die Übergabe der 
fatholijchen Kirchen und des Kirchenvermögens an die Lutheraner 
verurſacht. . . . Soviel ijt gewiß, daß den Katholiten Allerhöchit- 
dero Außerungen über den statum quo und das Eigentum des 
Kirchenvermögens, jo jehr fie auch den Begriffen einer echten 
Zoleranz angemejjen, ganz etiwas Neues find, und daß ihr Miß— 
mut immer mehr jteigt, je mehr jie dergleichen Kirchen in An- 
jpruch genommen jehen. Der Bijchof fürchtet Schmälerung jeiner 
Didzejanrechte durch Einziehung der Kirchen; die Geiftlichen fürchten 
Abbruch; an dem zum Unterhalt der katholiſchen Seelforger not- 
wendigen Kirchenvermögen; die katholiſchen patroni finden Schmäle- 
tung ihrer Rechte auf Gelegenheit zum fatholifchen Gottesdienfte 
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und auf das größtenteils von ihnen dotierte Kicchen-peculium 
und behaupten, jelbjt die jet leer ftehenden Kirchen für ihre Nach- 
folger zu deren Gebrauch, bejonders wenn bei einer ſtarken Nach— 
fommenjchaft mehrere einzelne Gutsbeſitzer entjtünden, oder auch 
zum jeßigen eigenen Bedarf, wenn fie ihren Wohnfit dorthin 
verlegen wollten, beibehalten zu müſſen. Die fatholifchen Unter- 
tanen halten die Abtretung ihrer Kirchen für Zurücdjegung ihrer 
Religion, zumal fein Beijpiel dermalen aufgejtellt werden kann, 
daß ein gleiches von Protejtanten an Katholiken gejchehen.“ (Später 
wurden allerdings einige leerſtehende proteftantiiche Kirchen in 
Lingen an Katholifen überwiejen.) „Das Ganze läuft dahin aus, 
daß die protejtantiichen Gemeinden, welche jeither ihre Kirchen 
und Geiftlichen aus ihren Mitteln errichteten und unterhielten, 
jebt durch die Fatholischen Kirchen und deren Vermögen bei ihren 
Bauten und Ausgaben joulagieret werden. Es entgeht den Be- 
merfungen der Katholiken feineswegs, daß die lutheriſchen Geift- 
lichen nach den katholiſchen Pfarrwidmuthen geizen, fich zu parochis 
erheben und den decem genießen wollen, daher auch dieſer Ge- 
juhe um Abtretung Fatholifcher Kirchen immer mehrere werden, 
indem e3 an gewinnjüchtigen lutheriſchen PBredigern nicht fehlt, 
die ihre Gemeinden zu dergleichen Anträgen aufhegen.“ Über 
die interfonfeffionelle Lage in Schlefien um die Jahrhundertwende 
macht der Minifter gegen Schluß feines Schreibens die folgende 
aufjchlußreiche Bemerkung: „Es hat Zeit und Mühe erfordert, 
den ſchleſiſchen catholieismum mit dem in den preußifchen Staaten 
herrſchenden Geift der Aufklärung vertraut zu machen, und ich 
habe durch 36 Jahre darauf nicht ohne Erfolg gearbeitet. Er 
ſchritt bereit zur echten Duldung gegen die Broteftanten friedjam fort; 
allein die für den Staat jo nüßliche Harmonie der verjchiedenen 
Slaubensverwandten wird jebt ohnfehlbar unterbrochen, auch der 
Geiſt des catholicismus wieder belebt, wenn fich diefe Religionspartei 
in Verluft geſetzt glaubt und als ecelesia pressa betrachtet... .” ! 





ı Granier, Preußen und die katholiſche Kirche ſeit 1640, 9. TI, ©. 460 ff: 


6. Kapitel. Die Zeit des Allg. Landrechtes u. der Säfularijationen. 163 


Al der Fürftbiichof von Breslau über die von der Regierung 
getroffenen Verfügungen an den Heiligen Stuhl berichtete, hielt 
das Minifterium diejen Bericht in Berlin zurüd: „es ift nämlich 
derjelbe”, jo jchrieb man, „beinahe durchweg eine Bejchwerde und 
Klage über die weltliche Regierung, jo daß er in diefer Rückſicht 
unmöglich; an den Papſt befördert werden kann“. Der Bureau- 
fratie gereicht e3 aber zur Ehre, daß fie den ganzen Fall als geeignet 
bezeichnete, dem König vorgetragen zu werden, um eine Milderung 
der jtaatlichen odiofen Maßregel herbeizuführen!. Auf den über- 
aus eigenfinnigen König machten ſolche Borftellungen nur vorüber- 
gehend einen Eindrud. Wiederholt wurden im Hinblid auf die 
große Erregung der Katholiken die Überweifungen von Kirchen 
und Kirchenvermögen an die Proteſtanten fijtiert; aber der Mon- 
arch fam immer wieder auf die Sache zurüd, bis zulegt — nicht 
ohne Mitjchuld des Biſchofs Sedlnitzky — 123 Pfarreien den 
Katholiken entzogen waren. 

Ein Rückblick auf die gejamte Periode der Säfularijationen 
zeigt, wie richtig Heinrich von Treitjchfe fie beurteilte, al3 er 
ſchrieb: „Wenige unter den großen Staatsummwälzungen der neuen 
Geichichte erjcheinen jo häßlich, ſo gemein und niedrig wie die 
YZürftenrevolution von 1803. Die harte, ideenlojfe Selbftjucht 
triumphierte; fein Schimmer eines kühnen Gedantens, fein Funken 
einer edeln Leidenjchaft verflärte den ungeheuern NRechtsbruch.” 2 
An diefer Schmach hatte auch der preußifche Staat jeinen vollen 
Anteil, wiewohl die von den Slluminaten beherrichten „auf- 
geklärten” Regierungen des Fatholifchen Südens vor der Gejchichte 
eine noch größere Verantwortung zu tragen haben. Wenn man 
die beijpielloje Not Preußens nad) der Kataftrophe von Jena als 
Entſchuldigung für das Werk der Klofteraufgebung anführt, erhebt 
ſich jofort der Einwand, warum denn der notleidende Staat, die 
Parität wenigftens einigermaßen wahrend, nicht auch die Auf- 
hebung der proteftantijchen Stifte durchgeführt hat? Noch heute 
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beitehen, reich dotiert und nur zur Aufbeiferung der Bezüge alter 
Staatsbeamten und Militärs bejtimmt, die Domſtifte Branden- 
burg, Naumburg, Merjeburg und das Kollegiatitift Zeit, daneben 
eine ganze Anzahl von Damenftiften. 

Die Frage, von welchen Qualitäten der Epijfopat war, der den 
Katholifen Preußens in diefer Zeit jchwerjter Not vorjtand, ver- 
dient einiges Intereſſe. Kreaturen des Staates, gingen dieje 
Biichöfe auf die jtaatskirchlichen Anjprüche des Guberniums des 
öftern viel weiter ein, als nur irgend zuläffig war. Der jpätere 
Biſchof von Poſen Franz von Malczewski trug als Dompropft 
von Gnejen bei der Regierung darauf an, daß die dortigen Dom- 
herren nur 100 Tage des Jahres Refidenzpflicht zu üben brauchten, 
um die Präjenzgelder zu beziehen: jeiner perjünlichen Denkungs— 
art nach fünne man von einer Dispenjation durch den Heiligen 
Stuhl abjehen. „Diejer Antrag”, jo jchrieb freudevoll die Re— 
gierung, „macht den aufgeflärten Gefinnungen des p. Malczewski 
alle Ehre und entipricht ganz der beabfichtigten Bejchränfung der 
päpftlichen Konkurrenz.“ Ein ſonſt wohlgefinnter Kirchenfürft, 
der Kulmer Bilchof Karl von Hohenzollern, konnte 1788 den 
König bitten, „daß die Grenzen der weltlichen und geiftlichen 
Gerichtsbarkeit durch Ew. Majejtät Gnade etwas genauer be- 
ſtimmt wiürden“2. Die ehedem polnischen Bijchöfe waren viel- 
fach gewohnt, bei Hof zu leben und Neichgämter zu befleiden; 
die Folge war, daß in ihren Diözefen die Offiziale jchlecht 
und recht das Regiment führten; veformatorijches oder organi- 
jatorisches Wirken war damit jo ziemlich ausgejchloffen. Durch 
ihr Hofleben und die im Geifte der Zeit liegende Neigung zu 
Luxus und Prachtentfaltung, zumal aber durch Übernahme prunf: 
voller Inventarienſtücke des Vorgängers, waren folche Kirchen- 
fürften häufig mit Schulden belaftet, die einen großen Teil des 
Gegenftandes der Korrefpondenz mit der Regierung bildeten. 

! Granier, Preußen und die Zatholiche Kirche feit 1640, 8. ZI, 


©. 550 557, 
? Lehmann, Preußen und die Fatholiiche Kirche feit 1640 VI 317. 





7. Kapitel. Reftauration und Reaktion. 165 


Einzelne Biſchöfe trugen fein Bedenken, in unwürdiger Weife bei 
der Regierung um Zuwendung finanzieller Vorteile, Verleihung 
beſſer dotierter Diözejen zu betteln. Man verjprach dann wohl, 
wie Biſchof Krafichi von Ermland es getan hat, „in Erinnerung 
ſolcher Wohltaten noch Ende des Lebens mit der devotejten Ehr- 
furcht erjterben” zu wollen !. 

Ein jchwächlicher Epijfopat, nicht durch die Rückſicht auf Fähig- 
feit und Beruf zum firchlichen Wirken, jondern ausjchließlich durch 
Gründe der Staatsräjon zum Amte gefommen, ohne rechtes Ver: 
ſtändnis für feine kirchliche Aufgabe, Hauptjähli das Wohl- 
gefallen der Staatsbehörden erjtrebend; ein Klerus, vom Geijte 
des Amdifferentismus infiziert, in weitgehendem Maße direkten 
Zwecken der weltlichen Behörde dienjtbar gemacht; das Volk durd) 
polizeiliche Schifane vielfach im Gewiſſen und religiöjen Emp- 
finden gefränft; das Eigentum der Kirche dem von den Stiftern 
intendierten Zwed entzogen und vergeudet; das ganze Kirchen: 
wejen fajt volljtändig von der lebendigen und Leben jpendenden 
Bereinigung mit dem Oberhaupte der Kirche losgeriſſen, ohne 
Kraft, ein Spott jeiner jelbjt: das war das Los, welches der 
proteſtantiſche Bolizeiftaat, unterjtübt von dem antireligiöjen Beit- 
geifte, der katholiſchen Kirche in feinen Grenzen bereitet Hatte. 
Wahrhaftig, ein über alle Maßen trauriges Los! Ein jeder, der 
auch nur eine geringe Dofis von Einficht für die überweltliche 
Aufgabe der Kirche und ein jenfeitiges, über das Staats- und 
Erdenleben Hinüberreichendes Ziel des Menjchen befaß, mußte 
dringend eine vollftändige Änderung diejer unheilvollen, für das wahre 
Wohl des Staates ebenfo wie für die Kirche verderblichen Zuftände 
wünjchen. 

Siebtes Kapitel. 
Reitauration und Reaktion. 


Es ift nicht dieſes Orts, darzuftellen, wie maßlos die Ent- 
täuſchungen waren, die in der Zeit der Reftauration Preußen den 
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beiten Batrioten bereitet hat. Die Nichtgewährung des dem Volke 
feierlich verheigenen Repräjentativfyjtens, die Schändliche Verfolgung 
der Beitgefinnten — darunter als der Edelften einer Joſeph Görres — 
wegen „demagogijcher Umtriebe”, das Vordringen der Reaftion 
auf der ganzen Linie, das alles ließ jede Hoffnung auf eine 
Weiterentwiclung Preußens in echt freiheitlichem Sinne ſcheitern. 
Um fo bitterer wurde dies empfunden, al3 in dem geistigen Leben 
Deutjchlands zu Beginn des neuen Jahrhunderts die denfwürdigften 
MWandlungen fich vollzogen Hatten. 

Mit ihrer Wiederbelebung Hiftoriichen Sinnes hatte die auf- 
jtrebende Romantif den flachen Geijt der Aufklärung zu befämpfen 
verftanden, mochte fie jelber auch von pofitivem Chriftentume noch 
recht weit entfernt jein. Für viele ift fie in ihrer jpäteren Ent- 
wicklung ein Weg ins Heiligtum der Kirche geworden. Es ftanden 
ſchon die Führer dahin bereit: in verjchiedenen Zentren, in Münſter, 
Eichjtätt, Regensburg, München bildeten fich Kreiſe ernfter Katho— 
lifen, die das deal der Kirche wieder in feiner ganzen Größe 
und Herrlichkeit erfaßten. Im Hinblid auf das unermeßliche Un- 
heil, das die polizeiftaatliche Willfür über Kirche und Religion 
gebracht hatte, wurde jetzt die Firchliche Freiheit und Selbftändigfeit 
nachdrucsvollit gefordert. Begründet wurde dieſe Forderung durch 
den Grundfab der Koordination von Kirche und Staat: jede dieſer 
beiden Gewalten bejigt für den ihr eigentümlichen Wirkungskreis 
die Rechtsfouveränität; über die beiden Sphären angehörenden 
Angelegenheiten verjtändigen fich die beiden, im übrigen auf gegen- 
jeitiges Wohlwollen bedachten Mächte auf dem Wege von Über- 
einfünften, Konfordaten. Dieje der bisher von dem Polizeiftaate 
geübten Firchenregimentlichen Betätigung allen Boden entziehende 
Lehre mit großem Geſchick und mit der Kraft tiefinnerfter Über- 
zeugung als erjter wieder vertreten zu haben, ift das Verdienft 
des Freiherrn Franz Otto Drofte zu Viſchering, der 1817 Die 
Schrift „Über Kirche und Staat” veröffentlicht hat; fein Bruder 
Klemens Auguft war berufen, entjcheidend für die Verwirklichung 
dieſes deals einzugreifen. -Doch bis dahin war noch ein weiter 
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Weg. Selbſt namhaften fatholifchen Kreijen fehlte einjtweilen noch 
das PVerftändnis für diefen Aufruf zur Befreiung der Kirche. 
„Wir dürfen den Mut nicht ſinken laſſen“, jo hatte Franz Otto 
von Drofte gejchrieben, „wir jollen dem mächtigen Schuge Gottes 
vertrauen, daß an jeiner Hand die Führer der Völfer das Werk 
vollbringen werden, nicht auf dem Ioderen Boden augenblicklicher 
Konvenienz gebaut, je nachdem eine mehr oder minder jich liberal 
nennende Politik der Kirche eine Stelle einzuräumen etwa für gut 
finden möchte, jondern gejtüßt auf ©erechtigfeit, Achtung und 
Zutrauen, auf daß es dauernden Beſtand erhalte und die Kirche 
ihre Beitimmung, Heil und Segen über die Völker zu verbreiten, 
zu erfüllen im jtande fein möge Wir Dürfen nicht verzagen, 
daß nicht endlich die Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche auch 
praftiich allgemein anerkannt, daß nicht wirfjame Mittel gefunden 
und ergriffen werden follten, ihren Bedürfniffen abzuhelfen, ihrer 
Sreiheit und ihren Rechten von Staats wegen eine feite Garantie 
zu fichern.” 1 | 
Der Schrift des münfterschen Edelmannes erwuchs alsbald er- 
freulicher Suffurs durch den Advokaten Johann Friedrich Sommer, 
der al3 Westphalus Eremita 1819 „Betrachtungen“ über die 
„Kirche in diefer Zeit”? erjcheinen Tieß, ferner durch einen ſüd— 
deutjchen Juriſten, Kafimir von Sicherer 3; auch Joſeph Görres, 
Damals noch nicht zur völligen Klarheit bezüglich der Firchen- 
politiichen Probleme gelangt, äußerte fich in der vielberufenen 
Schrift von 1819 „ZTeutjchland und die Revolution” zu Gunften 
der firchlichen Freiheit. Die Firchenpolitifchen Programmichriften 
Joſephs von Maiftre mit ihrer fcharfen Verurteilung des Galli- 





Granz dv. Drofte), Über Kirche und Staat, Münſter 1817, 87 f. 

®? Westphalus Eremita, Bon der Kirche in diejer Zeit, Münfter 
1819, 

’ Betrachtungen über die Selbftändigfeit und Unabhängigkeit der Kirche 
Gottes von einem Weltmanne, Augsburg 1817. 

* Bgl. H. Singer, Zur Frage de3 ftaatlichen Oberauffichtsrechts, in 
Deutſche Zeitfchrift für Kirchenrecht V (1895) 117 ff. 
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fanismus fanden, bejonders im Weſten, begeifterte Leſer, fie wurden 
auch alsbald in Überjegungen verbreitet. 

Ahnliche Betrebungen regten ſich auch innerhalb des Pro- 
teftantismus. Bereits Immanuel Kant hatte die Oberauffichts- 
gelüfte des Staates in Firchlichen Angelegenheiten zu Gunften der 
Kirchengemeinden beichränfen wollen; er forderte abjolute Gewifjens- 
freiheit und bejtritt dem Staate das Recht Firchlicher „innerer 
Konftitutionalgejeggebung”, ihm jollte nur „das negative Recht” 
bleiben, „den Einfluß auf das fichtbare gemeine Wejen, der der 
öffentlichen Ruhe nachteilig fein könnte, abzuhalten, mithin bei dem 
inneren Streite und dem der verjchiedenen Kirchen untereinander 
die bürgerliche Eintracht nicht in Gefahr fommen zu laſſen, welches 
aljo ein Recht der Polizei ift“ 1. 

Kants allerdings nicht konſequent durchgeführtes Bejtreben, die 
Befugnifje des Staates tunlichjt auf den bloßen Rechtsſchutz ein- 
zujchränfen, wurde unter andern duch Wilhelm von Humboldt 
weiter verfolgt. „Der Staat”, jo forderte er, „enthalte fich aller 
Sorgfalt für den pofitiven Wohljtand der Bürger und gehe feinen 
Schritt weiter, al3 zu ihrer Sicherftellung gegen fie jelbjt und 
gegen auswärtige Feinde notwendig ift, und zu feinem andern 
Endzwecke bejchränfe er die Freiheit.“ Dieſer letztere Geſichts— 
punft war freilich für Humboldt, jo lange er praftiicher Staats— 
mann war, das Prinzip einer durchaus territorialiftiichen Politik 
gegenüber der Fatholischen Kirche gewejen. Nun aber ftellte er 
den Sat auf, „daß alles, was die Religion betrifft, außerhalb 
der Grenzen der Wirfjamfeit des Staates liegt, und daß Die 
Prediger wie der ganze Gottesdienst überhaupt eine ohne alle 
befondere Aufficht zu laſſende Sache der Gemeinen jein müfje“ ?. 
Das war im wejentlichen die Grundlage, auf der die Firchen- 
politifchen Überzeugungen und Forderungen des jog. älteren, 
gemäßigten Liberalismus ſich aufbauen jollten. 





2 Bol. K. Neun dörfer, Der ältere deutſche Liberalismus und die Forde— 
rung der Trennung von Staat und Kirche, im Archiv für katholiſches Kirchen: 
recht LXXXIX (1909) 285 ff. - ? Ebd. 287 f. 
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Zu ganz andern Poftulaten als dieſe legten Bertreter natur- 
rechtlicher Anschauungen famen die der „ſpekulativen“ ſtaatsphilo— 
ſophiſchen Schule angehörenden Denker. Johann Gottlieb Fichte 
jeßte der individualiftiichen „Anficht vom Staate, nach der er faſt 
nur ein juriftisches Inſtitut ſein ſoll“, „mit jehr bewußter Be- 
fonnenheit” eine organische Auffaffung entgegen und wies dem 
Staate nahdrudvollit die Pflege von Kulturaufgaben zu. Nach 
ihm hat der Staat „als höchjter Verweſer der menjchlichen An- 
gelegenheiten und als der Gott und jeinem Gewiſſen allein ver- 
antwortliche Bormünder der Unmiündigen das vollfommene Recht, 
die Ießteren zu ihrem Heile auch zu zwingen“. So fommt er 
denn zu dem Ideale vollitändiger Verftaatlichung des Religions- 
wejens; der Staat foll eine philofophifch-religiöfe Nationalfirche 
einrichten, um die Untertanen zu wahrer, von den hiftorischen 
Kirchen unabhängiger Religiofität zu erziehen. 

Noch weniger Raum für die Freiheit der Kirche war in dem 
Syſteme Georg Wilhelm Friedrich Hegel (F 14. November 1831 
zu Berlin). Aus jeiner Konftruftion des Staates als „des wirf- 
lichen Gottes“, „der fich wiſſenden fittlichen Wirklichkeit des Geiftes“ 
ergab fich mit Notwendigkeit feine Lehre von der Omnipotenz des 
Staates. In ihm geht alles auf, der einzelne ift ihm ebenfo unter- 
worfen wie die Familie, die Gejellichaft, die Kirche. In feinen 
Gejegen Spricht fich das öffentliche Gewiffen aus: „Der Staat 
fann deswegen das Gewifjen in feiner eigentümlichen Form, d. i. 
als jubjektives Wiſſen, nicht anerfennen, jo wenig als in der 
Wiſſenſchaft die jubjektive Meinung eine Gültigkeit hat.” Da der 
Staat das Wifjen rvepräjentiert, die Kirche aber den der Wiffen- 
Ihaft unterzuordnenden Glauben, darf im Falle des Konfliftes 
beider Mächte dem Staate als dem Höheren ſelbſt nicht ein paffiver 
Widerjtand entgegengejeßt werden, mögen feine Geſetze auch noch 
jo jehr das Gewifjen des einzelnen verlegen. Das Wejen der 
Kirche völlig verfennend, verlegt Hegel ihr eigenftes Feld in das 
Gebiet der Innerlichkeit, fie fann nicht wie der Staat etwas 
fordern „in Geftalt einer rechtlichen Pflicht”. „Wie der Staat, 
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wenn er auf religiöje Weije forderte, das Recht der Innerlichkeit 
gefährden würde, jo artet die Kirche, die wie ein Staat handelt 
und Strafen auferlegt, in eine tyrannifche Religion aus.” Ein 
fernerer Grund der Unterordnung der Kirche unter die ftaatliche 
Polizeigewalt ergibt fich nach Hegel aus dem Inhalt der Religion, 
der immer ein „eingehüllter” bleiben werde; Gemüt, Empfindung, 
Borjtellung jeien der Boden des Glaubens. „Auf diefem Boden 
hat alles die Form der Subjeftivität, der Staat hingegen ver- 
wirflicht jich und gibt feinen Bejtimmungen feftes Dajein. Wenn 
num Die Religiofität im Staate ſich geltend machen wollte, wie fie 
gewohnt ift, auf ihrem Boden zu jein, jo würde jie die Organi- 
jation des Staates umwerfen, denn im Staate haben die Unter- 
Ichiede eine Breite des Außereinander, in der Religion dagegen 
iſt immer alles auf die Totalität bezogen.” 4 Solcher Art waren 
die Beweisführungen, auf die der Berliner Philoſoph die von 
ihm geforderte Unterjochung der Kirche durch den Staat zu be: 
gründen juchte. 

Bekanntlich hat Hegel gerade den preußischen Staat mit den 
höchſten Lobjprüchen bedacht, in ihm Habe die fittliche Macht des 
Geiſtes fich in ihrer Energie gefühlt und ihr Panier aufgejtedt. 
hm jei der Beruf geworden, Hort des Protejtantismus zu fein 
gegenüber dem Katholizismus; die Selbjtändigfeit, die die Pro— 
teftanten im Weftfälifchen Frieden erhalten, ſei ihnen durch die 
Macht des preußischen Staates jeit dem Ende des 17. Jahrhunderts 
garantiert 2. 

War nach Hegels Doktrin, „was vernünftig wirklich und das 
Wirfliche vernünftig”, jo konnte dieſe Lehre den mit den Zuftänden 
in Kicche und Staat nur allzu zufriedenen Regierungskreiſen jehr 
wohl gefallen. Freilich führten die, welche die vernünftige Wirk- 
lichkeit al3 noch nicht erreicht anjahen, des Meijters Lehre gar 
in radifalem Sinne weiter aus. Bon bejonderer gejchichtlicher 





18.8. F. Hegel, Grundlinien der Philojophie des Rechts, herausgeg. 
von Ed. Ganz in Werfe VIII, Berlin 1833, 348 f. 
? Bol. Staatslerifon II? 1191. 
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Bedeutung ift die Staats- und Nechtslehre Hegel Hauptjächlich 
durch ihren außerordentlichen Einfluß auf die fonjervativen, Die 
bureaufratifchen Kreife Preußens geworden. Faſt zwei Jahrzehnte 
hindurch ift dieſe Lehre auf zahlreichen Kathedern vorgetragen 
worden und äußerte ihre Wirkungen nicht jo jehr bei den Philo— 
jophiebefliffenen als bei den in ihrem Geiſte erzogenen Juriſten. 
Wie eine ſolche Beamtenſchaft im Falle eines Konfliktes zwijchen 
Staat und Kirche handeln würde, konnte nicht zweifelhaft fein. 

Daß in Preußen auch nach den Freiheitsfriegen die Regierungs— 
geichäfte noch in dem alten abjolutiftichen Geifte geführt wurden, 
war nach alledem nicht auffallend. Es war aber zu erheblichen 
Teile auch ein Ergebnis aus der ganzen Veranlagung König 
Friedrich Wilhelms IT. Er wird als eine jchlicht bürgerliche, 
„ja beinahe jpießbürgerliche, jedenfalls jubalterne Natur” 1 ge- 
ihildert. In den Anfchauungen des aufgeflärten Abjolutismus 
erzogen, blieb er jein Leben lang der ftrenge Autofrat, und dies 
auch in Firchlichen Dingen. Seinem Beruf als summus episcopus 
der evangelijchen Landeskirche hat der König eine wohlgemeinte, 
überaus hingebende Tätigfeit gewidmet; aber wie abfällig werden 
jelbft dieje jeine Bemühungen heute beurteilt. Man erfennt an, 
daß der König im Beginne feiner Regierung manche gute Reformen 
zu Gunſten des evangelijchen Kirchenwejens geplant habe; aber 
über die zwei Hauptergebniffe der Lebensarbeit des abjoluten Königs, 
die Union und die Agende, urteilt ein proteftantifcher Theologe 
der Jetztzeit: „Um der Einheit zumal in liturgieis willen wird 
jede Regung des allgemeinen Prieftertums erſtickt; um der Ein- 
führung einer romantifchen Marotte des ungemein bejchräntten 
Monarchen willen wird die Freiheit der proteftantischen Gewiſſen 
wie die Eigenart der Hiftorifch jo verjchieden entwickelten Provinzen 
vergewaltigt; um der reaftionären Velleitäten eines vevolutions- 
bangen, patriarchalischen Selbftherrjchers willen werden die Zeit- 
genojjen und Gefinnungsgenofjen eines Schleiermacher und nicht 





19 Prutz, Preußiſche Gefchichte III 349. 
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minder die Fanatiker der reinen Lehre und weltfreien Verfaſſung 
der Kirche drangfaliert, und eine gefügige, jtaatsfromme, fönigstreue 
Bureaufratie, wahrlich nicht Berater, jondern Werkzeuge des Königs 

. erreichte gerade in der Kirchenregierung Altenjteins den Gipfel 
des Byzantinismus.”i Eine jo ſcharfe Beurteilung hat Friedrich 
Wilhelm III. bejonders durch feine dejpotische Behandlung der 
lutheriſchen Separierten verdient. Auf diejen abjolutiftiichen Grund- 
zug jeiner gejamten Kirchenpofitif muß man hinbliden, um den 
jchweren Konflikt zwilchen Kirche und Staat zu verftehen, der 
in der Lebensgeichichte des Monarchen einen jo breiten Raum 
einnimmt. 

Friedrich Wilhelm III. ftand der katholiſchen Kirche mit der 
ganzen Abneigung eines einfeitigen Protejtanten gegenüber; das 
hat fich bei verjchiedenen Gelegenheiten gezeigt, bejonders aber bei 
der Rückkehr feiner Halbjchweiter, der Herzogin von Köthen, zur 
Kirche. Der Schritt wurde von ihm als „eine der unglüdlichiten 
Begebenheiten” bezeichnet; er habe auf ihn einen „tief erjchüt- 
ternden, jchmerzhaften Eindruck“ gemacht; feines Dafürhaltens hätte 
von der Herzogin „ein unglücjeligerer, unfeligerer Entſchluß“ nicht 
gefaßt werden können. Er fünne der Kirche „der Unzahl ihrer anti- 
biblischen Lehrjäge” wegen nicht anders als abhold fein. Darum 
müſſe er die Herzogin aus dem Grunde feines Herzens „bedauern 
und bemitleiden, in jolche Irrſale, in jolche Berblendung geraten 
zu jein“ ®. 

Umgefehrt bereiteten ihm Übertritte katholiſcher Fürftlichkeiten 
zum PBroteftantismus eine nachhaltige Freude, jo die Neligions- 
änderung der ihm morganatijch angetrauten Fürftin Liegnitz, 
geborenen Gräfin Harrach, und bejonders die jeiner Schwieger- 
tochter, der Kronprinzejjin Eliſabeth. Er jah in jolchen Vorkomm— 
niffen „ein bedeutendes Gegengewicht gegen manche traurige Er- 





ı Bol. Walter Wendland, Die Neligiofität und die firchenpolitifchen 
Grundſätze Friedrich Wilhelms II. in ihrer Bedeutung für die Gejchichte 
der kirchlichen Reftauration, — * 1909, 142 f. 
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jcheinungen der Zeit”. Daß der Monard) die Zwecke protejtantijcher 
Propaganda eifrigft unterftügte, war bei diejen jeinen Gefinnungen 
feicht zu verftehen. Er mochte es als eine graufame Fügung 
betrachten, daß gerade unter ihm, dem jo antifatholisch Gefinnten, 
eine außerordentlich große Anzahl von Katholiken unter das preußijche 
Zepter gelangte: der vielberufene „proteftantiiche Charakter“ des 
Hohenzollernftaates konnte wirklich nicht mehr ferner behauptet 
werden. Damit hätte aber auch die ganze Grundlage der Politik 
Preußens gegenüber der Fatholifchen Kirche eine andere werden 
müffen. „Die altbegründete, weſentlich protejtantifche Ordnung 
der Monarchie”, jo bemerkte Schon %. A. Möhler 1, „betrachtete die 
ihr unterworfenen Katholifen als ein eben noch geduldetes, den 
übrigen Intereſſen zu opferndes, in bejtändigem Berjchwinden 
begriffenes Häuflein, wie dies bejonders Schlefien beweilt. Dieje 
alte Ordnung mußte den neuen Friedensschlüffen, den wichtigjten 
Staatsaftionen, Berträgen und feierlichen Berjicherungen gemäß 
in eine neue verwandelt werden; das numerische Verhältnis der 
Katholiken zu den PBrotejtanten, wie es fich durch die Afquifitionen 
diejes Jahrhunderts herausstellte, verlangte ohnedies ganz dringend 
und von jelbjt die bedeutendjte Modifikation der bejtehenden Ord— 
nung, jo daß die Intereſſen beider Konfejjionen befriedigt würden.“ 
Einjtweilen aber bejaß der preußifche Staat weder die Fähigkeit 
noch den guten Willen, ich entſchloſſen auf den Boden diejer neu- 
geichaffenen Verhältniſſe zu ftellen. Werfen wir einen Bli auf 
die Situation und die Leute, die fie zu beherrichen berufen waren. 

Kur mit großem Mißbehagen hatte Preußen den Befit der ihm 
durch den Wiener Kongreß als Entjchädigung überwiejenen Rhein- 
lande angetreten; viel lieber wäre es ihm gewejen, wenn es ganz 
Sachſen erhalten hätte und dejjen König am Ahein entjchädigt 
worden wäre. In der Verwaltung der neugebildeten Rheinprovinz? 





Geſammelte Schriften und Aufjäge, herausgeg. von $. 3. Döllinger 
II, Regensburg 1840, 232. 

? Bol. Preußen und die preußifche Rheinprovinz, in Hiftorifch-politifche 
Blätter CXIV (1894) 805 ff. 
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beging die Regierung alsbald Fehler über Fehler. „Anftatt“, fo 
urteilt ein Kenner der rheinischen Verhältnifje, „die vorhandenen 
Stammes- und Neligionsverjchiedenheiten durch Eluge Schonung 
und weijes Mafhalten vergefjen zu machen und zu zeigen, daß 
Preußen befjer jei als jein Auf, richtete man ſich mit den jammer- 
vollen, einen Praktiken einer veralteten Staatsflugheit in der 
gefährdeten Grenzmark ein, ohne auch nur den leiſeſten Verſuch zu 
machen, den deutjchen Batriotismus der Rheinländer für Preußen 
nugbar zu machen.” Die neue Provinz an Altpreußen anzu: 
gleichen, hielt man nur möglich, wenn das Fatholifche Element 
gewaltjam zurücgedrängt würde. Deshalb ging die Politif des 
neuen Zandesheren darauf aus, die neue Provinz möglichit zu 
protejtantifieren. Dazu jollte vorzüglich ein langſam wirfendes 
Mittel helfen, die gemijchten Ehen, die zum Vorteil des Proteſtan— 
tismus gelenft werden fonnten; aber man ergriff auch die andern 
üblichen Mafregeln. Das Land wurde jofort mit einer pro- 
tejtantischen Beamtenjchaft aus den altpreußiichen Provinzen über- 
ſchwemmt. Wie jyftematisch die Katholiken von höheren Stellungen 
ferngehalten wurden, zeigt die Tatjache, daß 1815 ein katholiſcher 
Bewerber um eine Auditeurftelle bei der Armee feines Glaubens 
wegen abgewiejen wurde: dazu fünnten nur Mitglieder der pro- 
teftantischen Kirche gelangen. Erſt 1819 wurde die Gepflogenheit, „daß 
nur evangeliiche Subjekte zu Auditeurftellen gelangen ſollten“, durch 
eine Kabinettsordre bejeitigt 1. Der Oberpräfident Sad hatte, wie 
v. Treitjchfe? gefteht, „jeine zahlreiche Vetterichaft, ‚Die Säde‘, doch 
gar zu jorgjam in der rheinischen Verwaltung untergebracht”, und 
als ein weiterer Nachſchub proteftantiicher Beamten erfchien, meinte 
nach dem Berichte des preußifchen Batrioten Benzenberg das Volk, 
diefe kämen, damit fie am Rhein Brot zu efjen fänden, denn Preußen 
jei befanntlich ein ganz armes Land. „Die Regierung”, jo jchrieb 





1%. Franz, Zur Gejchichte der Parität in Preußen, in Hiltorifch- 
politiiche Blätter CXIV (1894) 658 f. 

2 Deutſche Gefchichte II* 191; Briefe und Aktenſtücke aus dem Nachlaſſe 
von Stägemann II (1900) 398 f. 
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derjelbe proteftantische Nheinländer, „kann ſich hier nur Tieben 
machen, wenn fie fich achten macht. Wegen ihrer Rechtlichkeit 
fiebt fie niemand, obgleich man die Franzofen wegen ihrer Un- 
rechtlichfeit verachtete. Allein, um fich achten zu machen, müßte 
fie eine folche Überlegenheit an Kenntniffen und Gelenfigheit befien, 
wie fie jebt das Gegenteil beſitzt.“ 

Die proteftantifche Bureaufratie, weder mit der Neligion noch 
den Hiftoriich gewordenen Verhältniſſen der Provinz vertraut, 
herrjchte in den Rheinlanden wie in einem eroberten Zande, überall 
Übelwollen der Einwohnerfchaft gegen das neue Regime voraus- 
jeßend. Beſſer ſtand es in Wejtfalen dank der Umficht des Ober- 
präfidenten Ludwig von Binde. Manches Üble verhinderte auch 
J. H. Schmedding, der als überzeugter Katholif gewillt war, der 
furchtbaren Not der Kirche abzuhelfen. Aber nicht frei von Ein- 
flüffen des territorialiftischen Kirchenrechts und nicht ohne erhöhtes 
Selbjtgefühl, hat er in zahlreichen und mitunter feineswegs belang- 
Iofen Punkten geirrt und jchwer gefehlt, insbejondere auch, wie 
Adolf Franz! treffend bemerkt, „ich in feinen langen Dienftjahren 
als Borjehung der Fatholifchen Kirche in Preußen zu betrachten 
gelernt”; demgemäß verfuhr er „zuweilen herriſcher, als ich 
geziemte”. 

Der Seftionschef der Kultusabteilung von Schumann war in 
jeinen kirchenpolitiſchen Anſchauungen ganz von territorialiftifchen 
und epijfopaliftiichen Vorurteilen befangen. Dagegen dachte der 
Minijterialdireftor ©. H. 2. Nicolovius viel freier und gerechter 
als jein ganzes Milieu, er verlangte zumal, daß ein proteftantifcher 
Fürſt die Angelegenheiten feiner Tatholifchen Untertanen nicht in 
protejtantiichem Geifte behandele?. Der Minifter von Alten- 
jtein, 1817 dem neugebildeten Minifterium der geiftlichen und 
Unterrichtsangelegenheiten vorgeſetzt, war ein Zauderer, ließ ſich 





! Bur Charakteriftif des Erzbijchof3 Grafen Spiegel, in Hiftorifch-politifche 
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aber in Fatholisch-Firchlichen Dingen von Nicolovius beeinfluffen. 
Das Haupt der ganzen Regierung, Staatsfanzler Fürſt Harden- 
berg, vertrat die Ideen des Aufflärungszeitalters; feine verdienft- 
reiche Vergangenheit verdunfelte er durch anftößiges Privatleben 
nicht minder als durch fein beharrliches Kleben an einem Amte, 
dem er jeit langem nicht mehr gewachjen war. „Diejer jtumpfe, 
jeichte, aufgeblajene, faljche und egoiftiiche Mann“, jo urteilt nicht 
ohne Härte über ihn der Freiherr vom Stein, „reißt alles an 
fih, um zu untergraben, zu lähmen und zu verpfuſchen; er ift 
unfähig, etwas Tichtiges zu machen, weil er nur fich und jein 
elendes Ich, nicht das Edle, Große, Gute im Auge hat.“ ı 
Das waren die Männer, in deren Hände die Neuordnung der 
katholiſch-kirchlichen Berhältnifie in Preußen gelegt war. Wie 
dringend eine jolche Regelung erjchien, hat Die preußijche Regie— 
rung jelber in einem Memoire für den König im Januar 1818 
dargelegt. Nachdem Rheinland und Wejtfalen dem Staate zu- 
gefallen jeien, fünnten „die bisherigen Staatsmarimen in Betreff 
der Verhältnifje der Fatholifchen Kirche zum Staate nicht mehr 
ausreichen“. Der bedeutendfte Teil des Kirchengutes jei Staat3- 
gut geworden; die Verheigungen, daß die Diözefangrenzen jowie 
Beitand und Ausjtattung der bijchöflichen und erzbiſchöflichen 
Kirchen unangetaftet bleiben jollten, habe man nicht erfüllt. „Die 
biichöflichen Stühle find unbejeßt, die Diözefangrenzen willkürlich 
zerrifien, die Domkapitel erlofchen; und es iſt unbejtritten, daß 
die Fatholifche Kirche in den rheinisch-weitfäliichen Landen fich in 
einem Zuftande von Verwaiſung befindet, der auf die fittliche 
und religiöje Kultur der Bewohner derjelben und alſo auf Die 
innerften und heiligjten Quellen des Wohle des Staates einen 
jehr verderblichen Einfluß haben muß. Die aufgeregten Gemüter 
durch eine gerechte Behandlung zu gewinnen, dürfte, da Sr Maje- 
jtät des Königs Wille fie eben ihrer Gerechtigfeit wegen jchon 
erheifcht, einer gefunden Politik um jo angemefjener fein, als jie 
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am weftlichen Ende der Monarchie belegen, mit derjelben noch) 
nicht verwachjen, den möglichen heimlichen Locdungen der an- 
grenzenden fremden Macht ſtets ausgeſetzt jein würden und Die 
Fortdauer des gegenwärtigen Zuftandes in bedenklichen Zeiten 
jehr Teicht großes Unglüd herbeiführen fünnte.“ Das Memoire 
erinnerte noch einmal an das königliche Verjprechen im Beſitz— 
ergreifungspatent vom 5. April 1815; der Monard) hatte darin 
den Rheinländern verjprochen, ihre Religion ehren und jchügen 
zu wollen; „die Diener derjelben follen in ihrer äußeren Lage 
verbefiert, ein Bijchoffig und eine Univerfität, Bildungsanftalten 
für Geiftlihe und Lehrer unter ihnen errichtet werden”. „Auch 
in den öftlichen Teilen der Monarchie und in Schlejien“, jo 
fuhr das Schriftftüd fort, „haben die katholiſchen Kirchen- 
verhältniffe unter dem Drude einer eijernen Zeit mehr oder 
weniger gelitten. Breslau, Kulm, Pomerellen find wie Köln 
und Trier ohne Biſchöfe, und in allen Teilen des Staates er- 
wartet die Hälfte jeiner Bevölkerung von dem Edelmute feines 
Beherrichers Wiederherftellung oder Verbeſſerung ihres Firchlichen 
Buftandes.“ 1 

Mochten auch einzelne preußifche Staatsmänner mit dem Kon- 
ftanzer Bistumsverwefer Heinrich Ignaz von Wefjenberg das 
Ideal einer möglichjt romfreien deutjchen Nationalfirche teilen, 
jo täufchte man ſich in Berlin doch nicht darüber, daß troß aller 
territorialiftiichen Paragraphen des Allgemeinen Landrechtes eine 
kirchliche Reftauration ohne Mitwirkung des Bapftes völlig aus— 
fihtslos jein werde. Aber man dachte auch nicht im mindeften 
an eine Preisgabe der landrechtlichen Grundjäge bezüglich des 
ſtaatlichen Kivchenregiments. Ziel der Verhandlungen mit dem 
Heiligen Stuhle follte demgemäß nur die Neuordnung und Do- 
tation der Diözejen ſein; man wünſchte lediglich eine Zirkum— 
ſtriptionsbulle unter Vermeidung einer alle firchlichen Verhältniffe 
tegelnden Konvention. 





! Mejer, Zur Gefchichte der römifch-deutfchen Frage II, 2, 75 f. 
Kipling, Geſch. d. Aulturfampfes ꝛ⁊c. 1. 12 
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Für die Verhandlungen fuchte die Regierung einen Mann, der 
nicht Katholif jein und Fein hohes Staatsamt befleiden durfte. 
Man wählte den ebenjojehr hiſtoriſch als ſtaatswiſſenſchaftlich fein- 
gebildeten, durch die erjten Bände jeiner „Römijchen Gejchichte” 
bereit3 zu großem Anjehen gelangten Gelehrten Barthold Georg 
Kiebuhr. Sein natürliches Gerechtigfeitsgefühl und jeine warme 
Religiofität verhüteten, daß Niebuhr zum rückſichtsloſen Verteidiger 
der alten friderizianischen Kirchenhoheitsansprüche wurde. Zu einem 
gewiſſen Maße von Entgegenfommen jtimmte ihn auch feine Mei- 
nung, daß des Papſttums „Harmlofigfeit im 19. Jahrhundert 
bis zu jeinem in den Veränderungen, welche Europa bedrohen, 
allerdings unvermeidlichen Untergange immer nur zunehmen fünne“. 
Diejer „sinkenden Macht”, für die er den Heiligen Stuhl hielt, 
wirkliche Intereſſen des Staates zu opfern, war der Unterhändler 
feinesfall3 gejonnen, und tatjächlih Hat er auch an der Kurie, 
entjprechend jeinen Anftruftionen, alle berechtigten Anjprüche des 
Staates zu wahren gewußt. Aber daß er es verichmäht hat, 
den von vornherein ausfichtslojen Verſuch zu machen, wider den 
Papſt die febronianische weſſenbergiſche Richtung katholiſcher Kreiſe 
Deutſchlands auszuſpielen und dadurch größere Zugeſtändniſſe zu 
erlangen, können dem edeln Manne proteſtantiſche Eiferer heute 
noch nicht verzeihen. Sie gedenken ſeiner Wirkſamkeit, ſo aus 
nehmend ſtaatserhaltend und fördernd ſie war, „nur mit einem 
unbehaglichen Gefühle“ und ſehen in ſeiner Berufung „einen 
ſchweren Mißgriff“1. 

Mehrere Jahre vergingen, bis endlich Niebuhr von ſeiner Re— 
gierung die nötigen Aktenſtücke erhielt und in die Verhandlungen 
eintreten konnte (22. Juli 1820). Seine Negotiationen mit dem 
großen Staatsmanne Kardinal Herkules Conſalvi erledigten ſich 
ſchnell. „Ich bin in drei Wochen weiter gekommen“, ſo ſchrieb 
Niebuhr, „als andere in drei Jahren; man iſt mir gut und traut 





Bol. z. B. K. Mirbt, Die preußiſche Geſandtſchaft am Hofe des 
Papſtes, Leipzig 1899, 18 ff. 
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mir.”1 Zu jchwierigeren Auseinanderjegungen kam es nur in 
der Frage der Bilchofswahlen und deren Modus. Doc Tonnte 
ihon am 23. März 1821 der Staatsfanzler Hardenberg, perjün- 
fih in Rom anweſend, eine Schlußfonferenz mit dem Kardinal- 
ftaatsjefretär abhalten; Niebuhr gab „den Schein der Ehre, das 
Geſchäft vollendet zu haben“, hochherzig daran. 

Die Kirchliche Neuordnung, die durch die Verhandlungen erzielt 
war, wurde in der Bulle De salute animarum (16. Juli 1821) 
firiert; die Bulle wurde in der „Geſetzesſammlung für die König- 
lich Preußischen Staaten”? „als bindendes Statut der Katho- 
lichen Kirche des Staates“ am 23. Auguft 1821 veröffentlicht. 
Die Bulle errichtete zwei Erzbistümer, Köln mit den Suffraganen 
Trier, Münfter und Paderborn, und den vereinigten Metropolitanfit 
Gneſen-Poſen mit Kulm als Suffraganbistum; Ermland und 
Breslau follten exemt fein. Über die Einrichtung der Domfapitel 
und ihrer Dignitäten wurden für die einzelnen Bijchofsfige be- 
jondere Beftimmungen getroffen; die Dompropftei nebjt den in 
ungeraden Monaten frei werdenden Kanonikaten find päpjtlicher, 
die Domdechantei und die übrigen Domherrenſtellen biſchöflicher 
Kollatur. In den wejtlichen Bistümern haben die Kapitel mit 
Zuziehung der Ehrenfanonifer das Recht der Biichofswahl; in 
Gnejen-Bojen, Ermland und Kulm jollte „Neues hierüber nicht 
verfügt“, in Breslau aber die Befugnis zur Fanonischen Wahl 
des Biſchofs dem Kapitel erteilt werden. Dem leßteren Kapitel 
und denen der niederrheinischen Kirchenprovinz wurde in dem 
Breve Quod de fidelium3 auferlegt, feine dem Könige minder 
genehmen Kandidaten zu wählen und vor der feierlichen Wahl- 
Handlung ſich über die königliche Genehmhaltung zu verjichern. 
Damit waren die wirklichen Intereſſen der Staatsgewalt aus- 
reichend gewahrt. 





! Rebensnachrichten über B. ©. Niebuhr II, Hamburg 1838, 445. 

® Sahrgang 1821, 113 ff. 

Vgl. Stuß, Der nenefte Stand des deutichen Bilchof3wahlrechts 138. 
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Jedes Bistum, jo verfügt die Bulle weiter, foll ein Seminar 
erhalten, in dem eine dem Bedarfe der Diözeſe entiprechende An- 
zahl von Klerifern gebildet werden möge. Eingehend find die 
Beitimmungen über die Grenzen der Bistümer. Intereſſe ver- 
dient jchlieglich noch die Beitimmung über die fefte Dotation der 
Bistümer mit Renten aus fchuldenfreien Staatswaldungen, die 
bis zum Jahre 1833 erfolgen werde. Sollte diefe Art der Do- 
tation fich nicht ermöglichen laſſen, jo werde der König „jo viele 
Grundjtüce aus Staatögeldern anfaufen und den einzelnen Diözefen 
zu vollem Eigentum übergeben, als erforderlich jei, um den Be- 
trag der Grumdrenten zu erreichen“. 

Dieje letztere Beſtimmung war vom Heiligen Stuhle gefordert 
worden aus der leicht erfennbaren Rückſicht auf eine würdige 
Sicherftellung des Epiffopates nach der materiellen Seite Hin. 
Preußen hat bis zur Stunde diefe vertraglich übernommene Ver- 
pflihtung nicht erfüllt. Was alles zur Beichönigung diefer Hand- 
lung3weije vorgetragen worden ift!, entjcehuldigt die Unterlaffung 
nicht; erflärt wird fie aber durch die von Görres fejtgeftellte An- 
ſchauung der preußifchen Regierung, „nur wenn die Diener der 
Kirche beim Staate als Beamten den Gnadentisch genöffen, könne 
diefer ſich Ruhe und Sicherheit verjprechen”?. Bemerkenswert 
iſt, was der preußische Minifterrefidvent von Bunfen 1835 in der 
Frage aus Rom fchreibt: „Das Fönigliche Wort (Hinfichtlich 
der Dotation der Bistümer) muß und wird gelöft werden: allein 
e3 liegt alles daran, daß es zu rechter Zeit, ungemahnt, ge- 
ichehe. Unfere Stellung ift hier die des Vertrauens auf unfere 
Nedlichkeit, ... man muß mich nicht im Stiche Yafjen. Eine 
Depejche an des Königs Meajeftät, vor etwa 6 Monaten ab- 
gefandt, ift ohne Antwort geblieben. Das auswärtige Mini- 
jterium kann nicht viel dabei tum, der Hauptwiderjtand ift im 
Sinanzminifterium, im geiftlichen betreibt man dieje Sache wie 





Vgl. Rudolphi, Zur Kirchenpolitit Preußens? 86 ff. 
2 %.9. Görres, Gefammelte Schriften IV, München 1856, 130. 


7. Kapitel, Reftauration und Reaktion. 181 


andere ſchläfrig.““ Befonders nachteilig wurde das Provijorium, 
daß den Bifchöfen und Domfapiteln einftweilen Gehälter aus der 
Staatsfaffe gezahlt werden, zur Zeit des Kulturfampf3. 

Zum Exefutor der Bulle war Joſeph Prinz von Hohenzollern, 
Biſchof von Ermland, beftimmt. Die Heinliche, ſchikanöſe Art, 
mit der die Regierung in der Angelegenheit verfuhr, bereitete dem 
Biſchofe zahlloje Mühfale?. In finanziellen Fragen zeigte fich 
der Staat eng und fnauferig, wie bejonder8 das von ihm ge- 
ichaffene verhaßte Inſtitut der Kathedraliteuer beweilt. Die im 
Reichsrezeß übernommene Berpflichtung zur Unterhaltung der 
Domfirchen juchte der Fiskus auf die Schultern der Katholiken 
abzumwälzen, indem er verordnete, daß bei Taufen, Trauungen und 
Sterbefällen eine eigene Gebühr für die Kathedralen erhoben 
werde; den Geiftlichen wurde dabei das gehäffige Amt ftaatlicher 
Steuererheber aufgezwungen. 

Jedermann wird anerkennen, daß Friedrich Wilhelm II. von den 
Pflichten, die er zumal nach der Säfularifation feinen Fatholischen 
Untertanen gegenüber hatte, eine einigermaßen klare Auffafjung 
gehegt und denſelben gerecht zu werden jich bemüht hat. Aber 
die Art, in der die Neudotierung der Kirche ausgeführt worden 
it, hat den Katholifen die Freude an dem Füniglichen Werfe jehr 
beeinträchtigt. Und gar die Munifizenz des Monarchen dithy: 
rambiſch zu Ioben, wozu von gewiſſen Hiftorifern die Katholiken 
immer wieder aufgefordert werden, haben dieje feinen Anlaß: ein 
mehr wie bejcheidener, ja ein nur armjeliger Prozentſatz ift es, 
den nach dem Kirchenraube der preußifche Staat der ausgeplün- 
derten Kirche zur Beftreitung ihrer dringendften Bedürfniffe an- 
gewiejen hat. Man wird aber wohl manche SFehlgriffe im 





! Briefeund Aftenftücke zur Gefchichte Preußens unter Friedrich Wilhelm III., 
borzugsweile aus dem Nachlaß von 3. U. v. Stägemann, hrsg. von Franz 
Rühl II, Leipzig 1902, 562. 

= DgL.A. Eichhorn, Die Ausführung der Bulle De salute animarum, 
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Hinbli auf die geiftige Enge Friedrich Wilhelms III. entjchuldigen 
fünnen. Überaus bezeichnend hierfür ift z. B. der höchſt fonder- 
bare Einfall des Monarchen, für die Katholiken der öftlichen Pro— 
vinzen eine theologische Fakultät in Königsberg einzurichten; fie 
jollte aus einem Profeſſor der Theologie und einem für fatho- 
fiiches Kirchenrecht bejtehen. Der Senat der Univerfität, darunter 
Kant, fand nichts Erhebliches einzuwenden, brachte aber eine An- 
zahl von gehäffigen Maßregeln gegen die Fünftige Fakultät in 
Borichlag. Das fünigliche Projekt wurde nicht ausgeführt!. 
Wie in der Frage der Dotationen, jo hat auch hinfichtlich der 
Biihofswahlen die preußiiche Regierung die vereinbarten Bejtim- 
mungen der Bulle nicht beobachtet. E3 war nach dem Wortlaut 
der Bulle fein Zweifel, daß nunmehr alle Bistiimer der preußijchen 
Monarchie, Sowohl die weftlichen nebſt Breslau wie auch die im 
Diten belegenen, durch freie fanonische Wahl beſetzt werden jollten. 
Daß überhaupt die Bildung zweier Gruppen in der Bulle vor- 
genommen wurde, war nur die Folge eines diplomatischen Schadh- 
zuges Niebuhrs. Das von dem neuen proteftantijchen Souverän 
al3 dem Rechtsnachfolger der polnischen Könige für einzelne öftliche 
Bistümer beanjpruchte Nominationsrecht war in Rom niemals an- 
erfannt worden und konnte auch nicht zugeftanden werden. Der 
Einfluß der Regierung auf die Beſetzung dieſer Biſchofsſtühle 
war vielmehr wie im Wejten auf den in dem Breve Quod de 
fidelium bezeichneten Umfang bejchränft, wie denn auch Niebuhr 
für alle Domkapitel der Monarchie Ausfertigungen diejes Breves 
afzeptiert hat?. Die Regierung fuchte aber das von ihr im Oſten 
ſchon jo oft erprobte Syftem der Scheinwahlen auf Grund könig— 
licher Nomination zu retten. So gleich im Jahre 1821, als es 





!B. Tihadert, Das Projekt Friedrich Wilhelms II., neben der Uni- 
verfität Königsberg eine katholiſch-theologiſche Fakultät zu errichten, in Alt- 
preußifche Monatjchrift XXIII (1886) 467 ff. Granier, Preußen und Die 
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ſich um die Neubefegung von Kulm handelte. Dem Kapitel wurde 
mitgeteilt, „des Königs Majeftät habe nad) dem VBorgange der 
Könige von Polen zu dem erledigten Bistum den p. von Mathy 
zum Bischof in der Weije und mit der Wirkung zu ernennen 
geruht, als folches von Sr Majeftät Vorfahren in der Krone 
und namentlich von Ihres in Gott ruhenden Herrn Baters Miaje- 
jtät gejchehen — weshalb das Kapitel aufgefordert werde, den 
p. von Mathy in der Form, wie bei jeinen Vorgängern ge- 
ichehen, zum Bischof zu wählen, der von Sr Majejtät getroffenen 
Mahl beizuftimmen und hierüber eine zur Beförderung nach Rom 
geeignete Yateinifche Urkunde einzureichen”. Was alles in der 
letzteren Wendung enthalten war, fonnte ja das Kapitel ermeſſen. 
Diejes Schriftftüct wurde indes zurüdgenommen und dem Kapitel 
noch nicht einmal eine Scheinwahl erlaubt; die Dombherren ver- 
Itanden fich dazu, den vom Könige Nominierten „in dieſer Duali- 
tät mit untertänigften Danfe für dieſe königliche Gnade anzu- 
erfennen“. Natürlich fonnte nur nad) Sanierung des ganzen 
Berfahrens durch den Heiligen Stuhl Ignaz von Mathy den ful- 
miſchen Biſchofsſtuhl befteigen. 

Bei der Wahl in Gneſen-Poſen 1826 wurde der Wahlkom— 
miſſar Fürſt Radziwill angewieſen, „die kanoniſchen Wahlformen 
in keiner Weiſe zu durchkreuzen, ſondern durch Anwendung ſeines 
amtlichen und perſönlichen Einfluſſes dahin zu wirken, daß eine 
abſolute Stimmenmehrheit der Kapitulare den Erfolg der Wahl 
nach Maßgabe der königlichen Entſchließung ſicher ſtelle“; auch 
hier ſah ſich der Heilige Stuhl genötigt, „weſentliche — die 
bei der Wahl ſich eingeſchlichen, zu fanieren“. 

Diefe Vorgänge find typifch für die weiteren Bifchofswahlen, 
die unter Friedrich Wilhelm III. getätigt wurden!. Die mehr 
als würdeloſe Haltung der Domkapitel ermöglichte der Regierung 





! ©. Näheres über diefe Fälle bei E. Friedberg, Der Staat und die 
Biihofswahlen in Deutichland, Leipzig 1874, 213 ff. Lehrreiche Einzel- 
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ein dreiſtes Zugreifen. Vorbote einer befjeren Zeit wurde erſt die 
trieriiche Wahl von 1839, aus welcher der wadere Biichof Wilhelm 
Arnoldi hervorging, aber vorerjt nicht ſtaatlich anerfannt wurde. 

Obſchon die Regierung Leute ihrer Wahl auf den Bilchofligen 
jah, ließ fie von ihrem alten Syftem des Mißtrauens gegen den 
Epijkopat nicht ab. Auch ganz regierungsfromme Bilchöfe wurden - 
zu entjcheidenden Beiprechungen über katholiſche Angelegenheiten 
nicht zugezogen, die wichtigjten Dinge wurden von proteftantischen 
Miniftern und Geheimräten verfügt, ohne daß ein Biſchof gehört 
worden war. Man wollte die Biſchöfe zur Unterwürfigfeit von 
Generaljuperintendenten erziehen. „Gewiß“, jo jchrieb der der 
Regierung äußerſt ergebene Erzbiſchof Graf Spiegel von Köln, 
„die Biſchöfe haben eine mißliche Stellung unter proteftantiichem 
Zepter und protejtantijch-intoleranten Minijterien. Ich lebe da- 
her in fortwährenden Kampfe und werde oft herbe angegangen.” 
Man mutete ihm jelbft zu, „jährliche Konduitenliften über das 
Betragen und über die Amtsverrichtung der gefamten Geiftlichkeit, 
und zwar von jedem Individuo, anzufertigen und den vorgejebten 
weltlichen Behörden auf Ehre und Gewiſſen einzureichen”. „In 
Berlin”, jo jchrieb der Erzbiichof 20. April 1828, „iſt ein Evan- 
gelizismus oder eigentlich Antifatholizismus bei den höchjten Per: 
onen an der Tagesordnung, der noch viel Berdruß erzeugen und 
Berderben verbreiten wird.” In den aus Proteftanten zufammen- 
gejegten rheinischen Brovinzialbehörden herrſchte nach) Spiegels 
Ausdruck nicht nur Intoleranz, jondern ſelbſt Groll gegen alles 
Katholiſche; ja er äußert: „Das protejtantiiche Gouvernement ift 
mehr wie jemals antifatholifiert und quis erediderit — in eine 
evangelische Propaganda ausgeartet; daher... das Übergreifen 
vom ius eirca sacra in die eigentlichen sacra. ... .“1 

Die Kleinlichkeit, mit der bureaufratijcher Dünkel in das kirch— 
liche Bereich Hineinregierte, wird illuftriert durch die minifterielle 





! Zur Ehrenrettung des Erzbiſchofs Grafen Spiegel von Köln, in Hiſtoriſch— 
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Anweiſung bezüglich des Jubiläumsablafjes von 1826; darüber 
äußerte ſich Erzbiſchof Spiegel: „Das evangeliiche Minifterium 
belehret und warnet darin die Erzbifchöfe und Biſchöfe, als wenn 
eine Dienftinftruftion an einen nächjten untergeordneten Beamten 


‚zu erlaffen jei und Dienftfehler abgehalten werden müßten.‘ 1 


Nach wie vor ging die Korrefpondenz der Bilchöfe mit dem Hei- 
figen Stuhle durch die Hände der Regierung, und dieje übte an 
den bijchöflichen Schreiben rückſichtsloſe Zenjur: „man erfuhr in 
Rom nur das, was man in Berlin dem päpftlichen Stuhle mit- 
zuteilen als zwedmäßig und nüßlich für die preußischen Intereſſen 
erachtete” 2. 

In ihrer Auffaffung vom Intereſſe des Staates fürderte Die 
Regierung den PBroteftantismus in aller nur erdenklichen Weiſe. 
Es war der ausdrüdliche Wille des Königs, daß „die Broteftanten, 
wo ſich eine Gemeinde derjelben bilden fann, eine angemefjene 
firchlihe und Schul-Einrichtung erhalten”?. Für Minvritäten 
von 30 bis 50 Seelen errichtete man PBfarr- und Schulſyſteme in 


katholiſchen Gebieten, während für die Seeljorge der katholiſchen 


Diajpora jtaatliche Hilfe nur jelten zu haben war. Hier nur 
einige Beijpiele: Direkt hartherzig erwies fich die königliche Re: 
gierung gegenüber den Borftellungen des Stettiner Seeljorgers 
P. Auguftin Wegerich um Errichtung einer dringend notwendigen 
fatholischen Schule und endliche Verleihung der Pfarrechte. „Alle 
Mühjeligfeiten”, jo jchrieb der Bater, „und Bejchwerniffe teilt der 
Geiftliche mit den Katholiken, aber fein einziger Vorteil wird 
ihm dafür gewährt; traurig gibt der Katholif einem proteftantifchen 
Geiftlichen fein Kind zu taufen, mißtrauifch geht er an deſſen 
Altar (zur Trauung). Der Katholif verliert dadurch die Liebe 
zu jeinem Geiftlichen und ift befümmert in feinem Gewiſſen.“ 





! Franz Hipler, Briefe und Tagebücher des Fürftbifchofs von Ermland, 
Joſeph von Hohenzollern, Braunsberg 1883, 653. 

* Ad. Franz, Zur Charafteriftif des Erzbifchofs Grafen Spiegel, in 
Hiftorisch-politiiche Blätter OXX (1897) 743, 

Granier, Preußen und die fatholifche Kirche feit 1640, 9. TI, ©, 574. 
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Die Regierung gab auf das Gejuch gar feine Antwort; die früheren 
Bitten um Loslöfung der Katholifen Stettins vom protejtantischen 
Pfarrzwang waren mehrmals abjchlägig bejchieden worden. Über— 
haupt vollzog ſich die Befeitigung des proteftantischen Pfarrzwanges 
über Katholifen nur jehr langſam, zuleßt wurde er (1854!) in 
DOftpreußen aufgehoben !. 

„In Oſterode“, jo jchrieb Fojeph von Hohenzollern am 29. Juni 
1828 an Schmedding, „einem acht Stunden von Gutſtadt ent- 
fegenen Städtchen, befinden ſich, wie ich nun in diefen Tagen mit 
Beitimmtheit in Erfahrung gebracht, gegen 50 katholiſche Familien, 
darunter 40 Grundbefiger, mit mehr denn 100 Kindern. Diefe 
Unglüdlichen entbehren alles, wonach das Herz des katholiſchen 
Ehriften mit heißer, frommer Sehnfucht verlangt. . . . Die Kinder 
fatholifcher Eltern find gezwungen, evangelifche Schulen zu be- 
juchen, wo fie den Glauben ihrer Väter Fäftern und verunglimpfen 
hören, — die Fälle ereignen ſich nur allzu häufig, ja ſie find recht 
eigentlich an der Tagesordnung. Am gleichen Zuftand befinden 
ji) flebile dietu Taufende katholiſcher Chriften in Lyck, Johannis— 
burg, Raftenburg, Hohenjtein, Pr. Holland, Willenberg; der 
evangelische Prediger ar letzterem Orte äußerte gegen einen meiner 
Geiftlihen, er habe gegen 1000 Katholiken in feinem Pfarr— 
Iprengel — und an vielen andern Orten. Sp haben wir aljo ein 
Irland in Preußen und wie dort ein fein angelegtes Syſtem der 
Projelytenmacherei. “2 Solche Bittrufe der Biſchöfe blieben vielfach 
unerhört, ja der Staat wollte im Einzelfall, wie 3. B. in Görlitz, 
den Katholiken noch nicht einmal geftatten, für ihre eigenen Koften 
einen Gottesdienst einzurichten. Nach wiederholten Abweiſungen 
wurde der über 600 Seelen jtarfen Gemeinde 1829 erlaubt, für 





ı Granier, Preußen und die fatholiiche Kirche ſeit 1640, 8. TI, 
©. 125 ff. Über die ähnlichen Zuftände in der Grafichaft Lingen ſ. ebd. 
195. Vgl. Joſ. Freifen, Der katholiſche und proteftantiiche Pfarrziwang, 
Paderborn 1906, 12. 

2 Hipler, Briefe und Tagebücher des Fürftbiihofs von Ermland, 
Joſeph von Hohenzollern 412 f. 
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die Alten und Gebrechlichen neunmal im Jahre Gottesdienft ab- 
halten zu laſſen, unter der Bedingung, daß hierzu Fein Lofal 
bleibend erworben, jondern nur gemietet werden dürfe!. Der 
ebenjo ökonomisch als jelbjtherrlich veranlagte König, ganz ohne 
Berftändnis für katholiſches Glaubensleben, verlangte jogar in 
zahlreichen Fällen, daß den Proteſtanten ein Mitbenugungsrecht 
an katholiſchen Kirchen eingeräumt werde: „Ich will”, jo lautete 
eine Kabinettsordre vom 5. September 1798, „daß alles dazu 
beigetragen werden ſoll, die verjchiedenen chriftlichen Glaubens- 
verwandten zum gemeinjchaftlichen Gebrauch ihrer Kirche zu ver- 
mögen.” Die Minifter jollten „bei jeder Gelegenheit alle zwed- 
mäßigen Mittel anwenden, das bemerkte Vorurteil (gegen Simul- 
taneen) augzurotten und dadurd) bejonders die armen Landgemeinden 
bon der ſchweren Laft, doppelte Kirchen zu unterhalten, zu be: 
freien”. Diefe Maßregel erreichte bei dem Indifferentismus der 
Zeit mancherorts ihren Zwed, an andern Orten aber wurde troß 
behördlficher Zwangsmittel für die Proteftanten nichts erreicht, 
jondern nur Mißtrauen und jelbft Unruhen bei den Katholiken 
hervorgerufen?. Diejelbe Wirkung erzielte die Ordre, daß je ein- 
mal im Monat die fatholiichen Soldaten den proteftantischen 
Militärgottesdienft zu bejuchen hätten, „um fie an die nötige 
Achtung für die Hauptreligion des Landes” und an „Toleranz“ 
zu gewöhnen 3. 

Troß all diefer Behinderungen, die der katholiſche Glaube fand, 
zeigte er auch in Preußen feine in allen Jahrhunderten bewährte 
übernatürliche Anziehungskraft. Auch im Staate Friedrih Wil- 
helms II. erfolgten in den erjten Jahrzehnten des 19. Jahr— 
hunderts Übertritte zahlreicher in Wiſſenſchaft oder Kunft hervor- 
tagender Männer zum Katholizismus, mochten auch den Konvertiten 
jo herbe behördliche Maßregelungen widerfahren, wie fie dem um 
dag preußische Volksſchulweſen hochverdienten Geheimrat Ludolf 

1 Weitere Fälle f. bei Brück, Gefchichte der Fatholifchen Kirche II? 252. 


? Näheres ſ. bei Wendland, Religivfität Friedrich Wilhelms III. 167 ff. 
3 Ebd. 166. 
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von Bededorff und dem als Generaldirektor für die Füniglichen 
Muſeen in Aussicht genommenen Grafen ngenheim nicht er- 
part wurden. Es wurde bereitS erwähnt, mit welcher Nervofität 
der König Nachrichten von ſolchen Komvertiten, oder wie man fie in 
Berlin lieber nannte, „Proſelyten“, aufnahm. Um „das Brojelyten- 
weſen“ iiberjehen, „die darüber vorfommenden Beſchwerden würdigen 
zu können, und um diejenigen Geiftlichen fennen zu lernen, welche 
fich dabei auszeichnen, damit in Betreff derjelben gewacht werde, 
Daß nicht verbotene Profelytenmacherei die verfaflungsmäßige 
Glaubens- und Gewifjensfreiheit migbrauche”, verlangte die Re— 
gierung umftändliche Berichterftattung betreffs eines jeden Über- 
trittest. Wahrjcheinlich war die gedachte bedeutende Konverfiong- 
bewegung für Friedrich Wilhelm III. der Anlaß, jeinerjeits wirkliche 
protejtantiiche Propaganda zu treiben. 

Daß der König ernjtlich beftrebt war, den Protejtantismus anf 
Koften der katholiſchen Kirche zu fördern, iſt bejonders im Streite 
bezüglich der gemijchten Ehen Elar zutage getreten. Hier fünnen 
nur die Hauptdaten berührt werden. In der Abficht, „eine wirf- 
jame Maßregel gegen das Proſelytenſyſtem der Katholiſchen“ zu 
ichaffen, hatte der Monarch bereit3 am 21. November 1803 ver- 
fügt, daß fünftig alle Kinder aus gemischten Ehen im Bekenntnis 
de3 Vaters zu erziehen jeien, wenn nicht Willensübereinstimmung 
der Eltern bezüglich des zu erxteilenden Neligiongunterrichtes 
vorliege. Vergebens hatte der Großfanzler von Goldbeck dem 
Könige vorgejtellt, daß die Katholiken jchon in den einschlägigen 
Beitimmungen (TI II, Tit. 2, $ 76) des Landrechtes „eine 
Härte gefunden” hätten; es jet zu befürchten, daß in der Folge 
Ehen zwijchen protejtantifchen Männern und katholiſchen Frauen 
immer jeltener würden, „was bei der Menge der Katholiken in 
Ew. Majejtät Staaten jchädlich jein fünnte”2. Die neue Maß— 





! Rarl Möller, Leben und Briefe von Sohannes Theodor Laurent 1, 
Trier 1887, 171. 

2 Die Verhandlungen darüber ſ. Granier, Preußen und die katholiſche 
Kirche ſeit 1640, 9. TI, ©. 54 ff 57 ff. 
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regel war, wie man innerhalb der Bureaufratie recht wohl er- 
fannte, „vortrefflich auf den von Sr Majeftät ausgejprochenen 
Zweck der Beichügung des evangelifchen Glaubens berechnet”. 
Denn, jo fah man ein, „in einem Staate, wo die Mehrzahl der 
Einwohner evangelifch ift, muß der Fall, daß ein evangeliſcher 
Mann eine fatholifche Frau heiratet, häufiger jein als der um- 
gefehrte, weil gemifchte Ehen meift durch Ortsveränderungen herbei- 
geführt werden” 1. Die Ausführung des Gejebes erfolgte in der 
Tat fo, daß dem Proteftantismus der erwartete Vorteil erwuchs. 

Der König war für die ganze Frage außerordentlich intereffiert; 
ja e3 fam der Fall vor, daß er bei der Wahrnehmung, ein Pro— 
tejtant habe jeinen Sohn katholiſch erziehen laſſen, dem Bater in 
einem eigenen Schreiben jeine „Mißbilligung” zu erfennen gab 
und die bewiejene „Gleichgültigkeit“ gegen den evangelischen Glauben 
rügte?. Auch orönete er gelegentlich, wenn er von Übertritten 
zur katholiſchen Kirche hörte, ftrenge Unterfuchung gegen „der- 
gleichen im intern fchleichende Unternehmungen katholiſcher 
Priefter” an; die Unterfuchung ergab allerdings, „es könne nicht 
nachgewiejen werden, daß die Katholiken die Lutheraner durch 
Zwang oder liſtige Überredungen zum Übergang zu verleiten fich 
angemaßt hätten“ 3. 

Das Verfahren, das fi) in den alten Provinzen bewährt hatte, 
jollte nun auch angefichts der Konverfionsbewegung im Weften feine 
Dienfte Teiften. Am 17. Auguft 1825 erging folgende Kabinett3- 
ordre: „In den Nheinprovinzen und in Weftfalen dauert, wie 
Ich vernehme, der Mißbrauch fort, daß katholiſche Geiftliche von 
Berlobten verjchiedener Konfeffion das Verfprechen verlangen, die 
aus der Ehe zu erwartenden Kinder ohne Unterfchied des Ge- 
ſchlechts in der katholiſchen Religion zu erziehen, und darohne die 





! Gejeg-Revifion, Penſum 15. Motive zu dem vom Reviſor vorgelegten 
Entwurf zum Tit. 2, TI2 des Allg. Landrechts, Berlin 1831, 35 ff. A. Franz, 
Die gemifchten Ehen 52 ff. 

® Siehe Brüd, Gefchichte der Fatholifchen Kirche in Deutichland II? 275. 

»Granier a. a. O. 8. TU, ©. 80; 9, ©. 9f. 
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Trauung nicht verrichten wollen. Ein jolches Berjprechen zu 
fordern kann jo wenig der katholiſchen als im umgekehrten Falle 
der evangelijchen Geiftlichfeit geftattet werden. In den öftlichen 
Provinzen der Monarchie gilt das Geſetz, daß eheliche Kinder 
ohne Unterjchied des Gejchlechts in dem Glaubensbefenntnis des 
Bater3 erzogen werden (Deklaration vom 21. November 1803). 
In diejen Teilen des Staates find und werden ebenfall3 gemijchte 
Ehen gejchlofjen und von katholiſchen Geiftlichen eingefegnet, und 
es waltet fein Grund ob, dasjelbe Geje nicht auch in den weſt— 
lichen Provinzen geltend zu machen. Demgemäß verordne ch 
hiermit, daß die Deklaration vom 21. November 1803 auch in 
den rhein- und wejtfälichen Brovinzen befolgt und mit dieſer 
Drdre in der Geſetzesſammlung und in den Amtsblättern der be- 
treffenden Regierungen abgedruct werden joll. Die zeither von 
Berlobten diejerhalb eingegangenen Verpflichtungen find als un- 
verbindlich anzujehen.” 1 

Die rheinisch-weitfälische Geiftlichfeit war nicht gejonnen, unter 
Preisgabe der Fatholifchen Grundjäge das Beispiel nachzuahmen, 
das tatjächlih in einigen? Bezirken Schlejiens die Pfarrer Hin- 
fichtlih der Einjegnung von gemifchten Ehen ohne Kautelen für. 
fatholijche Kindererziehung gaben. Auch der Hinweis der Re- 
gierung auf die durch das Breslauer Generalvifariat geübte ganz 
grundjaglofe Nachjicht konnte die Bifchöfe im Weſten nicht be- 
ruhigen. Nun gejtattete der König, daß die Oberhirten, „um 
ihre Skrupel vollftändig zu bejeitigen”, jich an den Heiligen Stuhl 
wenden durften. Das päpftlihe Breve vom 25. März 1830 
entjprach, wie unbedingt zu erwarten war, feineswegs den preußi- 
chen Forderungen der Hauptjache nach; aber in Einzelheiten 
waren Milderungen getroffen, jo 3. B., daß bei Brautpaaren, 
welche die nötigen Garantien nicht gaben, der Eheabſchluß durch 
paſſive Affiitenz des Pfarrers geduldet, von der Berhängung von 





! Gejegfammlung für die Kgl. Preußiſchen Staaten, Jahrg. 1825, 221 f. 
2 Nicht in allen. Siehe Franz, Die gemilchten Ehen 58. 
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Zenſuren gegen den katholiſchen Eheteil,' der protejtantiiche Kinder- 
erziehung gewährte, Abjtand genommen wurde. Für die Durd)- 
führung der KabinettSordre vom 17. Auguft 1825 war damit 
nicht3 gewonnen, und da weitere Konzeffionen des Heiligen 
Stuhles nicht zu erwarten waren, ftellte der preußiſche Minifter- 
refident Chriftian Karl Fofias von Bunſen das Breve und die 
e3 begleitende Inſtruktion an den Papſt zurüd. 

Auf des Nitters von Bunjen geiftige und wiljenjchaftliche Be— 
deutung hier einzugehen, erübrigt ſich; jedenfalls war jeine firchen- 
politiſche Tätigkeit für Preußen ein Verhängnis. Der janguinijche, 
jelbftgefällige Mann glaubte mit den Kiünften einer längft über- 
lebten verjchlagenen Diplomatie den Wünſchen jeiner Regierung 
zur Erfüllung helfen zu können. Nachdem er jich vom Papſte 
das Breve zurücerbeten, trat er auf Befehl des Königs in Unter- 
handlung mit dem nach Berlin berufenen Erzbiichof Grafen 
von Spiegel. Sp fonnivent im allgemeinen diejer im Febronia- 
nismus erzogene Prälat fich gegen die Regierung verhielt, jo darf 
doc nicht angenommen werden, daß er in der Mifchehenfrage 
die firchlichen Grundjäße opfern wollte. Freilich war ihm wegen 
ſeiner Stellung in der Sache vor den „Zeloten“ bange, auch war 
er früher gelegentlich den eherechtlichen Anfprüchen des Staates 
zu weit entgegengefommen!. Aber in der Frage der gemifchten 
Ehen war er wohl das Opfer der Überredungsfunft Bunſens umd 
des Beraters, den er jelber von Köln mitgebracht hatte, des Dom- 
fapitular® Dr München? Diefer zeigte fich nach Treitjchkes 
Ausdrud „bereit, Bunfens dreifte Dialeftif zu unterftügen“, und 
argumentierte, das Breve erlaube alles, was nicht darin aus— 
drücflich verboten ſeis. Auf diefem Wege fam die Konvention vom 





! Briefe und Aktenſtücke aus dem Nachlafje von 3. A. v. Stägemann III 
(1902) 551; vgl. II 166 ff. 

2 Zu Münchens Charafteriftif ſ. ebd. III 563 ff. 

»v. Treitjchfe, Deutiche Gejchichte IV * (1907) 687. Bgl. A. Franz, 
Zur Charakteriftif des Erzbiichofs Grafen Spiegel, in Hiftorifch-politifche 
Blätter OXX (1897) 746 ff. 
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19. Juni 1834 zuftande. „Die Kanones“, jo hieß die entjcheidende 
Stelle, „und die mehr entwidelte Praxis find zwar nicht auf- 
gehoben und außer Kraft gejegt; allein e8 ift eine Art von Dispen- 
jation erfolgt, ein Nachgeben (tolerantia) eingetreten. Hierdurch 
iſt alfo die Dijziplin gemildert, und es kann Hinfort nach dem 
Geijte der Kanones und der firchlichen Anforderungen jo gehandelt 
werden, daß der Allerhöchiten Kabinettsordre von 1825 genügt 
wird.” Wie die Ausführung diefer Grundfäge gedacht war, zeigte 
eine Inſtruktion, die man gleichzeitig zum Gebrauch der General- 
vifariate abfaßte. Die Bilchöfe von Trier, Münfter und Pader- 
born waren jchwach genug, diejer Vereinbarung ihres Metropoli- 
tans mit dem evangelifchen Theologen Bunjen beizutreten. Bald 
ergingen auch die entjprechenden Weifungen der Generalvifariate 
an die Pfarrer. Bei zahlreichen Geijtlichen regte ſich Widerſpruch 
gegen die neuen unfatholiichen Beſtimmungen; die Inſtruktion 
jelber gelangte mit der allerdings irrigen Bemerkung, fie jei eine 
Weiſung des Erzbiſchofs Grafen Spiegel an feine Suffragane, 
an die Offentlichkeit, auch zur Kenntnis des Heiligen Stuhles. 
AS der Staatsjefretär Kardinal Lambruschini in der Sache eine 
Note an den Minifterrefidenten Ritter von Bunfen richtete, ver- 
legte diejer fich auf die allerbedenklichiten Sophismen. Eine jolche 
Inſtruktion, jo erwiderte er am 15. April 1836, jei moralisch 
unmöglich, bejonders „wegen des moralijchen Charakters der 
Biſchöfe“; fie Fünne ja auch nicht beitehen, ohne daß die Regie— 
rung Sr Majeftät und folglich er ſelbſt davon Kenntnis habe. 
Die Regierung habe nichts zu verheimlichen und nichts zu jcheuen. 
Die Urkunden feien da, um jowohl die Gerechtigkeit ihrer Geſetze 
als die Mäßigkeit ihrer Forderungen und die Weisheit darzutun, 
womit fie gänzlich der reifen Erwägung und der ungeftörten Ge- 
wiljenhaftigfeit der Bifchöfe die Auslegung und Bollziehung des 
päpftlichen Breve anheimgegeben habe. 

Die Inftruftion, die nach Bunfens Angabe nicht eriftierte, kam 
in authentifcher Kopie an den Heiligen Stuhl durch den trierifchen 
Bilchof Joſeph von Hommer, der im Angejichte des Todes feinen 
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Fehltritt bereute und ihn nad) Möglichkeit jühnen wollte. Die 
preußische Regierung war durch die Zweizüngigfeit ihres römischen 
Bertreters aufs peinlichite fompromittiert. Auch die Enthüllungen, 
die gleichzeitig verjchiedene Publikationen, bejonder das „Note 
Buch“ 1, über Ziele und Wege der preußifchen Kirchenpolitit 
brachten, waren den Berliner Kreijen außerordentlich unangenehm. 

Die Erbitterung der Fatholiichen Aheinländer zu mildern, erjah 
die Regierung eine Gelegenheit bei der Wiederbejegung des durch 
den Tod des Grafen Spiegel (geft. 2. Auguft 1835) erledigten 
Kölner Erzituhles. An die Stelle des höfiſch gewandten ver- 
jtorbenen Prälaten wollte fie, wie fie jpäter erklärte, „einen durch 
jtreng religiöje Grundjäße, perjönliche Frömmigkeit und Firchliche 
Erfahrung anerkannt hochgeitellten Geijtlichen“ treten lafjen. Sie 
lenkte deshalb, wohl bejonders auf Antrieb des Kronprinzen?, die 
Wahl des kölniſchen Domfapitels auf den Weihbijchof von Miünfter, 
Klemens August von Drofte-BVifchering (geb. 21. Januar 1771). 
Bon der geiftlichen Verwaltung, die ihn während feiner lang- 
jährigen Tätigfeit al3 Administrator des münjterifchen Bistums 
durch jein entjchiedenes Eintreten für die Firchlichen Rechte in 
manche Konflikte mit der Regierung geführt, hatte er jich nach der 
Reorganifation der Diözefe zurücdgezogen und fich bejonders um 
die Leitung einer Genoſſenſchaft Barmherziger Schweftern verdient 
gemacht. 

Der Regierung war es ein dringende Anliegen, daß ihre 
profelytiich-proteftantische Politik in der Mifchehenfrage durch den 
neuen Erzbifchof nicht durchkreuzt werde. Sie ließ deshalb bei 
ihm jondieren, ob er gewillt fei, die „in Gemäßheit” des päpft- 
lichen Breves mit dem Grafen Spiegel abgefchlofjene Überein- 
funft aufrecht zu erhalten. Klemens August fannte dieje Ab- 





! Beiträge zur Kirchengefchichte des 19. Jahrhunderts in Deutichland, 
Augsburg 1835. 

? 2udmw. v. Gerlach, Aufzeichnungen aus feinem Leben I, Schwerin 
1903, 242. 

Kikling, Geſch. des Kulturkampfes zc. I. 13 
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machungen und ihren verwerflichen Charakter nicht, er erflärte, 
daß er „ſich wohl hüten werde, jene gemäß dem Breve von 
Papſt Pius VIII. getroffene und in den vier Sprengeln zur Voll— 
ziehung gefommene Vereinbarung nicht aufrecht zu erhalten, oder 
gar, wenn jolches tunlich wäre, anzugreifen oder umzuftoßen“ 1, 

Bekanntlich hat gerade der Ritter von Bunſen es geivagt, die 
Anklage zu erheben, der Erzbiichof habe durch dieſe Erflärung 
„leinen König zu betrügen gejucht, Gott zu Ehren ſelbſt den König 
täufchen zu können geglaubt”. Leichtfertiger und von einem weniger 
Berechtigten konnte eine jo niederträchtige Verdächtigung nicht er- 
funden werden. Die unbedingte Wahrhaftigkeit Klemens Auguft3 
iſt jo vortrefflich beglaubigt2, daß auch Treitjchfe es nicht wagt, 
diefer beliebten WVerleumdung Glauben zu jchenfen. Nur bemerkt 
der letztere Hiftorifer, Droſte jei verpflichtet gewejen, „jeine Würde 
niederzulegen, wenn er die Bedingungen nicht zu erfüllen ver- 
mochte, unter denen fie ihm anvertraut war“3. Den Glauben, 
daß die preußische Regierung, die in dem ganzen Handel fich zu- 
geftandenermaßen „auf Schleichwegen“ befand, ihm das Biſchofs— 
amt „anvertraut“ habe, teilte eben Klemens Auguft nicht. 

Nachdem der Erzbijchof den Inhalt der Spiegelichen Konvention 
fennen gelernt hatte, entzog er feinem Firchlich durchaus unzuver- 
läffigen Generalvifar Dr Hüsgen die Jurisdiktion über gemifchte 
Ehen, um alle Dispensſachen perjünlich zu behandeln; die Kon- 
vention konnte nur joweit für ihn maßgebend fein, als fie fich 
mit den Zugejtändnifjen des Breves deckte. In der Folge mußte 
vielen Brautpaaren die Firchliche Einjegnung verweigert werden. 
Bon diefer Seite famen Bejchwerden an die Regierung, die den 
Erzbifchof „zum Frieden” zu mahnen wiederholt verfuchte. 

Es fam indes zunächit auf einem andern Gebiete zum Konflikte 
zwifchen Erzbifchof und Staatsgewalt. Am 26. September 1835 





! Brüd, Gefchichte der katholiſchen Kirche II? 299 f. 
* Bgl. 3.8. Ferd. Walter, Aus meinem Leben, Bonn 1865, 129 ff. 
s v. Treitſchke, Deutiche Geſchichte IV: 697. 
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hatte Papſt Gregor XVI. das von dem abjoluten Zweifel aus- 
gehende theologische Syitem des Bonner Profeſſors Georg Her- 
mes (gejt. 26. Juni 1831) verurteilt. Die rationaliſtiſch-ſkeptiſche 
Lehre des Hermes, nach der die Vernunft die eigentliche Norm 
des chriftlichen Glaubens jein jollte, fand wegen der perjönlichen 
Eigenschaften ihres Urhebers, dann aber auch ihres Gehaltes wegen 
bei einem Gejchlechte, das noch jo jehr unter den Einwirkungen 
des Aufflärungszeitalters ftand, zahlreiche Adepten; bald waren 
die meisten theologischen Lehrjtühle in Preußen von Hermefianern 
bejeßt, ein erheblicher Teil des Seeljorgeflerus war hermeſianiſch 
gejinnt. Sp erfüllte denn der Erzbijchof nur eine jeiner wichtigjten 
Pflichten, wenn er gegen die gefährliche Irrlehre mit aller Strenge 
borging, bejonders von den Ordinanden Erklärungen über ihre 
Rechtgläubigkeit forderte. 

Die Thejen, deren Unterzeichnung von den Weihefandidaten 
verlangt wurde, ließ die Regierung, jehr ungehalten, daß ihr 
Plazet für das päpftliche Breve gegen Hermes nicht erbeten worden 
war, durch Anhänger des Hermefianismus begutachten und ver- 
langte daraufhin, daß in den Vorlefungen zu Bonn „jede Er- 
wähnung der Hermesichen Schriften ſowie auch deren Verbotes“, 
ferner auch die „Polemik für oder wider das Syſtem oder einzelne 
unterjcheidende Lehrjäge desjelben“ zu unterbleiben hätten. Das 
war ein offenfichtlicher Eingriff in eine rein innerfirchliche An- 
gelegenheit. Daß in Theje 18 der jo oft Firchlich verurteilte 
Rekurs an die Staatsgewalt abgelehnt wurde, empfand die Re— 
gierung ganz befonders als einen Angriff auf ihre Rechte. Ebenjo 
beurteilte fie einen Erlaß Klemens Augufts, in welchem diejer 
den Theologen verbot, die Vorleſung hermefianifcher Profeſ— 
joren zu bejuchen. Die Regierung verjuchte — freilich ver- 
gebens — auf die Bonner Konviftoren einen Drud auszuüben, 
um das Verbot des Erzbifchofs ilfuforisch zu machen. Über: 
haupt war das ftaatliche Beftreben, die neue Irrlehre zu jtügen, 
gar nicht zu verfennen; jah doch Prinz Wilhelm von Preußen, 
der jpätere Kaijer, eine wichtige Aufgabe des Hermefianismus 

13* 
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darin, der Führer der Katholifen zum Proteftantismus zu 
werden 1. | 

Den gejchilderten Konflikt zwischen weltlicher und geiftlicher 
Gewalt zu beheben, wurden im Sommer 1837 Berhandlungen 
gepflogen, die gerade einem Abjchluffe nahe waren, als die Frage 
der gemijchten Ehen zu einer gewaltigen Katajtrophe führen jollte. 

Durch verjchiedene Unterhändler hatte die Regierung den Erz- 
biſchof erjucht, zu den Grundfägen der Spiegelichen Konvention 
und der entiprechenden Inſtruktion zurüdzufehren; würden die 
gemiſchten Ehen wieder in diefem Sinne behandelt, jo verjpräche 
fie, daß „in Zukunft durchaus Feine Einjchreitungen der Zivil: 
oder Militärbehörden” gegen fatholijche Pfarrer ftattfinden würden, 
„namentlich auch die amtliche Einmiſchung der evangelifchen Geift- 
lichkeit in der Behandlung diejes Gegenjtandes aufhören werde” 2, 
Klemens Auguft verharrte bei der Auffaffung, durch die Inftruftion 
werde das Breve unwirkſam gemacht. Minifter von Altenjtein 
verlangte daraufhin, daß der Erzbijchof jein Amt niederlege. 
„Meine Berpflichtung gegen die Erzdiözefe und gegen die ganze 
Kirche”, jo erwiderte dieſer am 31. Oktober 1837, „verbieten mir, 
jowohl meine Amtsverrichtungen einzuftellen wie mein Amt nieder- 
zulegen.“ Auf das bejondere Anraten Bunjens jchritt nun die 
Regierung zur Gewalt: am 20. November erfolgte die Verhaftung 
des Kirchenfürjten und feine Abführung nach der Feitung Minden. 
„Durch dieſe Arretierung und Transportierung”, jo urteilte der 
preußiiche Minifter Theodor von Schön, „ohne daß beide Folge 
einer Unterfuchung waren, befam die Sache die Natur der rohen 
Gewalt, und wie diefe niemals gute Folgen hat, jo konnte dieje 
Angelegenheit auch nur zum Nachteile unſeres Gouvernements 
enden.” 3 

Das „Kölner Ereignis” erlangte jofort europäische Bedeutung, 
die weiteften Kreije ergriffen für oder gegen den Befennerbijchof 


12. pfülf, Kardinal v. Geiſſel I, Freiburg 1895, 200. 


? Bgl. Brüd, Geſchichte der katholiſchen Kirche II? 307 ff. 
’ Aus Theodor v. Schöns Papieren III (1876) 126 f. 





7. Kapitel. Reftauration und Reaktion. 197 


Bartei, eine nach Hunderten zählende Flugjchriftenliteratur er- 
wuchs binnen weniger Monate!. Altliberale Schriftfteller, wie 
Karl von Rotteck, proteftierten „gegen die Diktatur der Staats» 
gewalt in Firchlichen Dingen”. Die Offiziöſen des preußiichen 
Staates fanden Gegner auch in Kreijen, von denen Diejes gar 
nicht zu vermuten gewejen. Zum guten Teil war das eine Re— 
aktion gegen die unglaublich ungejchidte Taktik der Regierung, 
die in einem Publifandum wider Klemens Auguft die Ankflagen 
auf Wortbruch, Verbindung mit zwei revolutionären Barteien und 
Untergrabung des Univerfitätsftudiumg erhob. Dieje unbewiejenen 
Anschuldigungen waren nicht im ftande, die Katholiken über den 
eigentlichen Fragepunkt Hinwegzutäufchen; daß e3 fich in Wahrheit 
um die Auseinanderjegung zwilchen dem Staatsabjolutismus und 
dem Prinzip der gottgegebenen Freiheit der Kirche auf ihrem Be— 
reiche handelte, war nicht wegzudisputieren. „Die Kirche”, jo 
rief Görres in feinem „Athanafius” aus, „hat im Glauben der 
Bölfer neuerdings ſich emanzipiert und wird fich ferner eman- 
zipieren, und feine Gewalt auf Erden wird im ftande fein, fie 
länger in den unwürdigen Feſſeln zurüdzuhalten, die man ihr 
auferlegt... Die Sehnjucht nach einem Beſſeren und Bleiben- 
den, die in den Gemütern allerwärts erwacht, ift es eben, in der 
die Kirche wurzelt und erſtarkt. . .. Nur durch Gerechtigkeit und 
Billigkeit und ſonſt auf feinem andern Wege find die Völker zu 
regieren in dieſer Zeit; jo ſei man denn auch gerecht und billig 
in den höchſten Angelegenheiten, die der Menſch fich um feinen 
Preis verjehren läßt! Die preußifche Aegierung hat im Gebiete 
der Doktrin, wie aus den Akten fich ergibt, zuleßt eine Löbliche 
Kachgiebigfeit bewiejen; fie dehne diefe auf alle die unhaltbaren 
und faljchen Stellungen aus, in die fie fich verirrt. Und fie 
wird, jo wie fie Vertrauen verdient, auch Vertrauen wecken.” 2 





' ©. das Verzeichnis bei Maurenbreher, Die preußifche Kirchen: 
politif 125 ff. 
? 3. Görres, Athanafius?, Regensburg 1838, 149 ff. 
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Zur Wedung des katholiſchen Bewußtjeins in Deutjchland trug 
nicht wenig das machtvolle Eintreten des Papjtes Gregor XVI. 
für den gefangenen Erzbiſchof bei. In der Allofution vom 
10. Dezember 1837 forderte der Heilige Vater „die verlebte 
firchliche Freiheit, die verhöhnte biſchöfliche Würde, die mit Füßen 
getretenen Rechte der Fatholifchen Kirche und des Heiligen Stuhles 
öffentlich Flagend zurück“. Noch einmal verfuchte Bunjen, nad) 
Treitjchfes Ausdrud „unaufrichtig vom Anfang bis zum Ende“, 
in Rom feine Diplomatenfünfte. Er war gerade von Wien ge- 
fommen und hatte dort vergebens gejucht, Metternich in der köl— 
niſchen Sache für Preußen günftig zu ftimmen. Der öfterreichifche 
Staatsfanzler vertrat innerlich die Anſchauung, daß es unpolitiſch 
fei, wollte Ofterreich hier für Preußen eintreten: durch die evan- 
geliiche Union und durch den Zollverein juche der König Die 
Suprematie im Deutjchen Bunde zu erlangen. Nach dem Scheitern 
aller jeiner Pläne verließ Bunſen im April 1838 Nom, mit 
Schmach bededt, er, der geglaubt Hatte, das Papſttum werde am 
fapitolinifchen Felſen, auf dem das preußische Gefandtichaftspalaig 
ftand, „zerjchellen“ 1. 

In den Augen der rheinischen Bevölkerung, die ohnehin über 
die als Akt roher Willkür empfundene Verhaftung des Kirchen- 
fürjten aufs äußerfte empört war, raubte fich die Regierung den 
legten Reft ihres Anfehens, indem fie mit dem Kölner Domkapitel, 
deſſen Firchliche Haltung ſchon früher jchärfiten Tadel verdient 
hatte, gemeinfame Sache machte. Dem Minifterium war es natur- 
gemäß eine große Sorge, daß die geiftliche Verwaltung in Köln 
ungeftört weiter funftioniere. Der übereifrige proteftantijche Ober— 
präfident von Bodelichwingh forderte die Domherren auf, an Stelle 
des Erzbijchofs, der nicht wegen der Frage der gemijchten Ehen, 
jondern „anderer verbrecherifcher Handlungen wegen“ verhaftet 





I 9 Treitſchke, Deutſche Gejchichte IV? 703 ff. Vgl. die aus guten 
Gründen auf „Spezialia” nicht eingehende Darftellung bei 8. Mirbt, Die 
preußiſche Gejandtichaft am Hofe des Papites, Leipzig 1899, 28 ff. 
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worden fei, die Gejchäfte zu führen. Das Kapitel wählte den Dom— 
defan Dr Hüsgen zum Kapitelsvifar; es fühlte ſich dazu berechtigt, 
weil der fanonifche Fall der Wegführung des Biſchofs durch die 
Heiden (!) vorliege. Der Heilige Stuhl kaſſierte die Wahl, erlaubte 
aber, damit nicht die Verwirrung in der großen Erzdiözeſe eine 
vollftändige werde, daß Hüsgen als Generalvifar Klemens Auguſts 
- die Verwaltung führe. Die Gefinnungen des Volkes und eines 
Teiles des Klerus gegen das ftaatzfirchliche Kapitel äußerten fich 
bei jeder Gelegenheit aufs unzweideutigſte. Das war für Die 
Regierung der Anlaß, ein ausgedehntes Spionageſyſtem in den 
Nheinlanden zu unterhalten; viele Taujende Taler wurden an 
Denunzianten gezahlt. Auch der Generalpojtmeilter von Nagler, 
befannt wegen der Rückſichtsloſigkeit, mit der er ſich über „alberne 
Brieföffnungsjfrupel”“ hinwegſetzte, mißbrauchte zu Gunſten der 
Regierung jein Amt, konnte aber freilich aus den ihm vorgelegten 
„lateinischen bifchöflichen Schreiben des Droſte“ und defjen „un- 
verftändlicher Religionsschwärmerei” nicht Flug werden!. So 
boten denn die Aheinlande ein trübes Bild. „Die Regierung”, 
jo jeufzte Joſeph von Radowitz 1838, „in offener und geheimer 
Fehde gegen alles, was über den Hergang anders denkt, unter- 
drücte Zeitungen und Bücher, Argwohn überall. Furcht und 
Haß lagert jich über das halbe Land. Was die Jahre gejchaffen, 
eine Annäherung der wahrhaft wohlgefinnten Männer in den 
neuen Landen an die preußiiche Regierung, wird gewaltfam zer- 
rijjen.“ 2 

Auch im Dften der Monarchie war das Fatholifche Gewiſſen 
erwacht. Den erften entjcheidenden Schritt zur Änderung in der 
untirchlichen Praxis Hinfichtlic) der Mifchehen tat Erzbiſchof 
Martin von Dunin von Gnejen-Pofen. Er verbot den Pfarrern 
unter Strafe der Suspenfion, Brautpaaren verjchiedenen Befennt- 





'vd. Treitſchke a. a. DO. V? 295. Briefe von 8. F. v. Nagler II, 
Leipzig 1869, 6 275. 


? 8. Hafjel, Joſeph v. Radowitz I, Berlin 1905, 280, 


200 2. Buch. Kirchenpolitif Preußens von Friedr.d. Gr. bis Friedr. Wilh.IV. 


nifjes ohne Erfüllung der Firchlichen Bedingungen die Eheeinfeg- 
nung zu gewähren. Das Schreiben, in welchem er dem Könige 
von dem Gejchehenen berichtete, jchloß er mit den Worten: „Zu 
den Füßen Ew. Majeftät Iege ich diejes Bekenntnis in aller Ehr- 
furcht nieder und fehe mit der Rejignation eines Priefters, der 
über Erfüllung feiner heiligen Pflicht mit feinem Gewifjen im 
reinen ift, meinem weiteren Schidjale entgegen. Verfügen Em. 
Majejtät über mein Greifenhaupt! Meine Gewifjensruhe und 
mein Geelenfriede find gerettet.” Die Hoffnung der Regierung, 
durch Verhandlungen ein Nachgeben Dunins erreichen zu können, 
blieb unerfüllt. Sie hob daher das erzbiichöffiche Verbot auf 
und eröffnete das Strafverfahren gegen den Oberhirten, ohne 
dejjen Einrede wegen Inkompetenz des Gerichtshofes zu beachten. 
Das Urteil, das ihn feines Amtes verluftig erklärte, wurde ihm 
im April 1839 zu Berlin eröffnet; dortjelbit jollte er verbleiben, 
bis ein Ausgleich erfolgt wäre. Die Regierung machte die Rück— 
fehr Dunins von moralisch unmöglichen Bedingungen abhängig; 
der Erzbiſchof Fehrte daher, um feine dringendften Oberhirten- 
pflichten zu erfüllen, ohne Vorwifjen des Königs in feine Refi- 
denz zurüd. Darauf antwortete die Regierung am 6. Oftober 
1839 mit der Verhaftung Dunins; er wurde nad) der Feitung 
Kolberg verbracht. Der Proteft des Papftes wie die Petitionen 
des Adels und des Klerus blieben wirkungslos; ohne Wirfung 
waren aber auch die verjchiedenften offiziöfen Bemühungen, den 
Charakter des Oberhirten zu verdächtigen und die ftaatlichen Be- 
hörden zu rechtfertigen. 

Während des Jahres 1838 hatten auch die Biſchöfe von Erm- 
land und Kulm an die Pfarrer die Weifungen zur firchlich For- 
reften Behandlung gemifchter Ehen gelangen Lafjen; der Ober 
präfident von Schön erklärte diefe Schreiben „für null und nichtig“ 
und fuchte vergebens den Klerus von der Erfüllung feiner Pflichten 
abwendig zu machen. 

Klerus und Volk der großen Diözeſe Breslau erwarteten mit 
Ungeduld, daß auch der Fürftbiichof Graf Leopold Sedlnitzky gegen 
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die laxe Praxis Hinfichtlich der gemijchten Chen auftrete und feinen 
bifchöflichen Amtsbrüdern ich anſchließe. Der theologiih un- 
gebildete, charakterſchwache Mann wollte fich Hierzu nicht ver- 
ftehen, obſchon aus der Mitte der Didzefangeiftlichkeit wie von 
jeiten des Heiligen Stuhles die dringendjten Aufforderungen an 
ihn ergingen. Auf der andern Seite erregte Sedlnitzky auch Mip- 
fallen; die Regierung war unzufrieden, weil er nicht öffentlich für 
die alte Objervanz auftrat und die zumiderhandelnden Pfarrer nicht 
ftrafte. Dem unwürdigen Zuftande machte Papft Gregor XVI. 
ein Ende, indem er am 10. Mai 1840 den Fürftbijchof erjuchte, 
fein Amt niederzulegen. Sedlnigfy entſprach diefer Aufforderung; 
jpäter trat er zum Proteftantismus über!. 
Der durch die Entjchiedenheit der übrigen Bilchöfe gejchaffenen 
Lage ftand die Regierung Friedrich Wilhelms III. ratlos gegen- 
über. Sie zeigte ein Einlenfen, indem fie am 28. Januar 1838 
den Pfarrern im Weften „beicheidene Erfundigungen” über die 
Abfichten eines Brautpaares gemijchter Konfeffion Hinfichtlich der 
Kindererziehung geftattete. Auch erlaubte man, daß Klemens 
Auguft auf dem Gut feiner Familie, in Darfeld, Aufenthalt nahın. 
Anderjeit3 wurden zu Berlin jechs kirchenpolitiſche Geſetzentwürfe 
mit ganz drafonischen Beitimmungen ausgearbeitet; man hoffte, 
durch Strafgejebe in dieſem „Kampfe des Lichtes mit der Finfter- 
nis“ dem Lichte, d. h. dem abjolutiftiichen Polizeiftaate, zum 
Siege verhelfen zu können. Aber Schmedding warnte davor, 
„eigentliche Gejete aus der reinen hohen Atmojphäre, der die 
Gejeßgebung angehört, in den tieferen Dunftfreis hinabzuziehen 
und als Streitwaffe zu gebrauchen”. Auch machte fich der Ein- 
fluß des Kronprinzen immer mehr mildernd fühlbar. Nicht minder 
- forderte die täglich deutlicher werdende Stimmung des Volkes 
gegen die polizeiliche Willkür des Staates Berücfichtigung. So 
| 
| 





ı%. Franz, Die gemifchten Ehen in Schlefien 68 ff. 

® v. Treitſchke, Deutiche Gefchichte IV® 713. Die Entwürfe f. bei 
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waren die lebten Tage Friedrich Wilhelms III. denn recht forgen- 
voll; er jah, wie das Vertrauen des katholiſchen Volkes, das ihn 
der Unduldfamkfeit und der Gewifjensfnechtung fchuldig erachtete, 
im Schwinden war. In dieſer Erkenntnis gejtand er dem Fürften 
Metternich, „er jei zu falfchen Schritten Hingeriffen worden, er 
habe in jeiner Eigenjchaft als Proteftant einen großen Fehler 
begangen; denn nie habe der Katholizismus in feinen Staaten 
jolche Fortjchritte gemacht wie feit der unglüdlichen Kölner Ge- 
Ihichte“ 1. 

Die Löſung des Konfliktes jollte jein Nachfolger finden, Friedrich 
Wilhelm IV. 8 


Achtes Kapitel. 
Die Ära König Friedrich Wilhelms IV. 


Wie Friedrich Wilhelm IV. überhaupt es liebte, feine perſön— 
liche Auffaſſung als abweichend von der des „Rackers Staat“ 
zu bezeichnen, ſo ging auch ſeine Kirchenpolitik Wege, denen zu 
folgen die preußiſche Bureaukratie ſich niemals entſchloſſen hat. 
Der nüchtern realiſtiſchen Beamtenſchaft gegenüber hat der geiſt— 
volle, phantaſiebegabte, allen Schwärmereien der Romantik zu— 
gängliche Monarch nur ausnahmsweiſe ſich durchſetzen können. 
Das Maß von Willenskraft, das dem Könige beſchieden war, 
ſtand außer allem Verhältnis zu dem Reichtum ſeiner Ideen, und 
das iſt zum tragiſchen Verhängnis ſeines Lebens geworden. Konnte 
der neue König faſt in allen Stücken als der Gegenſatz ſeines 
Vaters gelten, ſo war auch ſicher, daß in der Politik der Krone 
gegenüber der katholiſchen Kirche an die Stelle des früheren arg— 
wöhnifch-abjolutiftifchen Syſtems eine Ara des Vertrauens, der 
Freiheit, des freundlichen Zufammengehens der beiden Gewalten 
treten werde. | 

Des Königs Firchliche Anfichten Titten an großer Verſchwom— 
menheit. Zwar ift e3 richtig, was Joſeph von Radowitz bemerkt, 





1 Wendland, Die Neligiofität Friedri Wilhelms III, 178. 
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„daß man auf dem Firchlichen Gebiete nicht größer und freier 
denfen fünne al3 der König, daß nichts ihm ferner liege als jene 
unjelige Knechtung jedes felbjtändigen Lebens, die man jo lange 
als Staatsweisheit gepriefen habe“i. Das Prinzip aber, nad) 
dem nach des Königs Anficht die Beziehungen der Kirchen unter- 
einander geregelt werden jollten, war völlig haltlos. Die refon- 
ftruierte evangelische Kirche jollte ein jelbjtändiger Zweig der all: 
gemeinen, ökumeniſchen Kirche fein; der König „fand fein Bedenken, 
unter jolchen Borausjegungen den Primat des Papſtes anzıer- 
fennen“ 2, 

Er verabjcheute fürmlich den „Icheußlichen” Tandesherrlichen 
Summepijfopat und juchte mit Eifer nach „den rechten Händen”, 
denen jeine Kirchengewalt anvertraut werden ſollte. Nur noch 
centrum unitatis wollte der Herrjcher für die evangelifche Yandes- 
fiche bleiben. Die neu geplante Berfafjung der Kirche follte die 
urchriftlich-bifchöfliche fein. Etwa 350 fleine Bistümer, deren 
Inhaber jelber feeljorglich tätig und in Metropolitanverbänden 
zujammengejchlofjen jein würden, waren vorgejehen. Da man in 
Schweden und England noch eines auf apoftolifcher Sufzeffion be- 
ruhenden Epijfopates fich rühmte, follten dort die erſten preußifch- 
proteftantiichen Biſchöfe geweiht und der jehnlichit erjtrebte Zu- 
jammenhang mit der Urfirche wiederhergeftellt werden. „Die 
fatholische und anglifanijche Kirche find Marmorbeden”, jo äußerte 
Friedrich Wilhelm einmal zu Ludwig von a „bei uns läuft 
alles in den Sand.“ 3 

Lag in diefen Gedanfengängen vieles, was den König zur 
Sympathie mit der Fatholifchen Kirche ftimmen fonnte, fo blieb 
er dennoch ſtets ohne wahres Verjtändnis der katholiſchen Frömmig— 
feit und des fatholifchen Glaubens. Das trat 3. B. hervor, als 





! Hafjel, Joſeph dv. Radowitz I 76 f. 

? 4. Hausrath, Richard Rothe und feine Freunde II, Berlin 1906, 
339 5. Vgl. E. Zedele, Die kirchenpolitifchen Anfchauungen von €. 8. 
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die Definition des Dogmas der unbefledten Empfängnis Mariä 
bevorftand. „Der König”, jo wird erzählt, „war gewaltig auf- 
geregt, daß der Papſt für fich neue Dogmen made. ... Man 
jagte, durch das Mariendogma trete die katholiſche Kirche heraus 
aus der Kontinuität der trinitarischen Orthodorie, ſie ftehe nicht 
mehr auf dem Boden der ökumenischen Befenntnifje.“ Zuerſt 
plante Friedrich Wilhelm, vereinigt mit dem Erzbiſchof von Canter- 
bury, eine Erklärung gegen das Dogma zu veröffentlichen, dann 
dachte man in der füniglichen Umgebung an die Eröffnung eines 
Preſſefehdezuges, ftand aber davon ab, weil der König Furcht zu 
haben erklärte vor „der proteftantijchen Taftlofigfeit, die gewöhn— 
ih mit einem Clement der Klotzigkeit verbunden ift“. Später 
(1857) wurde die Berliner Tagung der internationalen Evan- 
gelical Alliance zur Demonftration „gegen Rom“ gejtenpelt; 
es war die unglücliche Verfammlung, auf der der Genfer Ortho— 
dore Merle D’Aubigne wegen eines ihm während des allgemeinen 
Abküſſens der Baftoren von dem „ungläubigen” Bunſen meuc)- 
lings geraubten Kufjes die befannte Proteſtſzene aufführte!. Auch 
andere Tatjachen ähnlichen Charakters jchließen jeden Zweifel aus, 
daß die Furcht protejtantifcher Eiferer vor einem Kryptofatholizig- 
mus des Monarchen unbegründet war. Bejonders verleßte die 
Katholiken eine KabinettSordre vom Jahre 1853, nach der jeder 
protejtantiiche Offizier, der beim Eingehen einer gemijchten Ehe 
fatholiiche Kindererziehung verjpradh, aus dem Dienft zu ent- 
lafien war. 

Aber die Katholifen Preußens werden Friedrich Wilhelms IV. 
Namen immer mit ehrfurchtspollem Danfe nennen. Ihn bejeelte 
wahre Ehrfurcht vor der Hiftorischen Kontinuität und der an den 
großartigsten Segnungen in allen Jahrhunderten jo reichen Wirk 
jamfeit der Eatholifchen Kirche. Und im Sturmjahre 1848 hatte 
er reichliche Gelegenheit, die Verdienste preußischer Biſchöfe um 





! 9 Bunjen-Nippold, Chr. C. 3. v. Bunfen II, Leipzig 1871, 382 
399 f 491. 
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die Bewahrung oder Wiederherftellung der ftaatlichen Ordnung 
fennen und ſchätzen zu lernen. Von einem zur Ruhe mahnenden 
Hirtenfchreiben des Breslauer Fürftbiichofs Melchior von Diepen- 
brod ließ die Regierung 30000 Exemplare verbreiten, und der 


König ſchrieb dem Prälaten: „Bei der wirren Untreue, der be- 


waffneten Frechheit um Sie her gehört der Mut des Ehriften 
dazu, jo in den Abgrund Hineinzurufen, wie Sie es getan, um 
die Treue am heiligen Hirtenamte zu bewähren. Man jagt, es 
habe auf Katholifche und Evangelifche wunderbar gewirkt, und 
ich verftehe da3.“1 Auch der Erzbifchof von Köln, Johannes 
von Geifjel, jchrieb an die Angehörigen feines Sprengels echt 
apoftolifche Worte über ihre Pflichten gegen Staat und Bater- 
land?, Die jehr erheblichen Dienfte, die die Kirche 1848 zur 
Stügung des wanfenden preußijchen Staates geleijtet, blieben 
noch lange Zeit in der Erinnerung der preußifchen Politiker 
haften: noch im Jahre 1869 jehen wir Bismard unter ausdrüd- 
licher Berufung auf die Treue, welche die Katholifen im Re- 
volutionsjahre bewiejen hätten, jede Art von Firchenpolitiichen 
Ausnahmegejeben ablehnen ®. 

Sp war e3 denn verftändlich, daß das perjönliche Verhältnis 
König Friedrich Wilhelms IV. zur Tatholiichen Kirche ein im 
allgemeinen wohlwollendes geblieben ift. Bejonders Huldvoll er- 
wies er fich fein Leben lang gegenüber der imponierenden Fürften- 
gejtalt des großen Kirchenpolitifer8 Johannes Kardinal von Geifjel; 
mit dem gemütstiefen Kardinal von Diepenbrod verband ihn das 
Verhältnis inniger Freundichaft. 

Die Schwierigkeiten, die der neue König auf dem Firchenpoliti- 
ichen Gebiete vorfand, waren zu groß, al3 daß an eine jofortige 
Behebung wäre zu denken gewejen. Am eheſten founte es zu 





1% H. Reinkens, Melchior von Diepenbrod. Ein Zeit: und Lebens: 
bild, Leipzig 1881, 397 f. 

® Bfülf, Kardinal v. Geiffel I 518 f. 

® Die Anfprachen des Fürften Bismard 1848—1894, Herausgeg. von 
9. dv. Poſchinger I?, Stuttgart 1895, 13 f. 
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einem Ausgleiche in dem Poſenſchen Konflikte fommen; ſchon im 
Auguft 1840 kehrte Erzbiihof Martin von Dunin gegen das 
Beriprechen, im Geifte des Friedens und der Treue gegen den 
König wirken zu wollen, im feine Rejidenz zurüd. Die Regie— 
rung ihrerjeits beftand nicht mehr auf ihrer Forderung unbedingter 
Einjegnung gemijchter Ehen. Eine NRüdfehr Klemens Augujts 
nach Köln. lag nicht in den Abfichten des Königs. Da aber der 
Heilige Stuhl dem im minifteriellen Publifandum von 1837 
jchwer verleumdeten Erzbijchofe diefe Genugtuung fichern zu müfjen 
glaubte, gejtalteten jich die Berhandlungen, die preußifcherfeits 
Graf Brühl führte, jehr langwierig und dornenvoll!. Man einigte 
jich Schließlich dahin, daß Klemens Auguft Erzbifchof bleiben, an 
jeiner Stelle aber ein Koadjutor die Diözeſe regieren jolle. Die 
ſchwierige Berfonenfrage fand ihre Löſung, ald König Zudwig I. 
von Bayern das Augenmerk jeines königlichen Schwagers auf 
den Bijchof von Speier, Johannes von Geiſſel, gelenkt Hatte. 
Der neue Koadjutor erlangte von der Regierung Oarantien, daß 
ihm unmittelbare Aufficht des Klerifalfeminars, freie Ausübung 
der bijchöflichen Gewalt u. a. unbeftritten zuftehen werde. Nach— 
dem die Regierung ihr ehrenrühriges Publifandum „in allen 
jeinen Teilen“ zurüdgenommen hatte, führte Klemens Auguft in 
einem Hirtenfchreiben den Koadjutor und Fünftigen Nachfolger in 
der Kölner Erzdiözeſe ein. Der Belenner-Erzbifchof lebte fortan 
in größter Abgejchlofjenheit zu Münſter; gelegentlich einer Rom— 
reife wurden ihm außerordentliche Ehrungen zu teil. Er ftarb, 
nachdem er in der Schrift „Über den Frieden unter den Staaten 
und der Kirche”? noch einmal für die Ideale, für die er ge- 
ftritten und geduldet Hatte, Zeugnis abgelegt, eines janften Todes 
am 19. DOftober 1845. 

Für alle Zeiten wird mit Klemens Augufts Namen die Periode 
der Wiedergeburt des Fatholifchen Deutjchland verknüpft fein; der 


1 Bol. Näheres bei A. v. Reumont, Aus König Friedrich Wil- 
helms IV. gefunden und kranken Tagen, Leipzig 1885, 115 ff. 
° Münfter 1843. 
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Ruhm, die ftaatliche Bolizeigewalt aus dem Heiligtum der Kirche 
gewiejen zu haben, wird ihn immerdar bleiben. Es wird auch 
nicht vergefjen werden, welche Fraftvolle Unterjtügung der Erz- 
bifchof durch den Heiligen Stuhl erfahren Hat, und daß nur 
durch die Wahrung der fatholifchen Einheit, durch engen An- 
ihluß an Rom der Epiffopat aus den Feſſeln des Territorialis- 
mus befreit worden ift. Mächtig war der Impuls, den das 
mannhafte Auftreten des ehrwürdigen Prälaten dem katholiſchen 
Denken und Empfinden in Deutjchland gegeben hat. Der Wider- 
ſpruch gegen die ftaatliche Willkür, einmal gewect, fonnte nicht 
mehr jo bald verjitummen. Und je mehr wieder die Augen der 
deutichen Katholifen nach Rom blicten, wo fie den jtarfen Hort 
der Firchlichen Freiheit gegenüber der Bevormundungsfucht der 
weltlichen Gewalt wußten, dejto mehr erjtarfte auch die katholiſche 
Frömmigkeit, die fatholifche Überzeugungstreue. Wie in der pie 
tiftiich-orthodor-Iutherifchen Bewegung Preußens es fich deutlich 
manifejtiert hatte, daß die pofitiven Kreije in dem Indifferentismus 
der früheren Epoche den größten Feind aller echten Religiofität 
erkannten, jo beſann man fich auch im Fatholifchen Lager wieder 
auf die katholiſchen Grundfäge unter ftrenger Abweifung aller 
dogmatifchen und difziplinären Verſchwommenheit. Wieviel war 
auf diejem Gebiete zu beſſern! Katholifche Geiftliche Hatten 1817 
feine Scham empfunden, in den proteftantifchen Kirchen das Re- 
formationsjubiläum mitzufeiern!. Der Biſchof Sedlag von Kulm 
befuchte 1834 die weftpreußifche Stadt Strasburg und titulierte 
beim Empfang nicht allein den proteftantifchen Ortspfarrer mit 
„Herr Bruder”, ſondern ftattete auch im vollen bifchöflichen Ornat, 
mit Mitra und Hirtenftab, begleitet von der Fatholifchen Geift- 
lichkeit, der proteftantifchen Kirche einen Beſuch ab; er ver- 
abſchiedete fich von dem proteftantischen Pfarrer mit den Worten: 
„Bott jegne ferner Ihre Wirkjamkeit.“2 Solcher Beifpiele von 





A. Franz, Die gemifchten Ehen 58. 
? Hiftorifch-politifche Blätter CXXXI (1903) 327. 
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Indifferentismus gab es nur allzuviel. Die ſchleſiſche Neform- 
bewegung unter Joh. Anton Theiner näherte fich aufs bedenklichſte 
dem Proteftantismus. Gerade die einjeitig proteftantiiche Politik 
Preußens aber hat mächtig geholfen, eine Fatholijche Reaktion, 
eine Stärkung des katholiſchen Bewußtjeins hervorzurufen. Die 
Wiedergeburt der Theologie, die alsbald ein jo überragendes Werf 
wie %. A. Möhlers (geft. 1838) „Symbolif” aufzumeifen hatte, 
brachte der Kirche erhöhtes Anſehen; die Konverfionen mehrten 
ſich noch) immer; aus allen gebildeten Berufsftänden jtrömten dem 
theologijchen Studium Jünger zu, fo auch zwei weftfälifche Juriften: 
Wilhelm Emanuel Freiherr von Ketteler und Paul Melchers. 
Alle diefe Kräfte follten bald in eifrigem Wettbewerb zum Wieder- 
aufbau der Fatholifchen Kirche Deutjchlands dienftbar werden. 
Dazu trat noch ein Imponderabile von ausnehmender Wichtigkeit, 
es war die fernhafte katholiſche Frömmigkeit breiter Volksſchichten, 
die fich unangefränfelt von lauem Rationalismus ins 19. Yahr- 
hundert herübergerettet hatte. Auch der fatholiiche Adel, befonders 
in den Rheinlanden und Weftfalen, bejann ſich wieder auf ſeine 
ehrwürdigen Traditionen. 

Daß alle dieſe Faktoren ein durch die Staatsgewalt nicht allzu 
behindertes, für den Staat wie die Kirche gleich vorteilhaftes Zu— 
ſammenwirken entfalten konnten, war zu gutem Teil auf den Ein— 
fluß der von Friedrich Wilhelm IV. geſchaffenen „Katholiſchen 
Abteilung“ im Kultusminiſterium zurückzuführen. Schon 1822 
hatte der weitblickende Freiherr vom Stein eine ſolche Inſtitution 
als notwendig bezeichnet. „Wenn ſich“, jo ſchrieb er, „das geift- 
liche Departement allein auf das ius circa sacra beſchränkt, ſich 
nicht in die Angelegenheiten der kirchlichen Geſellſchaft mijcht, 
wenn hierüber eine unveränderliche Verabredung getroffen wird, 
wenn endlich die Bearbeitung der Fatholifchen Sachen, jo aus 
dem iure circa sacra emanieren, einer aus Katholiken beftehenden 





! gl. G. v. Below, Der Kirchenftreit in Preußen in den Jahren 1838 
und 1839, in Deutfche Revue Zahrg. 28 (1903), I 133 ff. 
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Sektion des geiftlichen Departements anvertraut wird, jo jcheint 
mir, die Kollifionen zwifchen der erzbijchöflichen Behörde umd 
dem Kultusminifterio würden jo viel als möglich vermieden.” An 
der Spitze der katholiſchen Abteilung, jo meinte der von jedem 
proteftantiichen Fanatismus weit entfernte große Staatsmann, 
jollte ein Katholif ftehen, der mit den Dogmen und der Ber- 
faffjung feiner Kirche auf innigjte vertraut fein müſſe. Dieje 
feine Kenntnis babe der Beamte dazu zu verwenden, „um die 
feiner Kirche nötigen Berbefjerungen, immer mit Rüdficht auf 


ihre wejentlihe und unabänderliche Verfafjung, vorzunehmen“ 1, ı 


Solchen Anregungen Folge zu Teiften, war ein Regime, das 
joeben vermöge feiner vollftändigen Unkenntnis des Katholizismus 
die verhängnigvolliten Fehler begangen hatte, nun endlich bereit; 
die alte Wahrheit, daß Vertrauen Vertrauen erzeugt, ſollte auch 
bier ihre Geltung beweijen. Diele Fragen der Firchlichen Neu- 
ordnung erhielten in der Folge eine die Intereſſen beider Ge- 


walten wahrende Löſung. An Borurteilen gegen die neue Inſti— 


tultion hat es ſchon von Anfang an nicht_ gefehlt, fie beruhen auf 





einer maßlofen Übertreibung des Einflufjes, der der Abteilung 
eingeräumt war: und doch lag die Beichlußfafjung allemal in den 
Händen des protejtantifchen Kultusminiſters. Angefichts dieſer 
Tatſache ift e3 geradezu ungeheuerlich, wenn man davon jpricht, 


durch die drei Fatholiichen Räte habe „der Staat in jeiner Harm- 


lofigfeit jeine Souveränetät dem römischen Stuhle preisgegeben“ 2, 

Hinfichtlich der Bilchofswahlen gab die Regierung Friedrich 
Wilhelms IV. das von dem Vorgänger geübte Verfahren einer 
fürmlichen Iandesherrlichen Defignation des Kandidaten auf; zur 


Ermittlung der Genehmheit der vorgefchlagenen Geiftlichen erwies 


ih das Liftenverfahren als praktiſch und wurde auch jpäter von 





16. H. Pertz, Das Leben des Minifters Freiheren vom Stein V, 
Berlin 1854, 645. M. Lehmann, Freiherr vom Stein II (1903) 392. 
Ahnlich urteilte Graf Spiegel. 

2? 9. Treitſchke, Deutſche Gefchichte V5 298. 

Kißling, Geh. d. Kulturfampfes ꝛc. 1. 14 
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Papſt und König als vereinbarungsgemäß bezeichnet. Auf diefer 
Grundlage fand auch der langjährige Konflikt bezüglich der Wieder: 
bejegung des trierischen Bijchofsftuhles im Jahre 1842 feine Löſung. 
Wiederum lenkte fich die Wahl des Kapitels auf den Domherrn 
Wilhelm Arnoldi. Der Verkehr der Bilchöfe mit dem Heiligen 
Stuhle wurde freigegeben, gleichzeitig verzichtete die Staatsgewali 
auf das Plazet bezüglich bifchöflicher Erlaſſe von rein religiös 
firchlichem Charakter. So war denn in einer ganzen Reihe vor 
wichtigen Punkten ein Fortjchritt zu Gunften der Kirchenfreihei 
zu verzeichnen, danf dem guten Willen eines edeln Monarchen 

Minder Günftiges war in dem Verhalten der Bureaufratie zu 
beobachten. „Die großen TFeindfeligfeiten gegen die katholiſche 
Kirche” hörten nach der Beobachtung Joſephs von Radowitz, „alg 
dem bejtimmten Willen des Königs widerjtrebend, zwar auf, abeı 
ununterbrochene kleine Berationen ließen es nie zum rechten 
Frieden fommen.“ 2 

Bejondern Widerwillen erregte es bei den Katholiten, daß die 
an die Namen Ronge und Ezerffi fich knüpfende „deutſchkatho— 
fiiche” Bewegung von befannter übelfter, vadifal-rationaliftijcher 
Art durch leitende Stellen Berlins, u. a. die Minifter Eichhorn 
und Bodelihwingh, mancherlei Vorſchub erfuhr. „In gewiſſen 
Kreijen”, jo urteilte damal3 Johannes von Geifjel, „hielt man 
die Art und Weife, wie die Kölner Wirren beigelegt wurden, für 
eine Niederlage des Proteſtantismus, weil die fatholiichen Grund: 
ſätze unverleßt aus dem Kampfe gingen. Damals beugte man 
fih nur einem höheren, weijeren Willen; aber es blieb dag Ge— 
fühl des Verdruſſes, daß die Unterjochung der katholiſchen Kirche 
nicht gelungen war. Jetzt aber jcheint die Zeit gefommen, für 
jene vermeintliche Niederlage dadurch Revanche zu nehmen, daß 
man die maßlojen Schmähungen der Seftierer und der mit ihnen 
verbundenen Rationaliften, Hegelinge und Zeitungsjuden frei fi) 





ı Näheres j. bei Stu, Deutjches Biſchofswahlrecht 2. 
® Haffel, Joſeph v. Radowig I 131. 
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ausſpeien läßt, und man hofft vielleicht, den verlorenen Boden 
gegen die fatholifche Kirche zurüczuerobern.“ 1 

Die ſyſtematiſche Zurückdrängung der Katholifen von allen 
feitenden Amtern im Staate war eine faft volljtändige. Keiner 
der Minifter war Fatholifch, unter den Divifionsgenerälen gab es 
einen, den Oberften fünf, den NRegierungspräfidenten zwei Katho— 
fifen, alle Oberpräfidenten waren proteftantiih. Das bedeutete 
denn ein volftändiges Überwiegen des proteftantifchen Elementes 
in der gejamten Staat3verwaltung ?. 

Große Beunruhigung erregte ein von der Regierung vorgelegter 


Strafgejegentwurf, deſſen Tit. 27 erorbitante Strafbejtimmungen 


für Zuwiderhandlungen von Geiftlichen gegen die iura circa sacra 
des Landesfürften vorjah. Ein ähnlicher Entwurf vom Jahre 
1843 war von dem Minifterium zurücgezogen worden. Der neue, 
auch im übrigen jehr reaftionäre Entwurf aber wurde vom Au$- 
ihuß der Stände im März 1848 angenommen, objchon der rhei- 
niſche Liberale Ludolf Camphauſen die Borlage trefflicht Eritifiert 


hatte mit dem Hinweife, daß man immer von Übergriffen der 


Kirche in das Gebiet des Staates rede, ohne einen einzigen jolchen 
Fall namhaft machen zu können; hier aber wolle man die Über: 
griffe des Staates, die offen zu Tage träten, geſetzlich janktionieren. 
Der Konflikt wäre unausbleiblich gewejen, wäre nicht ein außer: 


ordentliches Ereignis dazwijchengetreten — die Märzrevolution. 


In feiner Grundfefte wurde der Bolizeiftaat durch die März- 


ereigniſſe erjchüttert. Nun jollte auf die Geſchicke der Kirche in 


| 
| 
| 


: 


| 
| 
| 


Preußen ein neuer Faktor entjcheidenden Einfluß ausüben, der 
Konjtitutionalismus. 

Die Stellungnahme der deutichen Katholifen gegenüber den 
fonjtitutionellen Theorien war im Sturmjahre noch feineswegs 
‚ einheitlich. Noch immer hatten die romantijch-ftändischen Ideen 
ı Karl Ludwig von Hallers, des befannten Konvertiten und un- 
‚ ermüdlichen Befämpfers der franzöfischen Revolution und ihrer 





Pfülf, Kardinal v. Geifjel I 348, ? Ebd. I 137 f. 
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Staatsauffafjung, unter den Katholifen zahlreiche Anhänger, die 
in den „Hiſtoriſch-politiſchen Blättern“ ihr publiziftifches Organ 
bejaßen. Aber jchon hatte, bejonders im Weiten, die Richtung, 
welche unter Anlehnung an die Ideen des Grafen Montalembert 
in dem Konftitutionalismus einen erjtrebenswerten politiichen Fort- 
ſchritt und eine Schugwehr für die Kirche gegen die abjolutiftiiche 
Bureaufratie jah, einen bedeutenden Vorſprung erreicht, wie denn 
auch ein jo angejehenes Organ wie der Mainzer „Katholif” im 
Sinne chriftlicher Demokratie das gleiche, allgemeine Wahlrecht 
forderte; in Mainz war auch der fofort auf den Boden der Tat- 
jachen ich ftellende „Piusverein zum Schuß der religiöfen und 
firchlichen Freiheit” entjtanden, der für den angegebenen Zweck 
alsbald ausgezeichnet agitierte!. 

Der Einfluß, den die der Märzrevolution entjtammenden Barla- 
mente auf die Kirchenfrage ausübten, jchien anfangs nichts weniger 
al3 ein erfreulicher werden zu jollen. Die antireligiös-radikale 
Richtung, welche durch jo fanatiſche Gegner des Chriftentums wie 
David Friedrich Strauß, Bruno Bauer und Ludwig Feuerbach 
in einen großen Teil des deutſchen Volkes war Hineingetragen 
worden, fam zum deutlichiten Ausdruck. Radikal-⸗demokratiſche 
Führer forderten Trennung von Kirche und Staat und als Kom- 
jequenz ihrer liberal-individualiftiichen Theorie Abſchaffung jeder 
firchlichen Autorität und damit Vernichtung der Kirche felber. 
Im Frankfurter Parlamente wurde bei der erjten Leſung der 
„Grundrechte des deutjchen Volkes” als fundamentales kirchen- 
politifches Prinzip die anjcheinend günftige Bejtimmungrangenoms- 
men: Jede Religionsgejellichaft (Kirche) ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten jelbjtändig, bleibt aber wie jede andere Gejell 
Ichaft im Staate den allgemeinen Staatsgejegen unterworfen. Was 
im Borderfage ftatuiert war, wurde durch den Nachſatz wieder 





1 Bol. 5. Schnabel, Der Zuſammenſchluß des politijchen Katholir 
zismus in Deutjchland im Jahre 1848, Heidelberg 1910, 26 ff. 2. Berg 
träßer, Studien zur rg der Zentrumspartei, Tübingen 1910, 
136 ff 244 ff, 
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illuſoriſch; der letztere follte iiberhaupt nach dem Wunjche zahl- 
reicher Liberalen das Fundament für Firchenpolizeiliche Beſtim— 
mungen der Gejeßgebung werden. In der Schulfrage gedachte 
der Radifalismus einen vernichtenden Schlag gegen die Kirche zu 
führen, indem er völlige Trennung von Kirche und Schule be- 
antragte (Art. IV, 8 4); diefer Antrag gelangte zur Annahme, 
in der zweiten Leſung wurde aber der Kirche die Aufficht über 
den Religiongunterricht zugefprochen. Der prinzipielle Sab über 
die Selbftändigkeit der Kirchen erfuhr in der zweiten Lejung eine 
geringe Modifikation, ohne da eine bejjere Stellung der Religions- 
gejellfchaften gegenüber den ftaatzfirchenrechtlichen Übergriffen ge- 
ihaffen worden wäre. Alles in allem hatten auch die gemäßigten 
Liberalen die Hoffnungen des Fatholiichen Volkes enttäuſcht, das 
unter grundfäglicher Ablehnung republifanisch-vadifaler Kandidaten 
vielfach die Liberalen unterjtügt hatte. Man hatte darauf gehofft, 
daß dieſe aus ihrem Grundjabe der Gewiljenzfreiheit die ent- 
jprechenden Konjequenzen zu Gunſten wahrer firchlicher Selb- 
 ftändigfeit ziehen würden. Zu einer eigentlichen PBarteibildung 
auf Fatholiicher Grundlage war es in Frankfurt nicht gefommen. 
Aber troß ihrer Zugehörigkeit zu den verfchiedenften politifchen 
Klubs pflegten fich treufatholifche Abgeordnete, geführt von Fürft- 
biichof Melchior von Diepenbrod, Biſchof Müller von Münfter, 
' General von Radowig und Auguft Reichensperger, im „fatho- 
lichen Verein“ oder „Eatholifchen Klub“ über ihre Abftimmungen 
in Eirchlichen Fragen zu verftändigen. In Anſehung der kirch— 
lichen Grundrechte hatte man Fatholifcherfeit8 den Antrag ein- 
gebracht: „Die beftehenden und neu fich bildenden Religionsgefell- 
haften find als folche unabhängig von der Staatsgewalt; fie 
ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten jelbftändig.” Leider 
hatte diefer Antrag nicht durchdringen können!. 

Der Gang der Frankfurter Verhandlungen war nicht ohne 
Einfluß auf die Geftaltung der Eirchenpofitifchen Beftimmungen in 


Vgl. Neundörfer, Der ältere deutjche Liberalismus, im Archiv für 
fathol. Kirchenrecht LXXXIX (1909) 417. 
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der preußiſchen Nationalverfammlung. In den von der Regie 
rung vorgelegten Verfajjungsentwurf vom 20. Mai 1848 war 
eine prinzipielle Beftimmung über die Selbjtändigfeit der Kirchen 
nicht aufgenommen. Mit Rüdficht auf die in Frankfurt zu Tage 
getretenen Forderungen entjchloß ſich aber der Kultusminifter, bei 
der die Verfaffung beratenden BZentralabteilung die Aufnahme eines 
allgemeinen Prinzips zu empfehlen; diejes jollte lauten: „Allen 
Religionsgefjellichaften ſteht das Recht zu, ihre inneren Angelegen- 
heiten jelbftändig zu ordnen und zu verwalten.” Dieſer minifterielle 
Antrag war ficher nicht ohne Borwifjen des Königs entftanden; den 
Monarchen Teiteten dabei vor allem die Abfichten, die er in Hinficht 
auf eine freiheitliche Geftaltung des proteftantischen Kirchenweſens 
hegte. Das proteftantiiche Vorurteil hatte fich noch kurz zuvor 
in Friedrich Wilhelm IV. geregt, er war nicht ohne Sorgen, 
wenn er an die Folgen der Kirchenbefreiung dachte. Am 17. Mai 
1848 hatte er betreffs des ſog. Camphauſenſchen Verfaſſungs— 
entwurfs gejchrieben: „Der Artikel über die Religionsgefellichaften 
iſt jo gefaßt, daß ich ihn unter Feiner Bedingung genehmige. Ich 
verlange, daß der ‚evangelifchen und römischen Kirchen‘ Erwähnung 
geſchehe und in dem Geſetz der Gewährleiftung ihrer Rechte... 
förmlichit gedacht werde. Die Liebe zur vermeintlichen Gleichheit 
hat bier dem Redakteur einen jchauderhaften Streich gejpielt. 
Denn die römische Kirche mit ihrer eifernen und feften Konftituie- 
rung würde bei dem gewollten Selbjtbejtimmungsrechte jo un: 
geheure Vorrechte faktisch gegen die Evangelifchen gewinnen, daß 
das entjeglichjte Gefchrei darüber mit erneuter konfeſſioneller Leiden- 
ichaftlichfeit ausbrechen und neue DVerlegenheiten zu dem jchon 
übergroßen Schab von dergleichen de gait6 de caur hinzufügen 
wirde.“ 1 | 

Übrigens genügte der minifterielle Vorfchlag nicht, um den 
Staat3abjolutismus auf kirchlichem Gebiete vollftändig zu be- 





18. Ludwig, Über Friedrich Wilhelms IV. Stellung zur preuß. Ver: 
fajjungsfrage, Breslau 1907, 37. 
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feitigen. Von jeher, jo äußerte jpäter der Kommiffionsbericht, 
ſei Streit darüber geweſen, was zu den äußeren und was zu den 
inneren Angelegenheiten der Kirche gehöre. Beim Feithalten an 
dieſer Unterjcheidung laufe man Gefahr, daß die für die Religions— 
gejellichaften verfündete Freiheit wieder in Gebundenheit umjchlage. 
Es wurde daher die Selbjtändigfeit der Religionsgejellichaften 
für „ihre Angelegenheiten“ jchlechthin gefordert !. 

Bon Fatholifchen Parlamentariern war e3 ganz bejonders Erz- 
biſchof von Geifjel, der mit ebenjoviel Eifer als Erfolg für eine 
freiheitliche Geftaltung der Kirchenverhältniffe durch die preußiſche 
Kationalverfammlung gearbeitet hat; ihn unterjtügten drei Fatho- 
liſche rheiniſche Zuriften: Peter Neichensperger, Ferdinand Walter 
und Johann Joſeph Bauerband. Der letere war Referent über 
die Berfafjungsbeitimmungen Hinfichtlich der Kirche. Es gelang ihm 
nur, in den Verhandlungen der Verfaffungstommiffion die folgende 
Formulierung zur Annahme zu bringen: „Jede Religionsgeſell— 
haft ift in Betreff ihrer inneren Angelegenheiten der Staatsgewalt 
gegenüber frei und ſelbſtändig.“ Die Amendierung, die bei den 
Beratungen in den Zentralabteilungen erzielt wurde, war hoch— 
bedeutſam; der neue Vorſchlag lautete: „Jede Religionsgejellichaft 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbftändig und bleibt 
im Befib und Genuß der für ihre Kultus-, Unterrichts- und 
Wohltätigkeitszwecke beſtimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds.“ ? 
Bekanntlich Löfte der König am 5. Dezember 1848 die National- 
verſammlung auf und oftroyierte gleichzeitig eine Verfaffung, deren 
Revifion durch die Kammern vorbehalten war. Der Kirchen- 
paragraph der „Charte Walde“ war im wejentlichen in die Ver- 
fafjungsurfunde übergegangen, zum Teil vielleicht ein Verdienſt 

des Geheimrats Matthias Aulite, Mitgliedes der „Katholiſchen 





19. Gerlach, Das Verhältnis des preußifchen Staates zur katho— 
liſchen Kirche? Paderborn 1867, 57 ff. 

FR. Roske, Die Entwidlung der Grundrechte des deutichen Volkes 
vom Jahre 1848 und des Titels II. der preußifchen Verfaſſung „von den 
Rechten der Preußen” (Differtation), Greifswald 1910, 120 ff. | 
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Abteilung”. Ohne Zweifel hat aber wiederum der König felber, 
wie bei feinen Anjchauungen über Kirchenregiment und Staats 
firchentum ohne weiteres verjtändfich ift, Das entjcheidende Wort 
gefprochen. Für die neuerlich ausgefprochene Vermutung, da 
„geheime katholiſche Nebeneinflüffe” bei der Aufnahme des jo 
wichtigen Berfafjungsartifel3 am Werfe gemwejen jeien und fich des 
fatholifchen Juſtizminiſters Rintelen für die Zwecke des „Erobe- 
rung3zuges des Ultramontanismus” bedient hätten, ift ein Beweis 
nicht erbracht worden!. 

Der entjcheidende Artikel 12 (fpäter 15) erhielt bei der Reviſion 
in der Eriten Kammer einen einschränfenden Zuſatz; in der Zweiten 
Kammer erklärte fich der Kultusminister Adalbert von Ladenberg 
für Beibehaltung des Regierungsentwurfes und für Ablehnung 
des in dem andern Haufe gejtellten Amendement3 von Ammon, 
das wieder zwijchen inneren und äußeren Angelegenheiten der 
Kirche unterjcheiden wollte. „Wenn die Kirche”, jo jprach der 
Minifter, „ſelbſt ihre Angelegenheiten verwalten joll, jo ift es 
eine notwendige Konjequenz, daß alles dasjenige, was zu ihrer 
Angelegenheit gehört, auch ihrer jelbjtändigen Verwaltung nicht 
entzogen werde.” Wolle man den Verſuch machen, zwifchen inneren 
und äußeren Angelegenheiten zu trennen, jo jehe man bald die 
Unmöglichkeit einer folchen Trennung ein, meift werde man auf 
ein gemifchtes Verhältnis ftoßen, „und in diefem würde zwijchen 
den firchlichen und Staatsbehörden der Hauptzanfapfel Liegen“. 
Was wirklich eine firchliche Angelegenheit jei, ganz gleich, ob eine 
innere oder äußere, jolle der. Kirche zur Behandlung überlafien 
bleiben; für den Staat, der ja jeine Rechte wahren werde, jei 
dabei nichts zu befürchten. Der Minifter bat jchlieglih darum, 
daß „die großartige Anficht”, von der die Regierung in der Sache 
ausgegangen jei, „nicht in einer Weife bejchränft werde, die dem 





15. Meinede, Weltbürgertum und Nationalftaat, München 1908, 
406 ff. Siehe dagegen Forichungen zur ee und Pe 
Geſchichte XXII (1909) 314. 
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Staate das Hauptverdienft bei diefem wichtigen Akte nehmen 
würde”1., Das Haus votierte denn auch entjprechend dem kon— 
jerpativen Grundcharafter, den die Wahlen von 1849 ihm auf- 
geprägt hatten, nach dem Antrag der Regierung. Die revidierte 
Berfafiungsurfunde vom 31. Januar 1850 bejchwor der König 
am 6. Februar 1850. Die Firchenpolitiiche Bedeutung des Staat3- 
grundgejebes war eine enorme, wie der Blid auf die folgenden 
Beftimmungen Iehrt: „Art. 12. Die Freiheit des religiöfen Be: 
fenntniffes, der Bereinigung zu Religionsgefellichaften und der 
gemeinjamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird 
gewährleiftet. Der Genuß der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen 
Rechte ift unabhängig von dem religiöfen Befenntnifje. Den bürger- 
lichen und ftaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung 
der Neligionsfreiheit fein Abbruch gejchehen. Art. 13. Die Reli- 
gionsgejellichaften ſowie die geiftlichen Gejellichaften, welche feine 
Korporationsrechte haben, können diefe Rechte nur durch bejondere 
Gejebe erlangen. Art. 14. Die chriftliche Religion wird bei den- 
jenigen Einrichtungen des Staates, welche mit der Religiongübung 
im Zujammenhang jtehen, unbejchadet der im Art. 12 gewähr- 
leiſteten Religiongfreiheit zu Grunde gelegt. Art. 15. Die evan- 
gelische und römisch-Fatholiiche Kirche jowie jede andere Religions— 
gejellichaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbftändig 
und bleibt im Befis und Genuß der für ihre Kultus-, Unterrichts- 
und Wohltätigfeitszwede beftimmten Anftalten, Stiftungen und 
Fonds. Art. 16. Der Verkehr der Religionsgefellichaften mit 
ihren Dberen ift ungehindert. Die Befanntmachjung kirchlicher 
Anordnungen iſt nur denjenigen Beichränfungen unterworfen, 
welchen alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen. Art. 18. 
Das Ernennungs-, VBorjchlags-, Wahl- und Beftätigungsrecht bei 
Beſetzung Firchlicher Stellen ift, foweit es dem Staate zufteht 
und nicht auf dem Patronate oder bejondern Rechtstiteln beruht, 





! Stenographifcher Bericht der MENGEN der — Kammer 1849 
II 1155. | | | 
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aufgehoben. Auf die Anstellung von Geiftlichen beim Militär 
und an öffentlichen Anftalten findet diefe Beftimmung feine An- 
wendung. Art. 109. Die bejtehenden Steuern und Abgaben werden 
forterhoben und alle Bejtimmungen der bejtehenden Geſetzbücher, 
einzelnen Geſetze und Berordnungen, welche der gegenwärtigen 
Verfaſſung nicht zumiderlaufen, bleiben in Kraft, big fie durch 
ein Gejeß abgeändert werden.” Es war in der Tat feine Über- 
treibung, wenn man dieje Berfafjungsbeftimmungen als eine wahre 
magna charta der Neligionsfreiheit bezeichnet hat. Man hegte 
die Hoffnung, daß die neugejchaffene Ordnung des Berhältnifjes 
von Staat und Kirche die Lebenskraft haben werde, Jahrhunderte 
. zu überdauern. 

Der neu verliehenen Freiheit praftiiche Wirkſamkeit zu verleihen, 
war der preußijche Epijfopat völlig vorbereitet, zumal durch die 
ſtaatsmänniſche Umficht des Erzbijchofs von Geifjel. Diefer Hatte 
ſich da3 großartige Verdienst erivorben, im Dftober des Revolutions— 
jahres den deutjchen Epiffopat in der denfwürdigen Bilchofsver- 
jammlung zu Würzburg behufs einheitlicher Stellungnahme in 
der Frage der Kirchenfreiheit um fich gefammelt zu haben. Weitere 
Beratungen über die jpezifiich preußiichen Angelegenheiten im 
März und April 1849 bejtimmten das Vorgehen der Oberhirten 
im einzelnen. Der Kultusminifter von Ladenberg erjuchte Die 
preußifchen Biſchöfe, zwed3 Durchführung der Firchlichen Selb- 
ftändigfeit mit ihm in Unterhandlungen zu treten. Geifjels taf- 
tiſches Geichiet dagegen ſchlug einen andern Weg ein und ver- 
wirffichte nach vielen Mühen das Projekt einer gemeinjamen 
Denkichrift des Epiffopates. Die Bijchöfe betonten, daß alle Be 
ichränfungen der Kirche durch die Verfaſſung bereit3 aufgehoben 
jeien, eine fürmliche Verleihung der Selbjtändigfeit alfo überflüſſig 
jei. Sie jchrieben: „Das... der Kirche freigegebene Recht, ihre 
Angelegenheiten, die äußeren wie die inneren, ohne bevormundende 
Überwachung und ohne Hemmung durch fremde Einmifchung jelb- 
jtändig und mit freier Selbjtbeftimmung nach den eigenen Zweden 
der Entfündigung und Heiligung der Welt jchaffend, einrichtend 
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und leitend zu ordnen und zu verwalten, begrüßten die Bijchöfe 
mit bejonderer Freudigfeit und nahmen davon um jo rajcher Beſitz, 
als ihm die übelberatene Politif der legten Jahrhunderte vielfach 
ſolche ftet3 enger fich jchließende Schranken gezogen hatte, deren 
‚bedauerlicher Druck nicht jelten für das Firchliche Wirken und 
Gedeihen ebenjo hemmend wie zerjtörend geworden war. Mit 
der Befeitigung jener Schranten und dem Wegfall des jo fruchtbar 
und ohne Grenzen dehnbar gewordenen Plazets umfaßt num dieſe 
der Kirche wieder zurücgegebene Selbjtändigfeit in der Richtung 
nach innen die freie Anordnung aller gottesdienftlichen Handlungen 
und Andachtsübungen, der fatholiichen Feite, der Faſt- und Ab- 
ftinenztage, der Errichtung neuer Firchlicher Amter ſowie die Bei- 
behaltung und Aufnahme Eirchlicher Kongregationen je nach dem 
firchlichen Bedürfniffe und im Einflange mit den kanoniſchen 
Sabungen.“ Eingreifend war es auch, daß nunmehr die Ein- 
reihung von Konduitenlijten behufs der Staatsaufficht über die 
Klerifer wie die ftaatliche Überwachung des Theologieftudiums 
in Wegfall Famen 1. 

Naturgemäß fonnten die ein Staatsamt befleidenden katholiſchen 
Geiftlichen, von denen der Eid auf die Verfaſſung gefordert wurde, 
diejen nur unter Vorbehalt der Firchlichen Rechte ablegen. Darüber 
wäre e3 beinahe zu einem Konflikte zwijchen Staat und Kirche 
gekommen. Aber zur rechten Zeit noch gejtattete die Regierung 
die Firchliche Verwahrung und deren Protokollierung, erklärte aber, 
daß dem Vorbehalt eine Bedeutung jtaatlicherfeit3 nicht zuge- 
ichrieben werde. 

Nachdem die beengenden Feſſeln gefallen waren, nahm das 
firchliche Leben im katholiſchen Preußen einen unerhörten Auf- 
ſchwung. Der Klerus gewann immer mehr an echt Ficchlicher 
Geſinnung und Haltung; aufs vorteilhaftefte wurde feine Tätig- 





! Die weiteren Einzelheiten f. bei W.2. Richter, Die Entwidlung des 
Verhältniſſes zwiichen dem Staate und der fatholifchen Kirche in Preußen 
feit der Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 1848, in — * "el 
recht I, Berlin 1861, 100 ff. 
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feit durch DOrdensgeiftliche, bejonders die Jeſuiten, unterftüßt. 
Umnvergängliche VBerdienfte erwarben ſich die letzteren durch raſt— 
loſes Abhalten von Volksmiſſionen; durch diefe wurde warın pul- 
jierende Religiofität wiederum in den breiteften Volksſchichten 
gewecdt!. Der fatholifchen Caritas wurden der St Vinzenz: und 
Clijabethverein ſowie die verjchiedenjten Orden und Kongregationen 
dienstbar, in zahlreichen Bistümern bildeten fich neue religiöje Ge— 
noffenfchaften für Kranken, Armen- und Waijenpflege, aber e3 war 
trogdem nicht möglich, allen Wünfchen der Gemeinden nach jolchen 
Kiederlafjungen gerecht zu werden. Eine joziale Inſtitution aller: 
erſten Ranges waren Adolf Kolpings Gejellenvereine, chriftliche 
Bolfsbildung erjtrebte der Borromäusverein. Auch die Befehrung 
der Heidenwelt, die Pflege der ehrwürdigen Stätten im Heiligen 
Lande, die Paftoration der Katholiken in der Diafpora und der 
Deutjchen im Ausland u. a. wurde Zwed eigener Vereine?. 

Waren die Beitimmungen der Verfaſſung nicht hinreichend, 
um das hiſtoriſche Recht der Kirche Hinfichtlich der Volksſchule 
gebührend zu wahren, jo zeigte die Regierung doch praktiſch ihr 
Wohlwollen und wünjchte ausdrüdlich, daß die Ort3geiftlichen die 
Schulaufjicht übernähmen?. 

Leider blieb den Katholifen nicht ange Zeit, der Firchlichen 
Freiheit fich ungeftört zu erfreuen. Grund zu Bejorgnijien und 
Unruhe gab e3 alsbald mehr wie genug. 

Die Reaktion gegen die Fatholifche Kirchenfreiheit ging von 
verjchiedenen Seiten aus. Obenan ftanden die Kreife des politischen 
Proteftantismus: „Ich bleibe dabei”, äußerte jchon 1852 des 
Königs Generaladjutant Leopold von Gerlach, das einflußreiche 





t Bgl.B. Duhr, Altenftüde zur Gefchichte der Jeſuitenmiſſionen in Deutich- 
land 1848—1872, Freiburg 1903; AU. Groeteken, Die Vollsmiffionen der 
norddeutichen Franziskaner vor dem Kulturfampf 1849— 1872, Münjter 1910. 

2 Näheres über alle diefe Punkte f. bei Brück-Kißling, Geichichte 
der Fatholifchen Kirche in Deutfchland IIT? 505 ff. G.Goyau, L’Allemagne 
religieuse. Le Catholicisme III, Paris 1909, 93 ff. | 

sPfülf, Kardinal v. Geifjel II 64. 
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Haupt der Kamarilla, „daß die römische Kirche zunächſt aus den 
Baragraphen der Berfafjung Hinausgetrieben werden muß.” 1 Dieje 
Forderung wurde mit einem höchſt befremdenden Satz begründet: 
Der paritätiiche Staat jei unmöglich, der Staat müfje fich mit 
der Konfeſſion der Mehrheit identifizieren. „ES ift der Sache 
nach auch jchon jetzt jo“, jo lautet ein wertvolles Geftändnig, 
„daß die ſechs Millionen Katholifen verhältnismäßig einen ge- 
ringeren Anteil an der Staatsgewalt haben und an dem Staat3- 
regiment al3 die zehn Millionen Brotejtanten. . . . Aufgabe eines 
Staates ift, die herrichenden Teile feiner Einwohner zu vermehren 
und den unterworfenen Teil zu vermindern: Germanifieren gegen 
die Polen, PBrotejtantifieren gegen die Römer.” 2 

Mit dieſen Anfichten ſtand der fonjervative Bolitifer nicht allein. 
Kurze Zeit zuvor: hatte der Geheime Legationsrat Küpfer, den 
Gerlach für befähigt hielt, Minifter des Auswärtigen zu werden, 
eine Denfichrift? ausgefertigt, welche nichts Geringeres forderte, 
als da Preußen aufhöre, paritätifcher Staat zu fein und zur 
Erlangung politifcher Prävalenz in der europäischen Politik die 
Fahne des Broteftantismus entfalte. „Indem Preußen die fon- 
fefftonelle Kontroverje in Deutjchland wieder gehörig belebt, ift 
e8 ficher, mit einiger Geduld und nach Verfluß einer gewifjen 
Beit fich wieder unter den deutjchen Höfen und in der Maſſe des 
Bolfes eine mächtige Partei zu bilden, die ihm zu entfremden 
nicht mehr in der Macht Ofterreichs ftände, eine Partei, die eine 
weit fejtere Grundlage hätte als jemals fonftitutionelle Gefühle 
und gejamtdeutiche Träume zu fchaffen vermöchten.” Auch den 
Handinavifchen Norden, deſſen Bundesgenoffenfchaft für Preußen 
einen jo hohen Wert habe, würde dieſes auf dem gedachten Wege 
allmählich wieder für fich gewinnen und Fräftige Sympathien im 
engliſchen Volke zu jeinen Gunften wecken. Um das vorgejeßte 





2. v. Gerlach, Denkwürdigkeiten I (1892) 811. 
® Ebd. II 24. 
° Denfwürdigfeiten des Minifterpräfidenten Otto Frhen dv. Manteuffel, 
herausgeg. von H. dv. Poſchinger II, Berlin 1901, 200 ff. 
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Biel zu erreichen, müßte Preußen feine heutige fonfeffionelle Stel- 
lung, die gewifjermaßen diejenige eines paritätiichen Staates jei, 
gegen die eines wejentlich protejtantischen vertaufchen und in diefem 
Sinne die Beitimmungen der Bundesafte und der preußifchen 
Berfafjung wegen Gleichberechtigung der Konfejfionen auslegen. ... 
Der Berichterftatter will fich verjagen, in die Einzelheiten des für 
diejen Zwed zu verfolgenden Ganges einzugehen, da diejer Gang 
in vielen protejtantiichen Staaten jeit Jahrhunderten an der Hand 
der Erfahrung fich ausgebildet habe und es fich nur darum 
handele, in bemefjener Weije zu dem in diejer Beziehung in Preußen 
jelbjt früher Beitandenen zurüczufehren. Die Katholifen in den 
altpreußijchen Provinzen Tießen fich, jo wurde im weiteren aus— 
geführt, an die früheren Zuftände wieder gewöhnen, auf die fatho- 
lichen Bewohner von Rheinland und Weftfalen brauche man im 
Hinblid auf den erhofften politischen Nutzen feine Rückſicht zu 
nehmen, da Preußen auf dieje Katholiken doch nur rechnen könne, 
jo lange e3 der Stärfere jei. „Die bejte Miliz zur Erwärmung 
des protejtantijchen Geiſtes bleibt natürlich die protejtantijche 
Geiſtlichkeit.“ | 

Dem Prinzen von Preußen überjandte bereit3 1851 ein Ano— 
nymus eine Eingabe, welche auf die römischen Umtriebe in Preußen 
Hinwies und als Abficht der „Römischen“ bezeichnete, im Laufe 
von höchitens 20 Fahren Preußen zu jtürzen. Der Prinz über- 
mittelte da3 Promemoria dem Minifterpräfidenten Manteuffel mit 
den Vermerke, daß die dort enthaltenen Angaben ihm „jehr richtig 
und jehr wichtig erjchienen“ 1. 

Der Grundton all diefer Marmfignale war die protejtantijche 
Furcht vor der eine ganz überrajchende Vitalität offenbarenden 
katholischen Kirche, die man längſt als dem DVerjcheiden nahe im 
Lager jowohl des Proteſtantismus wie des Liberalismus anzu- 
jehen ich gewöhnt hatte. Diefen Befürchtungen gab Leopold 
von Gerlach einen draftiichen Ausdrud, als er (26. Oftober 1851) 
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feinem Bruder Ludwig jchrieb: „Wenn etwas Har ift, jo ift es 
das, daß, wenn man ohne entjchiedene Leute nach allen Rich— 
tungen — KRonfeffionelle, Orthodoge, Pietiften — der römischen 
Kirche Türe und Tor öffnet, dann unjere Landeskirche oder deren 
caput mortuum der Teufel Holt, nicht als burſchikoſe Redensart, 
ſondern ganz eigentlich.” 1 

Als beſonders peinlich empfanden die Protejtanten in Preußen, 
daß ihr Kirchenweſen, während die katholiſche Kirche fich ver- 
faffungsmäßiger Freiheit erfreute, unter dem Kultusminijter von 
Raumer praftifch wieder vollftändig unter das abjolute Regiment 
des Königs gekommen war. Die freiheitlichen Elemente der Kirchen- 
gemeindeordnung von 1850 waren dem Könige jelber und allen 
Konfervativen verhaßt. Die Liberalen erwarteten vergeblich eine 
Weiterführung des kirchlichen Verfaſſungswerkes; ihre Eiferjucht 
„gegen Rom“ erhielt dadurch neue Nahrung. Daß die Neuordnung 
der proteftantifch-firchlichen Verhältnifie fich jo lange — bis zur Ara 
Falk — verzögerte, hat mittelbar der katholiſchen Kirche in Preußen 
großen Schaden gebracht. Diefe Lage der Dinge muß auch be- 
rüdfichtigt werden, wenn man zu erklären fucht, daß ſelbſt jo map- 
voll gefinnte Broteftanten wie der Präfident Ludwig von Gerlad) 
nicht müde wurden, den „evangelifchen Charakter Preußens” in 
Erinnerung zu bringen. Es war höchſt zeitgemäß, daß der Bonner 
Kanonift Ferdinand Walter in einem Sendjchreiben an Gerlach 
deſſen Darlegungen die Formel entgegengeftellt Hat: „ES gibt in 
Deutichland nach jeiner Gefchichte und feinem pofitiven Staats— 
rechte feine katholischen oder evangelifchen Staaten mehr, daher auch 
feine katholiſchen oder evangelifchen Staatsregierungen als jolche, 
jondern nur paritätifche Staaten mit bzw. fatholifchen oder evange- 
lichen Regentenhäufern. Von diefem Standpunkte aus ift Die 
Löſung aller in dieſes Gebiet fallenden Verwicklungen und Inter— 
eſſen leicht; auf jedem andern wird fie unmöglich.“ 2 





1E.8%.v. Gerlach, Aufzeichnungen II 133. 
° 5. Walter, Aus meinem Leben, Bonn 1865, 145 ff. 
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Nach diejen kurzen Andeutungen über die antifatholifche Stim- 
mung in leitenden Kreifen Preußens Tann es nicht überrajchen, 
daß 1852 die Regierung einen erjten Vorſtoß gegen die ver- 
faflungsmäßige Freiheit der Kirche unternahm. Der König felber 
jcheint eine Maßregel gegen die Fatholiichen Volksmiſſionen an- 
geregt zu haben!; der in der Folge entitandene „Raumerjche 
Erlaß“ empfahl den Oberpräfidenten eine peinliche polizeiliche Über: 
wachung der Miffionspredigten und verbot jchlanfweg für fatho- 
liche Gemeinden, „welche mitten in rein evangelischen Brovinzen 
zerjtreut liegen”, die Abhaltung von Miffionen. Der Erlaß follte 
geheim gehalten werden. Ihm Schloß fich 16. Juli 1852 eine 
weitere Verfügung von Raumers an, die das Studium im römi- 
ichen Kollegium Germanifum von der disfretionären Erlaubnis 
der Regierung abhängig machte und anorönete, ausländischen 
Jeſuiten und Geiftlichen, welche in Jeſuitenanſtalten ihre Studien 
gemacht haben, jei die Niederlaflung in Preußen zu verbieten. 

- Niemand wird in Abrede ftellen wollen, daß das Berfafjungs- 
widrige dieſer beiden Erlafje ohne weiteres fejtiteht. Die nieder- 
rheiniſchen Bifchöfe, geführt von Erzbiſchof von Geifjel, legten fo- 
fort Beichwerde ein. Der unfluge Schritt der von proteſtantiſchen 
Eiferern getriebenen Regierung hatte noch eine weitere Folge. 
Um der offenfichtlich geplanten Verkümmerung ihrer Firchlichen 
Freiheit zu begegnen, jahen fich die Katholifen genötigt, fich eine 

parlamentarische Vertretung ihrer Intereſſen zu jchaffen. Am 
30. November 1852 traten 62 katholiſche Abgeordnete der Zweiten 
Kammer zur „KRatholiichen Fraktion” zufammen?. Diefe Grün- 
dung war ein Aft Yegitimfter politischer Notwehr, nicht etiva, wie 
die dreifte Gefchichtsfälichung zu behaupten ja nicht aufhören wird, 
„machtlüfternen Beftrebungen des Ultramontanismus” entjprungen. 

Führer der neuen Fraktion waren zwei Männer, denen in der 
Parlamentsgejchichte Preußens auf immer ein ehrenvolles Blatt 


1E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen II 149. | 
: Die Namen f. bei H. Donner, Die fatholifche Fraktion in Preußen 
1852—1858 (Differtation), Leipzig 1909, 72 F. 
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gefichert ift, die Brüder Auguft und Peter Reichensperger. Ein 
Mann von ungemein ausgebreiteten geiftigen Intereſſen, bei aller 
Überzeugungstreue friedfertig und Ffonziliant, den Gegner haupt- 
fächlich mit der Waffe feines goldenen Humors befämpfend, inner- 
halb des eigenen Lagers ein gejchiefter Organijator, war Auguft 
Reichensperger ein geborener Parlamentarier. Seine Bruders 
Peter Eigenart lag in ausgezeichneter ſtaatswiſſenſchaftlicher Bil- 
dung und im hohen Pathos und innerfter Überzeugung der Rede. 
Den beiden, die jchon in den Sturmjahren 1848/1849 fich par- 
famentarische Erfahrung und Autorität erworben hatten, trat ein 
Süngerer zur Seite, der alsbald eine Zierde der Fraktion ward, 
Hermann von Mallindrodt, wegen jeiner von höchſtem fittlichem 
Ernfte getragenen, von katholiſcher Begeifterung durchglühten Be- 
redjamfeit bei allen Parteien ich hoher Achtung erfreuend. Aus— 
gezeichnete Mitgründer oder Mitglieder der neuen Partei waren 
noch Matthias Eberhard, damals Domkapitular, jpäter Bijchof von 
Trier, der Danziger Oberregierungsrat Heinrich Oſterrath, Re— 
gierungsrat Karl Otto von Düfjeldorf, der (1857) auf der Tribüne 
des Abgeordnetenhaufes den Tod finden jollte, der Aachener Jurift 
Joſeph Lingens, Wilderich Freiherr von Ketteler, Bruder des 
Mainzer Biſchofs, der rheinijche Baron Waldbott-Bornheim, Graf 
Joſeph von Stolberg-Stolberg, Sohn des befannten Konvertiten. 

Die innere Struktur ließ die Partei Feineswegs als homogen 
erjcheinen. Die Abgeordneten aus der Rheinprovinz vertraten 
einen gemäßigten Liberalismus, Hochfonjervativ waren einzelne, 
zumal wejtfäliiche Adelige und Deputierte aus dem Oſten, eine 
mittlere Stellung nahmen die Weitfalen ein. Geeinigt waren 
dieſe jo verjchiedenen Elemente durch den katholiſchen Glauben 
und den gemeinfamen Eifer für die ſchwer bedrohte Kirchenfreiheit. 
Mit Rückſicht auf die Verhältniffe innerhalb der Partei erftrebte 
das Programm nur ein Zufammengehen der Mitglieder in Ab- 
ſtimmungen über kirchliche Fragen, für alle übrigen völlige 
Freiheit belafjend. Im Kampfe für die Integrität der Ver— 


fafjung zeichneten fich von den Mitgliedern der Partei befonders 
Kipling, Geſch. d. Aulturfampfes ꝛc. I. 15 
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Dfterrath und die Neichensperger aus. Die Fraktion zeigte fich 
auch darin als Borboten einer päteren größeren Barteibildung, daß 
fie frühzeitig mit einzelnen Anſätzen zu einer chriftlichen Sozial: 
politif hervortrat. 

Su Sachen der oben berührten Raumerſchen Erlaſſe ftellte die 
Fraktion den jog. Waldbottjchen Antrag, über den am 12. Februar 
1852 verhandelt wurde!. Der Berichterjtatter Ludwig von Ger- 
lach hatte Ablehnung des Antrags, daß zum Zwecke der Zurüd- 
nahme jener Erlafje an den König eine Adreſſe gerichtet werde, 
empfohlen, und die Majorität des Haufes ftimmte ihm bei. Aber 
der moralijche Erfolg, den die Katholiken davontrugen, war bes 
deutend: der Minifter hatte mit feinen nachträglichen gewundenen 
snterpretationen der Erlaſſe fein Glück; auf Grund zahlreicher 
Berichte von Landräten hatte der Berichterftatter den Jeſuiten— 
milfionen das höchſte Lob zollen müfjen. Die Ausführung der 
odiofen Erlaffe unterblieb, die Miffionen fonnten ihre jegensvolle 
Wirkſamkeit weiterhin entfalten. Raumer jelber aber gab in 
privaten Kreijen „die zu weit gehende Faſſung der Erlafje” zu. 
Hinfichtlich des Erlafjes gegen das Studium in Rom war er ent- 
Ichloffen, „die Einrichtung, wonach die Päſſe zum Germanifum 
und die Niederlafjung fremder Jeſuiten von den Miniftern ab- 
hängen, beizubehalten, aber die Erlaubnis in der Regel zu er- 
teilen”. Seine Freunde mußten anerfennen, daß er „offenbar 
gefehlt durch Unterzeichnung des Nejfriptes, das wie ein coup 
gegen Rom Flinge” 2. 

Die Beforgnis der Katholifen vor Unterbindung ihrer ver- 
faffungsmäßig garantierten Firchlichen Freiheit war nach alledem 
feineswegs unbegründet. Es ift fehr verwunderlich, wie ein 
moderner Hiftorifer die Behauptung aufitellen konnte, die „Katho— 
liſche Fraktion” habe „aus den bejtehenden Firchenpolitifchen Zu: 
ftänden einen Grund für ihre Eriftenzberechtigung nicht ableiten 





1 Stenographifche Berichte der Zweiten Kammer 1852/53 I 394 ff. 
2 E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen II 167. 


8. Kapitel. Die Ara König Friedrih Wilhelms IV. 297 


fönnen”!. Bon genau derjelben Sachfenntnis zeugt die Auf- 
ftellung desjelben Gelehrten: „Der Katholizismus war bis zu 
einem gewiſſen Grade das Aushängefchild, unter dem (Bild!) fie, 
Weftfalen und Aheinländer, ihre partifulariftiichen und preußen- 
feindfichen Tendenzen verſteckten.“ Beweiſe für feine Theje hat 
jener Schriftfteller nicht beigebracht; auf dieſen Verſuch, die ſtaats— 
bürgerliche Loyalität der Fatholifchen Fraktion zu verdächtigen, 
näher einzugehen, erübrigt ſich Daher. 

Die geringe Neigung der Regierung, den bejtbegründeten An— 
jprüchen der Kirche auf ausreichende Dotierung zu entjprechen, 
forderte in der Folgezeit die katholiſche Fraktion wiederholt zum 
Einjpruch und zur Stellung pofitiver Anträge heraus. Im einzelnen 
betrafen dieſe Anträge die endliche Gewährung der in den Ver— 
einbarungen von 1821 vom Könige veriprochenen Dotierung der 
Bistümer in Tiegenden Gründen, eine dem Zahlenverhältnis der 
Katholifen entjprechende Berücdfichtigung bedürftiger katholiſcher 
Kirchen und Schulen bei Zuwendungen aus dem königlichen 
Dispofitionsfonds und den ftaatlichen Kafjen, Abjonderung der 
jtiftungsgemäß rein katholiſchen Fonds u. a. Die Anträge er- 
zielten zumeift feine Majorität; aber die Wachjamfeit der fatho- 
liſchen Deputierten und ihr bejtändiges Hinweifen auf die in 
Preußen beftehende „Welt von Disparität” ftimmte doch die Re— 
gierung mehr und mehr zur VBorficht. Anderjeit3 entnahmen pro- 
teſtantiſche Zeloten gerade der Tätigkeit der Fatholifchen Fraktion 
ihre Gründe, die Änderung der den Katholiken günftigen Ver— 
fafjungsbeftimmungen zu beantragen. Man ging von dem all- 
gemeinen Grundſatz aus, den der Konfiftorialpräfident Graf Karl 
von Boß in den Worten ausdrücte, fein Land könne exiftieren 
ohne eine herrichende Klaſſe, und das feien „bei ung“ eben die 
Proteſtanten?. Die Meinung des Minifterpräfidenten Manteuffel, 
„man müfje die katholiſche Kirche auf dem Eonftitutionellen Schlacht- 





"3. Rachfahl in Preußifche Jahrbücher OXXXV (1909) 233, 
22.0. Gerlach, Denkwürdigkeiten II 262. 
; 15 * 
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felde, das fie fich erwählt, Schlagen”, vertrat auch Leopold von Ger— 
lach; nach einer Niederlage, jo hoffte der General, werde e3 ge- 
fingen, die „römijche Kirche aus den Paragraphen der Verfaſſung 
hinauszutreiben”t. Es jollte jodann der Protejtantismus als 
preußijche Staatsfirche erflärt und jo eine Trennung des Staates 
von der katholiſchen Kirche herbeigeführt werden. 

Der König hatte jchon aus Widerwillen gegen den konſtitutio— 
nellen Staat und die Verfaſſung als Ganzes für derartige Pläne 
ein gewiſſes Maß von Sympathie. In ſeinem ehrlichen Willen 
aber, gegen die Katholifen gerecht zu fein, dachte er daran, die 
Kirche für die fortfallenden Garantien der Verfaſſung durch ein 
mit den Bilchöfen zu verabredendes Statut zu entjchädigen. Der 
Unterhändfler jollte, zu Leopold von Gerlachs Entjegen, der eifrig 
fatholijche General Joſeph von Radowitz fein. Dieſer Schreden 
war um jo begreiflicher, als das ganze Projekt in den Augen 
der Kamarilla in letzter Linie auf eine Benachteiligung der Katho- 
liken binauslaufen jollte. Deutlich zeigen das die Worte, mit 
denen Leopold von Gerlach die Abficht des Königs Fritifierte: 
Entweder jchlage Radowitz die Leitung der Verhandlungen aus, 
dann heiße es, diefer Mann, der doch das Vertrauen Sr Majejtät 
hat, habe ich nicht zu dem perfiden Plane der Minifter hergeben 
wollen; oder er nimmt es an und zieht fich zurüd, dann tritt 
der erite Fall in erhöhten Maße ein; oder er führt die Sache 
mit Nachgiebigfeit gegen die Bijchöfe durch, denn anders iſt es 
nicht denkbar, dann bricht der Haß der Evangelifchen über den 
König und feinen jchon verdächtigen Fatholischen Günftling los?. 

Das war die Situation, als im Frühling 1853 die preußijche 
Regierung mit dem Heiligen Stuhl ftreng vertrauliche Verhand- 
lungen anbahnen ließ. Sie bediente fich des württembergifchen 
Staatsrates Georg Klindworth. Man hatte die dee eines Statut? 
für die fatholifche Kirche fallen Yafjen und verjuchte nun, durch 
den Einfluß des Vatikans die katholiſche Fraktion zu gouverne— 





IR. v. Gerlach, Denkwürdigfeiten I 811. ° Ebd. II 17. 
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mentalen Abftimmungen zu beivegen, oder wie der preußische Agent 
ſich ausdrüdte, „dem Unfug der Katholifen in der Kammer ein 
Ende zu machen” !. Ihrerſeits veriprach die Regierung Friedrich 
Wilhelms IV. unter anderem, an dem Prinzip der Firchlichen Selb- 
jtändigfeit fejthalten, die Dotationen ausbezahlen, dem Studium im 
Germanifum bzw. einem zu gründenden preußilchen Kolleg Feine 
Schwierigkeiten in den Weg legen zu wollen. Bezüglich der Haupt- 
forderung Preußens erzielten die Beiprechungen die folgende Formel: 
„Da der Heilige Stuhl ſtets an den Heiligen Borjchriften feſthält, 
welche die Unterwürfigfeit und den Gehorſam unter die gejeb- 
fihe Macht befehlen, jo bat derjelbe nie ermangelt, dem Klerus 
und dem Bolfe der verjchiedenen Reiche die Erfüllung dieſer heiligen 
Pflicht Streng einzufchärfen. Auf Grund deſſen wird Se Heilig- 
feit gern bereit jein, dasjelbe auch in Zukunft im Königreiche 
Preußen jo oft zu tun, als die Umstände dies erheifchen und 
Se Majejtät der König ein gerechtes Berlangen danach bezeigen 
wird.” Es fcheint, daß diefe Formulierung den Ansprüchen der 
Regierung nicht genügt Hat, jedenfalls wurden die Verhandlungen 
ebenjo unvermittelt wieder abgebrochen, als fie angefnüpft worden 
waren?. Die mitgeteilte, jehr reſervierte Kundgebung des Heiligen 
Stuhles ift ein für die Gejchichte feiner Beziehungen zu Preußen 
höchſt beachtenswertes Dokument. 
Zu den konſervativen Politikern, die auf die katholiſche Fraktion 
jofort nach deren Entftehung ein feindfeliges Augenmerk richteten, 
gehörte auch Otto von Bismard-Schönhaufen, der im Jahre 1851 
aus der Ländlichen Abgejchiedenheit eines Gutsbefiters in die 
, Stellung des preußifchen Gejandten beim wiedererftandenen Bundes- 
rat berufen worden war. Dem als temperamentvollen reaftiv- 
nären Kammerredner befannt gewordenen altmärfifchen Junker 
| war in den Augen feiner Fraktionsgenoffen eine glänzende Lauf- 





"9.0. Poſchinger, Verhandlungen zwifchen Preußen und dem päpft- 
lichen Stuhle unter Friedrich Wilhelm IV., in Deutfche Revue 1906 II 317 ff. 

? ®gl.G.Goyau, L’Allemagne religieuse: Le Catholicisme III, Paris 
11909, 272 ff. 
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bahn Schon feit Jahren ficher. Als Schroffer preußischer Bartifularift, 
unbedingter Vorfämpfer des preußiichen Machtgedanfens und vor 
allem ein Mann von außerordentlicher Energie, jchien er berufen, 
dem preußiichen Staate die herporragendften Dienjte zu Teijten. 
In der alten Kaijerftadt am Main befand er fich auf einer Hoch— 
ſchule für Diplomaten; dort ftreifte er mehr und mehr das ab, 
was er al3 fonjervativen Doftrinarismus anzujehen fich gewöhnte, 
um fich zum beweglichen, ſkrupelloſen Realpolitifer zu entwideln. 
Schon bis dahin hatte er ſehr bedeutjame, politiſche und religiöfe 
Wandlungen erfahren. Die republifanischen Neigungen des Jüng— 
lings waren einem junferlich gefärbten Royalismus gewichen. 
Durch jeine Beziehungen zu einem pietiftiichen Jugendfreunde und 
zu ebenjo gejinnten Gutsnachbarn, wie nicht minder unter dem 
Einfluffe von Braut und Schwiegereltern hatte er allmählich vom 
pantheiftiichen Sfeptizismus den Weg zu einem lebendigen Gottes— 
glauben gefunden; auch ſpäter hat er wiederholt von dieſem ſeinem 
Glauben öffentliches Zeugnis abgelegt. Aber irgend einem der 
proteftantifchen Lehrſyſteme wollte er ſich nie unterwerfen, noch 
die „Erbauung aus Predigermund“ fchägen lernen. Sein Chriften- 
tum war durchaus jubjektiviftiich und Firchenfremd, für Zwecke 
des protejtantischen Kirchenwejens Hat er wohl nie eine Gabe 
geopfert. Und es ift methodisch durchaus verfehrt, wenn die pro- 
tejtantijch-erbauliche Betrachtungsweife Bismards NWeligiofität 
wejentlich nach den Befenntnifjen und Nußerungen des Bräutigams 
und jungen Ehemanns Bismard fonftruiert. Vielfach wird ganz 
überjehen, wie epifodijch diefe Dinge zu nehmen find, und wie 
jehr der chriftliche Glaube in den jpäteren Jahren des Staat 
mannes zurüctritt zu Gunſten ungemefjenen Dranges zu politifcher 
Macht. Über den Gegenja gar, in welchem Bismards Politik, ins 
bejondere auch jein perfünliches Verhalten gegenüber jeinen Gegnern, 
zu den Grundſätzen des Evangeliums fteht, wagt diefe Art von 
biographijcher Betrachtung das legte Wort keineswegs zu jprechen 1. 


ı Bol. D. Baumgarten, Bismard3 Stellung zu Religion und Kirche, 
in Hefte zur Chriftlichen Welt Nr 44, Tübingen 1900, 63 f; F. Meinede, 
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Erwies ſich Bismards religiöjes Denken jo wenig als fon- 
feffionell gefärbt, jo war anzunehmen, daß er gegen die katholiſche 
Kirche weit weniger aggreffiv fein werde als feine pietiftijchen 
Freunde. In der Tat rühmte er fich, „in konfeſſioneller Be— 
ziehung jederzeit tolerant gewejen zu fein bis zu den Grenzen, 
die die Notwendigkeit des Zuſammenlebens verjchiedener Befennt- 
niffe in demfelben ftaatlichen Organismus den Anſprüchen eines 
jeden Sonderglaubens zieht”!. Aber den Katholiken auch nur 
"einigermaßen gerecht zu werden, war ihm ſchon deswegen un- 
möglich, weil er fich nie ausreichend mit katholiſchem Wejen be- 
fannt gemacht hat; jeine wenigen Fatholifchen Beziehungen aus 
der Jugendzeit haben Feinesfalls ausgereicht, die üblichen Vor— 
urteile des Broteftanten in ihm auszurotten. Sehr bezeichnend 
it, daß er am einer Stelle feiner Memoiren, wo er von dem 
„duch die Priefter genährten Aberglauben der unteren Volks— 
ſchichten“ ſpricht, als Gewährsmänner niemand anders anzuführen 
weiß als „deutſche und jchulgebildete Bauern”, die er „im Kiffinger 
Lande” gefunden haben will; „in Polen“, jo fügt er hinzu, „wird 
es mindejtens ebenjo jein oder noch jchlimmer”?. Dergleichen 
Oberflächlichfeiten über catholica hat er in feinem langen Leben 
in Fülle geäußert. Für feine Objektivität gegenüber der fatho- 
liſchen Kirche war e8 ein Verhängnis, daß der große, grimmige 
Haß feiner beiten Mannesjahre einer Katholischen Macht, dem 
öſterreichiſchen Kaijerftaate, gewidmet war. Aber der tiefite 
Grund, aus dem die unjeligen Abwege fich erklären, die er in der 
katholischen Kirchenfrage eingejchlagen hat, Yag in feinem maßlofen 
Realismus. Die idealen und moralifchen Faktoren im Volks— 





Bismard3 Eintritt in den chriftlich-germanifchen Kreis, in Hiftorifche Zeit: 
Ihrift XC (1903) 56 ff; E. Müfebed, Zur religiöfen Entwidlung Bis: 
mard3, in Preußifche Jahrbücher CVII (1902) 397 ff; E. Marcks, Bismard. 
1. 88: Bismard3 Jugend”, Stuttgart 1909, 340 ff. 

Fürſt DO. dv. Bismard, Gedanken und Erinnerungen, Volksausgabe II, 
Stuttgart 1905, 152. 

2 Ebd. II 163. 
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und Menjchheitsleben Hat dieſe nur auf Macht bedachte Natur 
niemal® zu würdigen gewußt, auch fie wurden von ihm einfach 
hin unter dem Gefichtspunfkte fchnöder, nur auf den augenblid- 
lichen Borteil berechneter Nützlichkeitspolitik betrachtet und in Rech— 
nung gejtelltt. 

Es ift bei diefen Vorausfegungen durchaus begreiflich, daß 
Bismard die Wirkſamkeit der „Katholiichen Fraktion“ mit voll 
fommener Abneigung betrachtete. In feiner Oppofition „gegen 
den eroberungsluftigen Geift im katholiſchen Lager” faßte er ſchon 
damals „den offenen Kampf” gegen diejen Geift ins Auge?. 

Er jollte alsbald Anlaß haben, in zwei außerpreußifchen fatho- 
liſchen Kirchenfragen fich zu betätigen, welche das Intereſſe weiter 
Kreije auf fich gezogen hatten, dem badijchen und dem naſſauiſchen 
Kirchenkonflikt. 

Der Erzbiſchof von Freiburg, Hermann von Vicari, und der 
Biſchof Dr Peter Joſeph Blum von Limburg hatten ſich infolge 
der ganz und gar unwürdigen Behandlung der Kirche von ſeiten 
der allregierenden badiſchen und naſſauiſchen Bureaukratie genötigt 
geſehen, durch faktiſches Vorgehen ſich in den Beſitz der kirch— 
lichen Freiheit zu ſetzen, nachdem alle ihre Bitten und Vorſtel— 
lungen von den Regierungen waren abgewieſen worden. Wie 
zahlreiche vorurteilsloſe Proteſtanten, ſo ſchenkten auch einzelne 
katholiſche Mächte, beſonders Oſterreich, dem Bekennererzbiſchof 
von Freiburg eine gewiſſe Sympathie. Das brachte den preußiſchen 
Bundestagsgeſandten in Harniſch, er entfaltete alsbald die Fahne 
des preußifch-politischen Proteſtantismus. Der verſchlagene Staats- 
mann feste alle feine Mittel, die großen und die Eleinen, in Be- 
wegung, ſchlug vor, die offiziöfe Prefje im ftaatlichen Sinne zu 
beeinfluffen, und verjchmähte es nicht, den Seber einer katholiſchen 





I Bol. Baumgarten, Bismards Stellung zu Religion und Kirche 40 ff. 

2 9.0. Poſchinger, Preußen im Bundestag 1851—1859 (4 Bde, Publi- 
fationen aus den preußischen Staatsardhiven Bd XII XIV XV XXX, 
Reipzig 1882—1884, IV 128. 
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Druderei zu erfaufen!. Durch Reifen an die Höfe von Karlsruhe 
und Wiesbaden fuchte. er die Bureaufratie, die er jelber als 
„elende“ bezeichnen mußte, gegen die „geiltliche Inſurrektion“ des 
Schubes Preußens zu verfichern, wozu ihn der Minijterpräfident 
Dtto von Manteuffel autorifiert hatte Mehr noch als dieſe 
einzelnen Schritte Bismard3 und deren Erfolg interejjieren Die 
programmatischen Außerungen, die er in diejer Zeit jeinen beiden 
vertrauten Gönnern gegenüber, dem Minifter von Manteuffel und 
dem General von Gerlach), ausſprach. Er zeigt fich da als der 
feidenschaftliche antiöfterreichiiche und antifatholiiche Parteimann, 
ohne eine Spur von Objektivität, wie er jelber denn auch in 
einem ehrlichen Augenblide erklärt, daß „der Boruffianismus in 
derartigen Fragen ihn eimfeitig und befangen mache” ?. Er meint, 
es handele fich in dem badischen Konflikte „um die Sache aller 
proteftantijchen Obrigfeiten gegenüber dem jtreitbaren, unerjättlichen 
und in den Ländern evangelijcher Fürften unverjöhnlichen Geifte, 
welcher jeit dem letzten Jahrzehnte einen Teil des Fatholischen 
Klerus bejeelt. . . . Eine derartige Erfahrung muß bei evangelifchen 
Regierungen den Entſchluß wecken, auch anjcheinend billigen Forde— 
zungen gegenüber jeden Zollbreit des Beſitzſtandes mit Entjchlofjen- 
heit zu verteidigen... .“3 Leider hätten fich die badischen Mi- 
nifter nicht dazu verjtehen wollen, Vorkämpfer des Proteſtantismus 
zu werden, „die Rolle der Horatier für die proteftantifchen Re— 
gierungen gegen die Freiburger Euriatier durchzuführen”, „eine 
der gemeinjamen Sache nüßlichere, für Baden jelbft höhere, aber 
auch unbequemere Rolle zu jpielen“ *. 

Ihn beichäftigt auch der Gedanfe, wie die preußijche Regierung 
ſich bei ihren eigenen katholiſchen Untertanen wegen ihres Auf- 
‚ tretens in dem badijchen Konflikte verantworten fünne. Er rät 
dem Minifter Manteuffel, fall e3 zu Erörterungen in der Preſſe 
käme, „daran anzufnüpfen, daß die königliche Regierung der groß- 
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herzoglichen die Gewährung einer freieren Tätigkeit für die fatho- 
liſche Kirche in dieſer Zeit angeraten hat (!), auf der andern Seite 
aber auch bemüht gewejen ift, auswärtigen Einflüfjen die Wage 
zu halten, welche zu dem Zwecke geltend gemacht werden fünnten, 
die freie Entjchliegung der großherzoglichen Regierung . . . zu be 
einträchtigen” 1. 

Das Ziel des Bundestagsgejandten ift, einen Zuſammenſchluß 
aller protejtantijchen Staaten Deutjchlands behufs Regelung ihrer 
Beziehungen zum Heiligen Stuhle herbeizuführen. Es handele 
fie) darum, „durch freiwillige und Fündbare Verträge (mit Rom) 
einzelne auf das Bedürfnis begründete Verbindungen für folche 
Zwecke zu jchaffen, denen der Bund... . nicht genügen kann“2. 

Ungezwungener als in diejen amtlichen Berichten gab fich Bis— 
mare in feinen freundichaftlichen Briefen an den General von Ger- 
fach, deſſen antirömischer Stimmung er fich gerne und vollftändig 
anpaßte. „Man faßt hier”, jo ſchrieb er am 25. November 1853 
aus Frankfurt, „und hat en gros darin Recht, den Sieg des 
Erzbiichof3 von Freiburg als Niederlage des Proteſtantismus, 
der Iandesherrlichen Gewalt und jchlieglih Preußens als der 
Schutzmacht des deutjchen PBroteftantismus auf... .. ch betrachte 
dieje ecclesia militans als unzweifelhaften Feind, der Preußen 
bis auf die Eriftenz ſelbſt als ketzeriſchen Mißbrauch bekämpft.“ — 
„Wenn wir zugeben, daß die geiftliche Inſurrektion gegen den 
proteftantijchen Landesherrn und gegen das beftehende, immerhin 
fehlerhafte Gejeb triumphiert, jo geht der Nimbus eines ftreit« 
baren Patrons der evangelifchen Kirche zum Kudud, ob mit Recht 
oder Unrecht, laß ich unerörtert.” Noch mehr Freude wird dem 
General der Brief feines Schüglingg vom 20. April 1854 ge 
macht haben. Dort hieß es: „Zu einer der ſchwierigſten Pflichten 
meines Amtes rechne ich den unabläffigen Kampf, der im Dienfte 
des Königs gerade an diefer Stelle gegen die ecclesia militans 





19.0. Poſchinger, Preußen im Bundestag 1851—1859 IV 360, 
2 Ebd. I 365. 
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der Katholiken zu führen if. Es iſt nicht ein chriftliches Be— 
fenntnis, jondern ein heuchlerifcher, götzendieneriſcher Papismus 
vol Haß und Hinterlift, der hier im praftiichen Leben von den 
Rabinetten der Fürften und ihrer Minifter aus... einen unver- 
föhnlichen, mit den infamften Waffen geführten Kampf gegen Die 
proteftantifchen Regierungen und beſonders Preußen als die welt- 
lichen Bollwerfe des Evangeliums unterhält. Die badifche Re— 
gierung ift eine elende Bureaukratie . . . aber jolange mir mein 
Bekenntnis Höher fteht al3 meine politische Anficht, glaube ich 
auch diefe mattherzigen Bekenner des Evangeliums gegen den ge- 
fährlichen Feind als Mitjtreiter anjehen zu müfjen, der mit feinen 
anmaßlichen Sabungen die Offenbarung Gottes fäljcht und Die 
Abgötterei als Grundlage weltlicher Herrichaft pflegt.” i 

So deutlich ſolche Briefe für die fulturfämpferiiche Begabung 
ihres Berfafjers zeugen, jo läßt fich doch nicht, wie e8 wiederholt 
verjucht worden ift, von diefen Ergüffen aus eine 'geradlinige 
Entwicklung Bismards bis hin zu dem großen Kirchenfampfe der 
1870er Jahre feititellen. Dafür war er eben zu jehr Real— 
politifer. Wir werden zu zeigen haben, wie er anderthalb Yahr- 
zehnte fpäter eine Zeitlang den Katholifen gegenüber eine ganz 
andere Stellung einnimmt als 1854. Aber jedenfall waren die 
gejchilderten Ereignifje diejes Jahres eine jehr merkwürdige und 
bedeutungsreiche Epijode in dem Leben diejes Staatsmannes. 

Preußen jchien die Beunruhigung feiner katholiſchen Untertanen 
zur bleibenden Inſtitution machen zu wollen. Zwei Jahre nad) 
den Raumerſchen Erlaſſen erſchien ein Zirkular des Minifters 
bon Weitphalen, das den katholiſchen Klerus bezichtigte, „gegen: 
wärtig allerorten mit der Demokratie in Verbindung getreten“ 
zu jein und bejonders gegen Rußland zu agitieren. Die Ober: 
präfidenten wurden erjucht, „die Wahrnehmungen, welche fie über 
eine derartige antiruffiche Tätigkeit des katholiſchen Klerus und 





Bismarcks Briefe an den General Leopold v. Gerlach, herausgeg. von 
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befonder8 über eine Verbindung und gemeinfame Aktion desjelben 
mit der Demokratie etwa gemacht haben follen, gefälligft jchleunigft 
in vertraulicher Weiſe zur Kenntnis des Minifters zu bringen“. 

Nachdem ſich Kardinal von Geifjel eine offizielle Auskunft iiber 
die Eriftenz dieſes ehrenrührigen Zirkulars verjchafft hatte, reichte 
er mit feinen Suffraganen eine ausführliche und wohlbegründete 
Beichwerde bei dem Minifter ein. Dieſer gejtand bereitwilligft 
zu, daß die Erhebungen fein Reſultat gezeitigt hätten. Es blieb 
der Regierung nichts übrig, als „ihr lebhaftes Bedauern über die 
infolge der unbefugten Veröffentlichung jenes vertraulichen Er- 
laſſes unter dem Fatholifchen Klerus hervorgerufene Mißſtimmung“ 
auszusprechen. Aber für das regierende Syſtem des minifteriellen 
Mißtrauens und des polizeilichen Spibeltumg war der Zwifchen- 
fall ein neuer Beweis!. „Der unangenehmfte Bundesgenofje 
unferer Gegner”, jo bejpöttelte Bismard 1854 die Situation, „ift 
der wetteifernde Ehrgeiz unferer Bolizeibeamten, Verſchwörungen 
zu entdeden und die Rejultate diefer Bemühungen ſowie die be: 
abfichtigten und verhinderten Verbrechen in einer Weiſe aufzu- 
putzen, daß man den eingejchüchterten Gemütern im bengalijchen 
Feuer eines ununterbrochenen Rettens der Krone und der Gejell- 
Ichaft aus haarjträubenden Gefahren erjcheint.” 2 

Alles in allem genommen Hat die preußijche Regierung in den 
Wein des Wohlwollens, das König Friedrich Wilhelm IV. für 
die Kirche hegte, Waller in Fülle gegoſſen. Das Beamtentum, 
von den höchiten Spiben bis in die Organe der Iofalen Ber- 
waltung, hatte von feinen polizeilichen Aipirationen gegenüber der 
Kirche jo gut wie nichtS geopfert. Darüber war man fich im 
katholiſchen Lager vollftändig Har. „Den von dem Könige Friedrich 
Wilhelm IV. erworbenen Ruhm der Gerechtigkeit”, jo beurteilte 
1854 ein Artikel der „Hiftorifch-politischen Blätter” die Lage in 





ı Ausführliches über den ganzen Fall |. bei Brüd-Kikling, Geſchichte 
der Fatholifchen Kirche im 19. Jahrhundert III? 83 ff. 
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Preußen, „teilen viele Ratgeber und Stellvertreter desjelben, und 
die preußifche Bureaufratie im allgemeinen, keineswegs. Man 
ift geneigt, in Deutjchland — und dies nicht allein Fatholifcher- 
ſeits — der preußijchen Politif große Klugheit, mannigfaltige, 
auf verjchiedenen Wegen zum Ziele führende Mittel, indirekte 
Wirkſamkeiten und verhüllte Unternehmungen zuzutrauen. Wie 
und wo immer auf deutichem Boden Unrecht oder Gewalttat gegen 
die Fatholifche Kirche verübt werden möchte, man wird preußifchen 
Einfluß, preußifches Intereſſe, preußifche Ränke, preußijche Hege- 
moniegedanfen dahinter argwöhnen.”! Dem katholiſchen Gejamt- 
deutjchland wurde Preußens Eonfejjionelle Befangenheit und Un- 
duldfamfeit in draftiicher Weile vor die Augen geführt, als aus 
den allernichtigiten Gründen die Bureaufratie im jahre 1854 die 
Abhaltung der Generalverfjammlung der katholiſchen Vereine 
Deutichlands für Köln, das als fonfeffionell gemifchte Stadt gelten 
mußte, verbot ?. 

In der inneren Politik erjchienen den preußischen Staat3männern, 
die fich durch Geduld im Arbeiten und Abwarten in feiner Periode 
der preußiſchen Gefchichte ausgezeichnet haben, die Katholifen noch 
immer al3 zu wenig gouvernemental, die Bolitif der „billigen 
Behandlung” von jeiten des Königs als verfehlt. Der Finanz: 
minifter Karl von Bodeljchwingh jchrieb am 14. September 1855 
an den rheinifchen Oberpräfidenten von Kleift-Rebow die fehr be- 
zeichnenden Worte, man dürfe fich nicht von der Meinung be- 
ſchleichen laſſen, „als fei die jogenannte billige Behandlung irgend- 
wie geeignet, Dankbarkeit oder gar wahre Anhänglichfeit bei den 
Ultramontanen zu erreichen“3. Manche der jo gefinnten Dränger 
erwarteten einen Firchenpolitiichen Umſchwung von der Thron: 

befteigung Wilhelms I., des bisherigen Prinzen von Preußen. 





ı Hiftorifch-politifche Blätter XXXIII (1854) 580. 

»J. May, Geichichte der Generalverfammlungen der Katholifen Deutſch— 
land3?, Köln 1904, 98 ff. 
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Das erſte Jahrzehnt der Regierung König Wilhelms I. 
Die Katholiken und die deutſche Trage. Preußen und die 
römische Trage. 


Jedermann weiß, wie traurig die Ausgänge der Negierung 
Friedrich Wilhelms IV. waren. Der Monarch mußte es, wie 
Ranke jagt, erleben, „daß feine ideale Anfchauung mit den Reali- 
täten der Dinge vielfältig zufammenftieß”. „Und in feiner perjün- 
lichen Eigenart lag etwas, das die Oppofition erwedte. Er war 
entfernt davon, fich glüdlich zu fühlen; feine meiften Allofutionen 
der jpäteren Zeit haben einen jchmerzlichen Zug an fich.“ ! 

Dem im Gemüte ſchon lange Franken Könige machte im Herbite 
1857 ein Schlaganfall die Weiterführung der Regierungsgejchäfte 
unmöglid. Sein Bruder Wilhelm, Gemahl der Hochjinnigen 
weimarischen Prinzeſſin Augufta, wurde mit der Vertretung be- 
traut; an deren Stelle trat am 7. Dftober 1858 die Regentſchaft 
des Bringen. Der König wurde nicht mehr vegierungsfähig. Am 
2. Januar 1861 ftarb er in Sansſouci. 

Die glänzenden Geiftesanlagen feines Bruders waren Wilhelm J. 
verjagt. In faft unbegrenzter Verehrung eines Vaters heran— 
gewachjen, teilte er mit diefem Monarchen den profaifchen Sinn, 
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das Miftrauen gegen die mächtig emporjtrebende neue Zeit. Lange 
Sahre Hatten ihn militärische Dinge faft ausſchließlich interejjiert, 
und foldatifch ift der Grundzug feines Weſens immer geblieben. 
Maren feines Bruders geiftige Intereſſen von ftupender Biel- 
jeitigfeit, jo fonzentrierte Wilhelm jein Wollen auf wenige Auf- 
gaben, unter denen die Erhöhung feines Haufes auf Grund ge- 
fteigerter militärischer Machtmittel, obenan jtand. 

Auch in religiöfer Hinficht ähnelte Wilhelm feinem Vater. Er 
bejaß ein großes Maß ungeheuchelter perjünlicher Frömmigkeit. 
Dem Pietismus war er ebenjo abgeneigt al3 dem liberalen Pro— 
teftantismus; an der Lehre von der Gottheit Chrifti wollte er 
unbedingt feitgehalten willen. Dieje Punkte waren maßgebend 
für fein Verhältnis zu der proteftantiichen Landeskirche, der er 
ein weitgehendes Intereſſe und herzliche Fürjorge entgegenbrachte. 
Sehr zugänglich war er der Beeinfluffung durch die Hofprediger 
ſeines Vertrauens. Das kam in feiner protejtantijch-Firchlichen 

Politik Häufig zum Ausdrud, nicht minder aber auch in den Be- 
ziehungen des Herrjchers zur Eatholijchen Kirche. Vorurteilslos 
und wahrhaft freundlich ftand er der letzteren wohl niemals gegen- 
über; es war ihm in diefer Hinficht ein gutes Teil des väterlichen 
Erbes überfommen. Überaus merkwürdig ift, daß Friedrich Wil- 

helm IV. in jeinem Eifer für das Werf der Kirchenbefreiung, wie 
es jcheint, jehr nachhaltig durch die Furcht vor den abfolutiftifchen 

‚ Neigungen jeines Bruders und Thronfolgers beftärkt worden war. 

Was er hinſtellen wolle”, jo äußerte er fchon al3 Kronprinz 

‚1838, „müſſe jo befchaffen fein, daß ein ARegierungsnachfolger e3 

nicht antaften könne, ohne Nebel oder Tyrann zu fein.” Den- 

‚ jelben Gedanken variierte er mit den Worten: „Sch will nicht, 

daß nad meinem Tode Wilhelm die Kirche wieder als Feld- 
marſchall regiert. "2 Man Hatte eben in den Kreifen Friedrich 

‚Wilhelms IV. die Anſchauung, daß Prinz Wilhelm „in dem Li- 

Iberalismug ein Mittel zur Popularität, im Abjolutismus aber 
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jein Ideal jehe”!. Dabei bleibt allerdings dahingeftellt, ob 
Friedrich Wilhelm IV. in erjter Linie befürchtete, daß in der 
Perjönlichfeit des Thronfolgers eine Gefahr für die Firchliche 
Freiheit liege, oder ob feine Bejorgnis hauptjächlic) die war, 
daß unter dem Nachfolger der „Rader Staat” auf die Firchen- 
polizeiliche Tradition zurückkommen werde. Jedenfalls ift zu— 
treffend, was Bismarck über die proteftantifch-antifatholifche Nei- 
gung Wilhelms I. jagt; er meint, „das moderne konfeſſionelle 
Selbjtgefühl auf dem Grunde gefchichtlicher Tradition“ habe in 
dem Herricher „die protejtantische Sympathie nicht felten mit 
Schärfe hervortreten laſſen“2. 

Feinhörige Ohren konnten aus der vielbemerften Rede, die der 
Prinzregent, die Tiberalerfeit3 Yang erwartete „Neue Ara“ er 
öffnend, am 8. November 1858 vor dem StaatSminifterium hielt, 
auch jein Firchenpolitiiches Programm gegenüber der Fatholifchen 
Kirche heraushören. Die Rede? richtete fich bekanntlich der Haupt: 
jache nach gegen die „Orthodorie” innerhalb des Proteftantismus, 
die „jofort in ihrem Gefolge Heuchelei” habe. Sie enthielt aber 
auch Sätze wie die folgenden: „Syn beiden Kirchen muß mit allem 
Ernſt den Beitrebungen entgegengetreten werden, die dahin ab- 
zielen, die Religion zum Deckmantel politischer Beſtrebungen zu 
machen. . . Der Fatholifchen Kirche find ihre Rechte verfafjungs- 
mäßig feftgeftellt; Übergriffe über diefe hinaus find nicht zu 
dulden.” Schon damal3 war zu der Vermutung Grund vor- 
handen, daß Wilhelms Kirchenpolitif von der feines königlichen 
Bruders erheblich abweichen werde. Was fonnte nicht alles dem 
zum Argwohn geneigten NRegenten von antirömijchen Fanatikern 
als „ultramontane Übergriffe“ dargeſtellt werden! 

Übrigens war der Regent, wiewohl von Hauſe aus dem Kon— 
ſtitutionalismus gar nicht hold, ernſtlich geſonnen, verfaſſungs— 





1L. v. Gerlach, Denkwürdigkeiten II 584. 
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gemäß zu regieren, und in diefem feinem ehrlichen Willen hatte 
auch die katholiſche Kirche zunächſt die ihr notwendigen Garantien. 
Es war ihm, wie er 1861 bei feiner Krönung zu den preußijchen 
Biichöfen jprach, „eine Genugtuung, die Verhältnifje der Fatholi- 
ichen Kirche für den Bereich feines ganzen Staates durch Ge- 
ihichte, Gejeh und Verfaſſung wohlgeordnet zu willen“. Bei 
anderer Gelegenheit (1866) äußerte er: „Die Berhältnifje der 
katholiſchen Kirche im Bereiche meines ganzen Landes finden fich 
durch gejchichtliche Entwiclung, Recht und Berfaffung in wohl- 
georönetem Zuftande. Unter dem Echuße gerechter und wohl 
wollender Gejege darf fie auf ihrem Gebiete frei und ungehindert 
ihre Tätigkeit entfalten. Es gereicht mir zur Genugtuung, daß 
diefe Tatjache, wie fie in dem Munde des fichtbaren Oberhauptes 
Ihrer Kirche mehrfach eine gerechte Würdigung erfahren hat, fo 
auch in den Herzen meiner getreuen Untertanen danfbare Aner- 
kennung findet.” Tatſächlich Hatte Kardinal Antonelli andern 
Mächten die firchenpolitifchen Bejtimmungen der preußifchen Ver- 
faſſung gelegentlich al3 vorbildfich Hingeftellt. 

An Berjuchen, im Einzelfall die Intereſſen der Kirche zu ſchä— 
‚digen, hat es auch in den erjten Jahren Wilhelms I. nicht gefehlt. 
Das erjte Minifterium, das der Prinzregent gebildet hatte und 
das die „Neue Ara” einleiten follte, trug einen gemäßigt liberalen 
\Charatter. Zrogdem aber ein der Kirche nicht unfreundlich ge- 
ſinnter Katholif, der Fürft Karl Anton von Hohenzollern, Vor- 
Ifigender diefes Minifteriums war, erfolgte doch jchon-1861 eine 
Maßregel von eingreifender Wichtigkeit in Sachen der „KRatholi- 
hen Abteilung“ im Kultusminifterium. Die Abteilung Hatte 
!bisher recht ſegensreich gewirkt; e3 war eine große Anzahl von 
Fragen des landesherrlichen Patronates der Löſung zugeführt 
worden!, bei der Beſetzung der Biſchofsſtühle Hatten die Räte 
der Abteilung der Regierung mit ſachgemäßen Aufſchlüſſen gedient. 











! Siehe „Die fisfalifhen Patronatrechte im Königreich Preußen”, im 
rchiv für kath. Kirchenrecht XXIV 223 ff. 
Kipling, Gef. d. Aulturfampfes zc. I. 16 
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Nun wurde im Juni 1861 zwiſchen die Katholiiche Abteilung 
und den Minifter eine Zwiſcheninſtanz, der protejtantifche Unter- 
jtantsjefretär Lehnert, gejchoben; demjelben mußten alle Aften- 
einläufe der Abteilung, noch ehe fie der Direktor gejehen, vor- 
gelegt werden; e3 war dem Unterjtaatsjefretär ferner weitgehende 
Befugnis eingeräumt, Sachen, die ihrer Natur nad) vor die Ka— 
tholifche Abteilung gehörten, ſekret bearbeiten zu lafjen. Das 
ganze war offenfichtlich eine von Mißtrauen diktierte Verfügung. 
In der Folge geſchah e3, daß eine jo wichtige Angelegenheit 
wie die durch den Tod des Kardinals von Geifjel (F 8. September 
1864) notwendig gewordene Wiederbejegung des Kölner Erzjtuhles 
zeitweife durch den Unterjtaatsjefretär Lehnert bearbeitet wurde, 

Die Regierung Hatte für Köln den ihr als bejonders ſtaats— 
freundlich geltenden Prinzen Guſtav von Hohenlohe-Schillingsfürft 
ins Auge gefaßt und war gewillt, diefe Kandidatur mit allen 
Mitteln durchzujeßen. Zweimal machte fie dem Kapitel eine 
Wahl unmöglich, indem fie zuerft die ganze Kandidatenlifte zurüd- 
wies und im folgenden Jahre nur zwei Namen auf der Lifte 
beließ. Ahnlich ſchwierig geftaltete fich zur felben Zeit die Wieder: 
bejegung von Gneſen-Poſen und Trier. Welche Abficht dabei die 
leitenden Kreiſe bejeelte, erhellt aus einem Schreiben des Kron- 
prinzen Friedrich Wilhelm an Bismard (18. November 1864). 
Der Prinz befämpft heftig das Liftenverfahren, dag nur „den 
Jeſuiten und Ultramontanen” Vorſchub leiſte. Anſtatt defjen 
müſſe eine perſönliche Einigung zwiſchen Wahlkommiſſar und 
Domkapitel über die Perſon des Kandidaten als Wahlmodus er 
jtrebt werden: „Nach meiner Anficht darf nicht eher geruht werden, 
als bis Kommifjar und Kapitel volljtändig durchgefämpft haben 
und die persona grata ganz unzweifelhaft feititeht, jo daß die 
Kapitelswahl nur noch eine äußere Zeremonie bleibt.“ Der hohe‘ 
Brieffchreiber verriet wenig Einficht in die faktifchen und redht- 
lichen Verhältniffe. Wie fonnte er behaupten, beim Liftenverfahren 
„Spiele die Regierung ein Hazardipiel, könne leicht dupiert werden“? 
Wußte er nicht, daß es fich bei der Ingerenz der Regierung nur! 
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um Feitjtellung von personae minus gratae, nicht aber um po- 
fitive Defignation eines willflommenen Kandidaten handeln konnte? 
Sedenfalls, jo jchloß das Schreiben, jolle der Minifterpräfident 
für Köln eine Lifte nicht zulaffen, „jondern durch einen evan- 
geliſchen NRegierungsfommifjar die persona grata fejtitellen 
laſſen“1. 

Der Streitfall fand ſeine Erledigung, indem der Heilige Stuhl 
für diesmal ſich die Ernennung des Kölner Erzbiſchofs vorbehielt 
und den Biſchof von Osnabrück, Paulus Melchers, in die nieder— 
rheiniſche Metropole berief, in Gneſen-Poſen aber die Wahl des 
Grafen Miecziſlſaw Ledochowski zum Erzbiſchof anordnete; in 
Trier war der Feldpropſt Pelldram gewählt worden?, dem nad) 
wenigen Jahren (1867) Matthiad Eberhard in der bifchöflichen 
Würde folgen jollte. 

Sp wenig die Irrlehre von dem proteftantifchen Charakter des 
preußifchen Staates Hatte ausgerottet werden fünnen, jo gering 
war auch noch immer der Wille der Regierung, dem Fatholifchen 
Bolkzteil nur annähernd bei Befegung der wichtigeren ftaatlichen 
Ämter gerecht zu werden. Eine im Jahre 1862 von dem Bonner 
Profeſſor 3. H. Floß verfaßte Broſchüres beleuchtete grell die 
Parität an den preußischen Hochſchulen und zeigte, wie faktifch 
der Proteftantismus, der ohnehin drei Univerfitäten als aus— 
Ihließlich evangelifh in Anſpruch nahm — bei einer vierten, 
Derlin, galt diefer Anfpruch als zweifelhaft —, auch an den 
jog. paritätifchen Anftalten Zuftände herbeigeführt hatte, die an ein 
protejtantijches Unterrichtsmonopol grenzten. Zahlreiche fatholifche 
Gelehrte Hatten fich, weil in Preußen auf ein Fortfommen nicht 
zu rechnen war, genötigt gejehen, einem Rufe nach Süddeutſchland 
oder Ofterreich zu folgen. Da es unmöglich war, den Katholiken 





I Anhang zu den Gedanken und Erinnerungen des Fürften Bismard II, 
Stuttgart 1901, 376 ff. 
? Vgl. Pfülf, Biſchof v. Ketteler II 252 ff 420 ff. 
Denkſchrift über die Parität an der Univerfität Bonn mit einem Hin: - 
blick auf Breslau und die übrigen preußifchen Hochichulen, Freiburg 1862. 
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mindere Qualifikation für den Betrieb der Wiffenfchaften nach— 
zuweijen, wurde in Negierungsfreifen das Vorwalten des prote- 
ftantijchen Elementes an den Univerfitäten, das die proteftantifcher- 
jeit3 mit Syftem und Eifer betriebene „Wahrung der Perfonalien“ 
herbeigeführt Hatie, als Ergebnis reinen „Zufalles” Hingeftellt. 
Die mit trefflihen Einzelunterfuchungen und Nachweijen ausge- 
Itattete Floßſche Schrift verdient noch heute vor Vergefjenheit be- 
wahrt zu werden. 

Daß in der Armee katholiſche Überzeugungstreue unmittelbar 
die erheblichjten perfünlichen Nachteile im Gefolge haben konnte, 
zeigte der Fall der beiden Grafen Schmifing-Kerfienbrod, die 
wegen ihres Befenntnifjes zu den Firchlichen Grundjägen über 
das Duell aus der preußifchen Armee entlaffen wurden. Auch 
Bismard war von dem Vorgange unangenehm berührt; er meinte, 
der Kommandeur, fein Teiblicher Vetter, „habe ungefchieft operiert, 
habe gleich Zwölfpfünder aufgefahren”; die Katholifen fahen in 
dem Ereignifje eine unerhörte Gewiſſenskränkung 1. 

Hatten die Liberalen geglaubt, einzelne Handlungen der Re— 
gierung gäben ihnen Ausficht auf demnächſtige Erfüllung ihrer 
Wünſche in der Kirchen- und Schulpolitif, fo jollten diefe Hoff- 
nungen auf Konzefjionen in Tiberalem Sinne fürs erfte allen 
Boden verlieren, al3 die Regierung über der Frage der Heeres- 
reorganijation mit dem Liberalismus in den heftigften Konflikt 
geraten war. Unter dem Hohn der Liberalen berief König Wil- 
heim I. in feiner Ratlofigfeit am 23. September 1862 den Mann 
an jeine Seite, der ihn zu beifpiellofen Erfolgen emporführen 
jollte, den bisherigen diplomatischen Vertreter Preußens zu 
St Petersburg, zulegt in Baris, Otto von Bismard. 

Der neue Premierminifter hat das gehalten, was er bei Über 
nahme des Portefeuille verſprach; gegenüber der TYiberalen Op- 
pofition wahrte er mit Faltblütiger Ausdauer vier Jahre lang 
„die Schwerkraft der Krone”, Fein dienliches Mittel verjchmähend. 





1 Bol. Pfülf, Biſchof dv. Ketteler II 250 f 254. 
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Sm Widerfpruch zu der aufs äußerſte gereizten Fortſchrittspartei 
führte die Regierung 1864 den fiegreichen Krieg gegen Dänemarf. 
In dem öfterreichifch-preußifchen Kondominium in den Elbherzog— 
tümern jah der Minifterpräfident alsbald die Möglichkeit, für 
das deutjche Problem eine Löfung auf dem Wege einer Friegeri- 
ichen Auseinanderjegung, „durch Eifen und Blut“, zu finden. 
Schon Yange war der Minifter, wie er verficherte, „gegen Die 
Phraſen vom Bruderfrieg ſtichfeſt“, er Tannte „feine andere als 
ungemütliche ntereffenpofitif, Zug um Zug und bar” 1. Meifter- 
haft wußte er es zu verhüllen, daß in feiner Politif gegenüber 
Dfterreich auf feiner Seite die DOffenfive war; längſt Hatte feine 
Berichlagenheit den Krieg unvermeidlich gemacht, als er noch 
feinem Monarchen jchrieb, es widerftrebe jeinem Glauben, „Die 
höchſten landesväterlichen Entjchliegungen über Krieg und ‘Frieden 
in zudringlicher Weife beeinfluffen zu wollen”. „Es ift das ein 
Gebiet”, jo fuhr das Schreiben fort, „auf dem ich Gott allein 
getroft überlafje, Ew. Majejtät Herz zum Wohle des PONGEUINEE 
zu lenken, und mehr beten al3 raten möchte.“ 

Dei Königgräh volfftändig gejchlagen, ging Ofterreich den Prager 
Frieden ein, der den Kaiferftaat für immer aus Deutjchland aus— 
ſchloß. Das durch die Annerionen von Schleswig-Holftein, Han- 
nover, Kurheſſen, Nafjau und Frankfurt a. M. vergrößerte König: 
reich Breußen übernahm den Vorſitz in dem Norddeutichen Bunde. 
Bis zur definitiven Löjung der deutjchen Frage war nur noch ein 
Schritt. | 
Es iſt an der Zeit, der Stellungnahme der Katholiken Deutjch- 
lands in der nationalen Frage zu gedenken. Ihre Haltung Hat 
ihnen wie in vielen Bundezftaaten, jo auch bejonders in Preußen 
ein reiches Maß erbitterten Hafjes eingetragen. So gleich in 
dem Revolutionsjahre 1848, in welchem der Auf nach Deutſch— 
lands Einigung fo Fräftig und verheißungspoll erflungen war. 
Bekanntlich vollzog fich in der deutjchen Nationalverfammlung zu 
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Frankfurt die Spaltung in Großdeutiche, die das ganze Ofterreich 
in den deutfchen Staatenbund aufnehmen und ein 70 Millionen- 
reich bilden wollten, und Kleindeutſche, mit der Tendenz, unter 
Ausschluß Oſterreichs Preußen an die Spite des monarchiſchen 
Bundesitaates treten zu laſſen. Die Mehrzahl der deutſchen 
Katholiken befannte fich zu dem großdeutichen Gedanken. Dem— 
gemäß ſtimmten auch die um Auguft Reichensperger gejcharten 
fatholijchen Deputierten gegen das preußijche Erbkaiſertum. Aus— 
drücdlich Hatte Neichensperger darauf Hingewiefen, daß gerade 
Rückſichten des preußiichen Batriotismus ihn in Diefer Abſtimmung 
leitete. Faſt alle Verfechter des Gedanfens, daß Preußen die 
Spitze des geeinigten Deutjchland fein müfje, jeien darin einig, 
daß aus ihrem Plane für die Einheit Preußens jelber große Ge- 
fahren erwüchjen. „Sie fchlagen vor, Preußen in feine Provinzen 
zu zerjchlagen, oder wie der Kunſtausdruck lautet, in Deutjchland 
aufgehen zu laſſen. Ich für meinen Teil hege die Überzeugung, 
daß viele Altpreußen mit mir, dem Neupreußen, die Anficht teilen, 
daß ein jolches Experiment ein überaus gefährliches wäre.“t Wie 
der Redner des weiteren betonte, waren auch Gründe konfeſſio— 
neller Natur fir jeine Stellungnahme gegen die Kleindeutjchen 
maßgebend. | 

Auf diefe Gründe ift hier näher einzugehen, weil fie auch in 
der Folge die Geifter im großdeutichen Lager aufs Iebhaftejte be- 
Ihäftigt Haben. So eifrig die Katholifen die Einheit der Nation 
erjehnten, jo entjchlofjen wies ihre Mehrheit den Gedanken der 
Hegemonie Preußens zurüd. Die Eirchenpolitiiche wie die reichs— 
politiiche Vergangenheit dieſes Staates jchien zu geringe Sicher- 
heit für die Zukunft zu bieten. Man war ſich darüber Flar, daß 
die Ausfchliegung der öfterreichiichen Monarchie nicht nur eine be- 
denflihe Schwächung der ganzen Nation, jondern auch bejonders 
eine Gefährdung des fonfeffionellen Friedens bedeute. Das Zahlen- 
verhältnis der Katholifen im Reiche werde beträchtlich unter das 
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der Proteſtanten Herabfinfen und jo eine Suprematie des Pro— 
teſtantismus herbeigeführt. „Die Beifpiele von Bebrüdung der 
Minorität durch die Majorität in religiöfen Angelegenheiten“, fo 
fagte Auguft Reichensperger im Frankfurter Parlamente, „Liegen 
uns noch viel zu nahe, als daß nicht eine gewilje ängftliche Be- 
ſorgnis noch geblieben fein follte.”t Zudem Hatte fich unter den 
Katholiken noch eine Fülle der romantischen Begeifterung für das 
ideal aufgefaßte mittelalterliche Kaifertum erhalten, die ſich in 
warmer Sympathie für die Erneuerung der deutjchen Kaiſerwürde 
durch DOfterreich äußerte; zum mindeften follte dem Kaiferftaate 
eine würdige Vertretung in dem geplanten Reichsdirektorium ge- 
fihert werden. Gegen die Kleindeutjchen ſprach ferner bei vielen 
katholiſchen Patrioten der zentraliftiiche Eifer dieſer Partei, der, 
wie er vom Standpunkte eines berechtigten Partikularismus aus 
politifch bedenklich war, über kurz oder un auch der Kirchen- 
freiheit gefährlich werden konnte. 

Anderjeit3 war nicht in Abrede zu ftellen, daß bejonder3 mit 
Rückſicht auf die perfünliche Stellung Friedrich Wilhelms IV. zu 
Religion und Kirche auch der kleindeutſchen Auffafjung manche 
gute Seite abgewonnen werden konnte, zumal die Großdeutjchen 
allemal in tieffter Verlegenheit waren, wenn fie gefragt wurden, 
auf welchen Wege demm bei den einmal bejtehenden realen Ver— 
hältniſſen dem leidigen Dualismus ein Ende gemacht und die 
Einheit herbeigeführt werden könne. Ein jo aufrichtiger Chrift 
wie Joſeph von Radowitz glaubte ſich durch feine katholiſche 
Überzeugungstreue nicht behindert, in aufopferungsvollfter Weife 
für die preußifche Hegemonie in Kleindeutfchland, mit dem dann 
Ofterreich einen weiteren Bund eingehen wirde, einzutreten: ein 
eifriger Katholik beſitzt das welthiftoriiche Verdienft, für die Frage 
der deutfchen Einheit eine Löſung gefunden und eifrigft vertreten 
zu haben zu einer Zeit, wo viele der beften Intelligenzen glaubten 
an dem Problem verzweifeln zu müfjen. Gewiß, der General 
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Radowitz hat unter feinen Glaubensgenofjen wenig Liebe für dieje 
Politik gefunden, aber ein wichtiges Zugeftändnis haben fie ihm 
immerhin gemacht. Es war eine aus leicht erfichtlichen Gründen 
hervorgehende Forderung des Generals, daß im Frankfurter Par— 
lamente die ernftgefinnten Katholiken nur für die Kirchenfragen 
im engeren Sinne in einen Klub zuſammenträten, von der Bildung 
einer eigentlichen politifchen Partei aber, die naturgemäß einen 
großdeutjichen Charakter angenommen hätte, Abftand nähmen. 
Mit diefer Anficht wußte Radowitz durchzudringen troß des wohl: 
begründeten Widerfpruchs angejehener Katholiken. Bor allen war 
Wilhelm Emanuel von Setteler, damals Pfarrer von Hopften, 
der Meinung, angefichtS des herrjchenden politischen Indifferen— 
tismus - müßten ſich die katholiſchen Nheinländer, Wejtfalen und 
Bayern politiich enge aneinanderjchliegen. Aber, jo jchrieb. er, 
„Radowig hemmt ung offenbar und bindet ung im preußijchen 
Intereſſe, und jo jehr ich ihn jchäße und Hochachte, jo ift Dies 
unbedingt vom größten Nachteile” 1. 

Bei Radowitzens aufrichtiger Hingabe an Preußens deutjchen 
Beruf, wie er ihn auffaßte, ift es für jein Andenken außerordent- 
lich verlegend, daß des Fürſten Bismard jo ganz ſubjektive Art 
der Geichichtsauffaflung auch an ihm fich verfucht hat. In feinen 
Memoiren? läßt es der Fürft dahingejtellt jein, „ob der Einfluß 
des Generald von Radowitz aus fatholifierenden Gründen in einer 
auf den König wirkſamen Gejtalt verwendet worden ift, um dag 
evangeliiche Preußen an der Wahrnehmung der günftigen Ge- 
Yegenheit zu Hindern und den König über dieſelbe hinwegzu— 
täujchen. Sch weiß heute noch nicht, ob er ein Fatholifierender [l] 
Gegner Preußens war oder nur bejtrebt, feine Stellung bei dem 
Könige zu halten“. Es genügt, dieſen Expektorationen gegen: 
über auf den energischen Haß gegen den edlen General hinzuweiſen, 
den Bismard mit der proteftantifch-pietiftifchen Kamarilla geteilt hat. 
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Die lebte Phaſe der nationalen Politik Joſephs von Radowitz 
vollzog fich in Erfurt, wo dag durch die Unionspolitif des 
preußifchen Königs berufene deutjche Parlament am 20. März 
1850 zufammentrat. Die Majorität bejaßen hier die Klein- 
deutſchen, oder wie man ſie jeit der Verſammlung der Erb- 
faiferlichen zu Gotha (uni 1849) nannte, die Gothaer. Die 
Großdeutichen, an deren Spite Auguft und Peter Reichens- 
perger ftanden, zählten nur elf Stimmen. Die fleine Partei 
wahrte aber nach Kräften ihren Standpunkt und beantragte 
demgemäß, daß zur Wahrung der deutjchen Integrität und 
Einheitlichfeit alle Staaten de8 noch zu Recht beitehenden 
Deutichen Bundes zum Eintritt in die Union einzuladen feien. 
Der Antrag Fam nicht zur Debatte; aber im Verlaufe der 
Beratungen legte Auguft Reichensperger für feine großdeutjche 
Überzeugung vom Rechtzftandpunfte aus ein mannhaftes Zeug— 
nis abi. 

In den nächſten Jahren wurde die deutjche Frage ein viel 
disfutiertes Thema in der politifchen Literatur. Wir haben hier 
beſonders auf die Haltung zu achten, die das führende publiziftifche 
Organ der deutſchen Katholiken, die „Hiftorifch-politifchen Blätter“, 
beobachteten. Es gab eine Zeit, wo man auch in Siddeutfchland 
mit großem Bertrauen auf Preußen Hinblicte. Diejes Vertrauen 
ward begründet durch die preußischen Verfaſſungsbeſtimmungen 
hinfichtlich der Kirche. „Mit der zähen Liebe des Deutſchen“ 
hoffte auch ein jo Heftiger jpäterer Gegner Preußens wie Edmund 
Jörg, der altbayrijche Patriot, daß Preußen in der Entwicklung 
zu einem wahren Rechtsjtaat begriffen jei. Das Alpha und Omega 
des NRechtsitantes aber, Probe und Merkınal desjelben fei das 
fichliche Recht. Es fand auch im Süden die Hoffnung preußi- 
ſcher Katholiken, „daß das proteftantifche Preußen den jebigen 
Stand der Dinge zur Eroberung eines moralifchen Übergewichtes 
bei den deutſchen Katholiken benügen und fich diefen al3 den Hort 
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aller verfafjungsmäßigen Rechte der Fatholifchen Kirche zeigen 
könne“, einen gewiffen Anklang i. | 

Enttäufchend wirkte aber die Haltung Preußens im badischen 
Kirchenkonflikte, ferner die Tatjache, daß die Berliner Regierung 
mit der Durchführung der Kirchenparagraphen in den neuerwor— 
benen hohenzollernjchen Fürftentüimern gar zu large zögerte. Noch 
mehr Berdruß erregte bei den traditionell antiruffiich gerichteten 
„Hiſtoriſch-politiſchen Blättern” die von ruffophilen, antiöfterreichi- 
ſchen und proteftantifchen Rückſichten getragene Politik Preußens 
im Krimfriege; das von den „gelben Heften” vertretene Ideal 
einer unabhängigen mitteleuropäifchen Bolitif war dadurch un— 
möglich geworden. 

Die Abneigung gegen den preußiichen Staat wuchs in Süd— 
deutjchland fpäterhin befonders durch die Wirkfamfeit des offiziellen 
Berliner „Zentral-Preßbureaus“, das feiner Aufgabe, im Süden 
für Preußen Stimmung zu machen, durch feinen Übereifer- geradezu 
entgegenarbeitete. Die Leitung des Bureaus war Mar Dunder 
übertragen worden; ihm war es nicht vergünnt, wie er fo gerne 
es gewünscht hätte, völlige Ehrlichkeit in die ihm unterftellte Preſſe 
zu bringen. Ein aus preußischen Geheimfonds unterjtügtes Blatt, 
die Münchener „Süddeutſche Zeitung”, redigiert von Karl Brater, 
erfüllte auch nicht die darauf gejegten Hoffnungen; eine „populäre 
Agitation” zu Gunften der ep er wollte jich nicht 
erzielen laſſen. | 

Die Informationen aber, mit — das preußiſche „Zentral⸗ 
Preßbureau“ die ihm zugänglichen Zeitungen verſah und die natur— 
gemäß im extremſten preußenfreundlichen Sinne gehalten waren, 
forderten den Spott der Süddeutſchen förmlich heraus. Hier 
wurde Preußen immer und immer als Engel des Lichtes hingeſtellt: 
„Was eitel raubgierige Selbſtſucht iſt“, fo urteilten geiſtig jelb- 
ſtändige Männer, „ſoll der Deutſche als zarte und uneigennützige 
Sorge für deutſches Intereſſe, deutſche Selbſtändigkeit, deutſchen 
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Frieden, deutjchen Bund, deutjches Recht, deutſch-europäiſche Macht- 
ftellung anfehen.”1 Über die Chancen und Erfolge des Bureaus 
berichtet Jörg: „Zehn- und Hundertfach konnte man jo jagen, 
was Regierungsblätter nur zwei- oder dreifach zu jagen vermochten, 
alles viel dreifter und ohne Scheu vor dem Geſtanke des Selbft- 
lobes, vor Indiskretion und SFeindjeligfeit gegen angeblich be- 
freundete Regierungen; ftetS dasfelbe, wenigjtens fcheinbar von 
jehr vielen zumal, die anjcheinend in gar feiner Verbindung mit- 
einander ftanden, in jo vielen und verjchtedenen Organen, vorn jo 
vielen und den entfernteften Orten, von jo vielen unverdächtigen 
Seiten zugleich.” Dieſe Angaben des ſüddeutſchen Publiziſten 
erhielten alsbald in einem Preßprozeſſe der kölniſchen „Deutjchen 
Volkshalle“ detailierte8 Beweismaterial?. Die Angriffe der „Hi- 
ſtoriſch⸗politiſchen Blätter” beantwortete die preußiſche Regierung, 
indem fie am 16. November 1856 die „gelben Hefte” für den 
ganzen Umfang des Königreiches verbot; ein früheres, über acht 


Jahre fich erjtrediendes Verbot hatte durch die Märzereignijje von 
‚ 1848 jeinen Abichluß gefunden. Die neue Mafßregel diente na- 


türlich nicht dazu, da8 Münchener Organ preußenfreundlicher zu 
Stimmen. 
Die Sympathien der rheinischen Katholiken für Oſterreich kamen 


naturgemäß in dem Fatholiichen Hauptorgan des Weſtens, der zu 
- Köln erjcheinenden „Deutfchen Volkshalle“ zu regelmäßigem Aus- 


4 


| 
| 
| 


druck. Dieje Erſcheinung machte der preußischen Regierung große 
' Sorgen. Sie juchte deshalb zunächft den konſervativen Journa— 
liſten Franz von Florencourt3 an das Blatt zu bringen; diefer 
ſollte der „Liberalen“ Politik der Reichensperger entgegenarbeiten. 
Aber bald ließ „die böfe öfterreichifche Haltung” des Blattes das 


Berliner Zentralprefamt die Konzeffionsentziehung ins Auge 
fallen; die Suspenfion der „Volkshalle“ erfolgte denn auch 


im Juli 1855, da „die Ehre und Pflicht der Regierung” es zu 
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fordern jchien, „dem Treiben diejes Frechen Blattes ein Ende zu 
machen”. | 

Nun bemühte fich die preußiſche Regierung, ihrerfeit3 ein „ka— 
tholiſches“ Blatt am Ahein zu begründen; die Abficht war, daß 
da3 neubegründete Blatt ſich „ſchnell in den Befit des leergewor- 
denen Gebietes” jebe, ehe eine Wiedererjtehung der „Volkshalle“ 
in anderer Form erfolge. Aber Florencourt, auf den man be- 
ſonders gerechnet Hatte, zog ſich von der Sache zurüd; er be- 
trachtete die Unterdrüdung der „Volkshalle“ als einen Mißgriff, 
da der Schritt der Regierung „als eine Eonfejjionelle Maßregel 
aufgefaßt werde und dadurch felbjt billigdenfende Katholiken auf- 
geregt würden“ 1. 

Eine andere Gründung, der zu Koblenz erjcheinende „Rhein- und 
Mojelbote”, der zu der öfterreichischen Regierung direkte Beziehungen 
unterhielt, war ebenfalls von einem Einfchreiten der Regierung 
bedroht; aber die Zeitung ging ſchon im Frühjahr 1856 ein. 

Zu hochbedeutjamen Crörterungen führte der Heindeutjch-groß- 
deutjche Gegenfa auf dem Gebiete der Hiftorischen Literatur. Den 
Anſtoß gab der Hiftorifer Heinrich von Sybel, den des Königs 
Mar I. von Bayern Vorliebe für proteftantiiche Wiſſenſchaft 
nad) München berufen hatte. In einer Rede, die er im No— 
vember 1859 in der Akademie hielt, wie Sybel zur Erhärtung 
jeiner Theſe, daß es der deutjchen Gejchichtswifjenichaft noch jehr 
an Verarbeitung de3 Stoffes nach politifchen und fittlichen Prin— 
zipien mangele, mit bejonderem Nachdruf auf die Erjcheinung 
bin, daß das mittelalterliche Kaifertum in Kreifen der Hiſtoriker 
noch immer al3 glanzvolle Vertretung nationaldeutfcher Intereſſen 
gelte, während e3 doch gerade die Iebteren durch jeine Tendenz 
einer theofratifchen Weltherrichaft aufs tieffte geſchädigt und ſich 
jelber den Untergang bereitet habe. Daß das Mittelalter fein 
deutjches Nationalreich erftrebt und verwirklicht habe, wurde als 
verhängnispoller Fehler Hingejtellt. 
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Auf katholischer und großdeuticher Seite witterte man in diejer 
Geſchichtskonſtruktion den Verfuch, den „neueſten politischen Bejtre- 
bungen eine gefchichtliche Stüße zu verleihen“. Der Innsbrucker 
Hiftorifer Julius Ficker! nahm fofort den Kampf gegen den 
Hleindeutjchen Kollegen auf. Es fam zu dem berühmt gewordenen 
fiterarifchen Streit, auf dejien Phaſen Hier nicht eingegangen 
werden kann. Im wejentlichen vertrat Ficker den Standpunft, 
daß das Unheil Deutjchlands fich nicht aus der Gründung, jon- 
dern dem Verfall der Kaiferherrichaft Herleite, und dieſe feine 
Auffaſſung Hat obgefiegt: heute wird Sybels Schrift von den 
Fachleuten als „Hiftorifches Fehlurteil“, als „Verirrung“ be 
zeichnet. 

Die Verquickung von Politik und Wiſſenſchaft, die für Sybels 
Leben charakteriftiich war, zeigte fich auch in einer Gründung, 
die neben der kleindeutſchen Tendenz dem ausgejprochenen Zweck 
dienen follte, „den Ultramontanismus, welcher die nationale und 
geiſtige Entwidlung der Autorität einer äußeren Kirche unter- 
wirft“, zu befämpfen, nämlich in der ſeit 1859 erjcheinenden 
„Hiftorischen Zeitichrift”. Wie Sybel felber von vornherein über- 
zeugt war, ein „ultramontaner” Hiftorifer könne nur „unwifjen- 
ſchaftlich“ fein, jo war die Gruppe, die fich in der „Hiftorifchen 
Zeitſchrift“ nicht etwa nur an Fachkreife, jondern an ein weiteres 
Publikum der Gebildeten innerhalb „der freien nationalen Atmo— 
ſphäre“ wandte, von ähnlichen Abfichten geleitet. Die großdeutjche 
Polemif hat aber alsbald dem Sybeljchen Kreife heiß zugejebt; 
eine bejonders jcharfe Klinge führte der Hannoveraner Onno Klopp, 
damals noch Proteftant. In Auflägen, die zuerft in den „Hifto- 
riſch⸗politiſchen Blättern”, dann unter dem Titel „Kleindeutjche 
- Gejhichtsbaumeifter” 2 gefammelt erjchienen, bewies er überzeugend 
die Thefe, „daß das Kleindeutichtum es darauf anlege, den kon— 
feſſionellen Spalt der Deutjchen auch zugleich zu einem politischen 
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zu machen und zu diejem Zwecke den erjteren Spalt immer weiter 
zu reißen”. Im Intereſſe der Widerlegung Eleindeutjch-proteftan- 
tiſcher Geſchichtslegenden jchuf der unermüdliche Gelehrte noch eine 
große Anzahl wifjenjchaftlicher Werfe und Gelegenheitsjchriften, 
auf die näher einzugehen uns leider verjagt ift. 

Die Propaganda, welche der Sybeljche Kreis für den klein— 
deutjchen Protejtantismus jo eifrig betrieb, die Gehäffigfeit, mit 
der er den „Ultramontanismus” befämpfte, um, wie die „Hiftorifch- 
politiichen Blätter” jagten, in Antifatholizismus gute Gejchäfte zu 
machen, die Ausjchließlichkeit, mit der er neben wahrer Wifjen- 
Ichaftlichfeit auch die vaterländifche Gefinnung für fich in An- 
ſpruch nahm, gehören zu den wichtigften Vorboten der jpäteren 
firchenpolitiichen Kämpfe. „Möge man uns glauben”, fo ſchrieb 
1860 die ſoeben zitierte Fatholifche Zeitichrift, „daß wir ein über- 
aus wehmütiges Gefühl nicht unterdrüden können, wenn wir bei 
jo vielen durch Gelehrſamkeit und tüchtige Leiftungen hervorragenden 
Männern gerade das vermifjen jollen, was nicht nur unjerer, 
fondern jeder Zeit zuvörderſt nottut: Achtung vor der Bered)- 
tigung des Nebenmenjchen. So wie die Sachen jegt ftehen, iſt 
die Kluft zwilchen Broteftanten und Katholifen wieder jo weit 
aufgetan als zur Zeit der Glaubensſpaltung des 16. Jahrhunderts. 
Soll und muß e3 denn fo weit kommen, daß das Schwert in 
der Scheide jeinen Träger bejchimpft? Wenn unjere Gegner jo 
wollen, jo fünnen fie allerdings bittern Hader zu jtande bringen, 
dann aber mögen fie auch aufhören, fich der Verföhnlichkeit, Tor 
leranz und geiftigen Freiheit zu rühmen, und aufhören, einen 
nationalen Standpunkt für fich zu beanfpruchen.“ ! 

Wohl das Bedeutendfte und Eindrucvollite, aber auch das 
Rückſichts- und Vorbehaltlofefte, was in der Folge zu Gunſten 
Sroßpreußens gejchrieben wurde, war „Bundesjtaat und Einheits- 
ftagt” von Heinrich von Treitjchfe (1864), der damals Profefjor 
im badifchen Freiburg war. Dortjelbft wollte der Mann, der 
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jelber nicht frei war von dem, was er feinen norddeutjchen Land3- 
leuten jo oft zum Vorwurfe gemacht, „der ſchwarzgalligten Nörgel- 
jucht“, „den Ultramontanismug in feiner ganzen viehijchen Un- 
fittfichfeit aus der Nähe -betrachtet” und erfannt haben, daß der 
Gegenſatz von Katholizismus und Protejtantismus nichts anderes 
jei als der „Gegenſatz von Knechtichaft und geiftiger Freiheit“. 
Aus diefer Einficht Leitete er ein neues Argument zu Gunften der 
Hleindeutjchen Bewegung her: die verderblichjten Feinde der mo— 
dernen Staatsordnung, die Ultramontanen und die Junker, jeien 
unbezwinglich, fo lange Deutſchlands Zerfplitterung währe. Beider 
Gegner werde man erjt dann völlig Meifter werden, wenn die 
gefammelte Kraft des deutjchen Staates gegen diefe Mächte ing 
Feld geführt werde. Bis zur Ausgabe des Signals zum Kultur- 
fampfe war von hier aus nur ein Schritt!. 

Hinfichtlich der äußeren Organifation der kleindeutſchen Be— 
wegung war das wichtigfte Ereignis die Gründung des National: 
vereins (1859). Schon bei der erjten Tagung zu Eiſenach 
(14. August 1859) zeigte es fich, daß fein wahrer Katholik mit 
dDiejer Organijation gehen könne, und daß dieje ihrerjeitS auf die 
- Mitarbeit der Katholiken von vornherein verzichtete; viele der an- 
gejeheniten Führer der Bewegung unterzeichneten eine von dem 
Darmitädter Advofaten Met redigierte Erklärung, die zum Kampfe 
gegen das „verdummende, fanatijche und entzweiende Pfaffentum“ 
aufrief2; unter den Unterzeichnern befand fich auch der Fiberale 
hannöveriſche Politiker Audolf von Bennigfen, der Präfident des 
Vereins. Nicht minder verletzte der Nationalverein die Katholiken 
durch jein Eintreten für die mit der Revolution verbündeten 
italienischen Einheitsbeftrebungen 3. 





! 9. Treitjchfe, Hiftorifche und politifche Aufjäge It, Leipzig 1871, 
107 5; vgl. TH. Schiemann, H. v. Treitjchkes Lehr- und Wanderjahre, 
München 1896, 213; Allgemeine deutjche Biographie LV 284. 

"N. le Mang, Der deutiche Nationalverein, Berlin 1909, 20; vgl. 
Hiltorifch-politifche Blätter LVIII (1866) 185 ff. 

°® Bgl.H.DOnden, Rudolf v. Bennigfen II, Stuttgart 1910, 217 5, 1472. 
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Der antifatholiiche Charakter der Vereinigung trat ebenjo jchroff 
in ihrer Publiziftif hervor. Auf Grund gründlichen Studiums 
der „Wochenjchrift des Nationalvereins“ urteilte Bijchof von Ket- 
teler jchon im Jahre 1862: „Der Nationalverein ift ein anti- 
fatholifcher Verein, der vom Standpunkt des rationaliftischen Bro- 
teftantismus die rechtliche Stellung der Fatholifchen Kirche in 
Deutjchland anfeindet; ein Verein, der uns Katholifen in unjerem 
Glauben und unjerem Rechte beſchimpft und beeinträchtigt... .. 
Der Nationalverein will einen Bijchof im Sinne der Emfer Bunf- 
tation; er will eine fatholijche Kirche, die fich von Rom trennt; 
an die Stelle der Fatholifchen Kirche möchte der Nationalverein 
eine Nationalfivche; er will eine Kirche, die den Namen behält, 
aber im Innern dem Fatholifchen Glaubensprinzip, der Autorität, 
entjagt hat und dafür den Grundſätzen des Zeitgeiſtes Huldigt: 
In einer jolchen Kirche will er dann die Fatholijche Kirche ehren 
und tolerieren, unter der Bedingung, daß er die wahre katholiſche 
Kirche als Ultramontanismus und Jeſuitismus befehimpfen fannı.“ 1 

Man wird nicht behaupten fünnen, daß die Erjcheinungen, die 
der Biſchof bejchrieb, zufällige Entgleifungen jchriftftellernder 
Bereinsmitglieder waren; die Barteileitung jelber gab gelegentlich 
die Parole aus, „die zunehmenden Fortfchritte und Übergriffe 
des Ultramontanismus zum Gegenstand regelmäßiger Beobachtung 
und demmächitiger Beiprechung in der Prefje zu machen“. Um 
dem Vorwurf der Katholitenhege zu entgehen, machte der Vor— 
ftand die Einfchränfung, „daß hierbei ftet3 nur die politifche Seite 
des Gegenjtandes ins Auge gefaßt, dagegen jede Berührung kon— 
fejfioneller Streitfragen ferngehalten werden jollte” 3. Dieje Klaufel 
blieb, wie es der Naturgejchichte aller „antinltramontanen” Agi- 
tation entjpricht, ohne praftifche Bedeutung. Noch bei der Auf- 
löſung der Organifation offenbarte der Vorſitzende von Bennigjen 
ihren wahren Charakter, indem er noch einmal zum Feldzuge 





9. Pfülf, Bifchof v. Ketteler II 1 ff 227. 
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gegen Konjervative, Ultramontane und ftarre Bartikulariften auf- 
rief: „Gegen fie muß der Kampf ohne Raft und Gnade fort- 
gejeßt werden, bis fie begreifen, daß fie den jahrhundertelang 
geübten unheilvollen Einfluß auf Deutjchlands Gefchicke für immer 
verloren haben.“ 1 

Die Reaktion gegen den Liberal-proteftantiichen Nationalverein 
hatte fich in dem 1862 zu Frankfurt a. M. gegründeten „Deut- 
jchen Reformverein” gefammelt. In ihm traten ungeachtet kon— 
fejfioneller und parteipolitifcher Gegenjäge in großer Zahl Männer 
zujammen, die das Wirken und die Ziele des Nationalvereing 
verurteilten und dem großdeutjchen Gedanken zugetan waren. 
Aber einig waren die Mitglieder des Vereins ſchließlich nur in 
einer Negation, im Widerſpruch gegen die Pläne, Oſterreich aus 
dem Deutjchen Bunde zu verdrängen, und das reichte bei weiten 
nicht zur Gründung einer machtvollen und einflußreichen Partei. 
Die Behauptung, der Reformverein jei eine katholiſche Gründung 
gewejen, entbehrt aller Grundlage; jehr ftarf waren in ihm pro- 
teftantifche Hannoveraner vertreten, e3 fehlten auch nicht Israeliten, 
und in jeiner Gejamthaltung neigte er fich einem gemäßigten 
Liberalismus zu. Aber zweifellos waren die Katholifen in ihrer 
Mehrheit mit dem KHauptziele des Neformvereins einverftanden 2. 

Den Nationalverein Tebenskräftiger zu machen und zugleich 
weniger. radikal zu ftimmen, wurden Mittel und Wege gejucht, 
einen begangenen Fehler gutzumachen und die Katholifen in den 
Verein zu ziehen; es jollte ihm dadurch ein rechter Flügel ge- 
fihert werden. Träger dieſes Gedanken war Fürft Chlodwig 
von Hohenlohe-Schillingsfürft. Cr verurteilte die Haltung der 
„Katholiichen Partei”, die durch den Anſchluß an die Großdeutjchen 
die deutſche Reform Hindere ohne Ausficht auf Verwirklichung 
ihrer Wünſche. Sie arbeitete feiner Meinung nach für Die 
Stagnation und damit für die Nevolution, während fie unter 
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einem preußiichen Kaiſer nichts verlieren, jondern nur größere 
Freiheit für die Kirche erlangen werde. Die rechtlichen Berhält- 
nifje der Katholiken in Preußen, verglichen mit dem Zuftand der 
Kirche im übrigen Deutjchland, jchienen ihm das zu beweifen. 
Träten nun die Katholifen dem Nationalverein bei, jo würde 
diejer ein willkommenes fonjervatives Element erhalten, überdies 
jei dann ficher, daß die Reform des Deutjchen Bundes fich auf 
friedlichem Wege vollziehen werde. 

Diefe Gedanken trug Fürft Hohenlohe im März 1862 dem 
Grafen Montalembert vor. Er hegte den Wunjch, der Graf 
werde in diefem Sinne fich pubfiziftiich äußern, ein Wort von 
ihm werde bei den deutjchen Katholifen von zündender Wirkung 
fein. Es fam indes nicht zu einer ausgiebigen Ausſprache zwijchen 
den beiden Bolitifern. Montalembert äußerte fich jofort ablehnend- 
unter Hinweis auf die Intoleranz Preußens gegen die Katholiken 
und der letzteren trabitionelle Borliebe für das öfterreichtiche 
Raijerhaus 1. 

Je deutlicher in der Solge die Ziele der Berliner Bolitif ſich 
offenbarten, deſto mehr wuchs die Abneigung und der polemiſche 
Eifer gegen Preußen in der katholiſchen Preſſe, beſonders des 
Südens. Aber nachdem Oſterreich ſelber im Friedensſchluß von 
1866 den großdeutſchen Gedanken preisgegeben hatte, wahrte die 
ernft zu nehmende politische Preſſe der Katholifen Deutſchlands — 
von verhegender Winkelpreſſe iſt natürlich abzujehen — eine Bor- 
nehmheit der Haltung, die auch den Gegnern Achtung abnötigte. 
Die „Hiftorisch-politifchen Blätter” nahmen aufs entjchiedenfte gegen 
eine etwaige Aheinbundspolitif der Südftaaten Stellung: „Ich 
meinerjeit3”, jo jchrieb Edmund Jörg am 13. Auguft 1866, 
„würde e3 für ein großes Glüd erachten, wenn ein jolcher Brud) 
mit Frankreich Tieber heute als morgen einträte, während wir 
noch in voller Rüftung ftehen und unfere Minifter in Berlin den 





ı Chlodwig Fürft v. Hohenlohe-Schillingsfürft, Denk⸗ 
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Frieden verhandeln. Wir könnten dann den jofortigen Anjchluß an 
Preußen unter annehmbaren Bedingungen erlangen und den neuen 
Bund mit Ehren einweihen durch einen mannhaften Kampf gegen 
den franzöfischen Erbfeind..... Wir follen ung jetzt im Unglück 
nicht feig und verächtlich wegwerfen an Preußen, aber auch feinen 
Augenblick vergefjen, daß uns nicht mit Frankreich, jondern mit 
der Großmacht, welche fich jegt allein noch „deutſch“ nennen darf, 
die politische Lebensgemeinſchaft angewieſen ift.“ 1 

Auch Bischof von Ketteler ſprach ſich unumwunden für den 
Anschluß der ſüddeutſchen Staaten an den Norddeutichen Bund 
aus. Ein etwaiger Südbund werde ein Analogon des alten 
Aheinbundes, „die höchſte Gefährdung der Integrität Deutjchlandg, 
ein Tummelpla& auswärtiger Bolitif und einheimijcher Eleinlicher 
Antrigen, engherziger, dynaſtiſcher und Sonderinterejjen und 
ſchließlich ein Herd aller pjeudoliberalen und radikalen Elemente“ 
fein. Nur duch den deutjchen Bundesſtaat unter dem Könige 
von Preußen könne das „größte aller Übel, nämlich der völlige 
Ruin Deutjchlands und deſſen ſchmachvolle Abhängigkeit vom Aus- 
lande“, abgewendet werden. Aber der Bijchof erwartete, daß der 
führende Bundesjtaat unter Ablehnung Liberaler Zentralijierungs- 
jucht die berechtigte Selbjtändigfeit der deutjchen Länder ehren 
werde ?, | 

Wenn in den nächjten Jahren bei den einflußreichen katholiſchen 
Bolitifern Bayerns wiederum die Abneigung gegen den Beitritt 
zum Norddeutichen Bund die Oberhand erhielt, jo geſchah dies 
vor allem aus Furcht vor dem preußifchen Militarismus und den 
ungeheuern Zaften, die diefer dem Wolfe auferlegte.: Dann’ aber 
erregte e3 bei den bayrijchen „Patrioten“ die lebhafteſten Be- 
denfen, daß gerade der ſüddeutſche Liberalismus e3 war, der am 
lautejten nach der Einigung mit Preußen rief; ihm fam der Krieg 
gegen Frankreich ganz bejonders willfommen, weil der fiegreiche 

! Hiftorifch-politifche Blätter LVIII (1866) 326 ff. 
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Krieg die deutjche Einheit und damit auch den vollitändigen Sieg 
des Liberalismus in Bayern, der durch die Gründung der fon- 
jervativ-partifulariftiichen Patriotenpartei gefährdet war, bringen 
mußte. Im Frühling 1870 bereiteten die norddeutjchen Liberalen 
einen Schlag wider die PBatrioten und ihren Widerftand gegen 
den deutjchen Einheitsjtaat vor. „Wenn die Ultramontanen nicht 
wollen, müfjen fie ſich auf den Krieg gefaßt machen“, jchrieb 
Fürſt Chlodwig von Hohenlohe als Ergebnis feiner Beiprechungen 
mit liberalen Führern zu Berlin am 24. April 1870 in jein 
Tagebuh!. Daß die parteipolitifche Selbftjucht der bayrifchen 
Liberalen ein wichtiges Moment für deren Drängen nad) Hin- 
opferung der Selbftändigfeit Bayern? war, wird niemand be- 
ftreiten fünnen. Damit ift für die Beurteilung der PBatrioten- 
partei und ihrer allerdings politijch jo Furzfichtigen Haltung vor 
dem franzöfiichen Kriege und gegenüber den Berjailler Verträgen 
der entjcheidende Gefichtspunft gewonnen 2. 

Mit den maßlojen Schmähungen und Schimpfereien, wie fie 
bayrische Winfelblätter vor der Reichsgründung gegen Preußen 
betrieben, hat die Batriotenpartei nichts zu tun. Die ungebändigte 
Raufluſt eines Blattes vom Schlage des „Bayriſchen Vaterlands“ 
gefiel fi) damals in den widerlichjten Ergüfjen gegen den „preußi- 
hen Raubſtaat“, „die Ländergier und händelfüchtige Macht- 
bejoffenheit der blutigen Mörder von 18663, Solche Stilblüten 
hat der Liberalismus in der Folge gerne für jeine Agitation aus— 
genüßt, aber ganz verjchtwiegen, daß die jeinen Zwecken dienende 
Heine Preſſe an Wüſtheit des Tones im Kampfe gegen die „Ultra- 
montanen”, die mit Vorliebe als „Schlangen und Ottern”, „Un- 
fraut”, „Ungeziefer“, „Krebsgejchwüre und Eiterbeulen“ betitelt 
wurden, nicht nachgejtanden hat. 





ı CHL Fürft v. Hohenlohe-Schillingsfürjt, Denkwürdigfeiten II 5. 

2 Bol. A. v. Ruville, Bayern und die Wiederaufrichtung des Deutichen 
Reiches, Berlin 1909, 129 ff. 

3 Das Baprifche Vaterland, Heransgeg. von J. Sigl, 16. Zuli 1870, 
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Mochte fich übrigens ein „Ultramontaner” zu dem neuen Reiche 
ftellen, wie er wollte, Liberalen Bejchimpfungen war er auf jeden 
Fall ausgeſetzt. Als Edmund Jörg fi) bereit erklärt hatte, „zum 
Raifer zu gehen”, die neuen Tatfachen anzuerkennen, bezeichnete 
die Kölnische Zeitung diefen Schritt als „eine zyniſche Weg- 
werfung alles defjen, vor welchem man noch einige Augenblice 
vorher jchweifwedelte” 1. 

Ganz überrafchend jchnell Hatte der großdeutiche Gedanke, der 
jahrzehntelang bei der Mehrzahl der Katholifen Deutjchlands das 
Zentrum der deutſchen Politif eingenommen hatte, alle und jede 
Bedeutung verloren. Es gab bald feinen einzigen katholiſchen 
Volitifer mehr, der fich nicht auf den Boden der Tatjachen von 
1866 und 1870 geftellt und der fich unfruchtbarer Trauer um 
das entichwundene deal Hingegeben hätte. Eine Ausnahme, die 
nur die Allgemeinheit der Negel bejtätigte, war es, wenn kurz 
vor feiner Konverfion Reinhold Baumftark, der auch jpäter eine 
vielbemerfte politiſche Sonderjtellung einnehmen jollte, zur Net- 
tung der großdeutjchen dee mit dem öſterreichiſchen Reichskanzler 
Grafen Beuft in Verbindung trat?. Von Ofterreih war feine 
Unterftüßung zu hoffen. Auch Baumftark und mit ihm die wenigen 
Mitglieder der badischen „Katholiichen Volkspartei“ haben im 
Karlsruher Landtage e3 ausgefprochen, daß fie ohne Vorbehalt 
und mit voller Redlichkeit dem Reiche fich anjchlöffen ?. 

Im norddeutichen Reichstag ſtimmte von den Katholiten Windt- 
horft, der im übrigen die Entjtehung des Reiches begrüßte, gegen 
die Berfailler Verträge, geleitet von einer Anzahl formaler und 
jachlicher Bedenken, wie denn auch tatjächlich die zur Beratung 
geftellten Borlagen außerordentlich unfertig waren. Ihm jchloß 
ſich nur noch Mallindrodt an, „namentlich wegen der militärijchen 
Lajten, welche den Bayern und Württembergern aufgepadt werden 





! Kölnifche Zeitung, 22. Februar 1871. 

2 N. Baumftarf, Plus ultra Schidjale eines deutjchen Katholiken 
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jollten” 1. Peter Neichensperger war jo wenig bedenklich gegen- 
über der Neichsgründung, daß er die Tätigfeit von Bennigſens 
und Lasfers, die, um die bayrischen Partikulariften zu gewinnen, 
im Sommer 1870 nah) München reiften, brieflich unterſtützte: 
„Ein proteftantifcher Kaiſer jei für die Kirche viel erwünſchter als 
ein katholiſcher, der als jolcher fich viel mehr Eingriffe erlauben 
würde, wie das Beiſpiel Joſephs II. lehre.“ 2 

Derſelbe Parlamentarier begrüßte am 26. November 1870 im 
norddeutjichen Reichstag das neue Reich mit überjtrömender Freude. 
Boll patriotischen Hochgefühles wies er Hin „auf die glorreichen 
Taten und Ereignifje, die vor unfern Augen vorgegangen find, 
auf die Abwendung jener ungeheuern Gefahren, denen unfer 
Baterland noch vor wenigen Monaten ausgejebt fchien”. Jeder 
Tag. bringe neue Bürgjchaften, daß das deutſche Volk wieder ein- 
getreten jei in den Rang, der ihm nach feiner Gejchichte, nad) 
jeiner Begabung, nach feinem ganzen, auf friedliche Entwicklung 
gerichteten Nationalcharafter in der Völferfamilie Europas von 
Rechts wegen zufomme. Er vertraue, daß Deutjchland aus dem 
fiegreichen Kampfe auch die Bedingungen feiner ferneren Sicher- 
heit und Ausgeftaltung heimbringen werde. Dazu gehöre vor 
allem die Wiedergewinnung von Elſaß und Lothringen. Das 
neue Deutjchland, jo vertraue er, werde fich frei halten von den 
Elementen, die Frankreich ind Verderben geführt hätten, von der 
Unfreiheit, der Zentralifation und der Korruption. „Wenn“, jo 
rief er aus, „Deutjchland auf diefem Wege feine Gejchide erfüllt, 
dann dürfen. wir hoffen, daß es einer neuen großen Ara ent- 
gegengeht, mit gejicherter Machtftellung nach außen, einer echten, 
männlichen Freiheit nach innen und einer gejunden Entwicklung 
aller geiftigen und aller materiellen Kräfte. Dann vertraue ich 
aber auch, daß der fiegreich geführte Volkskrieg und die wohl 





ı Brief Mallindrodt3 an Dr Sof. Krebs in Köln, dat. Merjeburg, 
29. November 1870. 
2 € L. v. Gerlach, Aufzeichnungen II 364. 
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geordnete Einrichtung des neuen deutſchen Bundes das Volk auch 
den Schlußftein erreichen Lafje, der immer erjtrebt wird und er- 
jtrebt werden muß: ich hege feinen Zweifel, daß unter unſern 
Augen die Tore des Kyffhäufers fi öffnen, und daß wir den 
Morgengruß des erwachenden deutjchen Kaijerreiches vernehmen 
werden.“1 — 

Ein Moment bleibt uns noch darzustellen, welches nicht wenig 
beitragen follte, daß die Einigung zwijchen dem deutjchen Norden 
und dem fatholifchen Süddeutſchland fich jo ſchwierig geftaltete: 
Preußens Stellung zum revolutionären Italien. 

Schon im Jahre 1859 erfuhr die katholische Kirche al3 mittel: 
bare Folge der deutjchen Politif des Prinzregenten von Preußen 
eine fchwere Schädigung. Man weiß, wie ſchwankend die Haltung 
Preußens gegenüber der Notlage war, in die der öfterreichijche 
Staat durch den unglücklichen italienischen Krieg 1859 geriet. Die 
preußijchen Staatsmänner, in ihrem Streben, die Situation für 
ihre hegemonifchen Pläne, wenn irgend möglich, auszunüben, 
zögerten und zauderten mit der bundesmäßigen Unterftügung Dfter- 
reichs, bis e3 zu ſpät war; durch den Frieden von BVillafranca 
ging die Lombardei dem Kaijerreich verloren. Damit war auch 
die Eriftenz des Kirchenftaates, der allein die Unabhängigkeit und 
Freiheit des Papſtes verbürgte, aufs äußerfte gefährdet; preußische 
Politifer aber glaubten ihrem Staate gratulieren zu jollen, daß 
er num nicht mehr in die Lage komme, „für Ofterreichg Haus- 
interejjen, für deſſen Unrecht in Italien, für die lichtſcheuen Inter— 
efjen des Jeſuitentums zu fämpfen“ 2. 

Daß wichtige Intereſſen auch der Katholiken Preußens durch 
die neue Lage in Stalien auf dem Spiele ftanden, zeigten dem 
Prinzregenten Die zahlreichen, mit Hunderttaufenden von Namen 
bedeckten Adrejjen, die bei ihm zu Gunften des Bapftes aus katho— 





! Verhandlungen der zweiten außerordentlichen Seffion des Reichstages 
des Norddeutichen Bundes 1870, 8 ff. 

? &. Berner, Der Regierungsanfang * Prinzregenten von Preußen, 
Berlin 1902, 186. | 
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liſchen Bezirken eingingen. Die preußischen Bilchöfe baten in 
einer ausführlichen Eingabe, der Regent möge „mit dem ganzen 
Anſehen, das der Großmacht Preußen in der europäischen Völfer- 
familie gezollt wird, im Fürftenrat dazu mithelfen, daß dem 
Papſte verbleibe, was jein ift, jeit mehr denn taujend Jahren 
jein ijt” 1. 

Während noch ſolche Adreffen in Berlin einliefen, anneftierte 
Viktor Emanuel die revolutionierte Romagna; im September 
1860 folgte die Dffupation der Marken und Umbrienz. Bier 
Fünftel des Kirchenftaates waren in die Hände der Revolutionäre 
gefallen, dem Reſte des päpftlichen Gebietes war die Staatsſchuld 
de3 Ganzen aufgebürdet. Die Teilnahme der Katholifen für den 
beraubten Vater der Chriftenheit war eine allgemeine. 

Um fo fränfender mußte e8 für den katholiſchen Volfsteil in - 
Preußen fein, daß im Abgeordnetenhaujfe die Fortichrittspartei 
wiederholt und nachdrücklichſt für die italienische Einheitsbewegung 
eintrat, natürlich unter dem Vorgeben, daß „die Öffentliche Mei- 
nung” auf ihrer Seite fich befinde. Jedesmal haben Auguft 
Reichensperger und Mallindrodt die Fatholifche Auffaffung über 
die italienische Frage Fraftvoll vertreten. Die Negierung verließ 
ihre zumwartende Stellung erjt im Jahre 1862, indem fie am 
21. Juli das Königreich Italien anerkannte, nachdem dieſes be- 
treff3 Venetieng und Roms beruhigende. Erklärungen abgegeben 
hatte; Preußen betonte, die Anerkennung bedeute nicht „eine nach- 
trägliche Sanktion der Politik, welche von dem Turiner Kabinett 
befolgt worden fei”2. Sofort ſprach die „Fraktion des Zentrums“ 
gelegentlich einer Interpellation ihre Mißbilligung diejes Schrittes 
aus. Mallindrodt wies auf die Folgen Hin, die aus der preußi- 
ichen Anerkennung fich ergeben würden, wie befonders die italie- 
nifche Regierung aus derjelben Vorteile zu ziehen beftrebt fein 
werde. Preußen Habe jeine prinzipielle Stellung gegenüber der 





1 Hiftorifch-politifche Blätter XLV (1860) 620. 
: Shulthe$, Europäifcher Gejchichtsfalender 1862, 151. 
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Revolution mehr oder minder aufgegeben, für dieſe eine gewilje 
Sympathie bezeigt. „Wenn der. Herr Minifter jagte, die Tatho- 
liſchen Gewifjen brauchten bei ung nicht empfindlicher zu jein 
als die der übrigen Katholiken in Europa, namentlich in den 
Staaten, feitens deren die Anerkennung Italiens bisher aus- 
gefprochen ift, jo kommt e3 weniger darauf an, was fie zu fein 
brauchen, als was fie find. Sie find empfindlich berührt, und 
fie glauben in ihrem vollen Rechte zu fein, wenn fie den Maßjtab 
für ihre veligiöfen Intereſſen nicht an dem Hofe Louis Napoleong, 
nicht an dem Londoner Hofe, nicht an dem von Liffabon oder Brüffel 
fuchen, fondern wenn fie fich in diejer Beziehung nad) der Haupt- 
ftadt der katholiſchen Chriftenheit, nach Rom jelbjt wenden.“ 1 

Daß nur die „Römer“ im preußifchen Abgeordnetenhaufe gegen 
die Anerkennung ſich ausfprachen, war für die echt fonjervativen 
Proteftanten, wie z. B. Ernft Ludwig von Gerlach, ein herber 
Schmerz. Die ganze Tragweite des Creignifjes charakterifierte 
Gerlach mit den treffenden Worten: „Die eine deutjche Großmacht 
erfennt den Todfeind der andern an, deſſen Reich unter dem Rufe 
Morte ai Tedeschi! entjtanden war, al3 ein soi disant fonjerva- 
tives Minifterium in Berlin am Ruder war.” Später erfuhr 
Gerlach, König Wilhelm, der Kriegsminifter von Roon und der 
Minister Holzbrind ſeien gegen die Anerkennung gewejen?. 

Die preußische Regierung Hatte im übrigen doch die Einficht, 
daß es nicht in ihrem Intereſſe liegen könne, dem Nationalitäts- 
prinzip, das in Napoleon III. einen jo tatkräftigen nnd jErupel- 
Iojen Bropagator gefunden hatte, eine weitergehende Anerkennung 
zu jchenfen. Der Gedanfe an die im preußifchen Staatsgebiet 
vertretene polnische Nationalität, die fich ebenfalls der Sympathien 
des franzöfiichen Emporfümmlings zu erfreuen hatte, lag zu nahe. 
Außerdem war König Wilhelm I. damals noch der Anficht, „die 
Legitimität jei die höchſte, ja die einzige Loyalität”. 





! Stenographifcher Bericht 1860 II 734. 
2 E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen II 247. 
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Das wurde anders, als Bismard, der Realpolitifer, die Führung 
der Gejchäfte übernommen hatte. Er. war der Mann, des Mon- 
archen Tegitimiftische Skrupel zu heilen; dasjelbe Jahr 1866, 
das dem Prinzip der Legitimität in Deutjchland einen jo jchweren 
Stoß verjegen jollte, jah den König Wilhelm al3 Verbündeten 
des Königs Viktor Emanuel II. 

Die Verhandlungen wegen diejes Bündnifjest reichen bis in 
die erſten Monate des Minifteriums Bismarck zurüd; duch 
mancherlei Anfälle von Mißtrauen, das auf beiden Seiten nicht 
grundlo3 war, wurden fie wiederholt empfindlichit gejtört. Aber 
Bismard Fam beharrlich auf das Projekt zurüd, weil er wußte, 
daß erjt nach Abjchluß des italienischen Bündnifjes König Wilhelm 
zum Vorgehen in der deutjchen Frage weiterzubringen fein werde. 
Die Schwierigkeiten, die er bei dem Monarchen zu überwinden 
hatte, müfjen enorm geweſen jein. Als er ſpäter Max von Forden- 
be von dieſen Mühjalen erzählte, berichtete er als charakteriftische 
Einzelheit, er habe jo weit gehen müfjen, jelbjt des Königs Lektüre 
zu kontrollieren. Aber, jo jchloß er triumphierend, „als ich Die 
Allianz hatte, da Hatte ich alles” 2. Der lange gejuchte Weg, „pie 
öfterreichiiche Macht ins Herz zu treffen”, war damit gefunden. 

Il mondo casca, joll der Staatsjefretär Kardinal Antonelli 
bei der Nachricht von der öfterreichiichen Niederlage von König— 
gräß ausgerufen haben. Und wirffich, gewaltige Änderungen 
hatten fich vollzogen. Die Macht Ofterreich8 ſchien aufs äußerſte 
erfchüttert. Die Fortjchritte, die das revolutionäre Italien troß 
jeiner Niederlagen von Cuſtoza und Liſſa erzielte, waren höchit 
überraschend: Venetien und die Anerfennung von feiten Ofterreichg 
waren ihm zuteil geworden. 

Furchtbare Einbußen aber hatte das moralische Anjehen Preußens 
bei allen chriftlich- konſervativen Lreiſen durch die Ereigniſſe von 





I Die neuefte Literatur faßt —9 W. Lang, Die preußifch 
italienifche Allianz von 1866, in Hiftorifche Zeitfchrift XCIV (1905) 251 f; 
vgl. H. Friedjung, Kampf um die Vorherrichaft I’ 182 ff. 

2 Deutiche Revue, Jahrg. XXIX (1904), II 26 f. 
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1866 erlitten. Der Bruderfrieg gegen Ofterreich, die durch Auf- 
jtellung der Legion Klapfat geplante Revolutionierung Ungarns 
und dazu noch die Allianz mit Stalien, das waren Tatjachen, 
denen gegenüber Biſchof von Ketteler jchrieb: „Wir Deutjche haben 
viele traurige Ereigniffe in der deutjchen Gejchichte zu beweinen; 
wir wifjen nicht, ob eines diefem gleich kommt: ein Volk wie 
das preußifche, ein Heer wie das preußifche, ein Königtum wie 
das preußische, in Allianz mit Viktor Emanuel, Garibaldi, Klapfa, 
unter Oberleitung eines Napoleon im Kampfe gegen Dfterreich.” 
Aufs tieffte bedauerte der bifchöfliche Schriftfteller, daß die Politik 
ſchnöder Nützlichkeit mit. Verlegung der Gerechtigkeit, die Theorie 
des Erfolges als Maßſtab der Berechtigung, und die Verachtung 
des hiſtoriſchen Rechtes in Preußen ſolche Fortjchritte hatten 
machen fünnen 2. 

Übrigens bemühte ſich Bismarck ſchon im folgenden Jahre, die 
peinlichen Eindrüde, die feine. italienischen Beziehungen bei den 
Katholiken Deutjchlands hervorgerufen hatten, nach) Möglichkeit 
zu verwilchen. Dies konnte er um jo eher, als zwijchen Berlin 
und Florenz wieder eine unfreumdliche und mißtrauifche Stimmung 
berichte. In einer alsbald befannt gewordenen Depejche an den 
preußijchen Gejandten in Florenz, Grafen von Ujedom, wies der 
preußifche Minifterpräfident in energischen Worten darauf hin, 
daß die Fatholifche Bevölkerung Deutjchlands denjelben Anspruch 
auf Berüdfichtigung ihrer religiöfen Überzeugungen habe wie die 
evangelijche. Dieſe Rückſicht verbiete einem Staate mit gemifchter 
Bevölferung, gegen das Oberhaupt der Ffatholifchen Kirche in 
einer Weije vorzugehen, welche die Herzen der gläubigen Katho- 
lifen verlegen würde. Er müſſe daher Sicherheit darüber ver: 
langen, daß dem Papſttum eine Stellung. verbleibe, „welche auch 
von den Katholifen deutscher Nationalität in ihrer Mehrheit als 





1 ©. darüber Friedjung a. a. D. II? 376 ff 536 ff; v. Sybel, Die 
Begründung des Deutjchen Reiches V*, München 1892, 74 ff. 
2W. Ev. Ketteler, Deutichland nach dem Kriege von 1866, 44 ff. 
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eine würdige anerfannt werden würde”!. Und in der Thronrede, 
mit der am 15. November 1867 der Landtag eröffnet wurde, 
verficherte der König, den Anfprüchen der Fatholischen Untertanen 
auf jeine Fürjorge für die Würde und Unabhängigkeit des Ober- 
hauptes ihrer Kirche gerecht werden zu wollen; anderjeit3 werde 
er aber auch den Pflichten zu genügen juchen, welche für Preußen 
aus den politiichen Intereſſen und internationalen Beziehungen 
Deutſchlands erwüchſen. 

Auf ein derart formuliertes Verſprechen waren große Hoff— 
nungen nicht zu ſetzen. Bismarck hatte immerhin den einheimiſchen 
Katholiken eine koſtenloſe Freude bereitet. Er wußte recht wohl, 
daß dem Könige Viktor Emanuel ja doch nicht zu trauen war. 
Wenige Tage nach der in der Thronrede gegebenen Erklärung 
erhielt Bismarck von dem alten Verſchwörer Mazzini Beweis- 
ſtücke dafür, daß das Herz des italieniſchen Bundesgenoſſen 
Preußens ganz bei Napoleon III. war?. Und im Juli 1870 
hätte nicht viel gefehlt, daß Viktor Emanuel zu Gunſten des 
Kaiſers der Franzofen gegen Preußen die Waffen ergriff. Des 
italienischen Königs Freundjchaft war mit einem Male heiß um- 
worben. Napoleon erinnerte an die guten Dienfte, die er 1859 
der italienischen Einheit geleiftet; der öſterreichiſche Reichskanzler 
Graf Beuft juchte Jtalien an feine Seite zu ziehen, indem er ihm 
den Kirchenftaat überliefern, „den römijchen Dorn aus dem Fuße 
ziehen“ zu wollen verſprach; ihm handelte es fich um eine öfter- 
reichijch-italienisch-Frangöfijche Entente. Nicht minder ftrebte Preußen 
danach, fich der Gunst des florentinijchen Kabinett? zu verfichern. 

In feinem Bemühen, die deutjchen Katholiken nicht durch eine 
offenfichtlich antipäpftliche Haltung zu kränken, ſuchte Bismard 
das Ziel feiner Politik, Italien im Innern zu bejchäftigen, um 
es dadurch Frankreich gegenüber neutral zu erhalten, auf Schleid)- 
wegen zu erreichen. Der Freibeuter Giuſeppe Garibaldi jandte 





ı SchultHe$, Europäiicher Geſchichtskalender 1867, 157. 
? v. Sybel, Die Begründung des Deutjchen Reiches VI® 332 f. 
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im Sommer 1867 einen Oberftleutnant Frigyefi zu dem preußijchen 
Minifterpräfidenten mit dem Anfinnen, daß Preußen einen Anjchlag 
auf Rom unterftüße; dann werde Garibaldi die Ausführung eines 
Vertrages verhindern, in dem Viktor Emanuel dem Kaijer der 
Franzoſen im Fall eines Kriege mit Preußen 100000 Mann 
veriprochen habe, wenn ihm die Auslieferung von Rom gewähr- 
leiftet würde. Bismard war die Berjon des Unterhändlers völlig 
unbefannt, er ſprach daher dem Oberftleutnant nur im allgemeinen 
feine Sympathie für die italienifche Nationaljache aus. Aber gleich- 
zeitig beauftragte er den geheimen Agenten Preußens in Florenz, 
Theodor von Bernhardi, mit Garibadi in Verbindung zu treten, 
wenn es ohne Gefahr der Kompromittierung gefchehen könne. 
Bernhardi Hatte denn auch im Schatten des tiefiten Geheimnifjes 
eine Beiprechung mit Garibaldi; diefer verriet, fein Unternehmen 
jei nicht bloß gegen die weltliche, fondern auch gegen die geiftliche 
Macht des Papftes gerichtet, „Die wolle er vernichten; fie fei ein 
noch viel größeres Übel als die weltliche Macht und müſſe vor 
allen Dingen geftürzt werden, wenn Stalien fich je erheben jolle. 
Sein Beginnen entjpreche ganz den Intereſſen Preußens und 
müfje daher der preußifchen Regierung —— ſein; er rechne 
auf ihre Sympathien“1. 

Die damals angefnüpften Verhandlungen Bismarcks mit Gari- 
baldi gediehen jo weit, daß der Minifterpräfident im Juli 1870 
nad) einem tauglichen Subjefte fi) umſah, das dem Freibeuter 
Geld für feine Expedition gegen die ewige Stadt überbringen 
jollte. Seine Wahl fiel auf einen „Schriftfteller” Guſtav Raſch, 
eine jehr zweidentige Eriftenz?. Aber das Unerhörte gejchah, 
Bismards Berechnungen fcheiterten an Garibaldis Unberechen- 
barfeit: am 6. September 1870 bot der Freibeuter der franzöfiichen 





! Yus dem Leben Theodor dv. Bernhardis. TI 8: Zwilchen zwei Kriegen, 
Leipzig 1901, 65 ff 85. 

2Moritz Busch, Tagebuchblätter I, Leipzig 1899, 46 5; vgl. I 248 
283 392, 
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„Regierung der nationalen Berteidigung” feine guten Dienfte an 
im Kampf gegen Preußen !. 

Der umfichtige Ddeutjche Staatemann hatte jedoch noch andere 
Fäden in Italien geſponnen; ein geheimer preußiſcher Agent war 
mit den hervorragendſten Mitgliedern der italieniſchen Aktions— 
partei, mit Crispi, Cairoli, Fabrizi, in Beziehungen getreten in 
der Abſicht, das Drängen dieſer nach der Okkupation Roms gegen 
Viktor Emanuels napoleoniſche Sympathien auszuſpielen. Bismarck 
ſtellte der Aktionspartei auch Hilfsgelder in Ausſicht. Von der Partei 
wurde der ſpätere Senator Cucchi nach Deutſchland geſandt, um 
das entſcheidende Abkommen mit dem preußiſchen Staatslenker zu 
treffen. In der erſten Hälfte des Auguſt 1870 verhandelte der 
letztere, bereits auf franzöſiſchem Boden, mit Cucchi und verſicherte 
ihm, Preußen werde die Einnahme Roms fördern, auch Oſterreichs 
Zuſtimmung erlangen. Und Cucchi erzählte ſpäter: „Bismarck 
hat Wort gehalten.“— | 

Am 20. September 1870 drangen die Scharen Biktor Emanuels 
durch die Brejche der Porta Pia in die ewige Stadt ein; der 
legitimfte Thron der Welt wurde geftürzt, die europäischen Mächte 
jahen tatlos zu. Unbejchreiblich aber war die Trauer, die die 
Herzen aller treuen Katholiken erfüllte. An zahlreiche deutjche 
Regierungen und Landesfürften fandten die katholiſchen Untertanen 
Adrejien und Petitionen und baten um Bermittlung zu Gunften 
des Heiligen Vaters. Den König Wilhelm I. erinnerte eine von 
mehreren Zaujenden bejuchte Katholifenverfammlung zu Berlin 
(8. Oftober 1870) an jein in der Thronrede vom 15. November 
1867 gegebenes Berjprechen. Einer Deputation der Fatholijchen 
Malteſer gegenüber äußerte der. Monarch im Februar 1871, daß 
er in der DOffupation Roms einen Gewaltaft, eine Anmaßung 





! Gius. Garibaldi, Memorie, ed. E. Nathan, in — — 
CXXVII, Torino 1907, 409 ff. 

? Bismard-Bortefeuille, herausgeg. von 9. vd. Poſchinger IV, Stutt⸗ 
gart 1899, 52. 
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von jeiten Italiens jehe; er werde nach Beendigung des Krieges 
in Gemeinschaft mit den andern Fürften Schritte dagegen in 
Betracht ziehen. 

In welch intimer Beziehung zu dem italienischen Gewaltaft 
jein Kanzler gejtanden, hat Kaifer Wilhelm I. wohl niemal3 
erfahren. 

Die Erzählung diefer Ereigniſſe hat bis an die Schwelle des 
Kulturfampfes geführt. Wir wenden uns zunächjt zur Betrach- 
tung der allgemeinen, in den geistigen Bewegungen des Zeitalters 
begründeten Urjachen des welthiftorischen Konfliktes. 


Behntes Kapitel. 


Kämpfe deutſcher Gelehrten gegen die Autonomie der Kirche in 
Preußen und gegen die Beſchlüſſe des Vatikaniſchen Konzils. 


Die Reaktion gegen die verfaffungsmäßige Autonomie der fatho- 
lichen Kirche in Preußen, die frühzeitig von protejtantifch-pietiftifcher 
Seite ausgegangen war, erhielt je länger je mehr mächtige Bundes- 
genofjen aus Kreifen der YJurisprudenz. Teils waren es Fol- 
gerungen aus der Hegeljchen Doftrin von der Ommnipotenz des 
Staates, die fich in diefer Reaktion manifeftierten, zum andern 
Zeil wirkten fich darin ſowohl proteftantifche Abneigung und Vor- 
eingenommenheit gegen die Kirche aus wie jchließlich nicht minder 
juriftiicher Formalismus, der. die verlorene Tandrechtliche Hand- 
habe gegen etwaige „kirchliche Übergriffe” — diejes Schlagwort 
erwuchs in der Agitation zum wahren Bopanz — nicht ſchmerz— 
lich genug betrauern fonnte. Es war ja begreiflich, daß der 
Geift der preußifchen. Bureaufratie, die jahrhundertelang über 
die Kirche ihre Geißel geſchwungen Hatte, dieſe Tradition nicht 
jo bald vergefien werde. In Preußen: follte alles und jedes 
unbedingt dem Stantsgedanfen untergeordnet fein und werden, fo 
auch die Kirche, für deren überweltliche Aufgabe bei den Bureau- 
fraten fein Verſtändnis zu finden war. Für die Erfenntnig, 
daß die Kirche die gottgewollte Heilsanftalt ift und als ſolche für 
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ihr Bereich der Unabhängigkeit nicht entbehren kann, find dieſe 
Kreife niemals reif geworden. Eine ganz bedrohliche Ausdehnung 
erlangte die Bewegung gegen die Kirchenfreiheit durch die Wirren, 
die in Deutjchland gelegentlich des Vatifanischen Konzils zum Aus— 
bruch famen. Leider waren es ehemalige fatholiiche Gelehrte, die 
im Intereſſe ihrer Sekte die Gegner der Kirche nachhaltigft unter- 
jtüßten. — 

Den Proteftanten vor der katholiſchen Gefahr graulich zu machen, 
ſchien fich der Kanonift Otto Mejer zur eigentlichjten Lebens- 
aufgabe gemacht zu haben. Schon im Jahre 1848 fchlug er in 
der Brojchüre „Die deutjche Kirchenfreiheit und die fünftige fatho- 
liſche Bartei” 1 gegen das Streben der Katholifen nach Firchlicher 
Selbjtändigfeit heftigen Alarm. Das einzige, was helfen könne, 
jei Trennung von Kirche und Staat, andernfalls müſſe er prophe- 
zeien, daß e3 um die junge deutjche Staatsfreiheit bald ebenjo 
gejchehen fein werde wie um „die alte deutjche Freiheit der evan- 
geliihen Konfeſſionen“. 

Das war auch das Leitmotiv in feiner nächjtfolgenden großen 
Publifation „Die Propaganda, ihre Provinzen und ihr Recht, 
mit bejonderer Rücficht auf Deutjchland” 2, Auf ganz unzuläng- 
lichem, in jehr erheblichen Punkten auch unzuverläffigem Material 
aufgebaut, verfolgte das Werf direft polemijche Zwecke, die Be— 
fampfung der katholiſchen Kirche in Deutjchland und ihrer ver- 
fafjungsmäßigen Freiheit. „Erhalt ung Herr bei deinem Wort!” 
dieſes Wort Luthers als Motto vorausgejchict, gab dem Werf 
jein Gepräge. Daß die Kirche demnächit gegen die Protejtanten, 
„die räudigen Schafe”, mit der Inquiſition vorgehen werde, war 
das Schredgeipenft, mit dem der Roftoder Brofefjor ſich und jeine 
Slaubensgenofjen höchſt überflüffigerweife ängftigte. Vorerſt 
führe die Kirche ihren Kampf gegen die Keberei nur mit Worten, 





! Reipzig 1848. Dagegen jchrieb J. Ritter, Domdechant zu Breslau : 
Über die deutjche Kirchenfreiheit. Sendichreiben an Prof. Dr Mejer, Bres— 
lau 1848, 

* Göttingen 1852 1853. 
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aber was werde gejchehen, wenn jie „Feuer und Schwert wieder 
in Händen haben wird“? Diejer Kirche Tann natürlich Feine 
Freiheit gegeben werden, jondern nur das, „was man evangelischer: 
jeit3 für ihr Recht Hält“. Denn zu „ihrem Rechte” rechne die 
fatholifche Kirche auch das, „daß die Untertanen des ketzeriſchen 
Königs von Preußen dieſem gegenüber von jedem Eide, von Treue 
und Gehorfam aus Grund Rechtens entbunden find oder doch jein 
follten und jeden Augenblid durch die Kirche entbunden werden 
können“. Solche äußerste Konjequenzen fordere die Kirche kluger— 
weiſe nicht jofort, aber wenn der Staat nachgebe, werde fie ihre 
Forderungen nach geometrijchen Progreſſionen fteigern. 

Man wird es dem Biographen O. Mejers glauben dürfen, daß 
für den letzteren „nicht antiveligiöfe Richtungen“ bei feiner Schrift- 
jtellerei maßgebend gewejen jeien, jondern daß ihre Eigenart aus 
jeinem ftreng evangelifch-Iutherifchen Standpunkt fich ergebe. Die 
„jeder religiöfen Empfindung bare”, jo hören wir, „mehrfach aber 
mit einem wiljenjchaftlichen Kleide behängte Art der Bekämpfung 
des Katholizismus, wie fie fich in den Firchenpolitischen Bewegungen 
der 70er Zahre in Preußen und Deutfchland fo ſtark vordrängte 
und durch gejchäftsmäßige Ausbeutung der großen geijtigen und 
religiöjen Gegenſätze jo unheilvoll wirkte” 1, ſei ihm fremd geweſen. 
Welcher Art auch jeine Motive gewejen jein mögen, auf alle Fälle 
war er mit den erheblichjten Vorurteilen gegen die Kirche belastet 
und hat ihr großen Schaden zugefügt. Daß der Staat die Duelle 
alles Nechtes, auch des Kicchenrechtes fei, war die folgenreiche 
Theje, die Mejer fein Leben lang gegenüber der hiſtoriſchen Schule 
mit Eifer verteidigt hat. 

Aus feinen Studien über die Propaganda wuchs eine andere 
Publifation hervor: „Zur Gefchichte der römisch-deutjchen Frage“ 2, 
deren erſter Band aber erft im Jahre 1871 erfchien. Im Grund- 
jäglichen hatte O. Mejer nichts hinzugelernt; nur war in ihm 
ein heftiger Unwille gegen den Staat entflammt, der jeine Firchen- 

ı PH. Zorn in Allgemeine deutjche Biographie LII 299. | 


2 3 Bde, Roftocd 1871 ff. 
Kipling, Geſch. d. Kulturfampfes zc. I. 18 
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polizeilichen Rechte und Pflichten gegenüber der römischen Kirche 
jo jehr vergejjen habe, „daß kaum jemanden mehr in den Sinn 
fomme, der Staat fünne noch unternehmen wollen, die Firchlichen 
Berhältnifje feiner Fatholifchen Untertanen zu regieren”. Nun fei 
e3 jo weit gefommen, „daß von der Kurie und dem römischen 
Konzile der Bapjt in der Tat auf den Stuhl Gottes gejeßt wird“. 
Seinen Troſt bei jolcher Zeitlage Hatte der mecklenburgijche 
Gelehrte in dem Studium des Febronianismus und Joſephinismus, 
jeiner Ideale Hinfichtlich der Fatholifchen Kirchenverfaflung, ge- 
jucht und diefen im erjten Bande de3 neuen Werfes eine aus— 
führliche Darjtellung gewidmet. Dem zweiten Bande, der die 
bayrischen Konfordatsverhandlungen von 1817 erzählt, jandte er 
den frommen Wunſch voraus, daß die augenblidliche Tiberale 
Negierung Bayerns „mit im Streite wachjender Kraft fortfahren 
möge, als Vorkämpferin geiftiger Freiheit jene ultramontanen 
Schatten fiegreich zu überwinden, durch welche der deutjche Tag 
verdunfelt wird“. 

Proteſtantiſchem konfeſſionellem Eifer entnahm gleich Dtto Mejer 
auch Richard Dove, zeitweife im Dienste der evangelischen Kirchen- 
verwaltung bejchäftigt, jeit dem Jahre 1862 den Impuls zu immer 
neuen Vorſtößen gegen die Autonomie der katholischen Kirche. Die 
„Berwahrlojung der Rechte der Staatsgewalt gegenüber der Fatho- 
lichen Kirche” betrachtete er al3 die traurigſte Erbjchaft des 
Raumerſchen Minifteriums. Es ſei eine völlig faljche Inter— 
pretation der Verfaflungsurfunde durch Raumer aufgefommen. 
Der Staat müfje endlich begreifen, daß er dem propagandiftiichen 
katholiſchen Vereinsweſen gegenüber Pflichten des Schuges und 
der Aufficht Habe. AngefichtS der Jeſuiten dürfe man fich nicht 
mit der Fiktion begnügen, daß Hinfichtlich der Orden das Vereins- 
geſetz genüge. 

Die Handhabung des ftaatlichen Auffichts- und Schußrechtes 
nach der repreffiven Seite wollte Dove an eigene, „den wechjelnden 
Barteiftrömungen im allgemeinen entzogene unabhängige” Gerichts- 
höfe überlafjen. „Der in Geſtalt des recursus ab abusu zu 
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übende Schuß der perjönlichen und Freiheitsrechte der Individuen 
gegen Mißbrauch der Kirchengewalt, die Sicherung eines formell 
geregelten Verfahrens vor den firchlichen Difziplinargerichten gegen 
Geiftliche, nachdem die alten materiellen Garantien des Landrechtes 
zumeist weggefallen find — das alles find Punkte, mit welchen 
Gerichtshöfe des öffentlichen Nechtes zu befafjen find.“ 1 

Diejen jeinen Idealen gab Dove ein weite Verbreitung, indem 
er fie in aller Ausführlichkeit in den von ihm bejorgten Neuauflagen 
von E. Richters „Lehrbuch des Kirchenrechtes” vertrat. Auch hier 
befümpfte er aufs jchärfite den Artifel 15 der preußiichen Ber- 
fafjungsurfunde, der „unklar gefaßt und verjchiedener Deutungen 
fähig“ jei. An feiner Stelle müfje ein ftaatliches Ausführungs- 
gejeß „juriftiich jcharf beftimmte Relationen des Staates zur 
römischen Kirche” jegen. Die ftaatlichen Auffichtsbefugnifje feien 
zwar unverloren, weil unveräußerlich, aber die dem Staate noc) 
zu Gebote ftehenden Mittel der Abwehr würden nicht genügen, 
„um die ftaatlichen Intereſſen und die bürgerliche Freiheit” gegen 
die Wucht der Firchlichen Aktion zu jchügen. Deshalb forderte 
er Bejeitigung der Konzejfionen, die jeit Raumer der katholiſchen 
Kirche gemacht worden jeien, und „Revifion der betreffenden Artifel 
der preußiichen Verfafjungsurfunde (Art. 15 16 18) im Sinne 
einer energijchen Ausbildung des ius circa sacra bei Erhaltung 
der Autonomie der Kirche in inneren Angelegenheiten” 2. 

Solche Auffaffungen drangen zur peinlichften Überrafchung der 
preußiichen Katholifen auch in die Rechtiprechung ein. Ein Urteil 
des V. Zivilfenates des Königlichen Obertribunal3 vom 19. Mai 
1863 — die Prozeßſache felber intereffiert Hier nicht — vertrat in 
den Erwägungsgründen die Anficht, daß der erjte Sat in Art. 15 
der Verfafjungsurfunde die Selbftändigfeit der Kirche nur für die 
in den Artikeln 16 und 18 genannten Angelegenheiten ausjpreche, 





1 Bol. Zeitfchrift f. Kirchenrecht, heransgeg. von R. Dove II, Berlin 
1862, 354 f 413, 
? Beitjchrift f. Kirchenrecht IX 159 f. 
18 * 
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im übrigen aber nur eine verfafjungsmäßige Verheigung‘ fünftig 
zu verleihender größerer Freiheit enthalte. Der bei Erlaß der 
Berfaflung vorhandene Rechtszuftand, foweit er in Spezialgejegen 
begründet jei, beftehe fort, bis dieſe Spezialgejege gejeglich auf- 
gehoben jeien. 

Gegen diejes Urteil wandte fich jofort die Kritik katholiſcher 
Juriſten; es wurde gezeigt, daß die Erwägungsgründe ſowohl mit 
der Entjtehung wie mit der ganzen Gejchichte der Ausführung des 
Art. 15 ſich im Widerjpruch befänden. Das Obertribunal ließ 
in der jpäteren Entjcheidung vom 11. Juli 1865 die Anficht, daß 
Art. 15 der Berfaffung die volle Selbjtändigfeit der Kirche nicht 
ausjpreche, fallen und anerkannte, daß der Kirche das freie Recht 
der Ordnung und DBerwaltung ihrer inneren und äußeren, in 
specie auch der Vermögensangelegenheiten gewährt jei. Nur fei 
die Verwaltung katholiſchen Kirchenvermögens auf der linken Rhein— 
jeite, jobald die Zivilgemeinde zu Beihilfen herangezogen werde, 
al3 eine unter Art. 15 fallende, rein Firchliche Angelegenheit nicht 
anzujehen. Auch diejes Urteil erregte berechtigten Widerjpruch 1. 

Die Frage der Tragweite des Art. 15 der preußischen Ver— 
fafjungsurfunde fand eine weitere Behandlung durch Dr Emil 
Friedberg (f 8. Sept. 1910). Die Anregung zu feinen ſtaats— 
firchenrechtlichen Forjchungen war diefem Gelehrten aus den Kreifen 
der preußijchen Bureaufratie gefommen. Er rühmte jpäter feinen 
Oheim Heimrich Friedberg, deſſen juriftiiche Karriere in der Stel— 
lung eines preußifchen Juſtizminiſters (1879—1889) endigte, daß 
er den Neffen zum Studium der jtaatsfirchlichen Verhältniſſe jchon 
„zu einer Zeit veranlaßt habe, wo ihre Wichtigkeit von den meiften 
faum geahnt wurde”. Freilich mußte der Onfel jpäter Fonftatieren, 
daß jein Verwandter „zu grün und zu provofatorisch in feinen 





ı Bol. Das verfafjungsmäßige Recht der Kirchen in Preußen und das 
Urteil des Königlichen Obertribunal3 vom 19. Mai 1863, in Archiv f. Tathol. 
Kirchenrecht XI (1864) 1 ff; H. Gerlach, Das Verhältnis des preußiichen 
Staates zu der Fatholifchen Kirche? 131 ff. 
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Schriften” feit. Nach einigen Heinen Verſuchen veröffentlichte 
Emil Friedberg 1867 die Schrift „Die evangelifche und katholiſche 
Kirche der neueinverleibten Länder in ihren Beziehungen zur 
Preußischen Landeskirche und zum Staate“?, Dort legte er über 
die Bedeutung des Art. 15 eine Anficht nieder, die in dem Wort- 
(aut des Artikels nicht den geringften Anhaltspunkt hat. Das 
ius sacrorum (= in sacra) habe der Staat in dem Art. 15 
preisgegeben, nicht aber dag unveräußerliche ius circa sacra. Nur 
zwei Ausflüffe des ius circa sacra jeien in den Art. 16 und 18 
aufgehoben, das Plazet und die ftaatliche Einflußnahme bei Stellen- 
bejegungen, alle übrigen exiftierten noch fort. Ein einziger Blid 
auf den Urſprung und die fpätere Gejchichte des Art. 15 lehrt 
unbeftreitbar, daß es den beteiligten Faktoren völlig Ernſt war 
mit der vollitändigen Befeitigung der jtaatlichen Kirchenhoheit. So 
war e3 denn nur die Phantafie Friedberg, die den Sat: „Die 
katholiſche Kirche ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelb- 
ſtändig“, jo interpretieren konnte: „Der Staat bejchränft fein ius 
circa sacra auf das Maß der notwendigen Repreſſion, welche 
die ftantlichen Rechte der Kirche gegenüber wahrnimmt.“ 

Der Hauptzwed Friedbergs war, in dem bisherigen friedlichen 
Berhältniffe zwiſchen Kirche und preußifchem Staate eine Anderung 
herbeizuführen, daher jein Bangemachen vor „der Wucht des Firch- 
lichen Vordrängens”, den zu bringenden „Opfern von notwendigen 
Staatlichen Hoheitsrechten”. Wenn er ein Ausführungsgejeb zu 
Art. 15 al3 „abjolut notwendig und wünjchenswert” bezeichnete, 
jo lag ihm der Gedanke an die liberale und keineswegs kirchen— 
freundliche Mehrheit im Abgeordnetenhaufe ficherlich nahe 3. 

Alle diefe Beitrebungen, die Freiheit der katholiſchen Kirche in 
Preußen zu beichränfen, erhielten mit einem Male die nachhaltigjte 
Hilfe von einer Seite, von der fie noch vor Furzem nicht zu 





"2.0. Paſtor, A. Reichensperger II 88. 
? Halle 1867. 
® Bol. 9. Gerlad a. a. D. 141 ff. 
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erwarten gewejen wäre, aus Kreiſen der katholischen Wiffenjchaft. 
Infolge der Oppofition, die eine Fleine Gruppe Fatholifcher Theo- 
Iogen jchon gleich nach Ankündigung des Vatikaniſchen Konzils 
duch Papſt Pius IX. heraufbeichworen hatte, ſollte eine tief- 
greifende Scheidung der Geifter fich vollziehen. Entjcheidend für 
den Urjprung dieſer Bewegung war die Haltung des Münchener 
Profeſſors Ignaz von Döllinger, der fo lange Zeit ſowohl als 
Borfämpfer der Kirchenfreiheit wie als der gelehrtejte Theologe 
Deutjchlands einen weitverbreiteten Ruhm genofjen hatte. Das 
Verhängnis des großen Gelehrten war, daß er ein zu geringes 
Mat innerer Unabhängigkeit beſaß und jo überaus Leicht dei 
liberalen Strömungen, die in München durch die Geiftesrichtung 
des Königs Mar II. und die von ihm berufenen protejtantischen 
Gelehrten mächtig und einflußreich geworden waren, fich überließ. 
Nicht minder gefahrvoll war es für Döllinger und die auf ihn 
Ichwörenden Theologen, daß fie in ihrem Eifer für die „hiſtoriſch— 
pofitive”, „deutſche Wiſſenſchaft“ in eine heftige Gegnerjchaft 
wider die „römische”, „jejuitiiche” Scholaftif geraten waren. 
Döllingers Fehdezug gegen die Kirchenverfammlung begann mit 
fünf anonymen Artikeln der „Allgemeinen Zeitung”. In dieſen 
durch den Schein Hiftorischer Erudition blendenden, mit einer in 
Galle getränkten Feder gejchriebenen Aufſätzen unterjtelltet er 
dreift, das Konzil ſei nur einberufen, „um die Lieblingswünfche 
des Jeſuitenordens und desjenigen Teiles der Kurie, der fich von 
dem Orden leiten läßt, zu befriedigen”; obenan jtehe die Pro- 
famierung der päpftlichen Unfehlbarfeit al3 Dogma. Die Artikel 
erichienen alsbald erweitert unter dem Titel: „Der Papſt und 
das Konzil” von Janus?. Die Schrift wollte der Verwirklichung 
des „ultramontanen” Programmes entgegenarbeiten, „zur Wedung 
und Orientierung einer öffentlichen Meinung beitragen”. Um 





ı Den Nachweis ſ. bei Th. Granderath, Geihichte des Vatikaniſchen 
Konzils, Herausgeg. von K. Kirch I, Freiburg 1903, 180 ff. 
2? Reipzig 1869. 


10. Kapitel, Kämpfe deutjcher Gelehrten geg. d. Autonomie d. Kirche. 279 


gegen den dogmengefchichtlich unangreifbaren, bisher als Kon- 
ſequenz des unbeftrittenen päpftlichen Zehrprimates von den meijten 
Theologen gelehrten Sat von der Unfehlbarkeit des Nachfolgers 
Petri in der Yiberalen Welt Stimmung zu machen, wies er auf 
die demnächſtige Wiederherftellung der Inquiſition Hin, verzerrte 
er die in Frage ftehende „ultramontane” Lehre zum Unfinn. 
Wenn das Dogma proffamiert fei, könne fich Gott jchlafen legen, 
„denn ftatt feiner waltet fein jtet3 wacher und untrüglicher Vikarius 
auf Erden als Weltregierer, als Gnaden- und Strafenjpender“ 1. 
Die Angriffe des Janus erfuhren eine gründliche Zurückweiſung 
durch den Würzburger Profeſſor Joſeph Hergenröther 2. 

Was Janus erreichen wollte, jchien er wirklich jchon nad) kurzer 
Zeit erreicht zu haben: bei vielen, auch jehr gut gefinnten Katho- 
Yifen waren Bejorgnifje über die Schwierigkeiten in firchlicher und 
politifcher Beziehung, die das Konzil hervorrufen würde, wach 
geworden. Vielfach war e3 aber ein unkirchlicher Geift, der fich 
in den antifonziliaren Kundgebungen manifeftierte, jo in dem 
„Aufruf an die Katholiken Badens“, in der „Koblenzer Laien- 
adrefje”, einer ferneren Adrefje aus Bonn? Auch eine Anzahl 
fatholifcher Mitglieder des zu Berlin verjammelten Bollparla- 
mentes, Darunter Peter Reichensperger, Ludwig Windthorft, Edmund 
Jörg u. a., verfaßte den Entwurf einer Adreſſe an den deutſchen 
Epijfopat, die zwar von fchiefen Auffafjungen nicht ganz frei war, 
in ihrem ganzen Ton aber die fatholiich-gläubige Gefinnung der 
Konzipienten offenbarte. Über die Unfehlbarkeitzfrage enthielt der 
Entwurf folgenden Sat: „Wenn in früheren Jahrhunderten durch 
äußere Umftände und das Unglück der Zeiten die Zweifel bren- 
nend werden fonnten, ob das Oberhaupt der Fatholijchen Kirche 
für ſich allein oder nur in Bereinigung mit der Gejamtheit der 
Biſchöfe die pofitiven Glaubensſätze aus dem hinterlegten Schabe 





1Janus, Der Papit und das Konzil 41. 

2%, Hergenröther, Anti-Janus. Eine Hiftorijch-theologijche Kritik 
der Schrift: „Der Papſt und das Konzil” von Janus, Freiburg 1870. 

s Granderath-Kirch a. a. D.I 208 ff. 
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der Kirche jchöpfe, jo Liegt nach unferem kirchlichen Bewußtſein 
heute das Bedürfnis einer Löfung um fo weniger vor, als das 
einmal berufene Konzil von der göttlichen Vorſehung bejtimmt 
jein dürfte, eine neue Periode von allgemeinen Kirchenverjamm- 
lungen mit alljeitig unbeftrittener Autorität zu eröffnen.” ı 

Im Hinblick auf die wirklich jehr große Erregung der Geifter 
unterzeichneten 14 von den in Fulda im September 1869 
verjammelten deutjchen Bilchöfen ein Schreiben an den Heiligen 
Stuhl, in dem fie fich für den Fall, daß bei den Konzilsverhand- 
ungen auch die Frage der päpstlichen Unfehlbarfeit vorgejehen 
jei, gegen die Opportunität der Dogmatifierung ausfprachen. 
Ein nicht geringer Teil der Gläubigen werde am Glauben irre, die 
Rückkehr der Proteftanten zur Kirche erjchwert werden, vielleicht 
drohten der Kirche in Deutjchland noch größere Gefahren. Man . 
dachte offenbar an Eingriffe von feiten der Staatsgewalt; daß 
diefe Befürchtungen nicht ohne Fundament waren, follten die 
Ereignifje bald Lehren. 

Wie allgemein befannt ift, haben zahlreiche deutſche Bijchöfe, 
die an eine Bekämpfung der Unfehlbarfeitsiehre an fich nicht 
dachten, die Opportunität einer Definierung auch während der 
Konzilsverhandlungen nachdrücklich beftritten; die Stellungnahme 
diefer Oberhirten wurde von den meiften Protejtanten in Deutjch- 
and, aber auch von ſehr vielen Katholiken völlig faljch verftanden. 

Daß das jo fam, war zum großen Teil Schuld der „Römischen 
Briefe vom Konzile”, die in der „Allgemeinen Zeitung” veröffentlicht 
wurden. Einzelne Teilnehmer an der Kirchenverfammlung haben 
das ftrifte Schweigen bezüglich der inneren Konzilsverhandlungen, 
zu dem fie aus guten Gründen verpflichtet worden waren, nicht 
beobachtet; aus den Indiskretionen, unkontrollierbaren und oft 
direft gefäljchten Nachrichten, die ihm zugingen, hat Döllinger Die 
durch und durch Yeidenschaftlichen und tendenziöjen Berichte ver- 
fertigt, die für das große Publikum die einzige Möglichkeit der 





! Hiftorifch-politifche Blätter LXIX (1872) 884 ff. 
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Orientierung über die alle Welt interejfierenden Vorgänge in Rom 
boten. Döllinger8 Korrefpondenten machten aus den römijchen 
Vorgängen, wie ein fompetenter Beurteiler ſpäter jchrieb, „einzig 
Waffen gegen die Kirche, dabei aber natürlich ſtets die Miene 
annehmend, als hegten fie jelbjt nur den reinjten Eifer und Die 
glühendfte Liebe zur Kirche”. „Zu dem Zwecke“, jo hören wir 
weiter, „wurde vor allem das Berhalten eines Teiles des Epi- 
fopates durchaus wahrheitswidrig zu einer vollendeten, grund: 
jäglichen Oppoſition . .. herausgemalt, die jog. Majorität aber 
zu bloßen Marionettefiguren in den Händen der Jeſuiten und Der 
Kurie hinabgedrücdt und die ganze Haltung des Konzils mit taufend 
Redewendungen und jcheinbaren Belegen als eine durchaus un- 
freie Hingeftellt.. .. Die einzelnen Materien, jolange fie in 
Behandlung waren, wurden zu wahren Karikaturen umgeformt, 
Damit der Fatholijche Leſer Deutjchlands e3 für möglich) fände, daß 
es fich wirklich dort nur um eine Überſchwenglichkeit einer fernen, 
fremden Partei handle, der darum die erleuchtetften Bifchöfe der 
eigenen Heimat den beharrlichiten Widerftand entgegenjegten. Weil 
aber dieje Bijchöfe jeden Augenblick Hinter der Rolle, die ihnen 
der Berichterftatter zugeteilt, augenjcheinlich zurückblieben, auch zu 
befürchten jtand, daß fie jpäter diejes perfide Patronat aufs ent- 
ſchiedenſte Lügen trafen würden, jo wurden ſchon jebt dagegen 
geeignete Vorkehrungen getroffen: nämlich bei pafjenden Gelegen- 
heiten fie jamt und jonders als charafterloje Schwächlinge Hin- 
gejtellt. Damit erlangte man den Vorteil, vor dem harmlofen 
Auge für die Gegenwart das Liigengewebe der ganzen Darftellung 
zu verhüllen, für die Zukunft den Boden zu weiterer, ähnlicher 
Aktion vorzubereiten.” Zu verjchiedenen Malen erhob der Mainzer 
Biſchof W. E. v. Ketteler gegen die Entftellungen und Unmwahr- 
heiten der „Briefe“ energifchen Einfpruch. Alsbald bezeugten nam- 
hafte Kundgebungen deutſcher Katholiken, daß * Mehrzahl ſich 





"AU. Thiel, Meine Auseinanderſetzung mit den Janus-Chriſten, Leipzig 
1872, 7 ff. we | 
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durch alle Wirren in ihrer treu katholiſchen Gefinnung nicht hatte 
beirren laſſen. Welche Gärung aber in afademijchen Kreifen 
herrſchte, zeigte fich, als Döllinger gegen die Definierbarfeit der 
päpftlichen Infallibilität eine Erklärung veröffentlicht hatte: aus 
Breslau, Braunsberg, Bonn, Miünfter, Köln und andern Orten 
gingen dem Münchener Gelehrten Zuftimmungsadrefjen zu, mit 
zahlreichen Unterjchriften bededt, bejonders von Univerfitäts- 
profefforen und Juriſten. 

Nachdem auf dem Konzile die große Streitfrage in ſehr aus- 
gedehnten Debatten nach allen Richtungen Hin erörtert worden war, 
wurde am 18. Juli 1870 die Vorlage über den PBrimat und Die 
fehramtliche Unfehlbarfeit des PBapftes mit 533 Stimmen von 
Konzilsteilmehmern aus allen Ländern der chriftlichen Welt feierlich 
angenommen; nur 2 Bilchöfe ftimmten mit non placet, unter: . 
warfen fich aber jofort der Konzilsentjcheidung. 55 Mitglieder der 
Minorität waren abgereift, um nicht im Angefichte des Papſtes mit 
non placet ftimmen zu müjjen. Die Mehrzahl der deutſchen Bijchöfe 
erließ noch im Herbite 1870 einen Hirtenbrief und verfündete darin 
die Pflicht aller Katholiken, die Bejchlüffe des rechtmäßigen Konzils 
gläubig anzunehmen. Als am 10. April 1871 auch der Rotten- 
burger Oberhirt Karl Joſeph von Hefele die vatifanischen Defrete 
verfündet hatte, mußten die Konzilsgegner die lebte ihrer auf den 
Epijkopat fich gründenden Hoffnungen begraben. An innerer Stär- 
fung hatte die Kirche durch die Definition des Dogmas von der 
lehramtlichen Unfehlbarfeit des Bapftes viel gewonnen. Waren in 
allen zivilifierten Ländern die atomifierenden Mächte des individua- 
Yiftischen Liberalismus auf ftaatlichem Gebiete an ihrem verderb- 
lichen Werke, jo wurde im Gegenſatz hierzu innerhalb der fatho- 
Yifchen Kirche die Bedeutung des Heiligen Stuhles als des Zentrums 
der Fatholifchen Einheit nunmehr in ihrer ganzen herrlichen Größe 
anerkannt; den zentrifugalen Beitrebungen des Gallifanismus und 
Febronianismus war der endgültige Untergang bereitet. 





! Granderath-Kirch, Geichichte des Vatikanischen Konzils II 605 ff. 
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Den Antiinfallibiliften blieb nur der abentenerliche Plan übrig, 
durch einen möglichft innigen Zufammenjchluß der „deutſchen 
Wiſſenſchaft“ die „vatifanische” Kirche zur Umkehr zu bewegen. 
Jedenfalls jollte von jeiten der proteftierenden Gelehrten nicht 
durch „Schweigen und vereinzeltes Handeln der yejuitenpartei 
Borjchub” geleiftet werden... Verfammlungen zu Nitrnberg und 
Königswinter Yeiteten die Oppofition ein!. Die Widerjehlichkeit 
der Bonner Theologieprofefjoren Hilgers, Reuſch und Langen 
ſowie der Mitglieder der philojophiichen Fakultät P. Knoodt und 
A. Birlinger zwang den Erzbifchof von Köln, gegen dieje mit 
firchlichen Strafen vorzugehen. In München wurden Döllinger 
und %. Friedrich, der als Theologe des Kardinals Hohenlohe in 
Nom geweilt hatte, erfommuniziert; ferner mußten Firchliche Strafen 
verhängt werden gegen die Brofejjoren Baltzer und Reinkens nebſt 
dem Privatdozenten Weber in Breslau, die Profeſſoren Menzel 
und Michelis zu Braunsberg, auch gegen einige Religionslehrer 
und GSeeljorgsgeiftliche in Preußen und Bayern. Die. Konfti- 
tuierung der altkatholischen Sekte erfolgte auf einem Kongreß zu 
München im September 1871. Eigentlicher Organijator der Sefte 
war der Brager Jurift Johann Friedrich von Schulte, eine auf Ein- 
fluß und Geltung überaus bedachte, ſelbſtbewußte Gelehrtennatur. 

In Schulte Hatte die Kirche einen grimmigen Gegner gefunden. 
In einer ganzen Reihe von Schriften bemühte er fich, bejonders 
den Staat gegen die Kirche mobil zu machen, die Regierungen 
darüber zu belehren, daß die katholiſche Kirche von fich jelber ab- 
gefallen jei umd nur noch das altkatholiiche Häuflein die Kirche 
Darjtelle, der das Kirchenvermögen gehöre nebjt allen Privilegien, 
Einfünften, Rechten; die Katholiken, die die päpftliche Unfehlbarkeit 
angenommen, jeien al3 neue NReligionsgefellichaft anzujehen. Gegen 
dieſe müſſe der Staat den unbedingten Kampf aufnehmen, da die 
neue Kirche für feine Eriftenz unermeßlich gefährlich fei. „Der 
Papft”, jo argumentiert der von vollftändig irrigen dogmatischen 
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Vorausſetzungen ausgehende Kanonijt, „Tann unfehlbar Lehren, 
was er will; man muß alles beim Verluſt der Seligfeit glauben, 
was ihm ex cathedra zu lehren einfällt. Bedenft man nun, daß 
derjelbe unbedingt ex cathedra die VBerwerflichfeit der Glaubens- 
und Gewiljenzfreiheit, Preßfreiheit, Barität, die Zuläffigfeit von 
Berbrennungen der Keber, kurz den äußeren Zwang in Glaubens- 
jachen, die abfolute, willenlofe Abhängigkeit des Menjchen vom 
Papſte gelehrt hat, nicht einmal, fondern jahrhundertelang, fo 
ilt evident, daß der neue Glaube mit der Eriftenz der Gejellichaft, 
mit dem chriftlichen Grundprinzipien der Liebe, des freien und ver: 
nünftigen Gehorſams, der Kindjchaft Gottes der Chriften, der 
göttlichen Autorität des Staates unvereinbar, alſo geradezu un— 
chriftlich, unfittlich it.” 1 

In feiner Manier, päpftliche Äußerungen, die fpezifiich mittel- . 
alterliche Verhältnifje zur Vorausſetzung hatten, zur Bekämpfung 
der Unfehlbarfeit Heranzuholen, verjtieg fich der Prager Profeſſor 
zu der ungeheuerlichen Behauptung, bei Anerkennung der vati- 
fanischen Defrete jei „evidentermaßen prinzipiell fein nichtfatho- 
fischer Landesfürſt jeines Thrones, feine von Nichtkatholiken ge- 
führte Regierung ihrer Gewalt, fein Nichtfatholif feines Lebenz, 
jeiner Freiheit, jeiner Ehre, feines Vermögens als folcher ficher” ; 
„mit der Geltung dieſer Grundjäge kann unter Umftänden — wenn 
erfommuniziert wird — fein Fatholifcher Regent, feine von Katho- 
Yifen geführte Regierung, fein Katholif ficher fein, da jeden Tag 
gleiche Maßregeln ergriffen werden fünnen, als fie vom 11. bis 
17. Jahrhundert ergriffen wurden”. 

Mit Recht nannte ein katholiſcher Juriſt dieſes Machwerf 
Schultes „das Monftröfejte auf dem Felde antifirchlicher Rabu— 





1% 5 v. Schulte, Denkihrift über das Verhältnis des Staates 
zu den Sätzen der päpftlichen Konftitution vom 18. Juli 1870, Prag 
1871, 86 f. Bol. Derſ., Die Stellung der Konzilien, Päpſte und Bilchöfe 
und die päpftliche Konftitution vom 18. Zuli 1870, Prag 1871; Derj., 
Die Macht der römischen Päpfte über Fürften, Länder, Völker, Indivi— 
duen zur Würdigung ihrer Unfehlbarfeit gegenübergeftellt, Brag 1871. 
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Kiftif“ 1; die katholiſche Kritik blieb denn auch nicht aus, bejonders 
fieghaft verteidigte wiederum Joſeph Hergenröther die Kicche?. In 
einem verjöhnlich gehaltenen Artikel legten die „Hiſtoriſch-politiſchen 
Blätter“ 3 dar, durch das Dogma von der Iehramtlichen Unfehl- 
barkeit drohe den Staaten feine neue Gefahr; und wenn es der 
Fall wäre, bejäße ja jeder Staat die ausreichende Macht, auf 
dem Wege der Repreffion „jeder ihm mißliebigen Folgerung, 
welche aus dem neuen Dogma gezogen und praftiich geltend zu 
machen verfucht werden könnte, mit ficherem Erfolge entgegen- 
zutreten“. 

Die Tonart Schultes ift in der altkatholifchen Publiziſtik nicht 
mehr überboten worden, fonnte e8 wohl auch nicht. Was der 
Prager Profeffor den Katholiken Deutjchlands gejchadet hat, ift 
nicht zu ermefjen. Die Zuverfichtlichfeit der Beweisführung von 
jeiten eines Gelehrten, der als in alle Geheimnifje des „Ultra- 
montanismus“ eingeweiht erjchien, hat bei verjchiedenen Regie— 
rungen einen ftarfen Eindrucd hervorgerufen. Die Männer der 
altkatholiſchen Partei hatten mit Glück Papſt und Biſchöfe in allen 
einflußreichen Kreifen zu verdächtigen gewußt. „Alle Intrigen“, 
jo urteilte Bifchof von Ketteler, „ind dabei mit einer vollendeten 
Kunftfertigfeit zur Anwendung gefommen. Wohl jelten haben 
Menjchen jo an ihren eigenen Glaubensgenofjen gehandelt... . 
Die Gefchichte diefer Partei wird einft einen der ſchwärzeſten Ab- 
jcehnitte der neueren Kirchengefchichte bilden.” * 

Profeffor Emil Friedberg hatte mittlerweile als Anwalt der 
fulturfämpferifchen badifchen Regierung und derer prätendierter 
Oberhoheit über die Kirche nach neuen Lorbeeren gejtrebt. ALS 
Frucht diefer Bemühungen erjchien im Jahre 1871 das Werk 
„Der Staat und die Fatholijche Kirche in Baden feit dem Jahre 





I Bering im Archiv für katholifches Kirchenrecht XXV cızıv. 

2 Im Archiv für Fatholifches Kirchenrecht XXV oxvıı ff. Vgl. Katholif 
1871 I 344 ff 463 ff. 

® LXVII (1871) 405 ff. 

* D. Pfülf, Biſchof v. Ketteler III 165. 
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18601. Der Autor ift voller Begeifterung für die Regierung, 
„welche, als viele Staaten auf Kojten der unveräußerlichen Hoheit3- 
rechte den Frieden mit der Kirche jchlofjen, den Kampf nicht ſcheute 
und Ddiejen nicht nur für fich, fondern für alle deutjchen Staaten, 
für den Begriff des Staates, mannhaft geführt hat”. Das Werk, 
jeinem ganzen Charakter nach ein Parteiwerk, follte „die Bau— 
jteine bieten, den Wall des Gejeßes der Kirche gegenüber auf: 
zuführen”. 

Ein noch größeres Werk hatte der raſtloſe Schriftfteller in feinem 
Schreibpulte parat; e3 erjchien 1872 im Umfange von beinahe 
1000 Seiten und hatte den Titel: „Die Grenzen zwijchen Staat 
und Kirche und die Garantien gegen deren Berlegung.“? Er 
wollte damit der ſtaatsmänniſchen Praxis dienen und deshalb nicht 
ein Doftrinäres Syftem, jondern zunächft reiche Hiftorische Belehrung 
über jein Thema bieten. Einige deutjche Regierungen hatten ihm 
Aktenmaterial an die Hand gegeben. 

Friedbergs Flucht in die Hiftorie findet ihre Erklärung darin, 
daß es ihm nicht gelungen war, in dem Staate, auf deſſen Firchen- 
politiiche Befehrung es abgejehen war, in Preußen, Inkonvenien— 
zien nachzuweiſen, die fich als Folge des Syſtems der Kirchen: 
freiheit eingejtellt hätten. 

Bon feinen Deflamationen über „Gefahren“, die durch dieſes 
Syitem den ftaatSbürgerlichen und Firchlichen Rechten der Indi— 
viduen, bejonder3 auch der Klerifer, ſowie dem ganzen Staats— 
wejen drohten, verſprach er fich wenig Erfolg. Um große Wir- 
fungen zu erzielen, holte er die Lehrmeifterin Gejchichte herbei. 
Was Eonnte nicht alles mit zielbewußter Geſchichtskonſtruktion 
beiviejen werden! 

Dat Friedberg der einfeitigjten und tendenziöjejten Mache ſich 
befleißigte, zeigen die Reſultate feiner kirchenpolitiſchen Gejchichts- 
forschung, mit denen er feine Darftellung abjchließt: „Wir haben 
die Geftaltung des Verhältniffes zwijchen Staat und Kirche durd) 





I Reipzig 1871. ® Tübingen 1872. 
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alle Zeiten und Länder hindurch verfolgt und können jeßt das 
Ergebnis unferer Unterfuchungen kurz zufammenfafen. Überall 
finden wir gleichmäßig diejelben Anſprüche der Kirche und Die- 
ſelben Konjequenzen, falls fie mächtig genug war, ihre Prätenfionen 
verwirklichen zu fünnen. 

„Überall, wo fie allein die Bildung der Kleriker Teitete, tritt 
ein mechanisches Abrichten an die Stelle geiftiger Kultur; wo ihr 
ungehemmt die Pfründenbejegung anheimfiel, ebnet Gunft und 
Beftechlichkeit den Weg zu den höchften Firchlichen Würden und 
fällt die Kicche in die Hände von Untauglichen, Unfähigen und 
Unwiürdigen. 

„Überall, wo die geiftliche Gerichtsbarkeit fich frei entfaltete, 
verdorrt die Gerechtigfeitspflege und wird die Juſtiz in um 
würdigfter Art zur Einnahmequelle des Klerus degradiert; überall, 
wo die Kirchenzucht frei gehandhabt werden kann, wird der niedere 
Klerus zum willenlojen Werkzeug feiner Vorgeſetzten herabgewürdigt 
und der Firchliche Strafapparat den Laien gegenüber auch aus den 
niedrigsten Motiven in Bewegung gejebt. 

„Überall, wo das Ordensweſen fich ungehindert entfalten fann, 
vermehrt fich die Zahl der Negularen ins Ungemefjene, nehmen 
Unart und Unfitte überhand. Überall, wo das Firchliche Vermögen 
ungehindert angefammelt wird, wächft e8 ins Übermäßige und 
tritt der Erwerbstrieb jchmählich in den Bordergrund. Wo Die 
Kirche die Armenpflege für ſich monopolifiert, nimmt der Pau— 
perismus ftetig zu, und wo fie die Schule in ihren Händen be- 
hält, verfumpft und verdummt das Volk“ (S. 759). 

Nachdem Friedberg fo in der Art eines Höllenbreughel ein 
Bild der Firchlichen Bergangenheit gegeben, geht er daran, po- 
fitive Vorſchläge in Bezug auf die Neuordnung des Berhält- 
nifjes zwifchen Kirche und Staat zu machen. Ein Hauptmittel, 
firchliche Übergriffe zu verhüten, fei die Loslöſung des Indivi— 
duums von der Kirche, die bejonders durch Aufhebung des Tauf- 
zwanges, Einführung der obligatorischen Zivilehe und kommunaler 
Friedhöfe herbeigeführt werden könne. Das Kicchenvermögen ift 
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unter Oberaufficht des Staates zu verwalten, kirchliche Wohl- 
tätigfeit3fonds find zu fäfnlarifieren. Natürlich ruft der Verfaffer 
nach DVertreibung des Jeſuitenordens. Niederlaffungen anderer 
Orden fann der Staat nad) disfretionärem Ermeſſen zulafjen, 
aber den Ordensgelübden ift alle juriftiiche Wirkung zu entziehen. 
Der Kirche joll die Aufficht über die Schule entzogen werden. 
Wie auf die Bejegung der Bilchofsftühle, jo muß der Staat 
auch auf die Anftellung der Pfarrer einen entjcheidenden Einfluß 
befigen; ein ſolcher ift bejonder8 zu erjtreben bezüglich der 
Heranbildung der Geiftlichen: „Solange der Kleriker in ijolierter, 
mechanijcher Weife mehr abgerichtet al3 erzogen, jolange er von 
den geiftig befreienden Wirkungen der Wiſſenſchaft abgejchlofjen 
wird — denn der ihm überlieferte Lernftoff fnechtet und bedrückt 
den Geift, anftatt ihn zu befreien —, ſolange ihm die nationale 
Bildung verjchlofjen bleibt, die ihn lehrt, fich als Glied eines 
Bolfes zu fühlen und nicht bloß als Glied einer fosmopolitischen 
Kaſte: jo lange wird der Staat nie darauf rechnen fünnen, für 
jeine Beftrebungen und Ziele Boden in der Kirche zu finden, jo 
lange werden die Elerifalen Marionetten willenlo8 an den Fäden 
hängen, mit denen fie von Rom aus dirigiert werden. Alles 
da8 ändert fi), wenn der junge Klerifer den Geift und Herz 
verheerenden Wirkungen der. Sejuitenpädagogif entzogen, wenn 
er an den Univerfitäten, den Pflanzjtätten unferes nationalen 
Lebens, mit der konfeſſionsloſen (I) Wiſſenſchaft genährt wird, 
und wenn der Staat endlich die Prüfung feiner Befähigung zum 
geiftlichen Amte nicht Tediglich) dem fachmännischen Urteile der 
firchlichen Obern überläßt, jondern auch jelbjt zufieht, ob Cha— 
after und Geift für das fchwerfte und verantwortungsreiche Amt 
vorgebildet find“ (S. 792). Dieje den Intereſſen des Staates 
entiprechende Bildung joll durch, „Zwangsfollegien philojophijchen, 
philologifchen und gefchichtlichen Inhalts“ herbeigeführt werden. 
„Der Ausdrud Zwangskollegien jchredt uns dabei nicht, denn 
wir vermögen nicht in das liberale und banale Feldgejchrei: 
Freiheit aller Orten, miteinzuftimmen. Wir meinen, daß der 
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dem Schulzwange plößlich entzogene, mit der Wiſſenſchaft, der er 
fein Leben widmen will, abjolut unbefannte junge Mann, der Die 
Univerfität bezieht, noch nicht die Neife des Urteils befist, um 
den Gang feiner Studien frei zu gejtalten. Der Staat, der ihn 
auf die Univerfität zwingt, hat auch nach jener Richtung Zwang?- 
befugniffe, die er nur zum Schaden der Studierenden ſelbſt opfert“ 
(S. 814). Ein fo erzogener Klerus werde ficher auch ein natio- 
naler fein, wie die „durch und Durch wifjenjchaftlichen und natio- 
nalen Beſtrebungen“ des Altkatholizismus zur Evidenz zeigten. 
Einen durchgreifenden Erfolg zum Schuge der ftaatlichen Grenzen 
gegen die Kirche verjpricht ſich Verfaſſer jchlieglich von der Ein- 
richtung eines eigenen Verwaltungsgerichtshofes, bei dem jeder 
Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt zur Anzeige zu bringen 
jei. Die von dem Gerichtöhofe zu verhängende Strafe jei „eine 
fühlbare, empfindliche Gelöftrafe, jubfidiär und im Wiederholungs— 
falle Gefängnis.” „Und zwar ift die Strafe nicht nur gegen 
da3 Organ zu verhängen, welches den Amtsmißbrauch ausgeführt 
hat, jondern auch gegen die Behörde, welche ihn verfügte, da 
jonjt der Epiffopat fich nie jcheuen würde, auf Koften des nie- 
deren Klerus die ftaatlichen Gejebe zu übertreten” (S. 819). Als 
wichtigjtes Strafmittel joll die Entziehung der missio civilis in 
Anwendung fommen. „Eine wirkliche Abjegung eines Geiftlichen 
jol der Gerichtshof dagegen nicht verfügen dürfen, einmal weil der 
Staat nur nehmen kann, was er jelbft erteilt hat, da8 Exequatur, 
nicht aber das FTirchliche Amt, und anderſeits, weil aus einer 
Abjegung bei der der Kirche innewohnenden Konfequenz eine ganze 
Kette von Abſetzungen und ſchließlich wiederum eine Firchliche 
Arbeitzeinftellung fich ergeben würde. Denn da der Bifchof nicht 
den jtaatlicherfeits abgeſetzten Pfarrer auch Firchlich abjegen wird, 
muß er jelbjt abgejeßt werden; da das Kapitel feinen neuen 
Biſchof wählen wird, teilt es das Schickſal feines Ordinarius, 
und da jo das Diözefanregiment zeffiert, fommt die ganze kirch— 
liche Majchine ins Stoden und wird, da die Kurie das religiöfe 


Bedürfnis des Volfes immer der Machtfrage nachſetzt, nur wieder 
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bei einer für den Staat verhängnisvollen Nachgiebigfeit desselben 
in Bewegung gejeßt werden können“ (S. 821). Das Abftoßendfte 
an dem ganzen Claborate war die Gefinnung warmer Fürforge 
für das wohlverjtandene Intereſſe der Kirche jelber, die der Ver- 
faffer zur Schau trug und mit der er die vorgefchlagenen Maß— 
regeln, die für das Tirchliche Leben von grundftürzender Wirkung 
fein mußten, zu motivieren juchtee Um welche Gefinnungen e3 
fih in Wahrheit handelte, offenbarte Friedberg unvorfichtiger: 
weiſe alsbald in einem Artikel!, den er 1872 in Holgendorffg 
„Jahrbuch für Geſetzgebung“ erjcheinen ließ und der das Ergebnis 
de3 größeren Werkes popularifieren jollte. Dortjelbit hat er unter 
Anlehnung an die Auffaffung Schultes Hinfichtlich der vatifani- 
ſchen Beichlüffe den Sat niedergefchrieben: „Würde fich eine 
Religionsgejellichaft mit Grumdfägen, wie fie die fatholifche Kirche 
nach) dem Batifanischen Konzile als Glaubensgeſetze hingeſtellt hat, 
heutzutage neu bilden wollen, jo würden wir e8 zweifellos für 
eine Pflicht des Staates erachten, fie zu unterdrüden, zu ver- 
nichten, mit Gewalt zu zertreten.“ Einer Trennung des Staates 
von der Kirche könne er nicht das Wort reden, da dann die fa- 
tholische Kirche an Macht nicht3 verlieren, die proteftantifche aber, 
die „heute ein wejentlich politiicher Faktor” fei, in fich felbft zer- 
fallen werde. Eine folche Trennung wäre auch den Altkatholifen 
gegenüber, denen der wärmſte Schuß des Staates zu wünſchen ei, 
eine Härte und Ungerechtigkeit. Aber jchließlich werde die Trennung 
ja doch einmal kommen müſſen; deshalb jei einftweilen das Firch- 
liche Glied zu unterbinden und zu ijolieren, Damit nicht Blut des 
Staates weiterhin diejes Fräftigen und erhalten könne; jo werde 
der Staat es faum merken, wenn e3 einmal fortgejchnitten werde. 
Damit waren die wahren Ziele des Publiziſten Far zu Tage getreten. 

Um zu zeigen, welchen Einfluß die bisherigen Firchenpolitijchen 
Grundjäge Preußens, „deren längeres Dulden einer Abdanfung 





1 Das Deutiche Reich und die Fatholifche Kirche. Separat aus Holken- 
dorffs Sahrbuch für Gejeggebung, Leipzig 1872. 
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der ftaatlichen Souveränität gleich gefommen wäre”, auf die Ver- 
hältniffe an den theologischen Fakultäten gehabt hätten, Tegte 
Friedberg chließlich noch eine angeblich „da3 Leben und Leiden 
eines wackeren katholiſchen Mannes“ jchildernde Brojchüre vor. 
Der Held diejes Buches war der Breslauer Domherr und Profefjor 
J. B. Balter, der in jungen Jahren der hermefianifchen, dann 
der güntherifchen, zulebt der altfatholiichen Heterodorie verfallen 
war. Sofort belehrte ein katholiſcher Gelehrter den Leipziger 
Profeſſor aftengemäß darüber, wie unmöglich es jei, jenen un— 
glücklichen, jein Leben lang widerjpruchsvollen und ftarrfinnigen 
Theologen zum Märtyrer eines „Syſtems“ zu machen!. 

Was den als Berfafjer des Hochbedeutenden Werfes „Syſtem 
des katholiſchen Kirchenrechtes“ berühmten Profeſſor Paul Hin- 
ſchius (F 13. Dezember 1898) unter die Fahne der Kulturfämpfer 
geführt haben mag, hat ein biographijcher Artifel über diejen Ge- 
lehrten mit Erfolg verjtändlich zu machen gejucht. Hinſchius war, 
jo erfahren wir, theoretijch von der Selbjtändigfeit des Kirchen- 
rechts überzeugt, aber dieje feine Anjchauung ſei für ihn zeit- 
lebens ein tote Kapital geblieben. Katholifches Leben und Weſen 
lernte er nie aus eigener Anjchauung fennen; das habe bei ihm 
zu einer Unterfchägung der Kirche geführt, zumal er feine reli- 
giöje Natur gewejen jei. „In der Kirchenpolitif rechnete er nicht 
ernftlih mit der Religiofität; wie er jelbjt im wejentlichen 
Drdnungschrift war, jo hielt er auch die andern dafür, wenn nicht 
geradezu für Leute, welche die Religion nur zu politischen Zwecken 
ge- oder vielmehr mißbrauchten.” 2 

In jeiner Schrift „Die Stellung der deutjchen StaatSregierungen 
gegenüber den Bejchlüffen des Vatikaniſchen Konzils“ 3 führte 





IE. Friedberg, Johannes Baptifta Balter. Ein Beitrag zur neueſten 
Geſchichte des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche in Preußen, Leipzig 
1873. Dagegen jchrieb U. Franz, 3. B. Balter. Ein Beitrag zur 
neueſten Gejchichte der Diözeſe Breslau, Breslau 1873. 

? U. Stuß in Allgemeine deutſche Biographie L 349. 

3 Berlin 1871. 
19? 
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Hinſchius zuerft aus, der Staat habe fich in die Fragen der 
Gültigfeit des Konzils und der von den Altkatholifen behaupteten 
neuerlichen Wejensveränderung der katholiſchen Kirche nicht ein- 
zumijchen. Dagegen erwachje einigen Staaten die Pflicht, die 
Waffe des placetum regium, joweit e8 in der Landesgefeßgebung 
begründet jei, gegen da neue Dogma zu wenden; in Preußen 
jei dieſe Handhabe durch die Verfafjung Art. 15 preisgegeben 
worden. Da aber die Kirche dem Staate untergeordnet jei, müſſe 
diefer daran denken, jein Verhältnis zur jtaatsgefährlich gewor- 
denen Kirche neu zu ordnen, und zwar durch Trennung von dieler; 
diefe Trennung ſei mit allen ihren Konjequenzen, die im einzelnen 
aufgeführt werden, durchzuführen, jeder Mißbrauch geiftlicher Ge- 
walt zum Nachteile des Staates ftrafgejeglich zu ahnden, der 
Sejuitenorden zu vertreiben, die Eriftenz der übrigen Klöſter vom 
disfretionären Ermefjen des Staates abhängig zu machen. Wenn. 
gleich der Staat alles Intereſſe habe, die Altfatholifen zu unter- 
jtügen, jo fünne doch der Konjequenzen wegen die Behandlung 
derjelben feine andere jein al die der römischen Katholiken. „Wer 
möchte es verfennen”, jo jchließt Hinſchius feine Darftellung, „daß 
die fatholifche Kirche bei einer bedenflichen Krije angelangt ift, 
und daß dieſe auch den Staat in die entjchiedenfte Mitleidenschaft 
zieht? Aber mit Temporifieren und mit halben Maßregeln ijt 
einem entjchiedenen Gegner gegenüber, welcher fein Ziel ftets 
feft und unverrüdt im Auge hat, nicht gewonnen. Nur eine 
energifche und mit jtarfer Hand eingreifende Politik, welche 
unbeirrt von hergebrachten Rücdfichten und Anfchauungen Die 
Rechte des Staates zu wahren jucht, indem jie die katholiſche 
Kirche auf das ihr allein gehörige Gebiet verweilt und da- 
duch die Konflikte zwilchen ihr und den Regierungen ver- 
meidet, kann unter den obwaltenden Umjtänden auf Erfolg 
rechnen” (©. 93). 

Auch den Zweden populärer Belehrung wurde Hinjchius dienft- 
bar. Bor einem „nicht fachgelehrten Publikum“ hielt er am 
11. Februar 1871 in Kiel einen Vortrag über „Die päpftliche 
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Unfehlbarfeit und das Vatikaniſche Konzil” und fuchte feinen 
Hörern darzutun, daß am 18. Juli 1870 „von den Führern und 
Schildträgern des geiftigen Romanismus ein Hauptichlag gegen 
die religiöfen Heiligtümer, welche einjt unfer Volk in einem bfır- 
tigen 3Ojährigen Ringen für alle übrigen erkämpft hat, ja gegen 
die gefamte moderne Kultur und die mit ihr zufammenhängenden 
Staat3- und fonftigen Einrichtungen unferer Zeit verjucht” worden 
fei. „Dem eifrigen Proteſtanten“, jo jcheute er fich nicht, in der 
Art Martin Luthers zu jagen, „mußte der Vorgang die Worte 
des Apoftel3 Paulus in das Gedächtnis rufen: ‚Der da ift ein 
MWiderwärtiger und fich erhebt über alles, das Gott oder Gottes- 
dienst Heißt, alfo daß ex fich feet in den Tempel Gottes als ein 
Gott und gibt vor, er jei Gott‘ (2 Theſſ 2, 4." Wenn Hin- 
ſchius damit es wagte, den Papſt als den Antichrift zu bezeichnen, 
jo war feine Beweisführung für dieſe furchtbare Anklage mehr 
wie armjelig, zumal für einen „fachgelehrten” Profeſſor. Er ſchloß 
den Vortrag mit einer Beleuchtung der angeblichen Konjequenzen 
des neuen Dogmas: der unheilbare Krebsjchaden ſei der römischen 
Kirche von jet ab eingeimpft, daß fie die wahrheitsfiebende In-— 
telligenz verfolgen und unterdrüden müfje und nur noch entweder 
geijtig bejchränfte und unwiſſende Köpfe oder hervorragende Geifter, 
welche auf Koften der Wahrheit ihrer Kirche dienen, in fich er- 
tragen könne. Der neue Glaubensſatz müfje das Kapital geijtiger 
und fittlicher Widerftandskraft in der Fatholischen Kirche immer 
mehr vermindern und fie damit immer unfähiger machen, der 
modernen Kritif und modernen Bildung zu widerftehen (S. 28). 

Als weiterer Kämpe zu Gunften des Staates trat der Göttinger 
Profeffor H. U. Zachariä in die Arena. Ihn Hatte befonders 
Friedrich von Schultes Schrift über „Die Macht der Päpſte“ in 
dem Vorſatze beftärkt, den Staat zur Wachſamkeit gegenüber dem 
zu Rom definierten Dogma aufzurufen. Der übereifrige Gelehrte 
hatte auch ſchon einen dahingehenden Antrag für das Herrenhaus 





! Kiel 1871. 
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in der Taſche, al3 er dringend gemahnt wurde, von folchen 
Schritten abzufehen, da Bayerns Anjchluß an den Norddeutichen 
Bund noch nicht gefichert jei. Gerade den bayrifchen Liberalen 
aber hatte der norddeutjche Gelehrte beifpringen wollen und des— 
halb die Kompetenz des neuen Neiches zu einem verfafjungs- 
mäßigen Einfchreiten gegen das Unfehlbarfeitsdpogma nachzuweiſen 
gefucht. Wie jehr er mit dieſem Antrage die partifulariftiichen 
Bedenken der bayriichen Patrioten gegen den Eintritt in das 
Reich vermehren müfje, hatte der Gelehrte in feinem Eifer ganz 
überjehen. Seine Argumentation wurde von dem Berliner Kol: 
legen Georg Bejeler glänzend widerlegt. Natürlich beharrte der 
Göttinger Profeſſor bei jeiner Meinung und verjtärfte feine 
erste Beweisführung in merfwürdiger Weile. „Nehmen wir 
an, daß eine deutſche Regierung wie die preußifche den feſten 
und unbeugjamen Willen und auch die Kraft hätte, den Kampf 
mit den ultramontanen Mächten zu bejtehen, und daß fie dabei 
auch. in der Volfsvertretung die umentbehrliche Stübe fände, — 
gilt deshalb auch ein Gleiches von den andern Mittel- und Klein: 
Staaten Deutjchlands, und werden dieſe nicht einer Aufmunterung 
und Stärkung bedürfen, um die hierarchiichen Bande zu Löjen, 
von denen fie noch, wie anjcheinend ganz insbejondere Bayern, 
umschlungen find? Gerade deshalb, und um der römischen Ligue 
jeden Rückzug abzufchneiden, muß fich die Überzeugung Bahn 
brechen, daß nur durch Maßregeln geholfen werden kann, welche 
den Staat und feine Bürger wirklich frei machen von dem Ein- 
fluffe der fog. geiftlichen Gewalt und dem in die Verhältniſſe des 
bürgerlichen und Familienlebens, in die Stellung und Wirkſamkeit 
der Diener des Staates tief einjchneidenden Glaubenszwang ein 
Ziel zu fegen geeignet find! Diefe Maßregeln müfjen aber, wenn 
der Zwed vollitändig erreicht werden joll, in ganz gleicher und 
übereinftimmender Weife für das ganze Gebiet des Deutjchen 
Reiches in Kraft treten, was jelbftverjtändlich nur vom Neiche 
ſelbſt geſchehen kann, deſſen Organe Reichstag, Bundestag und 
Reichsoberhaupt ſich, Gott ſei Dank, in der glücklichen Lage be— 
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finden, in keinerlei Weife durch Konfordate, erteilte Lizenzen und 
Zuficherungen, oder durch Präzedenzien irgend welcher Art ge- 
bunden zu fein, wie dies leider Hinfichtlich der Einzelregierungen 
in Deutschland mehr oder weniger der Fall ijt.” 1 

Es konnte nicht im geringften zweifelhaft fein, daß von dem 
Augenblide an, wo ein mächtiger Wille fich bereit fand, die dar- 
gelegten Pläne und Vorſchläge deutjcher Juriſten auszuführen, 
gegen die Fatholifche Kirche ein Kampf entbrennen mußte, wie er 
feidenschaftlicher, umfafjender und zielbewußter nicht gedacht werden 
fonnte. Ein freiwilliger Generaljtab hatte mit Anjpannung aller 
Kräfte feinen Operationsplan gegen die Kirche ausgearbeitet; jehen 
wir zunächſt, welche Bundesgenofjen fich dem Kriegsherrn anboten. 


Elftes Kapitel. 


Die Stellung des Protejtantismug 
zur Tatholifchen Kirche Deutſchlands vor dem Kulturkampf. 


Je feltener Nachrichten über die Vorftellungen find, die in 
geſchloſſen proteftantifchen Bezirken über katholiſches Wejen Herrchen, 
um fo größere Beachtung verdienen Außerungen wie die folgende: 
„Was habe ich“, jo fragte jüngft der Paſtor Adolf Behrendt in 
der „Reformation“ 2, „bisher von der katholiſchen Kirche gewußt ?“ 
Er beantwortet jofort die Frage: „Nur das, was ich in Hörjälen 
vernommen, in der Kirchengejchichte jtudiert und in Zeitungen 
gelefen Hatte. Ein gelindes Grufeln empfand ich, jobald von 
Katholiken die Rede war, und jelbjtverftändlih war für mic) 
fatholiiche Lehre und faljche Lehre dasfelbe. Ein vom Aber- 
glauben erfülltes, von jeder tieferen Frömmigkeit entleertes, in 
kraſſem Fanatismus befangenes Volk, jo dachte ich mir die Katho- 
lifen, und viele meiner Leſer fragen: Ja, ift dem nicht jo? Hat 





19.4 Zahariä, Zur Frage von der Reichskompetenz gegenüber dem 
Unfehlbarfeitsdogma, Braunfchweig 1871, 51 f. 
? Die Reformation VIII, Berlin 1909, 276. 
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man ung das nicht jo in der Schule gelehrt? Haben wir das 
nit in den Reformationzfeftpredigten unendlich oft gehört ? 
Haben wir das nicht immerfort in unfern Zeitungen gelefen? — 
Ganz jo kann e3 doch nicht fein.” An diefe Einleitung knüpfte 
der Verfaſſer die Erzählung feiner wahrlich nicht bedeutenden, 
aber immerhin für feine Beurteilung Fatholifcher Dinge folgen- 
reichen Erlebnifje mit einigen wenigen Katholiken. 

Es liegt nicht der geringfte Grund für die Annahme vor, da 
in den Jahren 1860 bis 1870 die Mehrzahl der deutjchen Pro— 
teftanten über die Katholifen und ihre Neligiofität eine bejjere 
Orientierung beſeſſen Habe als dieſer wiljenjchaftlich gebildete 
Paftor im Jahre 1909. Viel eher darf man annehmen, daß 
infolge der damals jehr regen polemifchen Tätigkeit proteftantifcher- 
ſeits die Urteile im dortigen Lager noch ungerechter und einfeitiger- 
waren als in der Gegenwart. Ein Blid in proteftantijche Predigt- 
werfe, die um jene Zeit erjchienen, jowie in evangelifche Kate- 
hismen und Kontroversjchriften läßt feinem Zweifel Raum, daß 
damals über katholiſche „Werfgerechtigfeit”, den „römiſchen Anti- 
chrift”, „römifchen Aberglauben”, „Rüdfall in Heidentum und 
Judentum bei den Römijchen” jo ziemlich noch in demjelben Tone 
geiprochen worden iſt als zur Zeit Luthers. 

Hieraus ergeben ſich wichtige Schlüffe: Wie Leicht muß es 
gewejen fein, ein in folchen Vorftellungen befangenes Volk kon— 
feffionell gegen feine katholiſchen Mitbürger zu verhegen, durch 
derb agitatorische Schlagwörter immer wieder die Wahl Fultur- 
fämpferifcher Abgeordneten herbeizuführen! Wie wertvoll muß 
der zum Kulturkampf entjchlofjenen Regierung die Bundesgenofjen- 
Ichaft zahlreicher evangelischer Prediger gewejen jein! Wurde doch 
gelegentlich den leitenden Kreijen der protejtantiiche Zorn und 
Eifer felbjt recht unbequem | | 

Die polemijche Stimmung der protejtantijchen Wifjenjchaft gegen 
die katholiſche Kirche Hatte fich in demſelben Grade verftärft, als 
die Ietere jeit den Jahren 1837 und 1848 an innerem Wadh2- 
tum gewonnen hatte und die inneren Zuftände des PBroteftantismus 
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von Jahr zu Fahr troftlofer geworden waren. „Im Protejtantis- 
mus unferer Tage”, fo Elagten 1864 die „Protejtantiichen Monat3- 
blätter” 1, „find Erfcheinungen genug, welche die Wege nad) Rom 
ebnen. Eine ftarre Orthodorie, eine geiftlofe Buchjtabentnecht- 
ſchaft, maßlofe Verbifjenheit gegen die proteftantijche Geiftesfreiheit, 
der finftere Groll gegen die demokratische Wüftheit und Firchliche 
Berfloffenheit, der Pufeyismus in mannigfachen Formen, Die 
politifch-romantifche Überjpannung, welche über Erfurt Rom die 
Hand reichen möchte?, find genug Clemente, welche fich der 
Jeſuitismus zunuge machen und ausbeuten Fanı... .“ 

Die Wege nah) Rom für die Anhänger des Proteftantismus 
zu verjperren, brachte man alljährlich eine Fülle von polemifchen 
Schriften und Aufjägen auf den literariſchen Markt. Damit ver- 
band man zugleich Zwecke der proteftantiichen Propaganda. Bitter 
hatte fich darüber 3. B. Biſchof Konrad Martin von Paderborn 
zu beffagen. Er jchrieb im Jahre 1864: „Man fann die Kirche 
nicht mehr tot ſchweigen, aljo will man fie durchaus tot reden. 
Wer zählt die Maſſen Firchlicher Traktätchen, die man Tag für 
Tag jelbft in rein Fatholifche Orte und bis in die unterjten fatho- 
lichen Hütten und Werkftätten Hineinwirft und öfter auch Hinein- 
jchmuggelt; wer zählt das Heer der Literatur- und Tagesblätter, 
die gegen uns im Solde ftehen?” 3 

In die Tiefen der polemifchen Traftätchen- und Kolportage- 
literatur Hinabfteigen zu müſſen, jei dem Leſer erjpart, jo Lehr: 
reiche Erfenntnifje von dort zu holen fein würden. Aber auf die 
einen willenjchaftlichen Charakter beanjpruchende proteftantifche 
Polemik bleibt Hier einzugehen. Zuvor eine allgemeine Bemerkung. 





! XXI, Gotha 1864, 114. 

2 Gemeint ift wohl die Erfurter Konferenz von 1860, zu ber, angeregt 
durch den Hallefchen Profeſſor Heinrich Leo und den Fatholifchen Pfarrer 
Friedrich Michelis, auch einige angejehene Proteftanten fich eingefunden 
hatten. 

s K. Martin, Ein bifchöfliches Wort an die Broteftanten Deutjchlands *, 
Baderborn 1866, ı. 
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Das Bedürfnis des Proteftantismus nach fonfeffioneller Polemik 
ift ihm eigentümlich, entjprechend feiner Entjtehung, Gejchichte und 
innerjten Natur. Tag für Tag fieht er fich durch die jedem 
Begriffe einer Kirche jpottende Zerfahrenheit und Zerfplitterung 
in feinem Schoße vor die Frage gejtellt, mit welchen Argumenten 
er das Recht jeiner Trennung von der alten Kirche und die Auf- 
rechterhaltung diejer Trennung darzutun vermöge. Das Beweis- 
verfahren, das er von jeher bevorzugt, ift das negative: mit allen 
Mitteln wird darzulegen verjucht, daß die römische Kirche längſt 
nicht mehr die von Chriſtus geftiftete Heilsanftalt fein fünne. Den 
jehr erheblichen Gefahren, die eine ſolche Methode für die Hiftorifche 
wie die theologijche Gerechtigkeit mit fich bringt, pflegt die pro- 
teſtantiſche Wifjenjchaft gewöhnlich zu erliegen. 

Das war aud) da3 Los von Karl Hajes „Handbuch der pro-- 
teſtantiſchen Polemik gegen die römijch-Fatholijche Kirche” 1, das 
im Jahre 1862 erjichien; Haſe Hatte die Hoffnung, durch das 
Buch „das Siegesgefühl zu dämpfen und den Übermut etwas zu 
beugen, der ohngefähr jeit Möhlers Symbolif, durch allgemeine 
Beitverhältnifje begünftigt, die katholiſche Literatur erfüllt, und 
ihre Kirche, in der Meinung, noch einmal die Alleinherrichaft zu 
gewinnen, zu dem aggrejjiven Verfahren gereizt Hat, das dem 
friedlichen Beifammenleben ein Ende machte, wie e8 das vorige 
Sahrhundert mit feiner ftarfen und feiner ſchwachen Seite den 
meisten deutjchen Landen überbracdht Hatte” (©. ı). Aber was 
Haſe jelbft vorausgejehen hatte: „Das Schwert eines Buches, wäre 
e3 auch weit jchärfer gejchliffen und mächtiger gehandhabt, ift fern 
davon, den taufendjährigen Baum diejer Kirche fällen zu können“ 
(S.xı), erfüllte ſich. Schwerlich hat dag Buch einen unterrichteten 
Katholiken proteftantisch gemacht, aber dem Eonfejjionellen Frieden 
bat es auf dem Giegeszuge, den die Proteftanten ihm bereitet, 
Schwere Wunden gejchlagen. 


! Leipzig 1862, 7. Aufl. 1900. Dagegen erichien von Fatholifcher Seite: 
3. Speil, Die Lehren der Fatholiichen Kirche gegenüber der proteitan- 
tifhen Polemik, Freiburg 1865. 
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Bom Standpunkte des politiichen Proteſtantismus aus war eine 
in glänzender Sprache gejchriebene polemifche Schrift im Jahre 
1861 erſchienen mit dem Titel: „Hiftorifche Briefe über die feit 
dem Ende des 16. Jahrhunderts fortgehenden Verluste und Gefahren 
des Broteftantismus.” 1 Sie waren ein erweiterter Abdruck der 
„Briefe an einen Sorglofen”, die Gelzers „Proteftantiiche Monat3- 
blätter” zum erſtenmal veröffentlicht Hatten. Als Verfaffer wurde 
zuerſt Joſias von Bunſen angejehen, jpäter wurde der Bonner 
Profeſſor Johann Wilhelm Löbell (F 12. Juli 1863)? als der 
wahre Urheber befannt. 

„Wenn der Broteftantismus die Wendung, die jein Kampf mit 
der römischen Kirche feit einer Reihe von Menjchenaltern ge- 
nommen, betrachtet und die Erfolge überjchlägt, Hat er dann nicht 
für die Zukunft Grund zu ernjter Beſorgnis?“ (S. 4). Diefe 
Frage wollte Löbell durch Darjtellung der Berlufte, die der Bro- 
teſtantismus jeit der Bartholomäusnacht erlitten, zu beantworten 
juchen, um „die Schlafenden zu wecken, die Säumigen zu jpornen, 
alle, foweit feine Stimme reiche, aufzurufen zur Teilnahme an dem 
großen geiftigen Kampfe, einem der gerechteften, die je geführt 
worden find“ (©. 3). Dem Berfaffer erjchien die Reformation 
al3 „die größte Tat des deutjchen Geiftes“, eine „göttliche Idee, 
beftimmt, hinabzufteigen in die Welt der Erjcheinung”, und dieſe 
Überzeugung ließ ihn ſchon in der bloßen Forteriftenz der alten 
Kirche einen Mißbrauch jehen: „Trauriges Geſchick des deutfchen 
Volkes“, jo ruft er Seite 51 aus, „den romanijchen Geift immer 
bereit zu finden, das Beſte, was e3 hervorbringen kann, zu unter- 
wühlen und aufzulöfen! In immer neuen Geftalten dringt er 
auf ung ein. Aber in einer jchlimmeren Gejtalt ift er nie auf- 
getreten als in der der Jeſuiten.“ Was er über diefe und die 
Gegenreformation teils Unrichtiges teils Einfeitiges fchreibt, können 
wir hier im einzelnen nicht darlegen, wie auch feine keineswegs 





!ı Frankfurt. 
?® Allgemeine Deutſche Biographie XIX 38. TH Bernhardt und 
C. v. Noorden, Zur Würdigung J. W. Löbells, Braunfchtveig 1864, 9. 
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einwandfreie Erzählung der Geſchicke des Broteftantismus im Aus- 
ande nicht verfolgt werden kann. Wichtiger ift e3 zu jehen, wie 
er die Fortjchritte der Fatholifchen Kirche im 19. Jahrhundert 
auffaßt. ALS die „allerwichtigjte Begebenheit auf dem Firchlich- 
religiöjen Gebiete” fieht er die 1814 erfolgte Wiederherftellung 
des Jeſuitenordens an (S. 299). Nicht minder verhängnisvoll für 
den Protejtantismus ſei es geworden, daß die durch Weſſenberg 
vertretene freifinnige Auffaſſung der Religion nicht die Oberhand 
habe gewinnen fünnen, und daß die Fürften durch Abſchluß von 
Konkordaten die deutjchen Katholiken wieder in enge Abhängigkeit 
von Rom gebracht Hätten. Für Preußen ſei es eine große 
Schwächung gewejen, daß dem „wejentlich proteftantifchen Staat” 
duch die Wiener Abmachungen jo viele Katholifen feien zugeteilt 
worden: „Jede taufend proteftantiiche Seelen, die eg in Sachſen 
weniger, und jede taujend Fatholifche, die es im Rheinland mehr 
befam, waren ebenjoviele Schwächungen für Preußen” (©. 338). 
Die. liberalen Katholiken am Rhein habe man in Berlin ala 
Boltairianer verdächtigt und die Erftarfung eines orthodor-Fatho- 
Tischen Klerus gefördert. Statt in der Grenzſtadt Aachen habe 
man in Köln das Erzbistum wiedererrichtet und jo einen „HZentral- 
punft für die Ausbreitung römiſcher Geſinnungen“ gejchaffen ; 
„Form und Dauer” der ftaatlichen Niederlage im Fölnifchen Streite 
jei durch Erzbifchof Geifjels kluge Politik bejtimmt worden; es 
fam dann, wie wir weiter hören, zum Erwachen de3 Ultra- 
montanismus auch im Often der Monarchie, wo „die milde und 
edle Perſönlichkeit“ des Bilchofs Sedlnicky bisher einen „frei- 
finnigen Katholizismus“ vepräfentiert hatte. Daß in Preußen die 
firchlichen Verhältniffe feit einem Jahrhundert „grundfalſch“ be- 
handelt worden feien, lehre auch jchließlich die Tatjache der Wieder- 
zulafjung der Jeſuiten. Deren Ausweifung müfje unbedingt er- 
folgen, jelbjt auf Koften einer Verfafjungsänderung (S. 523). 
Ein Eintreten Preußens zu Gunsten des Papſtes und des Kirchen- 
ſtaates fei nicht zuläffig. Auffchlußreich ift der Schluß der Schrift: 
„Die Beforgnis der Proteftanten vor den Übergriffen und der 
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Befehrungsfucht der Ultramontanen wird fofort enden, und der 
Geift der Eintracht und Verſöhnung unter den Konfeffionen herrjchen, 
jobald innerhalb des Katholizismus die freifinnigen Grundfäge den 
Sieg davongetragen haben“ (©. 544). 

Um die Protejtanten gegen die ultramontane Gefahr zu alar- 
mieren, bediente man ſich auch des Kunftgriffes, von dem neıter- 
lichen Bordringen der Kirche in früher ganz proteftantifchen 
Gebieten die übertriebeniten Worftellungen zu erweden. „Ge— 
länge es“, jo jchrieben die „Brotejtantischen Monatsblätter“ 1864, 
„Preußen zu überwältigen, zu entprotejtantifieren, die katholi— 
jierenden Strömungen des Konjervatismus der Zeit in das 
römische Bett zu lenken; glücte es, in den Wirrniffen der Zeiten 
immer größere Angjt vor dem roten Gefpenjte und dem Pöbel-⸗ 
vegiment bei den Fürften und Großen der Erde zu erregen und 
immer eindringlicher das alleinige Heil in der Umfehr der Wifjen- 
Ihaft und in der Rückkehr zu der alleinigen Autorität der Tiebe- 
vollen Mutter Roma, welche ihre Arme auch nach den verlorenen 
Ketzern ausbreitet, den Gebietern zu jchildern, wer weiß, welche 
Eroberungen Rom auch noch auf dem märkiſchen Sande machen 
würdel... Wirklich kann denn auch der Romanismus fich mancher 
Eroberungen in Preußen rühmen. Wieviel heimliche Fortichritte, 
wieviel Befistümer, wieviel feſte Anfiedelungen haben die Jeſuiten 
errungen. ... Schon lange iſt von einem Antrage auf die Er- 
nennung eines römijch-Fatholischen Biſchofs von Berlin die Rede ge: 
wejen. Die Motivierung des Antrages ſtützt fi) auf die Zunahme 
der Fatholifchen Gemeinden und Kirchen in der Mark und in Berlin. 
Soeben ift wieder eine neue großartige fatholifche Kirche in Pots— 
dam in Angriff genommen, fürzlich eine Fatholifche Kirche gegründet 
in Kottbus. Ein Kranz katholiſcher Kirchen umringt Berlin.... 
Was kann auf diefem Boden ein zweiter Wijeman ausrichten!“ 

Aus dem gleichen Intereſſe wurde den Proteftanten das An- 
wachjen der katholiſchen Bruderjchaften und Kongregationen jeit 
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1848 vorgerechnet, zumal aber die Zunahme von Niederlafjungen 
der Jeſuiten; gelungene Volksmiſſionen wurden mit gewonnenen 
Schlachten, die Gründung von Niederlafjungen mit eroberten 
Feſtungen verglichen !. | 

Immer und immer wieder verfündete man die für die jechs 
Millionen Katholiten Preußens tief kränkende Doktrin vom pro- 
teftantischen Charakter des Staates: „Preußen ift ein echt pro- 
teftantifcher Staat feinem Urfprung, feiner Gejchichte, feinem 
Lebensprinzip, feiner Bildung, feinen Völkern nad. An Preußen 
ift das Schickſal des deutjchen Brotejtantismus gefnüpft und in 
jein Leben verjchlungen; die Entwicdlung, die Größe Preußens 
ift auch Deutjchlands, wenigſtens des geiftig fortjchreitenden, in 
deutjcher Bildung und Humanität wahrhaft fich jelbft verftehenden 
und erfafjenden Deutjchlands, Größe. . . . Der deutjche Volks— 
geift, innerlich proteftantifch, wird, wenn auch noch in äußerlichen 
katholiſch-hiſtoriſchen Verhältniffen fich bewegend, doch von dem 
Proteftantismus der Weltgefchichte ergriffen und fortbewegt.“ 2 

Eine maßloſe antifatholifche Agitation entfaltete der politijche 
PBroteftantismus vor dem Kriege von 1866, bejonders in Schlefien. 
Im Berjuche, den fommenden Krieg zum Religionskrieg zu jtempeln, 
hatte die offiziöfe „Norddeutjche Allgemeine Zeitung” die Führung 
übernommen und jchon im Mai 1866 die „Evangelifchen Dfter- 
reichs“ zur Wachjamfeit aufgerufen, „da fich das Haus Habsburg 
zu aller Zeit als den Todfeind der evangeliichen Kirche erwiejen 
habe und auch in neuefter Zeit Erlafje ergangen feien, welche 
die Würde der Evangelifchen beleidigten”. Anderjeit3 wurde 
die politiiche Berläffigfeit der Katholifen in Schlefien und der 
Grafſchaft Glatz in der ungerechtfertigtften Weije verdächtigt, das 
Schlagwort „Dfterreicher” wurde gegen die dortigen Katholiken 
geprägt und übte alsbald feine volfsverhegende Wirkung. Die 
tolljten Gerüchte wurden verbreitet, jo 3. B. daß Katholifen ge- 
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äußert hätten, bald wirden fie — nach dem Siege Ofterreichg — 
mit den Köpfen der Proteſtanten Kegel fpielen, bald würden überall 
für die „Ketzer“ die Scheiterhaufen lodern; da und dort jollte 
von katholiſchen Geiftlichen Landesverrat verfucht worden jein. 
Bielerort3 wurde der katholiſche Klerus infultiert, die Predigten 
von Gendarmen überwacht, in manchen Städten kam e3 zu Pöbel- 
revolten gegen Fatholijche Bürger !. 

Die Bewegung war jchlieglich jo gefahrdrohend geworden, daß 
die Regierung bejchwichtigend einzugreifen juchte. Dies gejchah 
durch einen Artikel des „Preußiſchen Staatsanzeiger3”; der Ar- 
tifel juchte zwar die Eriftenz einer verhegenden Agitation einfach 
zu ignorieren, wollte aber den Katholifen injofern eine Genug: 
tuung geben, als er ihre jtaatSbürgerliche Treue unummwunden an- 
erfannte. „Die Bekenner der verjichiedenen Konfeffionen“, jo ſtand 
zu lejen, „jtehen in jeltener Eintracht in der Vaterlandsliebe wett- 
eifernd nebeneinander. Wie die evangelifche Geiftlichkeit, jo haben 
ganz ingbejondere auch die höchjten Würdenträger der katholiſchen 
Kirche in Preußen in der jegensreichiten Weiſe eingewirft und 
für den religiöjen und politischen Frieden in der gegenwärtigen 
großen und verhängnisvollen Zeit die fichtlichjten Erfolge erzielt. 
Nirgends find die etiva vorhandenen religiöfen Gegenſätze in den 
patriotiichen Aufſchwung ftörend eingetreten, überall hat fich im 
preußiſchen Volke, namentlich unter den Befennern der beiden 
großen Kirchengemeinfchaften, die verjühnlichite Gefinnung, die 
gegenjeitige Achtung des Befenntniffes geltend gemacht. Und dieje 
Gefinnung ift auch in Feindesland zur Befeitigung des oft ab- 
fichtlich ausgeftreuten Mißtrauens und des Fünftlich erregten Hafjes 
der Bevölkerung von dem größten Werte und von den günftigften 
Folgen für unfere Söhne und Brüder in der Armee gewejen.“ 2 
‚ Hatte bislang die Furcht vor der „ultramontanen Gefahr“ 
die Hauptdienfte in der antifatholifchen Agitation Yeiften müſſen, 
J ran Einzelheiten ſ. in Hiftorifch-politifche Blätter LVIII (1866) 

Kgl. Preußifcher Staatsanzeiger 1866, 14. Zuli, Beilage. 
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jo erfolgte nach dem Siege Preußens über Ofterreich in gewifjen 
protejtantiichen Kreifen ein vollftändiger Syftemwechjel. Sept 
galt als Ziel, die Katholiten in Milde zum Proteftantismus 
berüberzuführen, da durch den Fall Ofterreich® auch der Katholi- 
zismus tödlich getroffen ſei. Wollte doch ein proteftantifcher 
Theologe in den Ereignifjen des Jahres 1866 wichtige apofa- 
lyptiſche Prophezeiungen erfüllt jehen: die 1260 Jahre des gott- 
läfternden apofalyptifchen Tiereg — des Papſttums! — hätten 
ihr Ende erreicht, die Ara des fiegreichen Proteftantismus jei 
angebrochen. Da die Fatholifche Kirche ihre letzte Stüße durch 
die öfterreichifche Niederlage verloren habe, fei der Untergang der 
päpftlichen Weltmonarchie befiegelt, die Macht des Evangeliums 
glänzend bewährt. „Nehmen wir dazu”, fo ruft der Autor aus, 
„daß nicht ſowohl die materielle Macht, nicht ſowohl die taktische 
Tüchtigfeit der Heerführer, nicht der Friegerifche Mut der Sol: 
daten, fondern vielmehr und vor allem die geiftige Überlegen- 
heit der proteftantifchen Erziehung und Ausbildung zur religiös. 
moralifchen Selbftändigfeit es eigentlich gewejen ift, welches den 
Sieg über das ultramontane Verdummungsſpyſtem jejuitiicher Herr- 
ichaft herbeigeführt hat, daß unter Oſterreichs Fahnen der blinde, 
bewußtlofe Gehorjam unter einer jog. unfehlbaren geiftlichen Ob- 
macht unterlegen ift, dann werden wir erjt die Bedeutung und 
die weitgehenden Folgen der Siege des protejtantifchen Nordens 
über den Fatholifchen Süden zu würdigen im jtande fein.” Die 
Rache Gottes habe 1866 endlich auch das Fatholiiche Königshaus 
Sachſen gezüchtigt. Wie die völlige Depofjedierung jo gut pro- 
teftantifcher Dynaftien, wie der von Hannover, Hefjen-Kajjel, 
Naſſau, mit feiner apofalyptifchen Gefchichtsphilofophie in Einklang 
zu bringen fei, unterzieht der Verfafjer Feiner Unterfuchung. Ein 
für allemal ift ihm das Jahr 1866 das Jahr des „wunderbaren 
göttlichen Waltens, feiner heiligen und herrlichen Gerichte“ 1. 
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Das Thema der proteftantischen Superiorität über den Katho- 
lizismus ift in den Jahren 1866 bis 1870 in Büchern und Vor— 
trägen, in Predigten und Zeitungsartifeln usque ad nauseam 
abgehandelt worden; nach den erften Siegen Deutjchlands im 
Kriege gegen Frankreich wurde es erjt recht ein Hauptthema in 
der proteftantifchen Literatur wie in Berfammlungen religiöjer 
und politischer Art. Wie über alle Maßen verblendet mußten 
die Katholiken fein, daß fie der jo offenbar von Gott verlafjenen 
Sache Roms noch anhängen und nicht zu der Religion der Zu 
funft, dem Proteftantismus, fich befehren wollten! 

Immer wieder wurde verjucht, den Katholiken Kar zu machen, 
wieviel für Deutjchlands innere Erftarfung gewonnen jei, wenn 
fie das finfende Schifflein Petri verließen und jo in einfachiter 
Weiſe dem religiöjen Zwiefpalt im Baterlande ein Ende jebten. 
Die romfreie „Deutjche Nationalfirche” wurde je länger je mehr 
die Forderung der „öffentlichen Meinung“ auf Firchlichem Gebiete. 

Die „pofitiven” Broteftanten zeigten fich im allgemeinen gegen 
diefe Forderung ablehnend; im Gegenteil wuchs in ihrer Mitte 
der Lutherzorn von Jahr zu Jahr, um in der Konzilszeit zu 
fulminieren. Aber einen unverdrofjenen und regjamen Fürſprecher 
hatte die nationalfirchliche Bewegung in dem Protejtantenverein, 
den 1863 u. a. die Profeſſoren Bluntſchli, von Holßendorff, 
Schenkel zu Frankfurt a. M. gegründet hatten; der Verein er- 
wies fich alsbald als dag Sammelbecken befonders der rationa- 
liſtiſchen Elemente, die mit chriftlichen Worten ihren Unglauben 
zu verdeden juchten!. Es verging feine wichtigere VBeranftaltung 
diejes Vereins, ohne daß er an die „Fatholijchen Brüder” Die 
Aufforderung zum Abfall von Rom erjchallen ließ. 

Das Organ des Vereins, die „Proteftantifche Kirchenzeitung“, 
ſprach gleich im Jahre 1866 die Hoffnung auf Mafjenbefehrungen 
unter den Katholifen aus. Der Katholizismus fei fein deutſches 
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Gewächs, „er ift fremdländiſchen Urſprungs“, die deutjche Nation 
und der Protejtantismus jeien im innerjten Wejen verwandt und 
aufeinander angewiejen. Es fei nicht zweifelhaft: „wenn die aus- 
wärtigen Einflüffe ihre Kraft verloren haben und die deutfche 
Nation ſich auf ihren religiöſen Charakter bejinnt, jo wird fie 
ihr ganzes Kirchenwejen protejtantifch geftalten, bis daß im einigen 
Deutjchen Reich eine einige Kirche proteftantiicher Konfefjion er- 
rungen ift. Und nicht allein das Kirchenmwejen, alle Zweige des 
nationalen Lebens, die Gejebgebung, die Wiſſenſchaft, die Sitte, 
werden einen proteftantijchen Geift atmen; alles Bigotte und Aber- 
gläubiſche und Magijche, alles mittelalterliche, feudale und priefter- 
liche Wejen wird verjchwinden vor der Sonne eines freien gei- 
jtigen Lebens, wie e3 in der Natur des Proteſtantismus begründet 
iſt. Es iſt ein großartiges erhabenes Ziel, welches bis dahin 
nur als ein deal unfern Augen vorjchwebte, für das aber die 
gegenwärtigen Ereignifje die erjten Fundamente gelegt haben, auf 
welchen er feiner Verwirklichung entgegengeht” !. 

Die protejtantenvereinlichen Bemühungen jchienen um jo mehr 
an Intenſität zu gewinnen, als die Gründung des Deutjchen 
Neiches näher fam und die antikonziliare Bewegung ihre erjten 
Kreiſe 309. 

Auf die Aufforderung des vor dem Konzile erlafjenen apojto- 
lichen Schreibens Pius’ IX. an die Proteftanten, zu der wahren 
Kirche zurüczufehren, antivortete die Broteftantenverfammlung zu 
Worms (31. Mai 1869) mit einer feierlichen Verwahrung, mit 
einem Proteſt befonders gegen den Syllabus und „jede hierar- 
chiſche und priefterliche Bevormundung”. Darauf hieß eg: „Unfern 
fatholifchen Mitbürgern und Mitchriften reichen wir auf den uns 
mit ihnen gemeinfamen Grundlagen des chriftlichen Geiſtes, der 
deutjchen Gefinnung und der modernen Kultur die Bruderhand. 
Wir erwarten dagegen von ihnen, daß fie zum Schutze unſerer 
gegenwärtig bedrohten höchſten nationalen und geiftigen Güter 
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fich uns anfchließen werden im Kampfe gegen den ung mit ihnen 
gemeinfamen Feind des religiöfen Friedens, der nationalen Eini- 
gung und der freien Kulturentwidlung.“ In echt proteftantijcher 
Geſchichtsklitterung wurde in einer weiteren Theje „als Haupt- 
urfache der religiöfen Spaltung” die „hierarchiichen Irrtümer, 
insbefondere der Geift und das Wirken des Jeſuitenordens“ be- 
zeichnet. 

Am 20. April 1870 beichloß der Protejtantenverein auf der 
Wartburg eine Anfprache an das deutjche proteftantifche Bolf, in 
der gegen alle Art von Dogmen- und Priefterherrichaft proteftiert 
und die Erwartung ausgejprochen wird, daß nach volljtändiger 
Durchführung des reformatorifchen Grundgedankens „unjere fatho- 
lischen Brüder den Mut gewinnen, endlich die Feſſel der römijchen 
Fremöherrichaft abzumwerfen”; dann werde „der konfeſſionelle Riß, 
der wie nichts anderes unſer deutjches Volksleben zerflüftet, fich 
endlich ſchließen. Erſt dann kann das deutjche Volk feiner hohen 
Beitimmung auf geradem Wege entgegengehen, zum SHeile der 
Menjchheit” 2, I 

Und nachdem die vatifanifche Entjcheidung gefallen war, erließ 
Profeſſor Michael Baumgarten, damals noch eine Hauptjtüge des 
befenntnislojen Brotejtantenvereing, in der „Proteſtantiſchen Kirchen— 
zeitung” einen Aufruf an die deutjchen Katholifen, in welchem 
Diefen nicht anderes infinuiert wurde als der Abfall von der 
Kirche. Er ſchwärmt für die „deutſche Volkskirche, gereinigt von 
den Schladen der Fatholiichen wie der proteftantifchen Briefter- 
herrſchaft“. „Dieje deutjche Volkskirche ift die unentbehrliche 
Weihe der deutjchen Einheit und der deutjchen Freiheit. Bleibt 
das römische Gift in dem deutjchen Kirchenförper, jo ift die po- 
litiiche Einheit nur ein zujammengeflictes Stückwerk“; daher 
müfjen die Katholifen „die jchimpflichen Ketten Roms zerreißen“. 

Die altkatholiiche Bewegung zu unterftügen, betrachtete der 
Protejtantenverein als feine heilige Pflicht; man ſah es jchon 
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fommen, „daß die proteftantifche und die Fatholifche Reform— 
bewegung, welche für die nächſte Zeit jedenfalls als getrennte 
Ströme nebeneinander ihren Lauf nehmen werden, fich jeinerzeit 
im Biel einer Nationalfirche treffen müfjen“!. Als program- 
matische8 Wort wurde den Altkatholifen zugerufen: „Kein Aus: 
tritt aus der bisherigen Gemeinjchaft, Fein Aufgeben von Rechten 
und Teilhaben an materiellen Gütern, feine Separation!  Biel- 
mehr feſtes Zujammenfchließen der innerhalb der beiden Konfej- 
fionen im Geifte Verbundenen und mutiger, unermüdlicher Kampf 
innerhalb der eigenen Konfejjionen gegen jeden Gewifjenszwang. 
Dadurch) wird der Grumdftein zur Einigung Deutjchlands auf 
dem heiligen Gebiete der Religion gelegt und die jchönfte Krö- 
nung des politischen Einigungswerfes vollzogen werden.“ 2% 
Obwohl der Broteftantenverein nur eine Feine Gruppe innerhalb 
des Proteſtantismus darjtellte und einer großen Anhängerjchaft 
ſich nicht erfreuen fonnte, war jeine Agitation für eine deutjche 
Nationalkirche dennoch von weittragender Bedeutung. Denn der 
PBroteftantenverein und jeine Ziele waren das ganz bejondere 
Schoßkind der liberalen Brefje, joweit fie noch auf einen chrift- 
lichen Anftrich Wert legte. Ein jo einflußreicher Politifer wie 
Rudolf von Bennigjen gehörte dem Vereine an; mit dem Mini- 
mum veligiöjer Forderungen, wie fie von diejer Bereinigung er- 
hoben wurden, fonnte auch noch die liberale Welt fich ausjühnen. 
Was aljo der Protejtantenverein verlangte, daS verlangte aud) 
die durch feine Preſſe vertretene „öffentliche Meinung”. Daher 
denn auch die immer wiederkehrende Klage in der liberalen Preſſe, 
daß die Katholiken nicht einjehen wollten, wieviel fie durch Ber- 
laſſen ihrer „abergläubijchen” Religion für die Konfolidierung 
Deutjchlands tun könnten; daher der liberale Kampfruf gegen Die 





1 Bgl.H.Spaeth, Das Zeitalter der Reformation und die Gegenwart, 
Berlin 1871, 9 f 14. 

2 B.Spiegel, Die Unfehlbarkeit des Papſtes und die dentjche National- 
firche, Berlin 1871, 285. 
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„Ultramontanen”, denen die „römische Sklaverei” teurer jei als 
das Baterland. 

Ein modifiziertes nationalfirchliches Projekt erhielt einen eifrigen 
Berfündiger in dem einflußreichiten Geiftlichen des evangelijchen 
Preußen, dem Generalfuperintendenten Dr Wilhelm Hoffmann 
(r 28. Auguft 1873). Seiner theologiſchen Haltung nad) ein 
Mann mittlerer Richtung, war er der rechte Vertrauensmann 
Wilhelms I. Er veröffentlichte 1868 erbauliche Betrachtungen 
über „Deutjchland einſt und jet im Lichte des Reiches Gottes“ 1. 
Ganz ungehörig war die Art, in der Hoffmann fich über die fa- 
tholische Kirche ausſprach: „Es ift nicht mehr die Religion, d. h. 
das Verhältnis, die Berbindung des Menjchen mit Gott, mit 
dem menjchgewordenen Gott, mit Chrifto, nicht dieſe unmittelbare 
Gemeinschaft, jondern die Superftition, d. h. das Zwiſchenſchieben 
endlicher Gewalten und Geftalten, von der Maria und den Hei- 
ligen und Engeln an bis zur Kirche, ihren Brieftern und Hand- 
lungen, was der römijchen Kirche ihre vorübergehende Macht gab, 
weil fie an die jchlechteften Seiten des Volksgeiſtes, an fein Heiden- 
tum, feine Sinnlichkeit, feine Trägheit zum höheren Aufſchwung 
des Glaubens fich hielt.” Geſtützt auf ſolche vollitändige Un- 
fenntnis Fatholisch-Firchlichen Wejens, wagte der Hofprediger in 
jeltfamer Überhebung, ein ausführliches Programm der Reformen 
in Dogma, Dilziplin und Kultus auszuarbeiten, welche die fa- 
tholiiche Kirche in Deutjchland durchzuführen Habe, um fich vor- 
zubereiten auf die „Wiederheritellung der deutjchen Kirche”. „Wenn 
Deutjchlands Einheit eine dauernde und in das Mark des Volkes 
dringende werden joll”, jo bedürfe der alte Riß zwiſchen Katho- 
lifen und Proteftanten der Heilung (S. 442). Dieſe denkt fich 
der Berfafler jo, daß die vom „Romanijchen” befreite katholiſch— 
deutjche Kirche, deren Bijchöfe fich im Nationalfonzil unter einem 
Primas einigen und die dem Papſte nur noch einen gewifjen 
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„geichichtlichen Ehrenvorzug“ läßt, mit der „gleichfalls einheitlichen 
evangelijchen Kirche” nicht zwar eine Union, aber doch eine „Kon- 
füderation” eingehe. Wiederholt verfichert der neue Neformator, 
„daß dies feine Proteftantifierung der Fatholifchen Kirche, fondern 
eine Berjüngung von ihrem innerften, beiten Leben aus wäre”; 
Konverfionen von Proteftanten zu diefer verjüngten Kirche brauchte 
man nicht abzuwehren und zu hindern, „vielmehr müßte der freien 
Anziehung der Gemüter in beiden Kirchen, der fatholifch-deutjchen 
und der evangelijch - deutichen, freie Bahn gejchaffen werden“ 
(S. 457). Wenn die evangelifche Nationalkirche „in ihrer Ent- 
wicklung neben der Fatholifchen Kirche bedeutende Fortichritte ge- 
meinjamer Entwidlung getan hätte,... Tieße fich eine Annäherung 
zwijchen beiden Kirchengebieten unter Gottes Segen erwarten, deren 
äußerfte gehoffte Frucht eine Konföderation der deutjchen Chriften- 
heit werden und im eimem deutjchen Nationalfonzil aller Bifchöfe 
beider Kirchen, das vielleicht nur in 25 Jahren einmal ftattfände, 
jeine Gipfelung finden möchte” (©. 512). Daß e3 Preußen 
vorbehalten jei, die Wiederherftellung der deutjchen Kirche anzu— 
jtreben, deutet der Verfaſſer nur frageweije an (S. 460). — Er- 
innert man fich, wie jehr König Wilhelm I. jeelforglichen Ein- 
flüffen zugänglich war, und daß er fich gelegentlich jelber zu dem 
dargelegten nationalfirchlichen Projekte Hoffmanns befannte, fo 
find für das Urteil über die Wichtigkeit der analyfierten Schrift 
die Richtpunkte angegeben. Seine guten Beziehungen zu dem 
Könige politifch auszunügen, hat Generaljuperintendent Hoffmann 
befanntermaßen mit Erfolg angejtrebt; ſah fich doch gelegentlich 
Bismard in der Lage, feinen Monarchen bitten zu müſſen, „dem 
Dberhofprediger Hoffmann jede Tätigfeit auf dem — Felde 
huldreichſt unterſagen zu wollen“. 

Dieſe zwei Richtungen in der Stellungnahme gegenüber den 
Katholiken, wie ſie innerhalb des deutſchen Proteſtantismus im 
Jahrzehnt vor dem Kriege ſich ausgebildet hatten, kamen auch auf 
der „kirchlichen Oktoberverſammlung“ zu Berlin, 10.—12. Oktober 
1871, zum Ausdrud, aber bezeichnenderweije jo, daß die aggreſſive 
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Tendenz bei weiten den Vorjprung hatte. Diefe Verfammlung von 
1200 evangelischen Predigern und einflußreichen Laien, „Notabeln“, 
erfüllte bei weiten nicht die auf fie gejebten Hoffnungen, ſie offen- 
barte deutlichjt die ganze Zerriſſenheit des deutjchen Protejtantis- 
mus. Auch die jehr vereinzelt auftretenden Männer, die zum 
Frieden zwijchen den Konfeſſionen rieten, konnten nicht durch. 
dringen; da3 nationalfirchliche Brojeft fand nur noch einen jchüch- 
ternen Lobredner in Profeſſor Kölner aus Gießen. Die Eriftenz 
der Katholifen im Deutjchen Reiche, jo führte Redner aus, fei 
„der tieffte Riß, der durch unfer Volk geht”. Aber: es fei zu 
hoffen, daß e3 gelingen werde, „auch den Firchlichen Riß, den 
tiefiten, der durch unfer Volk geht, wenigjtens annähernd feiner 
Heilung entgegenzuführen”. „Es ift Gottes Geift, es ift der 
chriftliche Geilt, der die gleiche Begeifterung für das Vaterland 
in die Herzen unferer Fatholijchen Brüder gelegt und geftärft hat, 
der fie hat fühlen Yafjen an der Seite ihrer evangelischen Brüder, 
daß es eine Einheit des Geiftes gibt, die höher fteht als der 
trennende Buchftabe der Lehre... . .“ „Wir dürfen vertrauen, 
daß das Bewußtjein der gemeinfamen Wahrheit unter unfern 
fatholifchen Brüdern jchon lebendig geworden ift und durch Gottes 
Gnade immer lebendiger werden wird. Und ich habe nur dazu 
ermahnen wollen, daß alle, denen die Kraft und Macht dazu 
gegeben ift, dieſes Bewußtjein der Gemeinjamfeit pflegen, Elären 
und jtärfen möchten, damit unjerem Volke auch nach diefer Seite 
hin ein geiftliches Erbe aus den großen Jahren 1870 und 1871 
verbleibe.” i 

Ausgiebig kam die religiöfe Verhegung zu Wort im Vortrage 
des Garniſonspfarrers E. Frommel. Er glaubte im Unterliegen 
Frankreichs im Kriege ein Gericht Gottes über die römische Kirche 
jehen zu müffen. „Daß wir mit unfern Fatholifchen Brüdern 
Schulter an Schulter kämpfen konnten, war wahrlich nicht das 





! Die Verhandlungen der Firchlichen Dftoberverfammlung in Berlin, 
Berlin 1872, 34 f, 
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Berdienit der Briefter noch des verfluchenden Syllabus, fondern 
ein Rejultat der gemeinfamen Gefahr und des jegnenden Geiftes 
evangelischer Duldung.” „Offenbar ift in diefem Kriege getvorden, 
wohin Rom feine Völker bringt. Es erzieht fie weder zur Freiheit 
noch zu einer tieferen Sittlichkeit, nicht einmal zur Religiofität, 
jondern Durch den Jeſuitismus zur Heuchelei, zur völligen Stumpf- 
heit, ja bis zum glühendften Hafje gegen alle Religion. Was 
lag nicht für ein Gericht in der Ermordung des Erzbiſchofs von 
Paris! Der Wahn, als fei die römische Kirche die konſervative 
und fonjervierende Macht im Völferleben, die Stüße der Throne, 
ift wieder einmal in jeiner ganzen Nichtigkeit und Grauenhaftig- 
feit offenbar geworden. Von diejem Gerichte haben wir zu lernen 
und den ernftlichiten Kampf mit Rom aufzunehmen.... Nom wird 
am beiten in Mainz und Köln verteidigt. Lafjen Sie fich nicht 
täufchen durch das Unglüd Roms. Se verfolgter, der äußeren Macht 
entfleideter, je gebundener die Perſonen werden, deſto entbundener 
ihre Prinzipien. ... Vor dem Unglauben hat fi) Rom noch nie 
gefürchtet, wohl aber vor dem Glauben. Stünde in der jebigen 
Zeit die evangelifche Kirche auf dem Plan, voll Geiftes, ein Herz 
und eine Seele, welch eine Ernte jtünde ihr bei jo vielen juchenden 
Gemütern in Ausficht!... Täuſchen wir una nicht durch die Wahr: 
heit3momente in der römischen Kirche. Die Kraft der Lüge ift das 
Stück Wahrheit, das darin ift.... Das Verhalten der deutjchen 
Bilchöfe, die Fatholifchen Vereine und Miſſionen, die Ausbreitung 
de3 Jeſuitenordens unter ung jollte uns endlich die Augen öffnen. 
Gewinnt Rom Macht unter unjerem Volke, dann ift es gejchehen 
um das geiftliche Erbe aus diefem Kriege. Wollen wir unfer Volk 
frei und fromm erhalten, dann dürfen wir vom Kampf gegen Rom 
nicht laſſen. Friede, ſoviel an uns ift, mit den PBerjonen, und 
Duldung, aber mit den Prinzipien Kampf. Worms und Speier, 
Evangelium und Proteſt, beide müfjen zufammenftehen.“i Es 
verdient hervorgehoben zu werden, daß Kaifer Wilhelm I. diejer 





! Die Verhandlungen der kirchlichen Oktoberverſammlung in Berlin 24 ff. 
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Hebrede angewohnt hat. Profeſſor Schlottmann aus Halle wies 
mit Freuden auf die altfatholische Bewegung hin, die gegen den 
„Jeſuitismus“ gerichtet jei, „die Seele des antichriftlichen Ultra- 
montanismus in der fatholifchen Kirche”.... „Hoffen wir, daß 
die deutfchen Regierungen in Erwägung ziehen werden, was in 
den berechtigten Anklagen gegen jenen Orden begründet iſt und 
was ihm gegenüber in gejegmäßiger Weije zu gejchehen hat.“ 1 

Die Berliner Verſammlung war ein Stelldichein der pofitiven 
und mittelparteilichen Proteſtanten. Faſt gleichzeitig ſammelten 
fich die Liberalen Elemente auf dem Darmftädter PBrotejtantentag 
(3.—5. Oftober 1871). Dortjelbft wurde nicht minder heftig 
gegen die Katholifen agitiert, zumal aber gegen die Jeſuiten, 
„die in den Schulen, auf den Kanzeln und Altären mit Gift, 
Mord und Iodernden Scheiterhaufen gewirkt”. Die Rejolutionen 
forderten, daß der durch die vatikaniſchen Bejchlüffe angeblich 
gegebenen Bedrohung des Staates, des Friedens und des modernen 
Geiſteslebens entjchieden entgegengetreten und auf Bejeitigung 
diefer erniten Gefahren entjchlofjen und ſorgſam hingewirkt werde, 
ferner die Vertreibung der Jeſuiten: „Die Sicherheit der Rechts— 
ordnung”, jo wurde gejagt, „und der Autorität der Gejege und 
der Staatsgewalt, die Wohlfahrt der bürgerlichen Gejellichaft, 
die Wahrung des Eonfejjionellen Friedens und der Schuß der 
Geijtesfreiheit und der Geiftesfultur erfordern das ftaatliche Ver- 
bot des Jeſuitenordens in Deutichland; der Proteftantentag be- 
trachtet e8 als eine ernjte Pflicht der Proteftanten und der ganzen 
deutjchen Nation, mit aller Kraft dahin zu wirken, daß jede 
Wirkſamkeit in Schule und Kirche den Angehörigen und Affiliierten 
des Jeſuitenordens verjchloffen werde.” 2 

Hatte König Wilhelm I. unter Hoffmanns feelforglicher Leitung 
ſich für das nationalficchliche Projekt intereffieren laſſen, jo wußte 
Rudolf Kögel, der Nachfolger jenes Predigers im Vertrauen 
des Monarchen, defjen altes Mißtrauen gegen die fatholifche 





1 Ebd. 48, ? SchultHeß, Gefchichtsfalender 1871, 205 fi. 
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Kirche zu fteigern. Kögel vertrat die Meinung, der Staat fünne 
„nicht fcharf genug gegen den treulofen Gegner Ultramontanismug 
fümpfen, der bald Fledermaus, bald Drache, bald Geier fei” 1, 

Wie weit die Hofprediger in ihrer Hebe gegen „Rom“ gegangen 
jein müfjen, illuftriert die Tatfache, daß gelegentlich der Monarch 
eine Predigt des Hofpredigers Baur als „etwas zu verlegend für 
die katholiſche Kirche” zu tadeln Beranlafjung genommen hat 2. 

Es wurde im vorjtehenden verjucht, zwei Faktoren, die auf 
die Entjtehung und Dauer des Kulturfampfs einen tiefgreifenden 
Einfluß gehabt haben, wenigftens in allgemeinem Umrifje und an- 
deutungsweiſe darzuftellen. Eine alljeitige Würdigung derartiger 
Einflüffe, die man immer zu den Imponderabilien wird rechnen 
müſſen, ift wohl niemals zu erreichen. Aber die obige Darftellung 
wird doch dargetan haben, daß für die große Kirchenverfolgung 
der 1870er Jahre den deutſchen Protejtantismus ein großes 
Stüd Verantwortung trifft. Ein Teil der Proteftanten verlangte 
den Kampf gegen die Fatholifchen Mitbürger, aufgeftachelt von 
antirömiſchem Lutherzorne, andere forderten Rache dafür, daß die 
Katholifen auf die Verftaatlichung der Religion in einer ratio- 
naliſtiſch⸗ſynkretiſtiſchen Nationaffirche nicht eingehen wollten, noch 
andere hatten bei dem Kampfe als Ziel im Auge, die Verwirk— 
lichung diefer Nationalfirche zu erzwingen: daher alle die Kultur— 
fampfmaßregeln, die des Papſtes Regierungsgewalt über die Kirche 
in Preußen einjchränfen, den Klerus mit „moderner“, „nationaler“ 
Bildung erfüllen, die Gemeinden gegenüber den Firchlichen Obern 
möglichjt unabhängig machen jollten. Es waren alſo zahlreiche An- 
regungen, welche die Kulturkampfbewegung der jpezifiich „evange- 
liſchen“ Aktion entnommen hat. Als Bismard in den Kirchenftreit 
eingetreten war, wurde er in weiten Kreijen des deutjchen Pro— 
teftantismus al3 der zweite Luther gefeiert, der die Reformation 





I Sottfr. Kögel, Rudolf Kögel, fein Werden und Wirken II, Berlin 
1904, 112. | | 
2 Ebd. III 14. 
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vollenden werde; „man erwartete” nach dem Worte eines pro- 
teftantifchen Theologen „von feinem Vorgehen einen glänzenden 
Triumph über Papfttum und Ultramontanismus, einen Triumph, 
der fich dem auf politifchem Gebiete errungenen mindeſtens als 
gleichbedeutend an die Seite werde ftellen können“. In den 
Augen zahlreicher Proteftanten handelte es fich nicht um einen 
„Kulturkampf“, fondern um einen fonfejftonellen Unterdrüdungs- 
fampf, den Bismard als berufener Sachwalter des Proteitantis- 
mus zu führen habe. Die religiöfen Grundlagen der katholiſchen 
Kirche ſelber jollten zum Wanfen gebracht, dem deutjchen Pro- 
teftantismug der endgültige Sieg über die alte Kirche gejichert 
werden. „Weil man”, fo urteilt der foeben zitierte proteftantijche 
Theologe, „diefen Wunfch und diefe Forderung nicht etwa in ftiller 
Bruft verfchloß oder nur im ftillen Kämmerlein zum Inhalt des 
Gebete machte, jondern fie urbi et orbi verfündete, trug man 
zur Erbitterung des Kampfes, zur gefahrdrohenden Berjchärfung 
des Fonfeffionellen Gegenjates, der nun einmal in unferem Volke 
vorhanden ift, wejentlich bei und machte die Stellung der Staats— 
regierung zu einer noch fchwierigeren, als fie an fich jchon war.” 2 


Zwölftes Kapitel. 


die Kulturkampfgelüſte des Liberalismus. Die Gründung 
der Zentrumspartei. 


Der Liberalismus erjtrebt die möglichſte Cmanzipierung des Indi— 
viduums von ftaatlicher und ganz beſonders von Firchlicher Einfluß- 
nahme. Dadurch trat er frühzeitig in Gegenſatz zu der Kirche ala 
der Repräjentantin einer oberjten, auf ihrem Gebiete unabhängigen 
Autorität in Sachen des Glaubens und der Sitten. Das kam 
bereit3 in der Jugendgeſchichte des deutſchen Liberalismus. recht 





! Graue, Fürft Bismard im Kulturfampfe, im Bismard-Jahrbud I 
(1894) 466. 
2 Ebd. II (1895) 336 f. 
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augenfällig zur Erjcheinung. Mit Hecht hat Heinrich von Treitſchke 
den häßlichen Borftoß, den der alte Voß, „der Großingquifitor 
de3 Nationalismus”, in des EChriftusleugners H. E. Paulus Zeit- 
ſchrift „Sophronizon” gegen den edeln Konvertiten Friedrich 
Grafen von Stolberg unternahm, al3 die erjte hochbemerfenswerte 
Kundgebung des Liberalismus in religiös-firchlicher Hinficht be- 
zeichnet. „Allmählich entſtand“, jo erzählt Treitjchke, „eine krank— 
hafte Sprachverwirrung, die bis zum heutigen Tage das deutjche 
PBarteileben verfälicht. Man begann zu glauben, was unmittelbar 
nach) dem heiligen Kriege noch niemand zu behaupten gewagt 
hatte, daß rationaliftiiche oder gar firchenfeindliche Gejinnung das 
untrügliche Kennzeichen des politischen Liberalismus ſei; man be- 
zeichnete beides mit dem wohllautenden Namen der Freiſinnigkeit 
und zwang aljo die Efonjervativen Regierungen, fich den ftreng 
firchlichen Barteien zu nähern. Noch verderblicher wirkte das arge 
Beifpiel eines aufgeflärten Gejinnungsterrorismus, der überall 
nur Pfaffenherrſchſucht, Adelsſtolz oder Liebedienerei juchte und 
nachher in der Gehäffigfeit der Demagogenverfolgungen die natür- 
fihe Erwiderung fand.” 1 

Hatte das Revolutionsjahr 1848 jchon eine bedenkliche Zu- 
nahme des antireligiöjen Radifalismus aufgezeigt, jo erlebte dieje 
Richtung erft in der Folge ihre eigentliche Blütezeit, al3 Die 
materialiftiihe Weltanfchauung ihren neuen Triumphzug durd) 
ganz Europa antrat. War die Spefulation des Atheijten Ludwig 
Feuerbach, der „das Fleiſch von Geifte erlöjen” wollte, weiteren 
Kreifen weniger verjtändlich, jo fanden ſich alsbald die Männer, 
die zur Popularifierung des Materialismus mit Eifer und Aus— 
dauer tätig waren, allen voran Karl Vogt, der 1854 in jeiner 
Streitichrift „Röhlerglaube und Wiſſenſchaft“ den grob materia- 
liſtiſchen Sat verkündete, das Denken des Menjchen verhalte ſich 
zum Gehirn wie die Galle zur Leber, und der fpäter die Abitam- 
mung des Menfchen vom Affen predigte. Gleichzeitig lehrte Jakob 





1 9, Treitfchke, Deutſche Geſchichte II* 98 ff. 
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Moleſchott, die Unfterblichkeit des Menjchen bejtehe darin, daß er 
durch feine Verwefung die Erde mit Ammoniak und Kohlenfäure 
Dinge und fo fpätere Gefchlechter ernähren helfe. „Iſt eg gemein“, 
jo fragt er frivol, „wenn man jedes Mahl zum Abendmahl ver- 
klärt, an dem wir gedanfenlofe Stoffe in denfende Menjchen ver- 
wandeln, an dem wir alfo Fleiſch und Blut des Geiftes genießen, 
um den Geift fortzutragen in alle Weltteile und in alle Zeiten 
durch die Kinder unferer Kinder?“ Das menschliche Grund- 
problem ift nach ihm die richtige Verteilung des Stoffes, der 
Menſch nur die Summe von Eltern und Amme, von Ort und 
Beit, von Luft und Wetter, von Schall und Licht, von Kojt und 
Kleidung. „Sein Wille ift die notwendige Folge aller jener 
Urjachen, gebunden an ein Naturgejeg.”t Noch verderblicher, 
weil in alle Schichten dringend, war die literarijche Tätigkeit des 
Darmftädter Arztes Ludwig Büchner, deſſen Hauptwerf „Kraft 
und Stoff“ troß feiner von allen Richtungen feitgeftellten wiſſen— 
Ichaftlichen Unhaltbarfeit den Ruhm erwarb, für Jahrzehnte „die 
freigeifterifchen Bedürfnifje von Gymnaſiaſten“ befriedigt zu haben. 

Als das eigentliche religiöje Handbuch der Liberalen Bourgeoifie 
erichien im Jahre 1872 die Schrift von David Friedrich Strauß: 
„Der alte und der neue Glaube.” Die „Wir“, deren Glaubens- 
befenntnis Strauß in dem Werfe vorlegen wollte, find nach ihm 
„Gelehrte und Künstler, Beamte und Militärs, Gewerbetreibende 
und Gutsbeſitzer“. Die Verbreitung des Buches war eine gewaltige, 
in einem halben Jahre erjchienen ſechs Auflagen — ein Beweis, 
daß es vielen Taufenden aus der Seele gejchrieben war, wie- 
wohl in der Offentlichfeit das deftruftive Werf einer warmen 
Aufnahme fich nicht zu erfreuen Hatte. Strauß warf zuerjt die 
Frage auf: Sind wir noch Chriften? und beantwortete fie mit 
einem entjchiedenen Nein. Gegen das Chriftentum führte er die 
alten Waffen des Nationalismus ins Treffen und fügte nur einige 
nene Gejchofje eigener Erfindung Hinzu. Religion haben die „Wir“ 





"3. Moleſchott, Kreislauf des Lebens, Mainz 1852, 418 ff. 
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des ſchwäbiſchen Atheiften nur injofern, als fie „das Gefühl der 
unbedingten Abhängigkeit” vom Univerfum bejeelt. Nein „natur- 
wiljenjchaftlich” will er die Welt und den Menjchen begreifen, 
indem er fich auf den Boden bejonders der darwiniftiichen Hypo— 
theje ftellt. In feinen Ausführungen über die Seele des Menſchen 
verfündet er, wie er jelber jagt, den „Elaren, kraſſen Materiali3- 
mus”. Der lebte Teil jeines Werkes „Wie ordnen wir unfer 
Leben?” stellt für den Gebildeten jede Art von Kirche als über- 
flüffig Hin, zumal „in einer Zeit und bei einem Bildungsftande, 
wo jo viele andere und ergiebigere Quellen der geijtigen An- 
regung und fittlichen Kräftigung fließen”, wie beſonders — Die 
Mufif und die Klaſſiker. Die „Wir“, deren Wortführer Strauß 
in dem ganzen Buche ift, erjehnen jelbjtverjtändlich einen Kultur- 
fampf: „Was das Verhältnis des Staates zur Kirche betrifft, jo 
werden wir von umjerer Seite natürlich mit dem lebhafteſten An- 
teil dem Tun der Männer folgen, die fich jebt die Regelung des— 
jelben im Sinne des öffentlichen Wohles und der Geiftesfreiheit 
zur Aufgabe gemacht haben, wobei wir insbeſondere nur wünfchen 
fünnen, e8 möge die ftarfe und feite Hand des deutſchen Reichs— 
fanzlers nicht duch Einmiſchung ſchwächerer Hände gehemmt 
werden. Für uns jelbjt indeſſen begehren wir von dieſen Be- 
wegungen vorerjt ... nur jo viel, daß uns der Kirchenjchatten 
fortan nicht mehr im Wege ſei. ch meine, daß wir nicht länger 
durch die VBerhältniffe uns genötigt jehen möchten, ung mit der 
Kirche in irgend einer Weiſe zu befafjen. Hierzu würde unter 
anderem die allgemeine Einführung der Ziviltrauung gehören, zu 
der man fich doch nun endlich fcheint ermannen zu wollen. Über— 
haupt, daß die Frage an den Staatsbürger nicht mehr die wäre, 
welcher, jondern ob er irgend einer Firchlichen Gemeinschaft an- 
gehöre oder angehören wolle.” 1 

Bon einzelnen Tiberalen Abgeordneten find auf der parlamen. 
tarischen Tribiine wie in Wahl: und Volksverſammlungen öffent- 
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liche Belenntniffe zu Gunften jolcher materialiſtiſcher und anti- 
chriftlicher Lehren abgelegt worden. Daß eine noch weit größere 
Zahl Tiberaler Parlamentarier ähnliche Grundjäge vertreten hat 
— wir reden von der Frühzeit des Kulturfampfes — iſt ficher. 
Der befannte Bublizift Julius von Eckardt hat von jeinem Ver— 
fehr „mit dem Gros“ der nationalliberalen Bartei, zu deren Kneip— 
abenden er Zutritt hatte, vecht abjtogende Eindrüde mitgenommen; 
er erzählt: „Die Stelle ernfthafter Erörterungen vertraten ftunden- 
lang fortgejeßte Kneipengeſpräche und Kneipenwitze jchlechtejten 
Tone. Beſonders verlegend berührten mich die Aoheiten, in 
welchen diefe Männer einander überboten, jobald auf Kirche und 
Religion die Rede fam und zu Schauftellungen des abgejchmad- 
tejten ‚Aufflärichts‘ VBeranlafjung genommen werden Fonnte.“1 
Und ein anderer, gleichfall3 zu Yiberalen Grundſätzen fich befen- 
nender Mann jchrieb im Jahre 1872 folgendes Urteil nieder: 
„Betrachtet man den Liberalismus auf den Höhepunkten jeiner 
Betätigung in Barlament und Preſſe, jo kann e3 einen nicht wunder: 
nehmen, wenn derjelbe von ſehr vielen al3 im Grunde antichrift- 
lich und irreligiös betrachtet und bezeichnet wird. Nicht etwa nur 
deshalb, weil unter jeinen Führern befannte Vertreter negativer 
Richtungen fich befinden. Das würde jenes Urteil noch keines— 
wegs begründen. Aber die Art und Weiſe, wie in Preſſe und 
Parlament nahebei jedes chriftliche Wort mit Hohngelächter be- 
deckt, jede tiefere fittlich-veligiöje Andeutung von dem Spott eines 
ebenjo eingebildeten wie oberflächlichen Sntelleftualismus angefallen 
wird; die Art, wie die liberale Preſſe in kirchlichem Skandal Ge- 
ihäfte macht, jedes, auch das hohlſte und unbedeutendite Vor— 
kommnis zu einem Ereignis aufbaufcht und unter reichlichiter Be- 
nügung ihres antiorthodogen Schimpflerifong einen neuen ‚Fall‘ 
daraus macht; wie fie über jeden, der zu pofitiv-chriftlichen An: 
Ihauungen fich befennt, ohne weiter die mindefte Kenntnis von 
dem Manne zu haben, gegebenen Falles ins blaue hinein mit 
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Berdächtigungen und Schimpfereien Losfährt, überhaupt nach dem 
Grundſatze calumniare audacter verfährt — dieſe Methode ift 
mehr al3 geeignet, nicht nur den Widermwillen jedes Chriften, auch 
den Unwillen jedes wahrhaft frei und unabhängig denfenden 
Mannes hervorzurufen. Wenn irgendiwo, jo ftedt Hier unfer 
Liberalismus in der Tat noch in den Kinderjchuhen. Jene wider: 
riftlichen Welleitäten, jene für viele anftößigen Ausbrüche des 
Spottes und Hohnes wider religiöfe Überzeugungen eines Teiles, 
ja vielleicht der Majorität des Volkes . . . unterſtützen die Be— 
hauptung unſerer Konjervativen, daß der Liberalismus eben an 
ſich religiös-negativ, widerchriftlich gerichtet jei.“ 1 | 
Es fteht Hier nicht der Raum zu Gebote, diejeg von einem 
Mitlebenden ausgejprochene Urteil durch ausführliche Mitteilung 
von Erzerpten aus liberalen Blättern der Kulturfampfära zu be- 
legen und zu vertiefen. Nur hie und da werden wir im Fort- 
gange unjerer Darjtellung die Gelegenheit wahrnehmen können, 
Auszüge aus bejonders charakteriftiichen liberalen Ergüſſen mitzu- 
teilen, um dem Lejer ein jelbjtändiges Urteil zu ermöglichen. Wen 
jeine Forjcherpflicht einmal in dag Gebiet des radikalen und Fiberalen 
Beitungswejens der jechziger und fiebziger Jahren des 19. Jahr— 
hundert3 geführt hat, der wird von dem unnennbaren Zynismus, 
wie er dort gegenüber den idealjten Gütern der Menjchheit zur 
Schau getragen worden ift, die peinlichjten Eindrüde ſein Leben 
lang bewahren. Typische Bedeutung kann eine Darlegung der 
demofratifchen Berliner „Volkszeitung“ beanfpruchen, die in den 
Borftadien des Kulturfampfes jchrieb: „Slaubensfreiheit bejteht 
darin, daß man ein für allemal für jeden einzelnen und für 
alle insgefamt den Grundſatz proflamiert: wenn du nur die in 
allen Religionen der Welt faft gleichen Grundſätze der Sittlich- 
feit in dir hegſt und pflegft, fo ift es völlig gleichgültig, ob du 
dieſes oder jenes Märchen oder gar feines damit verbindet. Denfe 
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über die Entſtehungsgeſchichte der Sittenlehren, wie du willit, 
glaube, daß Ddin oder Zeus oder Jehovah oder Mojes oder 
Jeſus oder Mohammed oder font wer fie verkündet habe, gleich- 
viel, uns joll das weder entzweien noch irgendwie ftören ...., 
jobald wir nur das Eine durchjegen, daß der Staat feiner Diejer 
märchenhaften Anjchauungen eine befondere Autorität verleiht.” 1 

Diefe Art von Liberalismus konnte von Religion und Kirche 
nur reden ‚in Verbindung mit Begriffen wie „Ammenmärchen“, 
„Pfaffentrug“, „geijtestötende Abhängigkeit vom Klerus”. Ein 
beliebtes Mittel dieſer aufgeflärten Preſſe im Kampfe gegen die 
Katholiken war die verhegende Bezeichnung der letzteren als „schwarze 
Internationale“, gegen die ein ebenſo rückſichtsloſes Vorgehen der 
Staatsgewalt geboten jei wie gegen die kommuniſtiſche und zum 
Teile anarchiſtiſche „rote Internationale”. Denfelben Vorwurf 
der Vaterlandslofigfeit, der gegen die Sozialiften erhoben wurde, 
jchleuderte man gegen die Katholiken. „Beide“, To ſchrieb die, Magde— 
burger Zeitung” zu Beginn des Kulturfampfes (4. April 1872), 
„gaben die Empfindung, daß fie ein fremder, nicht afftmilierbarer 
Tropfen in unjerem Blute find, daß zwijchen dem Wejen unferes 
Bolfes und Staates und dem ihrigen ein unausgleichbarer Gegen- 
ſatz bejteht, und daß es zugleich für fie und ihre Herrichaftspläne 
fein jtärferes Hindernis gibt als das heutige, unter der Führung 
Preußens geeinigte, blühende und machtvolle Deutjchland.“ Diejes 
aber erweije fich „als Bollwerk der Gefittung wider rote und 
Ihwarze Barbarei“, weil es die Ariftofratie der fittlichen und 
geiftigen Bildung vertrete. Neben der notwendigen Nepreffion 
habe das Deutjche Reich daher bejonders die „Humanifierung der 
Mafjen” zu betreiben, „den offenen Ausschreitungen und Über- 
griffen des römischen Klerus aber einen undurchdringlichen Damm“ 
entgegenzujegen. „Allein, vom Tageslicht verdrängt, wird die 
Ihwarze Schar um jo angeftrengter der Nachtarbeit obliegen.“ 
Überhaupt liege „die Stärke und Gefährlichkeit beider feindlichen 
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Elemente darin, daß in Deutjchland eine große und breite Schicht 
der Bevölferung eriftiere, welche von dem, was die Eigentümlich- 
feit, Die Kraft und den Stolz der deutjchen Gefittung ausmacht, 
völlig unberührt und lediglich Maſſe geblieben ist“. „Dieſe Maſſe 
ilt denn auch nur maſſiven Einwirkungen zugänglich, wie fie, hier 
von den Ultramontanen im Namen des ewigen Heiles, dort von 
den Sozialiften unter Vorjpiegelung der materiellen Glückſeligkeit 
auf fie geübt werden.“ 

An dieſer Stelle juchte die zumeift aus nationalfiberalen Kreifen 
jich refrutierende „Gejellichaft für Verbreitung von Volksbildung“, 
im Jahre 1871 gegründet, einzujfeßen. „Die Unwifjenheit der 
Maſſen“ wurde als das Fundament der ultramontanen wie der 
jozialiftifchen Bewegung bezeichnet. „Sozialismus und Ultramon- 
tanismus“, jo fchrieben 1873 die „renzboten” 1, „spekulieren jeder 
in jeiner Art auf die Dummheit der Mafjen. Gegen den einen 
wie den anderit gibt es nur eine nachhaltige, wirfjame und fichere 
Waffe, die Zerftörung diefer Dummheit als des Fruchtbodens, 
worin die Giftfeime joztaliftischer und ultramontaner Volfsver- 
führung nur zu üppig gedeihen, die Heranbildung möglichjt aller 
Gejellichaftsklafien zu verjtändigem Denken, ihre Befreiung von 
jeder Art von Aberglauben, ebenſowohl dem, der das ewige Heil 
vom blinden Gehorjam. gegen einen Briefter abhängig macht, wie 
dem, der das irdiiche Wohlbefinden von einer. ebenfo blinden Be- 
folgung unverjtandener Lehren ſozialiſtiſcher Freiheitsapoftel und 
Agitatoren erwartet.” 

Der Haß, den der ungläubige Liberalismus gegen jede Art 
von pofitiver Religion empfand, richtete fich in verdoppelter Stärke 
gegen die katholiſche Kirche, in der er den ftärfften Damm gegen 
jeine dejtruftiven Tendenzen wahrnehmen mußte. Zu wahren 
Ausbrüchen Leidenjchaftlichiter Erregung gegen Kirche und Papſt 
war e3 jchon im Jahre 1864 gefommen, als Pius IX. im Syl- 
labus Errorum auch einige Jrrtümer Hinfichtlich des Liberalismus 
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verurteilt hattel. Unter den verurteilten Säben fteht obenan die 
von jpanijchen Liberalen vertretene Theje, es ſei „in unſerem Zeit- 
alter nicht mehr zuträglich, daß die katholiſche Religion als einzige 
Staatsreligion unter Ausſchluß aller übrigen Neligionsübungen 
gelte”. Damit war vom Papſte die treuloje Haltung der ſpaniſchen 
Regierung, die, troßdem das Konfordat von 1851 im Einklang 
mit den Tatjachen die katholiſche Religion als alleinige Religion 
der jpanischen Nation bezeichnete, dieſe Beitimmung ohne weiteres 
preisgegeben hatte, jowie die Motivierung ihrer Handlungsweije 
verurteilt. Die Verurteilung gejchah zuerſt in der Allofution 
vom 26. Juli 1855 und wurde im Syllabus nur wiederholt; 
wie bier, ift bei allen Thejen die gejchichtliche Veranlafjung ihrer 
Verurteilung nicht außer acht zu laſſen. Ahnlich wie bei Theje 77 
it der Sachverhalt bei dem folgenden Sabe Nr 78, der fich auf 
die Republik Neugranada bezieht und den kleinen, ganz Tatho- 
liichen Staat tadelt, daß er eine unbejchränfte öffentliche Neli- 
gionsübung allen Einwandernden gewährte. Unter Nr 79 wird 
die folgende Theje verworfen: „Es iſt falſch, daß die jtaatliche 
Sreiheit jeglicher Religionsübung, desgleichen die allen gewährte 
volle Freiheit, alle beliebigen Meinungen und Anfichten öffentlich 
befannt zu machen und zu verbreiten, dazu führe, die Sitten und 
Gefinnungen der Völker deſto Leichter zu verderben und die Belt 
des Indifferentismus zu verbreiten.” Eine abjolute Kult, Rede— 
und Prepfreiheit zu gewähren, haben ſich auch die liberalſten Re— 
gierungen noch nicht verjtanden. Die Verurteilung dieſes auf 
Berhältnifje in Mexiko fich beziehenden Sabes verfteht ſich von 
jelbjt; ebenjo auch die der folgenden Theſe, in der die Meinung 
abgewiejen wird, daß „der Papſt mit dem ‚Fortjchritte‘, mit dem 
Liberalismus und mit der modernen Zivilifation fich ausjühnen 
und vergleichen fünne und müfje”. Damit ift nicht das Zufammen- 
gehen der Kirche mit der wahren Zivilifation abgelehnt, verur- 





ı Bol. 5. Heiner, Der Syllabus in ultramontaner und antiultramon- 
taner Beleuchtung, Mainz 1905, 343 ff. 
31° 


324 3. Buch. Das Herannahen des Kulturfampfes in Preußen. 


teilt ift nur, wie Biſchof von Ketteler treffend jagt, „jenes Lügen— 
ſyſtem, das ſich Fortſchritt nennt, um gegen jeden fittlichen Fortſchritt 
zu kämpfen; das fich Liberalismus nennt, um die Freiheit des 
Guten zu hindern, um die Freiheit des Böfen zu fürdern; das 
ih Ziviliſation nennt, um die chriftliche Religion rückgängig zu 
machen und ung wieder allen Greueln des Heidentums zuzuführen“ 1. 
Bejonders mit dieſer letztgenannten Theje hat der Liberalismus in 
jeiner antikatholiſchen Polemik den ärgiten Unfug getrieben und 
hineininterpretiert, der Bapft verwerfe die gefamte „moderne Kultur“. 

Der Haß der glaubenslojen Liberalen Welt gegen den Papſt 
wuchs ins Ungemejjene während des Batifanijchen Konzils. Es 
gelangten in der liberalen Preſſe nur Berichte von fonzilsfeind- 
licher Seite zum Abdrud, die Bedeutung des Unfehlbarfeitsdog- 
mas und des päpftlichen Brimates wurde ins Ungeheuerliche ver: 
zerrt. Schon vor dem Konzile gehörte e3 zu den liberalen Ge— 
meinpläben, eine Demofratifierung der Kirche zu verlangen. Man 
forderte ernftlich, der Staat ſolle fich endlich auf den Standpunft 
jtellen, „daß die Kirche nicht ein von Rom aus angeftellter Klerus, 
jondern die Gejamtheit oder die ftatutengemäße Mehrheit jeder 
Gemeinde ift”. „Man fee nur feſt, daß jede in Preußen eri- 
jtierende Fatholifche Gemeinde nach freier Wahl auf Grund von 
Gemeindeftatuten das Recht hat, iiber ihre Kirche zu disponieren, 
darin predigen zu laſſen, wen fie will, darin ehren zu laſſen, 
was ihr gut und recht dünkt, fich einen Bifchof zu wählen, wie 
er ihr zufagt. Mit einem Worte, man mache nur wirklich die 
katholiſchen NReligionsbefenner frei, und man kann fejt darauf 
rechnen, daß der Freiheitsfinn und die Bildung der Fatholijchen 
Bevölferung ihrer Religion und ihren religiöjen Inſtituten eine 
ganz andere und glüclichere Wendung geben wird, als fie jeht 
unter der jog. Freiheit angenommen, die nur das freie Schalten 
und Walten des Klerus bedeutet.“ 2 Solchen Gedanfengängen ent- 
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ftammen die Pläne, die im ſpäteren Kulturfampf verwirklicht 
werden jollten: dem Laientum follte in der katholiſchen Kirche 
zur Herrjchaft verholfen werden. 

Als den vollendeten Gegenfat zu diejen demokratischen Wünſchen, 
die die Liberalen Hinfichtlich der katholiſchen Kirchenverfafjung hegten, 
jahen dieſe Kreife das Ergebnis des Vatifanischen Konziles an. Sie 
wollten finden, daß nun die Kirche „fich bis in die äußerſte Spibe 
al3 eine deſpotiſch regierte Korporation von Klerikern entwickelt 
habe”, und diefen „Eicchlichen Abjolutismus“ bejchloß der Libera- 
lismus ebenſo energijch zu befämpfen wie den der Fürften. Noch 
während des Krieges jekundierten die Liberalen dem Kampfgejchrei, 
das die deutschen Kanoniften bereit aus vollen Lungen angejtimmt 
hatten. Den Vätern des Altfatholizismus wurde von dieſer Seite 
Weihrauch in Fülle geipendet. Im Unternehmen der Antiinfalli- 
biliften jahen auch die Liberalen den Hoffnungsvollen Keim der 
deutjchen „freiheitlichen” Nationalfirche. Selbſt ein Blatt wie die 
„Kölnische Zeitung”, die fich bislang mit Rückſicht auf den Fatho- 
Tischen Taufjchein vieler ihrer Leſer eine gewiſſe Reſerve auferlegt 
hatte, verlangte im Frühjahre 1871 den unentwegten Kampf gegen 
den „Ultramontanismus”. Auf dem Konzile habe die „abjolutiftifche, 
jefuitiich-ultramontane Schule” gefiegt über „die bis dahin in 
Deutjchland noch immer vorherrjchend gewejene mildere, mehr 
nationale und ſozuſagen Fonftitutionelle Theologen: und Kanoniften- 
jchule”. Damit jei der Anftoß zu einem Kampfe zwijchen der 
germanischen und der ultramontanen fittlichen Weltanfchauung ge- 
geben, der nicht Lediglich) innerhalb der Fatholifchen Kirche und 
auf Eirchlichem Gebiete verlaufen, fondern auch, und wahrjcheinlich 
viel bemerfbarer und mächtiger, den Staat und das ftaatliche Ge- 
biet ergreifen werde. Der Kampf gegen die Ultramontanen bei 
allen Reichs- Staats- und Kommunalwahlen ſei dermalen in 
Deutjchland die erſte patriotische Pflicht aller gebildeteren und 
nichtultramontanen Katholiken !. 
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In ähnlichem Sinne jchrieb die „Magdeburger Zeitung”, daß 
es fich in dem kommenden Kampfe darum handele, den „zer- 
jegenden Einfluß” des Ultramontanismus auf Volk und Staat 
unschädlich zu machen. „Der Staat muß die dejpotifche Ver— 
faſſung des Fatholischen Klerus zerfprengen, er muß der niedrigen 
Geiftlichkeit Rechtsficherheit gegen die Bijchöfe und den katholiſchen 
Laien Rechtsficherheit gegen den Klerus verjchaffen. Wir müffen 
in wejentlichen Punkten des Kirchenrecht3 auf den Standpunft 
de3 Allgemeinen Landrechts zurücffehren.”ı Das waren Die 
freiheitlichen Ajpirationen, die den Liberalismus Hinfichtlich der 
fathofischen Kirche bejeelten, Rückkehr zu dem abfolutiftischen Land— 
rechte, rückſichtsloſe Befämpfung der Kirchenfreiheit, Zerſtörung 
der Firchlichen Verfaſſung, Revolutionierung der Kirche im Innern. 
Diejes Programm war nicht ganz neu und nicht etwa erit als 
Gegenwehr gegen die vatifanischen Bejchlüfje geichaffen worden. 
Zum Erweiſe deſſen haben wir auf die Antezedenzien des Libera- 
lismus in Preußen Hinfichtlich der Kirchen- und Schulpofitif einen 
furzen Rücblie zu werfen. 

Heinrih von Sybel hat 1862 im Abgeordnetenhaufe das 
große Wort gejprochen: „Wer die Schule bejißt, der befitt die 
Herrichaft über die Zukunft und über die Welt. Nach meiner 
Überzeugung hoffe ich, daß der Staat die Schule befien wird 
für alle Zufunft, und daß dem Staate damit die Herrichaft über 
die Geifter und über die Zukunft gehören wird.” Dies jagte er 
in Begründung eines Antrages, der bezweckte, den höheren Schulen 
den Eonfejfionellen Charakter zu benehmen. Im folgenden Fahre 
unterftügten die Liberalen denjelben Antrag, und Sybel motivierte 
ihn damit, e3 Handle ſich um die Emanzipation der Wiſſenſchaft 
bon jeder ihrer Natur fremden, geiftigen und geiftlichen Bevor— 
mundung. Damals wies Hermann von Mallindrodt darauf hin, 
wie Doc jeder politiichen . Frage ſchließlich ein religiöfer Gedanke 
zu Grumde liege. Zwar leugneten die Liberalen das fehr entjchieden, 
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aber unbejtreitbar jei, daß auch jede Fraktion des Hauſes reli- 
giöfe Ziele verfolge, die äußerſte Rechte ebenjo wie die rationa- 
liſtiſch gerichteten Altliberalen und jo fort „bis Hin zu der Höhe 
einer PBarteibildung, wo der religiöfe Gedanfe umjchlägt in das 
Gegenteil, in die Feindjeligfeit gegen das Religiöfe” 1. 

Die Regierung der Konfliftszeit war nicht im geringjten ge- 
ſonnen, diejen ſchulpolitiſchen Wünfchen des Liberalismus entgegen- 
zukommen. Nicht anders war ihre Stellungnahme zu dem, was 
die Liberalen auf dem Gebiete der Volksſchule erjtrebten. Daß 
das preußifche Volksſchulweſen der 1860er Fahre in hohem Grade 
reformbedürftig war, ift ficher; aber unleugbar ift auch die Tat- 
jache, daß zum großen Teil Kirchen und Religionshaß e3 waren, 
welche die Liberalen den erbitterten Kampf gegen die den chrift- 
lichen Charakter der Schule wahrenden Stiehlfchen Regulative von 
1854 führen Tießen. Hauptagitator war der Vorfämpfer für 
konfeſſionsloſen Religionsunterricht, Adolf Diefterweg. Es ift 
fein Zweifel, daß diefe aggreifive Stellung der Liberalen, wie 
fie immer fcehärfer und Teidenfchaftlicher zum Ausdruck fam, die 
Erfüllung des in der Verfaſſung Art. 26 gegebenen Verjprechens 
betreffs eines Schulgejeßes immer wieder verzögert hat. Die 
verjchiedenen Entwürfe der Regierung zu einem folchen Gefebe, 
die der Kultusminifter von Mühler vorgelegt hat, entjprachen 
feineswegs allen Forderungen der Fortichrittspartei; aber auch 
im fonjervativen Lager fanden fie mancherlei Beanjtandungen. 
Aufs Heftigfte Tief in den Jahren 1868 und 1869 die Fortſchritts— 
partei gegen die Stellung des Kultusminifter® Sturm, immer 
deutlicher offenbarte fie die Ziele ihrer Schulpofitif: „Wir wollen“, 
jo rief der Abgeordnete Dunder am 17. Dezember 1868 im Ab- 
geordnetenhaufe aus, „die Schule frei auf fich felbft ftellen, die 
Schule, die es vorzugsweiſe zu tun Hat mit der Bildung des 
Menjchen und des Staatsbürgers, loslöſen von den Einflüffen, 
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welche ganz andere Tendenzen für die Schule im Auge haben 
müfjen, nämlich die Bildung von Gläubigen und von Mitgliedern 
der Kirche und Mitgliedern nicht dieſer Welt, ſondern einer andern 
Welt. Meine Herren, Sie haben ung oft in dieſen Debatten vor- 
geworfen, wir hätten in unjerem Glauben Schiffbruch gelitten; 
aber, meine Herren, wenn auf Ihrer Seite gerade der Glaube jo 
jehr betont wird, wie Elein erjcheint dann diefer Glaube, wie Hein 
muß er uns erjcheinen, wenn Sie ausfprechen, daß derjelbe nicht 
aufrecht erhalten werden Tann, nicht in den Gemütern des Volkes 
fortleben Fann anders, al3 wenn die mächtige Hand des Staates 
hinzufommt und Ddiefen Glauben nun durch die Schulzucht den 
jungen Gemütern der Kinder einprägt.“! Demnach jchien es, als 
ob der Fortichritt, nur um den Glauben zu jtärfen und deſſen 
Stärfe zu erweijen, die Trennung von Schule und Kirche betreibe. . 

Am 4. November 1869 legte Heinrich von Mühler den Ent- 
wurf eines das gejamte Unterrichtsweien umfaſſenden Geſetzes vor. 
Der Entwurf wollte die Leitung des gejamten Unterrichtswejens 
dem Staate zufprechen, betonte aber Daneben: Unſer deutjches Bolt 
will, daß jeine Schulen chriftlich jeien und bleiben. Der Kirche 
gegenüber wollte fich die Vorlage „nicht fremd und abwehrend 
verhalten”; die Lofal- und Kreisjchulinfpektion jollte in den Händen 
der Geiftlichen Tiegen. Die Vorlage gelangte nicht zur Beratung 
im Plenum, aber die erregten Debatten über den Kultugetat, bei 
denen die Liberalen immer wieder gegen das „Syſtem Mühler“ 
zum Angriff riefen, zeigten, welche Aufnahme ihr bejchieden ge- 
wejen wäre, 

Im katholiſchen Volke hatten diefe parlamentarifchen Vorgänge 
die lebhaftejten Befürchtungen hervorgerufen. Die Bejorgnis der 
Katholiken vor einer Kränfung ihrer heiligſten Intereſſen durch 
liberale Unduldjamfeit wuchs noch, al3 1869 der Liberalismus einen 
Sturm gegen die fatholifchen Klöfter in Szene jebte. 
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Im Sommer jenes Jahres verbreitete die liberale Prefje Die 
Schauerlichiten Gerüchte über Barbara Ubryk in Krakau, die „auf 
geheimnisvolle Weiſe eingeferferte Nonne”. Man feste ſelbſt die 
Staatsanwaltichaft gegen das Krakauer Karmeliterinnenflofter in 
Bewegung; die Oberin wurde arretiert, mußte aber alsbald frei- 
gelafjen werden. Die Unterjuchung hatte ergeben, daß die Ubryf 
eine arme Geiftesfranfe war, die ihre Kleider zerriß, das Zimmer 
bejudelte. Für ein gerichtliches Berfahren gegen das Kloſter er- 
gab fich Feinerlei Anlaß. Darum kümmerte jich die liberale, alles 
Maß überfteigende Agitation nicht im mindeften. Daß die fort- 
Schrittliche Preffe zu einem konzentriſchen Angriff gegen die Klöfter 
vorgehen werde, ließ die Reſolution des Deutjchen Fournaliften- 
tages zu Wien vom 31. Juli 1869 vorausjehen, die folgender- 
maßen Yautete: „Es ift Chrenpflicht jedes denkenden Menjchen, 
mit allen gejeßlichen Mitteln für die Aufhebung der Klöfter, Aus- 
weifung der Jeſuiten und vor allen Dingen für die völlige Auf- 
hebung des mit Rom gejchloffenen Konfordates in die Schranken 
zu treten. Man erwartet, daß auch die preußische Volfsvertretung 
in dieſem Sinne ihre Schuldigfeit tun wird.” 

Zur Verhetzung des protejtantiichen Volkes brachte die Preſſe 
Tag für Tag neue Standalmären, ohne irgend Namen und Daten 
zu nennen, „eine ſpaniſche Kloftergefchichte”, „aus dem wejtlichen 
Galizien” ujw. 

„Die Zahl der Klöfter in Poſen“, jo war ferner zu leſen, „wächſt 
von Tag zu Tag”; „es joll die Abficht vorhanden fein”, an zahl- 
reichen Punkten der Mark noch viele Klöfter zu errichten; „man 
baut Stätten der Bejchaulichkeit, der trägen Ruhe in unferem jo 
arbeitjamen Lande”; „unjer Norddeutichland fcheint fich mit Mönchen 
und Nonnen entjeblich zu bevölkern“. 

Die Folgen dieſer gewiljenlojen Hebe zeigten fich, als im Nord- 
weiten Berlins, in Moabit, vier Franzisfanerbrüder ein Fatholi- 
jches Knabenwaijenhaus und zwei Dominifanerpatres die Seel- 
jorge an der dazugehörenden Kapelle übernahmen (4. Auguft 1869). 
An mehreren Abenden richtete der Pöbel die wüſteſten Exzeffe 
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gegen das „Klofter”, die Umzäunung wurde demoliert, Türen 
und Fenſter durch Steinwürfe zerjtört. Am folgenden Sonntage 
ftrömten die Berliner in Scharen nad) Moabit, fie wollten die 
„unterirdiichen Gänge”, „die Nonnen”, „die Kloſtergeheimniſſe“ 
fennen lernen und was ihnen ihre von giftiger NRoman- und 
Zeitungslektüre erhitte Phantafie noch mehr eingab. Ein Paſtor 
Biedebantt hatte die Proteſtanten aufgefordert, zu Taufenden fich 
zu verfammeln und den Dominifanern „das alte evangelifche 
Kampflied” zu fingen: „Ein’ fefte Burg ift unfer Gott”, und: 
„Der alte, böje Feind, mit Ernſt er’3 jebt meint”; „das wäre 
echt evangelisch und protejtantisch” }. 

Im Anschluß an diefen „Klofterfturm” planten die Liberalen 
zahlreiche Verfammlungen, um Petitionen gegen die Klöfter zu 
beichließen. Aber der wadere Miffionsvifar, Geiftlicher Nat 
Miller erichien jedesmal mit jo zahlreichen Angehörigen der katho— 
liſchen Bereine, daß die Kirchenfeinde ihr Unternehmen in ihre 
„Bezirfsvereine” verlegen mußten, woſelbſt elf Betitionen zu ſtande 
famen; eine weitere Petition an das Abgeordnetenhaus war aus 
Elbing gekommen. In einzelnen dieſer Schriftjtüde wurde „Auf— 
hebung des Konfordates mit Rom” — ein jolches bejtand be- 
fanntlich nicht —, in allen aber Ausführung des Ediktes vom 
30. Dftober 1810 über Aufhebung der Klöfter verlangt. 

Zu den Beratungen der Petitionskommiſſion entjandte die Re— 
gierung einen Rat der Katholischen Abteilung, Joſeph Linhoff, 
dem wegen jeiner mufterhaften Frömmigkeit die Tiberale Preſſe 
nachjagte, daß er „im Jeſuitenorden einen hohen Grad einnehme”. 
In Übereinftimmung mit den Intentionen der Regierung vertrat 
der Geheimrat mit Umficht in der Kommiſſion das verfafjungs- 
mäßige Zurechtbejtehen der Drdensniederlafjungen in. Preußen, 
fonnte fich ſelbſt zu Gunften einer Jeſuitenniederlaſſung zu 
Schrimm in Poſen auf eine Entjcheidung des Minijterpräfidenten 
Grafen Bismard berufen, der fich für deren Fortbeftand „aus 
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rechtlichen und politischen Gründen” im Jahre 1867 erklärt hatte. 
Freilich erhielt Linhoff einige Tage jpäter wegen dieſer „Un- 
vorfichtigfeit” einen Tadel, den auszusprechen der Kultusminifter 
von einer andern Inſtanz genötigt worden war. 

Innerhalb der Kommilfion Hatte ſich eine äußerſt feindjelige 
Stimmung gegen die Fatholifchen Orden bekundet. Man hatte 
ſelbſt 8 98 des Strafgefebbuches, in welchem die Teilnahme 
an einer Verbindung, deren Dafein, Verfaſſung oder Zwed vor 
der Staatsregierung geheim gehalten werden fol, oder in welcher 
gegen unbefannte Obern Gehorjam oder gegen befannte Dbern 
unbedingter Gehorfam verjprochen wird, verboten ift, gegen die 
geiftlichen Genofjenjchaften angerufen. Als die gejeßlichen Mittel, 
welche die Regierung zum Vorgehen gegen die Orden in Der 
Hand habe, wurden bezeichnet: die Strafverfolgung auf Grund 
des 8 98 des Strafgejegbuches, Entziehung der Konzeſſion, per- 
manente Aufficht über alle Niederlafjungen. Die Regierung hatte 
dementgegen erflärt, alle älteren „aufhebenden, verbietenden, be- 
Ichränfenden Geſetze ſeien für die Klöfter als inforporierte (Kor- 
porationsrechte beanjpruchende) Anftalten ergangen; daraus folge, 
daß Ordensgeiftliche, wo fie nicht in inforporierten Klöftern, 
jondern in Vereinen, Kongregationen oder als leitende Mitglieder 
von Stiftungen aufträten, ohne weiteres das freie Vereinigungs— 
recht zu beanfpruchen hätten” 2. 
Die Abſurdität, den Strafgefebparagraphen wegen Geheim- - 

bündelei gegen die Orden anzurufen, erklärt fich wohl aus der 
Eigenart des BVorfigenden der Kommilfion, des Berliner Juriften 
Dr Rudolf Gneift, der fich jpäter als parlamentarifcher Bericht- 
erjtatter über jo manches Firchenfeindliche Gejeß einen traurigen 
Ruhm erworben hat. Gneift erfreute fich des Aufes, alles beweifen 
zu können, was er wolle, eine „equilibriftiiche Logik“ zu befiten. 
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Menige Wochen, nachdem er den famofen Bericht in der Klofter- 
jache niedergejchrieben Hatte, konnte Profeſſor Gneiſt die folgende 
Schilderung feiner Perjönlichkeit in der „Kölniſchen Zeitung“ 
leſen: „Der Mann ift wegen Überfcharffinn in praktischen Dingen 
gar nicht zu gebrauchen und bewegt fich in bejtändigen Wider- 
jprüchen. Wir haben jchon oft erklärt, daß wir auf die Unter- 
jftüßung des Herrn Gneiſt gar feinen Wert mehr legten, da man 
niemal3 ficher jei, daß er nicht binnen 24 Stunden gerade das 
Umgefehrte behaupte.... Herr Gneiſt gehört zu gar feiner poli- 
tiichen Partei, gehört gar Feiner bejtimmten Farbe an, jondern 
ichillert wie der Dpal in allen möglichen Farben. Kein Menſch 
verſteht ihn, und er verſteht ſich ſelbſt nicht.“! 

Die Liberalen Hatten alsbald, nachdem der Kommiſſionsbericht 
Gneift3 erjchienen war, den Eindrud, daß fie einen ungeheuren 
Fehler gemacht Hatten, daß fie mit diefem ihren Wünſchen ent- 
Iprechenden Berichte in den Augen des Fatholiichen Volkes aufs 
äußerite fompromittiert jeien. Noch war die deutjche Einheit nicht 
errungen; wie durfte man hoffen, den katholiſchen Süden zu ge- 
winnen, wenn man mit einer jo unverhüllten Kulturkampfpolitik 
hervortrat? Den begangenen jchweren Fehler wettzumachen, juchten 
die Nationalliberalen mit allen Mitteln zu verhindern, daß im 
Plenum über den Gneiſtſchen Bericht verhandelt werde. Der 
„Umficht” des PBräfidenten Mar von Fordenbed konnte dies um 
jo eher gelingen, al3 der Schluß der Seſſion nahe bevorjtand. 
Bergebens jtellten katholiſche Abgeordnete wiederholt Anträge, 
daß über den Bericht beraten werde; die Katholiken des Landes 
hätten das größte Intereſſe, dag eine volljtändige Klärung der 
Lage eintrete. Aber die Liberalen fonnten die Diskuſſion über 
die tief eingreifende Firchliche Frage nicht brauchen, fie mußte 
deshalb verhindert werden. Sollte der Kampf einmal geführt 
werden, jo geitand am 26. November 1873 der Abgeordnete 
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Lasfer dem Zentrum im Abgeorönetenhaufe, jo fonnte es nur 
gejchehen, „nachdem das Dad) gewölbt ift über das gemeinjame 
Reich; bis dahin durfte feine Verhandlung uns weiter voneinander 
entfernen“. Die heftigen Debatten würden der zufünftigen Ber- 
einigung des Südens und Nordens „zum größten Schaden ge- 
reicht haben“ 1. 

Die Tatjache aber, daß die liberale Mehrheit der Petitions— 
fommiffion Anträge befürwortet hatte, deren Ausführung für das 
Ordenswejen der Fatholifchen Kirche einen vernichtenden Schlag 
bedeutete, und daß zahlreiche Deputierte ihre Abfichten Hinfichtlich 
der Schul- und Kirchenfrage offenbart Hatten, ließ fich nicht aus 
der Welt jchaffen. Noch am 28. Februar 1871 beflagte es die 
„Kölnische Zeitung”, „daß Yiberale Abgeordnete, meistens aus 
Provinzen, in welchen diefelben fatholisches Leben und katholiſches 
Empfinden fennen zu lernen feine Gelegenheit hatten, nicht jelten 
über religiöje und bejonders katholiſche Dinge mit einer Unkenntnis 
und Anmaßung ſich ausgejprochen Haben, die bei allen guten 
Katholiten Entrüftung hervorrufen mußten”. „Und es ift nur 
allzu begreiflich”, jo jett das liberale Blatt Hinzu, „wenn dieje 
Entrüftung einen verderblichen Einfluß auf die Abgeordnetenwahlen 
geübt hat.“ 

Hier haben wir das offene Bekenntnis einer Wahrheit, die zu 
leugnen der Liberalismus immer wieder die angeftrengteften Ver- 
juche gemacht hat, indem er behauptete, daß vor dem Vatikaniſchen 
Konzil feine kirchenpolitiſchen Abfichten die allerfriedlichiten ge- 
wejen jeien. Mit dieſer Behauptung hat der Liberalismus nicht 
durchdringen können. Jeder objektive Forjcher muß anerkennen, 
daß das Ungeſtüm des Liberalen Vorſtoßes gegen die katholiſchen 
Klöfter und die chriftliche Schule es geweſen ift, was den Katho- 
liken Deutjchlands über die ihre heiligften Güter bedrohenden Ge- 
fahren die untrüglichften Beweife in die Hand gegeben und fie 
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zum engſten Zujammenjchluß aufgerufen hat: den Yiberalen anti- 
firchlichen Tendenzen zu begegnen, wurde Die ——— 
gegründet. 

Die Gefahr, daß der politiſche Proteſtantismus ſich ſeines Ein— 
fluſſes auf die preußiſche Regierung bedienen werde, um wichtige 
katholiſche Intereſſen zu ſchädigen, hatte im Jahre 1852 zur 
Bildung der „Katholiſchen Fraktion“ geführt. Je mehr dieſe 
Gefahr zu ſchwinden ſchien, nahm auch die innere Geſchloſſenheit 
der Partei ab; die großen Fortſchritte, die der Liberalismus bei 
den Wahlen der Konfliktszeit erzielte, zeigten deutlich, wie ſehr 
die weiteften Volkskreiſe mit der parlamentarijchen Oppoſition 
Iympathifierten. Die fatholijchen Abgeordneten hatten 1858 beim 
Anbruch der neuen Ara ihrer Fraktion, die in der Mitte des 
Haujes ihren Sit hatte, einem Wunſch der Regierung entgegen- 
fommend, den Namen „Fraktion des Zentrums” gegeben, pflegten 
aber diejem in Klammern „Katholische Fraktion” beizujegen. Der 
Regierung Schwierigkeiten zu bereiten, war die Partei durchaus 
nicht gewillt, fie hat auch in der jeit den Jahre 1862 im Border- 
grunde des politijchen Intereſſes jtehenden Frage des Verfaſſungs— 
fonflifteg eine vermittelnde Stellung eingenommen, obwohl fie 
wußte, wie nachteilig diefe Haltung für ihre Bopularität fein 
werde, „Das notwendige Lavieren”, jo jchrieb Auguft Reichens- 
perger jchon im Jahre 1861, „hat unfere Fraktion auch im fa- 
tholischen Volke etwas disfreditiert; das Volk verlangt Oppofition 
und Speftafeljtiide, traut der Regierung nicht und möchte vor 
allem weniger Steuern zahlen.“ Dieje Stimmung in fatholifchen 
Bezirken nahm mit der Dauer des Konfliftes noch zu. So 
verdiente Männer wie Auguft Reichensperger und Hermann von 
Mallindrodt jahen ſich veranlaft, dem parlamentarischen Leben 
den Rüden zu fehren?, Sm Sahre 1862 ergaben die Wahlen 
noch die Zahl von 32 Mitgliedern des „Zentrums“, im folgenden 
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Jahre nur noch 26. Schließlich, im Herbite 1867, kam eine 
Sraftionsbildung überhaupt nicht mehr zu ftande; die meijten der 
fatholiichen Abgeordneten traten der freifonjervativen Traktion bei, 
andere, darunter Peter Neichensperger, von Mallindrodt, der 
neu in das preußijche Abgeordnetenhaus eingetretene Dr Ludwig 
MWindthorft, blieben „wild“. Ganz wohl konnten ſich die Katho- 
(ifen in der Mitte der Freikonſervativen nicht fühlen, weil dieſe 
der Regierung fich unbedingt zur Verfügung ftellten und eine 
beträchtliche Zahl Liberalifierender Streber in ihren Reihen auf- 
wiejen. Bon den Altkonjervativen hatte deren pietiſtiſche Ab— 
neigung gegen Fatholijches Wejen die früheren Mitglieder der 
„Fraktion des Zentrums” ferngehalten, joviel Sympathien fie 
auch für die fonjervativen Brinzipien bejaßen!. Sobald ein ge- 
fährdetes katholiſches Intereſſe zu verteidigen war, konnten dieſe 
Vertreter des katholiſchen Volkes im Zuſtande ſolcher Desorgani— 
ſation ſich nicht anders als völlig macht- und einflußlos zeigen. 

Dieſer Situation, die angeſichts des kulturkämpferiſchen Drängens 
der Liberalen geradezu verhängnisvoll werden mußte, ein Ende 
zu machen, hatten im Frühſommer 1870 zu Berlin Beſprechungen 
katholiſcher Männer aus den verſchiedenen Teilen der preußiſchen 
Monarchie ſtattgefunden. Man hatte die folgenden „Kardinal- 
punkte“ für ein gemeinjames Wahlprogramm der Katholiken feit- 
gejtellt: Aufrechterhaltung der verfafjungsmäßigen Ficchlichen Freiheit, 
des fonfejjionellen Charakters der Schule und des füderativen 
Charakters des Norddeutichen Bundes; daneben wurde Berwirf- 
lichung der Selbjtverwaltung in Gemeinde, Kreis und Provinz, 
Berminderung der jtaatlichen Laften gefordert. In einem Artikel 
der „Kölniſchen Bolfszeitung” vom 11. Juni: 1870 gab Beter 
Reichensperger dieje Punkte zur Kenntnis der katholiſchen Wähler. 
Nicht ganz glüdlich war an dem Programm, daß es nicht jo 
jehr die Bereitwilligfeit zu nationaler und ftaatlicher Mitarbeit 
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als das Bedürfnis nach Abwehr der Yiberalen Gefahr in den 
Bordergrumd ftellte. Das wurde aber fofort gebefjert. Beratungen 
katholiſcher Politiker zu Eſſen am 29. Juni 1870 und zu Soeft 
am 28. Dftober 1870 fügten dem Reichenspergerjchen Programm 
überaus zeitgemäße Forderungen in fozialpolitifcher Hinficht Hinzu 
und formulierten die Wünfche für die Verfaffung des neuen Reiches 
in den Worten: „Für das ganze deutjche Vaterland ein Bundes- 
jtaat, der im Notwendigen die Einheit jchafft, in allem übrigen 
aber die Unabhängigkeit, freie Selbftbeftimmung der Bundesländer 
jowie deren verfafjungsmäßige Rechte unangetaftet Yäßt.“ 

Die Wahlen zum preußiichen Abgeordnetenhaufe fanden am 
9. und 16. November 1870 ftatt. Die auf Grund der genannten 
Programme gewählten katholiſchen Deputierten parteipolitifch zu 
organifieren, gab fich befondere Mühe Karl Friedrich von Savigny, 
der legte Gejandte Preußens beim Deutjchen Bund und früher mit 
Bismarck eng befreundet. Im Haufe Savignys war e8, wo der 
Geiftliche Rat E. Müller den anweſenden hervorragenden katho— 
liſchen Führern den Vorjchlag machte, die alte „Katholijche Frak— 
tion“ wieder ins Leben zu rufen. Der Borjchlag wurde abgelehnt, 
nicht eine fonfejfionelle, jondern eine politische, nichtkonfejfionelle 
Fraktion jollte gegründet werden. An diejen Borbeiprechungen 
hatte auch Windthorit teilgenommen, war aber nicht mehr an- 
wejend, al3 die Säfte Savignys ich über die Gründung einer 
politischen Fraktion chriftlich-fonfervativen Charakters einigten. Die 
eigentliche Gründung der Fraktion erfolgte noch am Abend des— 
jelben 13. Dezember 1870; es waren die Namen „Katholifche 
Bolfspartei“, fpäter „Konfervative Bolfspartei” vorgejchlagen 
worden; angenommen wurde jchlieglich der Vorſchlag Savignys 
und A. NReichenspergers, die den Namen „Zentrum (Berfafjungs- 
partei)“ proponiert hatten. Sofort traten 48 Mitglieder der 
Fraktion bei, bald erhöhte fich ihre Zahl auf 54. 

Ihr Programm formulierte die neue Partei in den Furzen 
Säten: „Die Fraktion ftellt fich zur befondern Aufgabe, für Auf- 
vechterhaltung und organische Fortbildung verfafjungsmäßigen 
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Rechts im allgemeinen und insbeſondere für die Zreiheit und Selb- 
jtändigfeit der Kirche und ihrer Anftitutionen einzutreten. Die 
Mitglieder derjelben juchen diefer Aufgabe auf dem Wege freier 
Berftändigung zu entfprechen und foll die Freiheit des einzelnen 
in Bezug auf feine Abftimmungen feine Beeinträchtigung erleiden.“ 

Wenige Wochen jpäter hatte 8. F. von Savigny eine Beiprechung 
mit dem fächfischen Minifter Richard von Friefen, einem Ton- 
jervativen Proteftanten, und bat ihn, für eine fonjervative Partei— 
bildung im ersten deutjchen Reichstage die Mitarbeit feiner jächjijchen 
Gefinnungsgenofjen vermitteln zu wollen. Eine ſolche Neubildung 
jei notwendig, weil der Reichskanzler immer mehr den Tiberalen 
und dejtruftiven Elementen und Parteien zumeige, während es bei 
dem notwendigen Gegengewichte einer fejten fonjervativen Partei 
fehle. Der ſächſiſche Minifter fand das Programm „als zu aus— 
geiprochen katholiſch-kirchlich (ultramontan)“ und lehnte es ab, für 
die neue Partei in Sachjen zu werben, wiewohl er anderjeits zu- 
gab, daß das Programm „jehr vieles enthalte, was ein jeder 
wahrhaft fonfervative Mann gern unterjchreiben Fonnte“ 1, 

Es handelte fich bei diefen Vorbeſprechungen, Die jo gar nicht 
auf exkluſiv Eonfeffionellem Boden fich beivegten, um die Gründung 
der Zentrumsfraktion im deutjchen Reichstag. Die Fraktion trat 
am 20. März 1871 ins Leben, 67 Mann ftark. Ihr Programm 
wandte fich gegen die zentraliftischen Neigungen des Liberalismus, 
e3 betonte daher ftarf den füderativen Charakter des Reiches und 
jeßte fich als pofitives Ziel Förderung des materiellen und mora- 
liſchen Wohles aller Klafjen der Bevölkerung, die Erlangung ver- 
faffungsmäßiger Garantien für die bürgerliche und religiöfe Freiheit 
der Bürger, Schuß für das Necht der Neligionsgejellichaften. 

Mit dem befondern Berufe zur Berteidigung dieſer Grundſätze 
in der Preſſe war am 1. Januar 1871 die Berliner „Germania“ 
in die Reihe der katholiſchen Blätter eingetreten. Die Wahl des 
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eriten Redakteurs, des jehr geiftvollen, aber fast erblindeten und mit 
dem praftifchen Leben nicht vertrauten Publiziſten Friedrich Pilgram 
war nicht zweckmäßig; bald wurde der arbeitsfreudige, ſtets chlag- 
fertige, aber auch von infeitigfeit nicht freie Kaplan Paul 
Majunfe an die Spite des Blattes berufen. 

ALS hochwichtige programmatische Äußerung erjchien im Früh— 
jahr 1871 im Mainzer „Katholif” ein Aufjab: „Die Katholifen 
im neuen Deutjchen Reich.“ Der Artikel begrüßte das neue Reich 
al3 hohes Gut, das den Anfang einer neuen Entwicklung unjeres 
nationalen Lebens zu bieten verjpreche, gleichwohl jei die Ab- 
trennung Ofterreich® zu beffagen; aber es jei ja alle Hoffnung vor- 
handen, daß das neue Deutjche Reich die rechte Stellung zu dem 
Kaiſerſtaate finden werde. Die deutjchen Katholiken wurden dringend 
gewarnt, im Reichstage eine nur negative Politik zu betreiben, 
nur die Abwehr einer Verlegung der religiöjen Freiheit auf die 
Fahne zu jchreiben. „Abgejehen davon, daß fich eine folche de— 
fenfive Stellung überhaupt nicht praktiſch feithalten läßt, und daß 
fie nur dann Bedeutung erlangt, wenn fie in einem pofitiven und 
allgemeinen politischen Grundjage ihre Unterlage hat, erjcheint fie 
ung ganz bejonder3 deshalb verwerflich, weil fie eine Pflicht gegen 
die Gejellichaft verfäumt.” Wollten die Katholiken auf politischen 
Gebiete nur die religiöjen, Firchlichen und geiftlichen Freiheiten 
verteidigen, jo würden die Gegner ihnen mit Recht den Namen 
der Flerifalen, ultramontanen Partei geben. Dementgegen müßten 
jie als ihre Aufgabe bezeichnen, „geleitet von den großen Grund- 
jägen ihrer refigiöfen Überzeugungen, in allen Gebieten des poli- 
tischen Lebens ein den gegebenen Verhältnifjen entiprechendes echt 
deutjches Programm zur Geltung zu bringen“. Es müfje eine 
Bafis gefunden werden, auf der alle ehrlichen und rechtlichen 
Männer fich zufammenfinden und verjtändigen könnten. Die Ber- 
ftändigung mit nicht Fatholifchen Kreijen jei Feineswegs auszu- 
ichliegen. „Eine katholiſche Bolitif im wahren Sinne ijt nicht 
bloß eine wahrhaft chriftliche.. Politif, jondern auch die wahrhaft 
menjchliche. Ein Fatholijches Programm fordern heißt nicht neben 
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die bejtehenden Parteiprogramme ein weiteres Programm stellen, 
jondern es heißt jene Grundzüge entwideln, in welchen die Ber- 
nunft und das Gewifjen überhaupt den Ausdruck jeiner Gejebe 
findet.” Im ferneren warnt der Aufſatz vor dem Partifularis- 
mus, der geholfen habe, viele große Ideen zu Grabe zu tragen, 
ebenjo auch vor „jener Stimmung, in welcher die Nationalliberalen 
dem Bundeskanzler liebſeligſt ihr alles hingeben”, wie nicht minder 
vor der Art „allzu ftrammer Charaktere, welche warten möchten, 
bi3 die Jahrzehnte rückwärts laufen” 1. 

- Mehr und mehr gelang es dem Zentrum, naturgemäß bejonders 
erſt nach dem Ende des Firchenpolitifchen Konfliftes, diejes wahr- 
Haft ſtaatsmänniſche Programm zu verwirklichen. Es war freilich 
ein weiter Weg, bis dieje Ziele und die in ihnen liegende hohe 
Bedeutung der neuen Fraktion auch von ihren Gegnern anerfannt 
wurden; an jolchen Anerfennungen hat es auf die Dauer doch 
nicht fehlen können. Erinnert ſei hier nur an das Urteil Friedrich 
Pauljens, des befannten Bhilojophen, der in dem Zentrum „ein 
Element der Mäßigung im politischen Leben des deutjchen Volkes“ 
jah, „das einerjeit3 gegen abjolutiftiiche Neigungen von oben, 
anderjeit3 gegen radikal-demokratiſche Tendenzen ein Gegengewicht 
bildet” 2, 

Wohl die meiftbeachtete Geſtalt im Zentrum des erjten deutſchen 
Reichstages war Wilhelm Emanuel Freiherr von Ketteler, Bijchof 
von Mainz. Der Kirchenfürft Hatte, wie er jpäter fchrieb, nie 
geglaubt, die Pflichten feines bifchöflichen Amtes „mit einer parla- 
mentarischen Tätigkeit anders als ausnahmsweife, wegen bejonderer 
vorübergehender Gründe, vereinigen zu können“. Ein jolcher 
Grund war für ihn hauptjächlich die Annahme, daß es zur Be- 
ratung einer Neichsverfafjung mit Grundrechten kommen werde, 
die Situation alfo ähnlich fein werde wie im Jahre 1848. Diefe 
Vorausſetzung jollte ſich alsbald als unzutreffend REN: Immer⸗ 


ı Der Katholik 1871 I 257 ff. 
Deutſche Riteraturzeitung 1900, 431 f. val. H. Rod y, Aus Feindes⸗ 
mund. Anerkennung des Zentrums durch die Gegner, Trier 1898. 
22. 
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hin war es dem Bijchof bejchieden, in den erregten Debatten des 
erſten Reichstages manches marfige Wort zur Verteidigung chrift- 
licher Prinzipien und zur Abwehr von Srrtümern zu reden. Am 
März 1872 gab der Bilchof jein Mandat feinem Wahlfreife 
(Walldürn-Tauberbijchofsheim) zurüd 1. 

Ein Wunjch, der in dem mitgeteilten Aufjab des „Katholik“ 
ausgejprochen war, erhielt bald jeine Erfüllung, e3 traten einige 
pofitiv-protejtantische Volitifer in die Zentrumsfrattion ein, zumal 
Charakfterföpfe wie Ernft Ludwig von Gerlach, der greife ehe- 
malige „Rundjchauer” der „Kreuzzeitung“ 2, und der ehemalige 
hannöveriſche Staatsmann Ludwig Brüel. An allen Beratungen 
der Fraktion haben fie und andere protejtantijche Mitglieder teil- 
genommen, auc an den vertrauteiten. 

Neben die Hochverdienten Fatholijchen Führer, die Gebrüder 
Neichensperger und Hermann von Mallindrodt, war eine parla- 
mentarische Kraft allereriten Ranges getreten in dem ehemaligen 
Hannöverifchen Staatsminister Dr Ludwig Windthorft?, Geboren 
war Windthorft am 17. Januar 1812 zu Kaldenhof bei Dsna- 
brüd. In letzterer Stadt hatte er jeine Gymnaſialſtudien gemacht, 
dann in Göttingen und Heidelberg Jurisprudenz jtudiert. Bald 
erlangte er den Auf eines ausgezeichneten Advofaten, 1842 wurde er 
Dberappellationsrat am höchjten Gerichtshofe jeines Heimatsſtaates 
Hannover. Im Jahre 1849 in die Zweite Kammer gewählt, er- 
hielt er ſchon im folgenden Jahre deren Präfidium, ein Jahr 
jpäter das Bortefeuille des Juftizminifters; in der Kammer hatte 
er feine katholiſche Uberzeugungstreue aufs nachdrüdlichite bekundet, 
bejonders in der Schulfrage. Haben katholiſche Kreife niemals 
den geringiten Zweifel in die von Windthorjt lebenslang betätigte 
treu Fatholifche Gefinnung gejebt, jo müfjen nun auch feine Gegner 





ı 9, Bfülf, Bilchof v. Ketteler III 141 ff. 

2 E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen II 375 ff. Bol. A. Franz im 
Hiftor. Jahrbuch XXVI (1905) 124 ff. 

s Bol. Hüsgen, Ludwig Windthorft 76 ff; 3. Bahem, Art. „Windt- 
horſt“ im Staatslexikon V?, 1338 ff. 
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im Hinblie auf die neuerdings ſich mehrenden Zeugnifjet die viel- 
verbreitete Tendenzlüige vom „religiöſen Unglauben” des großen 
Mannes als folche anerkennen. Seinen Minifterpoften legte er 
1853 nieder, 1862 wurde er wieder in das Minifterium berufen. 
Als die Annerion des Königreiches erfolgte, hatte er ſeit einigen 
Wochen die Stellung eines Kronoberanwaltes am Dberappellationg- 
gericht in Celle inne; 1867 kam er um jeine Penfionierung ein. 
Seinen Pflichten als preußifcher Bürger ift Ludwig Windthorft 
immer gerecht geworden, ohne die Pflicht der Dankbarkeit gegen 
den ehemaligen Landesheren zu vergeſſen. 

Die Ereignifje des Jahres 1866 waren es bejonders, die Windt- 
horſt in einen gewiſſen Gegenja zu der Bismardichen Politik 
gebracht haben. Seiner Anficht nach fonnte die deutjche Einheit 
auch begründet werden, ohne daß die gejchichtliche Stellung be- 
deutender Einzeljtaaten zerjtört werden mußte. Was man 1866 
dem Königreiche Sachjen zugebilligt hatte, hätte man feiner Meinung 
nach jehr wohl auch dem Hannöverijchen Staate, der dieſelbe 
Haltung wie Sachjen eingenommen habe, bewilligen fünnen. „Wen 
man ihm”, jo jagte Windthorft im Frühling 1871 zu dem Publi— 
ziſten Julius von Edardt, „perfünliche Gegnerſchaft gegen Bis- 
mard zum Vorwurf mache, jo jei das darauf zurücdzuführen, daß 
diejer, was fein Berhalten Hannover gegenüber beweije, fein Ver- 
ſtändnis und Fein Organ für Hiftorifches Necht habe.... Hannover 
jtand während der Kriſis von 1866 auf dem Standpunkte des 
bejtehenden Rechtes, während Preußen gewaltfam eine Neuerung 
durchjegen wollte; Hannover gegenüber hat mithin eine Nechts- 
verlegung, ein Rechtsbruch jtattgefunden, und über einen ſolchen 
fann ich mich nicht hinwegſetzen.“ Aber den Vorwurf, daß er 
gegen die großen Erfolge des Jahres 1870 gleichgültig fei, wies 
Windthorft in demjelben Geſpräch mit Julius von Eckardt ent- 





18.0. Paftor, U. Reichensperger II 398. H. Langwerth v. Simmern, 
Aus meinem Leben II, Berlin 1898, 148. DO. Pfülf, Joſeph Linhoff 73 ff. 
Hochland, 8. Jahrgang 1910/11 I 458 ff. 
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ſchieden zurück; insbeſondere befannte er fich als Verehrer Moltkes, 
„dieſes wahrhaft großen und dabei kindlich reinen Mannes“ 1. 

Bismard Hat die politische Gegnerſchaft Windthorſts, deſſen 
geiftige Qualitäten auf ihn zeitlebens einen bedeutenden Eindrud 
gemacht haben, mit Leidenjchaftlichem perjünlichen Haſſe vergolten. 
Hat er doch offen gejtanden, für den Haß jei ihm Windthorft fo 
umentbehrlich wie für die Liebe feine Frau?. Dem ins Maßloſe 
gejteigerten Selbjtgefühle des Kanzler3 war e3 nur zu oft un- 
möglich, bei einem Gegner der Regierung andere al3 unlautere, 
uneingejtehbare, mindestens aber indisfutable Motive vorauszuſetzen. 
Hatten umter diefem maßloſen Selbitgefühl des Kanzlers in der 
inneren Bolitif jchon dejjen ehemalige Freunde, die Konjervativen, 
namenlos zu leiden, jo erfuhren die katholiſchen Politiker den 
Zorn des jelbjtherrlichen Mannes in noch gröberen Ausdrüden. 
Bismard und feine Preſſe Haben den Vorwurf der Gefinnungs- 
Iojigfeit mit unermitdlicher Bosheit gegen Windthorft gejchleudert; 
die Enttäufchung darüber, daß er in Preußen nicht eine entiprechende 
Verwendung gefunden habe, wie nicht minder die Abficht, die wel- 
fiihe Sache zu fürdern, jo wurde immer wieder gejagt, habe den 
an ſich Glaubens- und Neligionslojen ins feindliche Lager der 
„Ultramontanen” geführt . 





1% 9. Edardt, Lebenserinnerungen I 250 ff. 
2Chr. dv. Tiedemann, Perfönlihe Erinnerungen an den Furſten 
Bismarck, Leipzig 1898, 5. Vgl. v. Mittnacht, Erinnerungen an Bis— 
marck I*, Stuttgart 1904, 8; Chr. v. Tiedemann, Aus ſieben Jahr— 
zehnten II, Leipzig 1909, 477 ff. 
? Sehr Iehrreiche Beilpiele finden fich bei ©. dv. Dieſt, Aus dem Leben 
eines Glücklichen, Berlin 1904, 432 ff; M. Buſch, Tagebuchblätter III 148 ff. 
Vgl. u. a. Bismarck, Gedanken und Erinnerungen II 3395; M. Buch, 
Tagebuchblätter III 145; H. v. Poſchinger, Bismard und die Parlamen- 
tarier II 184. Wenn Windthorft in der Zeit des Vatikaniſchen Konzils 
gleich vielen andern Laien und ſelbſt jehr gut gelinnten Theologen hin— 
fichtlich der Unfehlbarkeitsiehre manche innere Schwierigkeiten hatte, jo kann 
dies beim Urteil über feine fatholifche Glaubenstreue nicht Schwer in die Wag- 
ichale fallen, zumal er der Entjcheidung der Kirchenverfammlung fich rüd- 
haltlos und gläubig unterworfen -hat. 
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Mit ebenfowenig Glück fuchte der leitende Staatsmann nach) un— 
fachlichen Beweggründen für die Führerrolle, die Karl von Savigny 
fich im Zentrum errungen hatte. Von Savigny behauptete Bismard, 
fein Verdruß gegen die Regierung rühre aus dem Jahre 1866, 
das ihm die erjehnte Stellung eines Bundeskanzler nicht gebracht 
habe. Die offiziöfe Preſſe bezeichnete daher das Zentrum als 
„Ablagerungsftätte Heiner Ärgerniffe, verfannter Größen und 
ephemerer Leidenschaften”. In flagrantem Widerfpruch zu Den 
Behauptungen Bismards fteht defjen eigene Angabe, er habe in 
der Perſon Savignys eine Garantie dafür gejehen, daß die neu- 
gegründete Fraktion des Zentrums die Regierung unterjtüßen 
werdet. As der Kanzler e8 gar wagte, feine Anklagen gegen 
Savigny im Herrenhaufe öffentlich zu erheben (10. Mai 1873), 
wies der Angegriffene den Vorwurf „einer prinzipiell regierungs- 
feindlichen Richtung” mit aller Energie zurüd und erklärte im 
ferneren: „Wenn jedoch die Regierung gegen das Erwarten der 
Männer, welche zuerit das Brogramm der Zentrumspartei auf- 
zuftellen jich veranlaßt jahen, ihrerjeitS auf kirchenpolitiſchem Ge- 
biete tatjächlich eine ganz neue, der bisherigen verfafjungsmäßigen 
Ordnung in Preußen entgegengejegte Richtung zu verfolgen für 
rätlich erachtet hat, jo erklärt dies wohl zur Genüge, weshalb die 
Zentrumsfraktion auf dieſem Gebiete der Regierung entjchiedene 
Dppofition zu machen jebt genötigt ift.“ 2 | 

Se achtunggebietender das Zentrum von Anfang an daſtand, 
und je mehr erkannt wurde, daß durch ſein Beſtehen wie in 
Preußen, ſo auch im Reiche eine konſervative Mehrheitsbildung 
erleichtert worden ſei, deſto heftiger wurde der Haß der Liberalen 
gegen die neue Fraktion. Sie mußte von ihnen ſofort und mit 
dem Aufgebot aller Mittel bekämpft werden. Das Signal wurde 
von der „Allgemeinen Zeitung“ bereits gegeben, ſobald die Re— 
ſultate der preußiſchen Landtagswahlen feſtſtanden. In einem 





ı.M. Buſch, Tagebuchblätter III-149. 
2 9. dv. Bofhinger, Bismard und die — J————— III 256. 
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Artikel ‚Wunfch zur Kaiferkrönung” fchrieb das Blatt amd. Dezember 
1870: „Sp wäre denn alles zur Heil und Segen gewendet, fräße 
nicht ein giftiger Schwamm in unfern Eingeweiden, der unabläffig, 
Tag und Nacht feine zerftörende Arbeit fortjegt. Welches Die 
Krankheit ift, braucht nicht erjt gejagt zu werden: die Wahlen 
zum preußifchen Landtag haben wieder einmal die wunde Stelle 
entblößt; blind ift, wer nicht erjchredt davor zurüdfährt. Der 
blühendſte, aufgeflärtejte, heiterjte und. regſamſte Teil Deutjch- 
lands, Rheinland und Weftfalen, ſchickt 40 ultramontane Ab- 
geordnete in die Landesvertretung. Wahrlich eine verlorene große 
Schlacht an der Loire wäre ein geringeres Unglüd für die Nation 
als dieje Niederlage. ... So wächſt und wächſt die ftille Ver- 
Ihwörung gegen Staat und Kultur Stund für Stund, treibt ihre 
fich feſtkrallenden Ranfen überall umher und droht uns zu erſticken 
in gegebener Zeit.” 1 

Diefes Thema von der Reichsfeindlichfeit der Katholiken ift 
fortan in der Liberalen Preſſe in taujend und aber taujend Varia- 
tionen abgehandelt worden. Daß es fich dabei um eine für die 
Yiberalen Zwede gejchaffene Tendenzlüge handelte, hat fein Geringerer 
als Eduard Lasfer unumwunden anerkannt. : Für die Parteien 
der Linken war es eine Erijtenzfrage, daß das Zentrum in völliger 
Iſoliertheit erhalten bleibe. „Man ftrebte dies”, jo erzählt Laster, 
„dadurch zu erreichen, daß man, anfnüpfend an des Zentrums 
Abneigung gegen die Neuordnung der Dinge in Deutjchland, es 
mit der moralischen Acht der Reichsfeindichaft belegte, was, nach 
der Art der alten Reichsachterflärung, die übrigen Oppofitions- 
gruppen verhindern jollte, auch nur gelegentlich ſich mit dem 
Zentrum in Berührung zu jeßen, da jede freiwillige, wenn auch 
nur gelegentliche Berührung mit dem Neichsfeinde eine untilgbare 
Makel in fich ſchloß.“? 





1 Bol. Hiftorifch-politifche Blätter LXX (1871) 702 f. 
2 Aus €. Laskers Nachlaß, Heransgeg. von Wilh. Cahn, TI1, Berlin 
1902, 17. ‚daR 
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Ein anderer Liberaler, Ludolf PBarifius, Hat auf ein wichtiges 
Moment hingewiefen, das die gegen dag Zentrum gerichtete Legende 
von deſſen Neichsfeindlichfeit oder feiner Abſicht prinzipieller 
Dppofition gegen die Regierung von Grund aus zerftören muß: 
Unter den 51 Unterzeichnern des Aufruf zur Bildung des 
Neichstagszentrums waren die meiften Beamte oder Geiftliche ; 
bon Yeßteren 10, dazu ein Obertribunalsrat, 3 Appellation3- 
gerichtsräte, 10 Richter erfter Inſtanz, 2 Regierungsräte, 1 Ober- 
bergrat u. a. Jedem Einfichtigen und Gutwilligen mußte klar 
werden, daß unmöglich alle diefe Leute für ein illoyales, ſtaats— 
und vaterlandsfeindliches Programm fich hätten gewinnen lafjen !. 


Dreizehntes Kapitel. 
Wilhelm I., Bismard und die katholiſche Trage 1869-1871. 


Es unterliegt feinem Zweifel, daß Graf Bismard jchon vor dem 
Kriege von 1866 für die Katholifen Preußens ein gewiſſes Maß 
von Sympathie empfand, und daß, wie bei der wejentlich real- 
politiſchen Richtung feines Empfindens und Denkens vorausgeſetzt 
werden mußte, diefe Sympathie ihr Fundament in der Abficht 
des Minifters hatte, mit den Katholiken politiiche Gejchäfte zu 
machen. Den Mainzer Bilchof von Ketteler Hatte er 1865 für das 
Erzbistum Poſen in Aussicht genommen, „um zu zeigen, daß wir 
nicht antifatholifch, jondern nur antipolniſch wären”. Der Bifchof 
lehnte wegen feiner Unfenntni3 der polnischen Sprache ab. Dann 
jollte Biſchof von Ketteler Erzbiichof von Köln werden und ſpäter 
die Erhebung diejes Kicchenfürften zum Primas von Deutjchland 
erfolgen, damit jo eine engere Zuſammenfaſſung der Katholiken 
und eine Steigerung ihrer Aktionskraft erzielt werde. Mit Hilfe 
de3 jozial außerordentlich intereſſierten „Primas” gedachte Bismard 
dann eine Fonjervativ-joziale Reformpolitif zu treiben, um die 
Herrjchaft des „Judentums“, des Kapitalismus, zu ftürzen, Ein 





! Aud. Pariſius, Deutjchlands politifche Parteien I 139. 
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Kebengedanfe war, durch die Schaffung der Primatialwürde eine 
größere Unabhängigkeit der preußijchen Katholiken von „Rom“ 
herbeizuführen 1. 

Die Bejegung des Kölner Erzjtuhles erfolgte nicht jo, wie in 
diefem Plane vorgejehen war. Gerade zwijchen dem neuen Erz 
biichof Paulus Melchers und der preußifchen Bureaufratie, die 
in dem rheiniſchen Dberpräfidenten Eduard von Möller einen 
Bertreter von ausnehmender Unfreundlichkeit hatte, griff bald eine 
unfiebjame Spannung ein. Bismard bedauerte diejes Verhältnis, 
verhehlte fich aber auch nicht, daß die Beamtenjchaft den richtigen 
Ton nicht gefunden hatte; in einem Erlaſſe erklärte er, daß er 
„nicht alles Unrecht auf jeiten der römijchen Kirche finden könne“, 
und fuhr fort: „Das Berfahren der Regierung gegen die Fatho- 
fische Kirche fan und muß, bei aller Feitigfeit und Entjchieden- 
heit in Wahrung eigenen Rechtes, doch einen Charakter von Wohl: 
wollen, Achtung und Freundlichkeit tragen, den ich in jenem 
Auftreten (der Bureaufratie) vermifje. Ich kann e8 beffagen, aber 
mich nicht darüber wundern, wenn anderſeits die katholiſche 
Kirche den Regierungsorganen nicht das volle Vertrauen entgegen- 
bringt, welches jie in Se Majeftät den König und Seine Re- 
gierung ſetzen jollte.” 2 

Eine Konjequenz der angedeuteten politischen Pläne Bismarcks 
war es auch, daß er 1867/68 die Ernennung eines päpftlichen 
Nuntius für Berlin betrieb. Dieje Abficht jcheiterte an der Ab- 
neigung König Wilhelms. Kaum war der Plan des Minijters 
in die Öffentlichkeit gedrungen, als fich innerhalb des politifchen 
Proteſtantismus eine Agitation wüſter Art dagegen erhob. Sofort 
hatte 3. 2. Jacobi, Profeſſor an der Lutheruniverfität Halle- 
Wittenberg, in einer Frage, die doc von ftaatlichen Gefichtspunkten 





19. Wagener), Bismard nad dem Kriege. Ein Charakter- und Zeit- 
bild, Leipzig 1883, 90; vgl. ©. 63. Dal. Bismard, Gedanken Er- 
innerungen II 152. 

2 9. v. Betersdorff, Rleift- ** Ein Lebensbild, Stutgant 1 1907, 
392 ff. 
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aus beurteilt werden jollte, eine Broſchüre voll der heftigften In— 
veftiven gegen die „Ultramontanen” gejchrieben und das Ganze 
auf den Boden der abgeſchmackteſten konfeſſionellen Polemik ge- 
zogen. Der evangelifchen Kirche jollten angeblich durch die Ab— 
ficht der Regierung eine beleidigende Zurückſetzung und unüber— 
jehbare Nachteile bereitet werden. Die Zulafjung eines Nuntius 
wäre eine „schwere Verfündigung gegen den Teil der Nation, 
welcher immer die eigentliche und Hauptjächliche Stübe der preußi- 
chen Regierung und des preußifchen Staates fein wird“. „Bis 
jebt hat das proteftantifche Volk in dem Vertrauen gelebt, daß 
jeine Regierung proteftantijch jei und den Proteſtantismus wolle. ... 
Iſt das Vertrauen in diefem Punkte einmal geſchwunden, jo wird 
e3 fich ſchwer herſtellen laſſen. Denn e3 wird auch für un- 
befangenere und geübtere Beurteiler häufig unentjchieden bleiben 
müſſen, wie weit das Mißtrauen unbegründet jei.”t Sollte wirklich 
ein Nuntius in Berlin eintreffen, „dann wird man”, das ift 
der pathetiiche Schluß, „vor derjelben Epoche ab, wo Preußen zu 
den legten Schritten für die Erfüllung feiner nationalen Aufgabe 
ſich jchiet, Preußens Abwendung von den höchſten Ideen des 
deutjchen Bolfes datieren. Syn dem Moment, wo e3 jeiner prote- 
ſtantiſchen Bildung den Sieg über das. vom Katholizismus fittlich 
und politifch niedergehaltenen Oſterreich verdankt, hat es dem 
Katholizismus den jcheinbarften äußeren Triumph über die evan- 
geliiche Kirche gegönnt.” 

Derartigen Argumentationen war König Wilhelm I. nichts 
weniger als unzugänglich. Zweifelsohne Hatte des Monarchen 
konfeſſionelles Selbitgefühl durch den Sieg über das Tatholifche 
Ofterreich eine bedeutende Steigerung erfahren. Und durch Bis- 
mare ift verbürgt, daß „die höchſte evangelische Geiftlichfeit“ den 
Monarchen eifrig zum Kampfe gegen Rom getrieben hat. Einmal 
hat der König jelbjt als fein kirchenpolitiſches Programm bezeichnet, 
„die Reformation der Kirche zu vollenden”, diefen Beruf habe er 





1J. L. Jacobi, Der päpftliche Nuntius in Berlin, Berlin 1868, 47 ff. 
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überfommen. Es jei ja auch, jo bemerkte er ein anderes Mal, 
„rein wejentlicher Unterjchied unter den Konfeſſionen“. Deutlich 
hört man da Die reformatorijchen und nationalfirchlichen Sdeen 
des füniglichen Vertrauten, des Generalfuperintendenten W. Hoff: 
mann, nachklingen. 

Jedenfalls war es nicht allzujehr verwunderlich, daß ganz ent- 
gegen den Intentionen feines Kanzler der König fich jchon im 
Spätjahr 1869 zu einem den Katholifen unfreundlichen Vorgehen 
entjchloffen zeigte. Das geſchah aus Anlaß der Angriffe des 
Pöbels auf das Klofter zu Moabit. Der Monarch Tieß ſich über 
dDiefe Vorgänge durch) das Staatsminijterium Bericht erftatten; 
Bismard, der in Varzin weilte, hatte an den Beratungen nicht 
teilgenommen. In dem Berichte riet das Minifterium, im Gegen- 
late zu den vom Könige ausgegangenen Anregungen, von einen 
Borgehen gegen die katholiſchen Ordensgenoſſenſchaften ab; es 
waren von der Krone rigorofere Handhabung des Vereinsgeſetzes 
und Ausweilung der fremdländijchen Mitglieder der Orden bean- 
tragt worden. Diejem jeinem Berichte hatte das Meinijterium 
einen jeiner Auffaffung entjprechenden Ordre-Entwurf beigelegt; 
der König vollzog aber die Drdre nicht, jondern befahl Neu— 
beratung der Angelegenheit. Nun war auch Bismard nach Berlin 
zurüdgefehrt. Bei der Konſeilſitzung votierte auch der Minijter- 
präfident im Sinne des erjten Antrages feiner Kollegen. Er 
führte aus: 

„Andere Mittel al3 die von des Königs Majeftät bezeichneten 
find nach meiner Ansicht nicht da; ich kann auch aus politiichen 
Gründen nicht raten, darüber Hinauszugehen, muß vielmehr davor 
warnen, etwa in der Disfuffion über den Gneiftichen Bericht in 
Sachen der Fatholifchen Klöfter eine Stellung einzunehmen, welche 
— in Abweichung von dem Grundſatz Friedrich! des Großen, daß 
jedermann in Preußen nach feiner Faſſon jelig werden Fünne —, 
das Vertrauen der Katholiken in die Freiheit und Sicherheit ihres 
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Kultus erichüttern könnte. Die Katholifen in Preußen haben fich 
in den Jahren 1848 und 1866 al3 treue Untertanen bewährt; 
eine Erjchütterung des Vertrauens der acht Millionen Katholiken 
wirde ein Nachteil für die Dynaftie ſein; die Mitglieder einer 
bedrückten oder Bedrückung bejorgenden Kirche lafjen fich leicht 
fanatifieren. Je weniger folche Befchwerden vorfommen, je Elarer 
das Bewußtfein gleichmäßigen Rechts fich ausbildet, dejto mehr 
ichwinden die Klagen, welche früher die Bevölkerung in der Ahein- 
provinz bewegt haben. Die Gefahren, welche von den katholiſchen 
geiftlichen Geſellſchaften drohen, find nach meiner Überzeugung 
nicht jo groß, als fie Sr Majejtät dem König vielleicht vor- 
jchweben. Die Projelytenmacherei ijt ein jchlechtes Gejchäft ge- 
worden, denn die Zahl der Evangelischen, welche katholisch werden, 
ift weit geringer als die Zahl der Katholiken, welche zur evan- 
geliſchen Kirche übertreten. Eine Stärkung der nihiliftiichen Ele— 
mente, welche ein jcharfes Einfchreiten gegen die Katholiken fordern, 
ist an fich nicht ratjam; man würde auch dabei voraussichtlich 
die Erfahrung machen, daß die äußerte Linke ſelbſt für die Je— 
juiten eintritt, wenn man die Vereinsfreiheit antaften wollte. Ich 
jchließe mich den Antentionen Sr Majejtät des Königs dahin an, 
die Korporationsrechte an. Vereine mit größter Vorficht zu ge- 
währen, nur bei offenbarem Gewinn für Armen- und Kranfen- 
pflege, und das Vereinsgeſetz gegen geistliche Gejellichaften ſtrenger 
al3 bisher, namentlich in Bezug auf Ausländer, zu hHandhaben.“i 

Leider nur zu bald follte der Kanzler die in dem Votum vor- 
getragenen Gründe gegen eine Katholifenverfolgung vollitändig 
vergefjen. 

Daß König Wilhelm I. immer mehr den Katholifen gegenüber 
in eine unfreundliche und mißtrauifche Stimmung fam, war in 
erheblichem Maße auch Schuld feines Schwiegerjohnes, des Groß— 
herzogs Friedrich von Baden. E3 ift befannt, daß diejer Fürft 





ı Die Anſprachen des Fürlten Bismard 1848—1894, herausgeg. von 
9. dv. Poſchinger 1?, Stuttgart 1895, 13 f. 


350 3. Bud. Das Herannahen des Kulturfampfes in Preußen. 


während des deutjch-franzöfischen Krieges ſich angelegentlich be- 
müht hat, den Konflift mit der Kirche, in dem jeine Regierung 
jih jchon jeit langem befand, auch auf das neue Neich auszu- 
dehnen und jo dem Staate einen fichern Sieg über „Rom“ zu 
verjchaffen. Weniger Beachtung hat die Tatjache gefunden, daß 
er zujammen mit dem füniglichen Schwiegervater 1869 einen ge- 
heimen Agenten zur. Beobachtung des Vatikaniſchen Konzils nad) 
Rom entfandte; der Agent war der Staatsrat Heinrich Gelzer. 
Die Abficht, die von beiden Fürften verfolgt wurde, „fich unab- 
bängig von den offiziellen Berichten in befonderer Art über das 
zu informieren”, was in Rom vorging, war nicht realifierbar, 
wie jedermann erkennt, der hinfichtlich der Schwierigkeiten objef- 
tiver Berichterftattung über das Konzil Bejcheid weiß. Seine 
Informationen hat Gelzer, wie e3 jcheint, Hauptjächlich aus Kreijen 
des Kardinals Guftav von Hohenlohe bezogen!, aljo dorther, wo 
auch eine Hauptquelle der „Römifchen Briefe” floß. Auf Objef- 
tivität durften jolche Berichte Schon ihrem Urſprunge nach feinen 
Anjpruch erheben. Über den Gejamtcharafter der Gelzerfchen 
Berichte wird von einem Kenner mitgeteilt: „Sie bezeichnen eine 
frühzeitige Erfenntnis der Schwierigkeit, welche auf dieſem [dem 
firchlichen] Gebiete dem Deutjchen Reiche entjtehen jollte, und be- 
reiteten in jehr hohen Kreijen entjchieden darauf vor, daß ſich die 
wohlwollende Haltung der Bismardjchen Politik der Kurie gegen- 
über für die Zukunft fchwerlich behaupten Yafjen werde, jofern 
man nicht entjchloffen wäre, jehr weitgehende Wünſche und Pläne 
Roms mitzumachen und zuzugejtehen.” 2 

In einem Eonzilsfeindlichen Sinne berichtete auch der preußijche 
Geſandte beim Heiligen Stuhl, Harry von Arnim, gelegentlich 
jelbft immediat, an den Monarchen, Arnim bejaß aljo damals 
ſchon, um das berühmt gewordene fpätere Wort Bismards zu 
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gebrauchen, „die gejchonten Kräfte und die Muße, bei Sr Majeftät 
eine andere Bolitif al3 die des verantwortlichen auswärtigen Mi- 
nifter8 zu befürworten”. 

Der Kanzler war nicht geneigt, dem Konzile gegenüber eine 
aggrejjive Stellung einzunehmen. Zu einer jolchen hatte ihn jchon 
im April 1869 die Zirkulardepejche des bayrischen Minifterpräfi- 
denten Chlodwig von Hohenlohe bewegen wollen. Bismarcd glaubte, 
„ohne alle Beunruhigung” dem Zujfammentritt des Konzils ent- 
gegenjehen zu jollen. Auch der Vorſchlag Arnims, zu den Be- 
ratungen des Konzils jolle das vereinte Deutjchland als Vertreter 
jeiner Intereſſen einen oder mehrere Botjchafter (oratores) ent- 
jenden, fand in ihm einen Gegner: „Für Preußen gibt es ver- 
faflungsmäßig wie politisch nur einen Standpunkt, den der vollen 
Sreiheit der Kirche in Firchlichen Dingen und der entjchiedenen 
Abwehr jeden Übergriffs auf das ftantliche Gebiet. Zu der Ver- 
miſchung beider jelbjt die Hand zu bieten, wie es durch Abjen- 
dung von oratores gejchehen würde, darf die Staatsregierung 
ſich nicht geftatten.” 1 

Später wurde dem Geſandten zur Pflicht gemacht, im Verkehr 
mit den deutſchen Biſchöfen „fich immer im Sinne der Mäßigung 
und Bejonnenheit, aber auch der vollfommenen Sicherheit und 
Sejtigfeit der königlichen Regierung auszufprechen“. | 

Dieje ruhig abwartende Haltung bewwahrte der Minifterpräfident 
auch in der Folge, jo jehr der römiſche Geſandte gegen „abjo- 
Intiftiiche Pläne“ der Kurie eifern mochte. Die Befürchtungen 
diejes Diplomaten über „die üblen Nachwirkungen des Konzils“ 
vermochte Bismard „in demjelben Maße” nicht zu teilen, immer- 
hin wollte er, daß den Bifchöfen der Minorität „jede Ermutigung 
zugeteilt werde, woraus fie die Überzeugung fchöpfen können, daß 
die Regierungen fie feinesfalls im Stiche laſſen, jondern ihnen 
jeden Schuß gewähren werden, den die Umstände fordern, jo lang 
und jo weit fie jelbjt in der Wahrung ihrer Rechte und ihrer 
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Stellung gegenüber dem Firchlichen Abjolutismus gehen wollen“ 1. 
Einen Brief, den Arnim an Kardinal Antonelli richtete, um dieſen 
vor den Verwicklungen zu warnen, die fich al3 Folge der Defi- 
nition des Unfehlbarfeitsdogmas ergeben würden, fand die Re— 
gierung in Berlin „jehr ſtark“. Schwerlich hätte Bismard auch) 
dag Promemoria gebilligt, das am 17. Mai Arnim einem deutjchen 
Bilchofe überjandte. Der Brief gab im wejentlichen die Stim- 
mungen der Partei wieder, die fich jpäter in der altkatholiſchen 
Sekte zujammenfand. Durch die Annahme der Infallibilität von 
jeiten des Epijfopates würde der Staat in ein „Leidenjchaftliches 
Berhältnis zur römischen Kirche” treten. „Das Feld, auf welchem 
der Krieg geführt werden wird, ift nicht jchwer zu bezeichnen: 
Endloje Streitigkeiten bei den Wahlen der Bilchöfe und daraus 
folgende lange Sedisvafanzen, Austreibung der Jeſuiten, Be- 
ichränfung der individuellen Freiheit in Bezug auf Mönchsorden ; 
Berbot, Geiftliche in Rom jtudieren zu lafjen und vor allem Be- 
jeitigung alles kirchlichen Einflufjes auf die Schule.” Deshalb 
gebe er den Bijchöfen der Minorität den Nat, mit einer Ber- 
wahrung das Konzil zu verlaflen, dann werde es der Batifan 
nicht zum äußerjten kommen lafjen 2. 

Bismard wollte e3 vermieden haben, daß ſolche Erklärungen 
über das, was die Regierung fünftig tun werde, abgegeben würden. 
„Solche laufen auf Drohungen hinaus, und dieſe hätte man als 
Beeinträchtigung der Tirchlichen Freiheit ausgegeben.“3 Es ift 
aber denfbar, daß er bei der irrtümlichen Auffafjung, die er von 
der Stellung der deutſchen Minoritätsbiichöfe hegte, mit einer 
großen jchismatischen Bewegung in Deutjchland gerechnet und in 
jeinem beweglichen Geifte darauf politifche Entwürfe gegründet hatte, 

Als die Proflamation des Dogmas erfolgte, war der Kanzler 
vollftändig von der Sorge um den franzöfiichen Krieg beherricht. 
Er wollte deshalb überhaupt nicht, daß Preußen „eine afzentirierte 
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Haltung” einnehme, noch daß fpeziell Arnim demonftrativ abreife, 
wie dieſer beabfichtigt hatte. Das würde nur ein Schlag ins 
Waſſer fein, jo meinte er, und die jpätere Haltung nur jcehwierig 
machen. „Enthalten Sie fich”, depejchierte er am 20. Juli 1870, 
„jeder oftenfiblen Demonftration: die Jnfallibilität ift ung augen- 
blicklich ohne Intereſſe.“ 

Sicher war das auch feine Grunditimmung Hinfichtlich dieſer 
Frage während des ganzen Krieges. Als wichtigſte gegenteilige 
Außerung aus feinem Munde hat feine Zufage an den Grof- 
herzog von Baden zu gelten, „daß er nach Beendigung des Krieges 
gegen die Unfehlbarkeit vorgehen wolle”2, Um mehr als eine 
vorübergehende Stimmung kann es fich hier nicht gehandelt haben. 
Denn dem Berichte des Kronprinzen Friedrich Wilhelm ſteht gegen- 
über, was Großherzog Friedrich jelber am 17. September 1873 
dem Altkatholitenführer von Schulte erzählte: er habe in Ber- 
ſailles Vorſchläge zum wirfjamen Verfahren gegen die Bijchöfe 
gemacht, aber bei Bismard dafür fein Verſtändnis gefunden ®. 
Man fann demnach als ficher annehmen: dieſelbe Politik des 
Abwartens wie gegenüber dem Konzile überhaupt wollte der 
Kanzler auch in Hinficht auf etivaige nachteilige Folgen der Un- 
iehlbarfeitslehre verfolgen. In diefem Sinne injtruierte er ſchon 
am 20. Juni 1870 den Staatsjefretär von Thile: „Den Kampf 
über das katholiſche Dogma auf dem römijchen Terrain auf- 
nehmen, hieße für uns den Leviathan im Wafjer angreifen; laſſen 
wir ihn aufs Trodne fommen, d.h. auf den Boden der praf- 
tiichen Durchführung des Dogmas innerhalb des preußiſchen Staats⸗ 
rechtes; da find wir ihm überlegen.” 

In der gleichen Richtung bewegte fich der Bejchluß des preußischen 
Staatsminifteriums vom 8. Dftober 1870, „dab den Erlafjen der 
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preußijchen Bijchöfe über die Beichlüffe des Vatikaniſchen Konzils 
gegenüber ein nur theoretifches Eingehen von feiten der Staats— 
regierung nicht ftattzufinden habe, vielmehr Lediglich abzuwarten 
jein werde, ob daraus praftifche Konjequenzen gezogen würden, 
denen die Verwaltung oder die Geſetzgebung entgegenzutreten haben 
werde.“ 1 | | 
Aber etwaige aus der altkatholiichen Bewegung fich ergebende 
Chancen wollte der Minifterpräfident feinesmegs aus der Hand 
geben, Ein Borgehen gegen die Breslauer altkatholiichen Pro— 
fefforen Iehnte er ab, weil „in einem großen Teil der fatholifchen 
Kirche gerade jebt eine über einen Profeffor in Bezug auf feine 
Behandlung der nfallibilitätsfrage verhängte Rüge einen üblen 
Eindruck hervorbringen und eine faljche Auffaffung von der Stel- 
lung der füniglichen Regierung zu diejer Frage bewirken würde” 2. 
Noch gegen das Ende des Jahres 1870 hielt er dafür, daß eine 
Erörterung der Frage, welche Autorität das Konzil und das 
Dogma in Anfpruch nehme, für jet noch nicht erforderlich oder 
zeitgemäß jein dürfte 3. | 
Mittlerweile hatte Bismards ftaatsmännijches Denken eine außer- 
ordentlich papftfreundliche Richtung eingejchlagen. Der doppel- 
züngige Vertreter Preußens in Rom, Graf Arnim, hatte es zu- 
wege gebracht, daß an der päpftlichen Kurie eine bedeutende Partei 
entitand, die von Preußen eine Löjung der römifchen Frage und 
im Notfalle eine gaftliche Aufnahme für den entthronten Papſt 
erhoffte. Dazu hatte es nur, um von Sybels ſarkaſtiſches Wort 
zu gebrauchen, „einiger ſüßer Phrajen des Herrn von Arnim” 
bedurft, „ebenjo ſüß, wie fie fein Kollege in Florenz den italie- 
nischen Miniftern jpendete”*. In der Tat waren die Äußerungen 
Arnim in Rom zu Gunften des Vatikans mit den Freundlich- 
feiten, die der preußifche Gejandte Braffier de St-Simon zu 
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Florenz gegen Viktor Emanuel ausfprach, ſchwer in Einklang zu 
bringen. 

Seine ganze Zweizüngigfeit offenbarte Arnim im Januar 1871, 
al3 der italienische Kronprinz Humbert zum erjtenmal Rom be: 
juchtel. Der beim Heiligen Stuhle beglaubigte preußijche Gejandte 
machte jofort dem Sohne Viktor Emanuel3 feine Aufwartung, 
und als ihm Antonelli erflärte, daß der Papft durch dieſes Be- 
nehmen außerordentlich verlegt jei, fand Arnim als Erwiderung 
nur die ſchöne Phrafe, wie jehr er gelitten habe, als er die Türe 
des Duirinal3 überjchritt. Man muß annehmen, daß das jehr auf- 
fallende Benehmen Arnims auf deſſen eigene Rechnung zu jegen 
ift, und daß Bismard in dem damaligen Stadium der römijchen 
Stage die Vorwürfe der ausländiichen Brefje?, daß er dem Heiligen 
Stuhle gegenüber ein jchnödes Doppelfpiel treibe, nicht verdiente. 

Denn der Kanzler war damals gerade im beften Zuge, das 
von Arnim gepflanzte Bäumchen des Vertrauens Pius’ IX. auf 
preußiiche Hilfe in wohlwollende Pflege zu nehmen. Im No- 
vember 1870 war Erzbiichof Ledochowski von Bojen nach Ber- 
jailles gefommen, um dem Könige eine Adreſſe jeiner Kirchen: 
provinz zu Gunſten des Heiligen Vaters zu überreichen. Zugleich 
fragte der Erzbiſchof an, ob nötigenfalls der Papſt in Preußen 
ein Aſyl finden werde. Für diefe Idee der Auswanderung des 
Papftes nach Deutjchland hatte ganz bejonders Arnim gewirkt 
und einige Mitglieder des päpftlichen Hofes dafür gewonnen, 
zum Glücke nicht auch den Staatzjefretär Kardinal Antonelli. 

König Wilhelm war von der Trage Ledochowgfis wenig er: 
baut; er hatte vor einer Ankunft des Papſtes in Deutjchland, 
wie Bismard verficherte, Angft, fürchtete, daß alles in Preußen 
fathofifch werde. Gleichfalls abgeneigt war auch der Kronprinz. 
Bismard aber trug feinem Monarchen vor, wenn der Bapft ihn 
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um ein Aſyl bitte, jo dürfe er es ihm nicht abjchlagen: Er habe 
zehn Millionen katholiſcher Untertanen, die den Oberherrn ihrer 
Kirche geſchützt ſehen wollten 1. 

Der Kanzler dachte daran, Köln oder Fulda als päpſtliche 
Reſidenz in Vorſchlag zu bringen. „Es wäre“, ſo führte er am 
9. November 1870 bei Tiſch aus, „eine unerhörte Wendung, 
aber doch nicht ſo unerklärlich und für uns recht nützlich, wenn 
wir den Katholiken als das erſchienen, was wir in Wirklichkeit 
find, als die einzige Macht gegenwärtig, die dem oberjten Fürften 
ihrer Kirche Schuß gewähren fünnte...., Wir hätten die Bolen 
für ung. Die Oppofition der Ultramontanen hörte auf in Belgien, 
in Bayern. Mallindrodt träte auf die Seite der Regierung... . 
Wenn nun auch etliche Leute in Deutjchland wieder katholiſch 
würden — ich werd's nicht —, jo hätte das nicht viel zu be- 
deuten, wenn fie nur gläubige Chriften wären. Die Konfejfionen 
machen’3 nicht, fondern der Glaube. Man muß toleranter denken.“ 
Dem konfeſſionellen Mißtrauen des Königs ſetzte Bismard das 
Argument entgegen, „daß die Anſchauung der römischen Priefter- 
herrjchaft die Deutjchen fFurieren werde”. Im Geifte ſah der 
Kanzler. jchon den Bapit in Brühl bei Köln rejidieren: „Ein alter 
erzbiſchöflicher Sitz, eine berühmte Kathedrale, eine katholiſche Be— 
völkerung, ein ſehr katholiſcher rheiniſcher Adel“, das alles ſollte 
den Vorſchlag als ſehr anſprechend erſcheinen laſſen; „dazu ſollten 
vorzugsweiſe katholiſche Regimenter die Garniſon bilden“?. Daß 
der erwartete politiſche Nutzen ſehr groß fein werde, war dem 
Minifter zweifellos ®. 

Über das Hauptanliegen Ledochowskis aber, den in der Adreſſe 
ausgeſprochenen Wunſch, daß Preußen gegen die Okkupation des 
Kirchenſtaates einen Proteſt erhebe, ſprach ſich Bismarck nur aus— 
weichend aus. „Man könne gar nicht einſehen, welche Art des 
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Proteſtes der Papft erwarte, da die Frage über den weltlichen 
Beſitz der Streitpunkt fei und der päpftliche Stuhl fich die Ent- 
jcheidung über die Nechtsfrage vermöge der Unfehlbarfeit aus⸗ 
ſchließlich allein vorbehalten habe ().“ 

Im übrigen hatte der Großherzog von Baden damals den Ein- 
druck, dat „der Kanzler noch immer jehr geneigt fei, die wohl- 
wollendften Gefinnungen für den päpftlichen Stuhl an den Tag zu 
legen”. Als Motive Bismards bezeichnet der Großherzog die Rück— 
ficht auf die inneren deutjchen Berhältniffe und die ultramontaneıt 
Parteien, befonders in Bayern, und die Hoffnung des Minifters 
auf entiprechende freundfchaftliche Gegenteiftungen von jeiten der 
römischen Kurie. Mit dem Hinweis auf diefe Motive habe Bis- 
mark auch den König „verfühnlich und entgegenfommend“ zu 
jtimmen verftanden; am 12. Dezember 1870 glaubte der Grof- 
herzog wahrnehmen zu können, der Monarch „jei jebt jogar in 
Betreff der Konzilsbeichlüffe unbejorgter geſtimmt gewejen, als es 
früher der Fall war: er meinte, diefelben würden für Preußen 
mit Ausnahme von Bojen wenig Bedeutung erlangen“ 2. 

Diefe Stimmung erfuhr wiederum einen Umfchlag, als gegen 
Weihnachten der Bapft jondieren ließ, ob es dem künftigen Kaijer 
angenehm fein werde, wenn zur Proflamation des Deutjchen 
Reiches eine Deputation von Kardinälen erjcheine, um die Glück— 
wünſche des Oberhauptes der katholiſchen Kirche auszusprechen. 
Führer der Deputation jollte Antonelli jein. Der Plan wollte 
dem König „gar nicht gefallen” 3. | 

Man glaubte in Berjailles in dem von dem Papſte geplanten 
Freundſchaftsbeweis die Tendenz der Kurie wahrnehmen zur fünnen, 
„bei einer deutſchen Kaijerfrage ein Wort mitzufprechen oder auf 
irgend eine Weife dabei vertreten zu fein’. Die ablehnende Ant- 
wort des Königs wurde Hinter Höfliche Formen verftedt, es fei 
zu einer Gratulation noch zu frühe, man möge das Vorhaben 
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vertagen. Aber Bismard benubte die Anfrage des Papſtes jofort 
zu einem politischen Schachzuge. Er Tieß die Abficht des Vatikans 
den katholiſchen Deputierten in der bayrischen Abgeordnetenfammer, 
wo gerade über die Berjailler Verträge die befannten erregten 
Berhandlungen ftattfanden, mitteilen, erzielte jedoch mit der — 
teilung nicht den gewünſchten Erfolg1. 

Aber Bismard würdigte durchaus die Politik des Heiligen 
Stuhles. Das Verhältnis zwijchen Preußen und Italien hatte 
während des Krieges eine jchwere Trübung erfahren; dag junge 
Italien galt in den Augen Preußens wegen der franzojenfreund- 
fichen Unternehmung Oaribaldis als bejonders undanfbar. „Es 
war”, jo jagte Bismard ſpäter, „eine auffallende Erjcheinung, 
daß in Italien die Vorliebe für die Franzojen jtärfer war als 
die Rüdficht auf die Anterefjen des Landes, welches im Verein 
mit uns auf den Schlachtfeldern die Unabhängigkeit von Frank— 
reich hätte erfämpfen müfjen. Wir haben es allein gefonnt, aber 
e3 iſt eine Tatjache, daß uns italienische Truppen unter Gari— 
baldi gegenübergeftanden haben, deren Abgang von Haufe hätte 
verhindert werden fünnen.... Wir waren weit entfernt, daß 
wir aus. Vorliebe für alien irgend etwas getan hätten.” Die 
Hoffnungen der Katholiken, dag Preußen in der römischen Frage 
intervenieren werde, mußte deswegen auch der Kanzler al3 wohl: 
begründet bezeichnen: „Es hat vielleicht”, erklärte er, „Taum einen 
Moment gegeben, welcher geeigneter geweſen wäre zu einer Ver- 
tändigung mit dem römischen Stuhle als ber am Schluß des 
franzöfiichen Krieges.” ? 

In demjelben Sinne äußerte er am 13. Februar 1871 zu 
Berfailles: „Sch Hoffe es auch noch zum Bertrauensmann der 
fatholiichen Kirche zu bringen. Nichts kann törichter fein, als 
mich für einen Feind des römischen Stuhles zu Halten. Für 
mich ift der Papſt an erjter Stelle eine politische Figur, und ich 
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habe einen angeborenen Reſpekt vor allen realen Mächten und 
Gewalten. Ein Mann, der über die Gewifjen von zweihundert 
Millionen Menjchen verfügt, ift für mich ein großer Monarch, 
und ich würde nicht das mindefte Bedenken tragen, geeignetenfalls 
in politifchen Dingen auch die Vermittlung und felbft auch den 
Schiedsfpruch des Papftes zu provozieren. Das noli me tangere 
it für mic) nur die europäische Machtitellung des geeinigten 
Deutjchland, welche verjtändigerweije als der wertvollite Edelftein 
in der päpftlichen Schatzkammer betrachtet werden jollte.” 1 
' Um diefelbe Zeit fam Bismard in feinen Verhandlungen mit 
dem Kardinal Bonnechofe, Erzbijchof von Rouen, auf die römifche 
Frage zurüd. Der Kardinal war nach Verjailles gefommen, um 
bon jeinem Sprengel eine ungeheure Kontribution abzuwenden, 
die der Sieger auferlegt hatte. Der Kardinal wandte das Augen- 
merk des Kanzler8 auch auf die Notlage des Heiligen Baters. 
Bismard antwortete, daß er den Kriegszug Italiens mißbilligt 
habe (!); Preußen könne nicht zwei Dinge auf einmal tun, und 
jo jei es ihm augenblidlich unmöglich, Italien des Vapftes wegen 
den Krieg zu erklären; auch nach dem Kriege könne man nicht 
den deutſchen Protejtanten zumuten, ihr Blut zu vergießen für 
die Sache des Papſtes, aber es gäbe ja andere Mittel, dieſe 
leßtere zu fördern und ihr zum Siege zu verhelfen; ficher werde 
das Berliner Kabinett dieſe Mittel ergreifen und gebrauchen.” 2 
Auch bei Kaifer Wilhelm, dem Kronprinzen und dem Groß— 
herzog von Baden glaubte der Kardinal Intereſſe für die Löſung 
der römischen Frage gefunden zu haben. 
Aus welchem Grunde Fürft Bismard in dem franzöfiichen 
Prälaten dieje Hoffnungen auf eine preußiiche Intervention er- 
weckte, iſt unſchwer einzufehen. Bon dem Einfluß, den der fran- 
zöſiſche Epijfopat bei den neuen Gewalthabern Frankreichs hätte 
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ausüben fünnen, hegte er die übertriebenften Vorftellungen. Des- 
halb Hatte er auch ſchon durch Ledochowski den Papſt darım 
erſuchen laſſen, daß er die franzöſiſchen Biſchöfe inſtruiere, für 
einen baldigen Frieden mit Preußen zu wirken. Bei einer katho— 
liſchen Nation, ſo dachte ſich der Kanzler die Sache, müſſe der 
„unfehlbar gewordene“ Papſt kommandomäßig, in rein mechaniſcher 
Wirkungsweiſe durch das Inſtrument der Biſchöfe erreichen können, 
was er nur wolle. An der Bereitwilligkeit des Papſtes, für 
den Friedensſchluß ſich zu bemühen, war um ſo weniger zu 
zweifeln, als Pius IX. bereits am 22. Juli 1870 ſich erboten 
hatte, zwiſchen Preußen und Napoleon III. zu vermitteln; aber 
auf eine Wirkung, die der Wunjch des Papſtes bei den fran- 
zöfischen Biſchöfen erzielt habe, hat der Kanzler, wie er fpäter 
äußerte, vergebens gehofft. „Die Bilchöfe“, jo meinte er, „Haben 
aus Furcht vor der Diktatur in Tours nicht gewagt, für den 
Frieden einzutreten, der Damals unter viel günftigeren Bedingungen 
für Franfreich zu ftande gefommen wäre.” 1 

E3 war vergebliche Mühe, wenn der Vicomte de Gontaut, 
dem der Kanzler 1874 dieje feine Bejchwerde über den franzöfiichen 
Epijfopat auseinanderjegte, darzulegen verjuchte, für päpftliche 
Mahnungen Hinfichtlich politifcher Fragen könne nicht aus der 
Unfehlbarfeit die Pflicht abjoluten Gehorſams auf jeiten der 
Katholiken hergeleitet werden. Bismard glaubte die Sache befier 
zu wifjen und jagte, er müſſe jchliegen, Gontaut „lei fein jo 
guter Katholif, al3 er geglaubt habe“ 2. 

E3 Liegen auch Andeutungen vor, daß Bismard in der Furcht 
vor einer Einmifchung der europäischen Mächte dem Papſte eine 
noch weitergehende VBermittlerrolle in den Friedensverhandlungen 
mit Frankreich übertragen wollte. Aber den Charakter einer 
„Mediation” wollte wohl die franzöfiiche Regierung, nicht aber 
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Preußen der Tätigfeit des Papftes zuerkannt wiffen. Der Kanzler 
behandelte in der Folge die Sache dilatorijch, bis die Ereigniffe 
eine andere Wendung herbeiführten !. 

Seine Enttäufchung darüber, daß es ihm nicht gelungen, die 
päpftliche Unfehlbarkeit für feine politischen Zwede auszunützen, 
ift das erfte, was Bismard in dem „Kulturkampf“ überjchriebenen 
Kapitel feiner Memoiren erzählt. Es war ihm zweifelhaft ge- 
worden, ob er durch eine Intervention zu Gunſten des Papſtes 
des letzteren „Beiſtand in unjern inneren Angelegenheiten ge- 
wonnen haben würde”. „Der Gallifanismus erjchien mir ftärfer, 
als ich ihn 1870 der Infallibilität gegenüber einjchägen fonnte, 
und der Papſt jchwächer, als ich ihn wegen feiner überrafchenden 
Erfolge über alle deutſchen, franzöfischen, ungarifchen Biſchöfe ge- 
halten Hatte.” Nach alledem habe ihm die Hilfe des Papſttums 
nicht „wertvoll genug” erjcheinen fünnen, „um die Verftimmung 
der deutjchen Broteftanten und der italienischen Nationalpartei 
und der letzteren Rückwirkung auf die zukünftigen Beziehungen 
beider Völker in den Kauf zu nehmen, die das Ergebnis eines 
öffentlichen Eintretens für die päpftlichen Intereſſen bezüglich 
Roms fein mußte”. Den „Widerjtand der weltlichen Jeſuiten 
zu brechen, die die Träger des parlamentarischen Katholizismus 
zu fein pflegen“, wäre nad) Bismards Anficht dem Bapite wahr: 
jcheinlich Doch nicht gelungen 2. 

Die Zuſammenfaſſung der Reſultate vorftehender Darlegungen 
zeigt, daß die Anficht, Bismard habe jchon während des fran- 
zöfiichen Feldzuges weitgehende Pläne wegen eines Kampfes gegen 
die katholiſche Kirche in fich getragen, nicht haltbar iſt. Faßt 
man ind Auge, daß der Kanzler troß aller Schwanfungen feiner 
Politif dem Fonjervativen Gedanken Tebenslang ein gewiſſes Maß 
von Anhänglichfeit bewahrt Hat und mit dem ihm immer wider- 
wärtigen Liberalismus nur zur Erreichung raten Bwede 
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zeitweilig paftieren wollte, jo laſſen die erzählten Einzelheiten 
recht wohl den Schluß zu, daß während des Aufenthaltes in 
Frankreich fein politisches Planen, um einen furzen Ausdruck zu 
gebrauchen, jich im Kreije Elerifal-fonjervativer Belleitäten bewegt 
hat und die Unterjtügung jeiner Politik durch die Katholiken 
Preußens ihm durchaus wünſchenswert erjchien. Eine andere 
Frage ift, ob bei den DVorftellungen, die Bismard von Bartei- 
gefolgichaft und Brinzipientrene hatte, die Katholifen und ihr 
firchliches Oberhaupt die Dienfte, die der gewalttätige Mann von 
ihnen erwartete, hätten leisten fünnen, ohne der Kirche die ver- 
hängnisvolliten Schädigungen zuzuziehen. Jede Partei, die fich 
dem Fürften verjchrieb, konnte ficher fein, über furz oder lang 
durch ihren Protektor einem LZerreibungsprozefje überliefert zu 
werden. — 

Den parteipolitiichen Berechnungen des Kanzler gaben die 
Mahlen zum erjten deutjchen Reichstag (7. März 1871) einen 
vorläufigen Abſchluß. Eine Liberale Mehrheit war dem hohen 
Haufe ficher. Mit diejer fich zu verjtändigen, erjchien dem Kanzler 
ſchon aus NRüdficht auf die auswärtige Politik geboten!. Eine 
jolche Verftändigung war übrigens des Kanzlers Abficht bereits 
nach) den Siegen des Jahres 1866. Damals war durch den 
Antrag der Regierung auf Indemnität die Beilegung des Ver— 
fafjungsfonfliftes und zugleich die Sprengung der fortjchrittlichen 
Dppofition erreicht worden: es bildete fich die nationalfiberale 
Partei mit dem ausgefprochenen Zwecke, die äußere und militäriſche 
Politik der Regierung vertrauensvollit zu unterftüben?. Bejondern 
Eindruck hatte es bei den Vertrauensvollen unter den Liberalen 
gemacht, daß von Bismard, dem Erzreaftionär, für den nord- 
deutfchen Reichstag das allgemeine, gleiche und geheime Stimm- 
recht in Vorſchlag gebracht worden war. Damit war nicht im 





ı M. Buſch, Tagebuchblätter III 149. 
2 Bol. M. Spahn, Zur Entftehung der nationalliberalen Partei, in 
Beitjchrift für Politif I, Berlin 1908, 346 ff. 


13. Kapitel. Wilhelm I., Bismard und die fath. Frage 1869—1871. 363 


geringften eine Befehrung des leitenden Staatsmannes zu Yiberalen 
Grundjägen gegeben. Wie er feinem ſächſiſchen Kollegen von riefen 
. angeinanderjegte, konnte er das allgemeine Wahlrecht, das er num 
einmal „in der Hite des Kampfes” gegen den Deutfchen Bund 
vorgejchlagen Hatte, nicht ohne weitere aufgeben. Aber feine 
Anficht jei die: entweder falle, wie bei dem großen Enthufiasmus 
im Volk angenommen werden dürfe, der erite Eonjtituierende 
Reichstag des Norddeutichen Bundes ganz fonjervativ aus, dann 
werde diefer von jelber das allgemeine Stimmrecht ablehnen ; 
oder der Neichstag werde jo radifal fein, daß ein baldiger Kon— 
flift den Regierungen zeigen werde, mit diefem Wahlrecht ſei nicht 
auszufommen. Alfo werde er auf jeden Fall den Barlamentaris- 
mus duch den Parlamentarismus jtürzen fünnen!. Bismard 
hatte damit weder die Möglichkeiten der Entwidlung im nord- 
deutjchen Reichstag erjchöpfend aufgezählt, noch alle Motive be- 
rührt, die ihm eine Maßregel nahegelegt hatten, die liberalerſeits 
al3 verheißungsvolle Schwenfung nach links angejehen werden 
mußte. Den Liberalen wollte er entgegenfommen auch aus einem 
höchit perfünlichen Grunde, um ſich nämlich am Staatsruder zu 
erhalten. Hierüber unterhielt er fich jehr offen mit Guftav von Dieft 
im Sommer 1867. Das neue Wahlſyſtem ſei, jo wiederholte er 
auch hier, nur ein Schachzug gegen Lfterreich geweſen, etwas 
Liberaleres könne Ofterreich als Paroli dem gegenüber nicht bietent. 
Auffchlußreich aber ift das Folgende: er, Bismard, müſſe 
alle Parteien Deutjchlands auf feine Seite bringen. Als Dieft 
Einwendungen machen wollte, rief ihm der Minifter erregt zu: 
„Wollen Sie mich überhaupt noch der Tonjervativen Partei er- 
halten? Bin aber nicht ich und die Konfervativen völlig ver- 
[oren, wenn der Kronprinz zur Regierung fommt? Sobald der 
alte Herr die Augen zumacht, befomme ich vom Kronprinzen einen 
Tritt; den Tritt fann er mir aber nicht geben, wenn ich der 
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Majorität in den Volfsvertretungen ficher bin, diefe Majorität 
aber wiederum erlange ic) jet nur durch ein ſolches Wahliyftem.... 
Wenn das Wahlfyftem in einigen Jahren nicht mehr nötig fein 
wird, oder wenn es mir nicht mehr gefällt, jo nehme ich es 
wieder zurüd.“ 1 

Auch der Kriegsminifter von Roon jah in des Kanzlers Lieb- 
äugeln mit dem Liberalismus den Ausdrud des Bedürfnifjes 
Bismards, feiner Gewohnheit des Herrjchens treubleiben, „a tout 
prix möglich bleiben” zu können. „Es wird (von Bismard)”, 
jo Hagte Roon am 16. Januar 1871, „mit den Nationalliberalen 
fortfofettiert, und die alten Freunde und Gefinnungsgenofjen 
werden ziemlich ignoriert; er meint durch diplomatische Dialektik 
und menschliche Klugheit übrigens alle gewinnen und über den 
Gänfezuder führen zu können, redet mit den Konjervativen Fon: 
jervativ und mit den Liberalen liberal und bekundet durch dies 
alle entweder eine jo ſouveräne Berachtung aller feiner Um— 
gebungen oder jo unbegreifliche Illuſionen, daß mir dabei ganz 
graulich zu Sinne wird. Er will a tout prix möglich bleiben, 
jest und Fünftig, und zwar weil er wohl die Empfindung hat, 
daß der begonnene Bau unter dem Hohngelächter der Welt zu: 
jammenfällt, jobald er die Hand davontut.” 2 

Daß der Kanzler nach dem Kriege eine „neue Ara freiheitlicher 
Entwidlung” im BZufammengehen mit den Liberalen eröffnen 
werde, ſtand bei Roon bereitS am Ende des Aufenthaltes in 
Frankreich feit. Er jah in Bismard den „Oberprieiter, der den 
alten Kultus aufzuopfern trachtet, um neuen Gottheiten Altäre 
zu bauen”3. 

Sollte zwijchen den Liberalen und dem leitenden Staatsmann 
eine Verjtändigung erfolgen, jo war unzweifelhaft, daß Diejer 
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unter Opferung Eonjervativ-chriftlicher Prinzipien bejonders hin- 
fichtlich der Kirchen: und Schulpolitif feinen neuen Freunden 
werde Zugeſtändniſſe machen müſſen. 


Vierzehntes Kapitel. 
Vorſpiel des Kampfes in Parlament und Preſſe. 


Nun laſſet die Glocken von Turm zu Turm 
Durchs Land frohlocken im Jubelſturm! 
Des Flammenftoßes Geleucht facht an, 
Der Herr Hat Großes an uns getan. 
Ehre fei Gott in der Höhel (Geibel.) 

Sp jubelten auch die deutjchen Katholifen dem neuerjtandenen 
Deutjchen Reiche entgegen; auch ihnen war es eine herzinnige 
Freude, daß das deutjche Vaterland nach langer, namenlos großer 
Schmach wieder geeinigt war und angeſehen im Nate der Völker. 
Zur Herbeiführung diefer großartigen Erfolge hatte das katholiſche 
Volk feinen ungejchmälerten Anteil an jchwerjten Opfern beige- 
jteuert, der katholiſche Soldat hatte jo freudig jein Blut vergofjen 
wie der protejtantiiche Waffenbruder. Bei. feierlicher Gelegenheit 
anerkannte Kaiſer Wilhelm I., daß die Katholiken die warme und 
unerjchütterliche Liebe zu ihrem Baterlande, die er jchon Yängjt 
fennen gelernt, auch in dem letzten Kriege betätigt und mit dem 
Blute ihrer heldenmütigen Söhne befiegelt hätten !. 

War es bei diefer Sachlage gerecht, billig oder auch nur Flug, 
daß der Proteſtantismus dag neue Kaifertum gleichjam als fon- 
fejfionelle Injtitution für fich in Anfpruch nahm und das unglüd- 
jelige Schlagwort vom „proteftantischen Kaiſertum“ ſogleich nad) 
dem Kriege in Umlauf brachte? 

Das Bertrauen der Katholifen in die Gerechtigkeit der Regie— 
rung. war ungemindert. Sie gaben fich der Hoffnung Hin, daß 
der von dem Liberalen geplante Vorſtoß gegen die kirchliche 
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Freiheit unter dem Beijtande der Regierung werde zurüdgemiejen 
werden, und daß die Krone ihr Berjprechen, für die Wahrung 
der Würde und Unabhängigkeit des Heiligen Stuhles intervenieren 
zu wollen, einlöjen werde. Unterm 6. März 1871 iüberjandte 
Papſt Bius IX. dem neuen Kaijer ein in herzlichjten Ausdrüden 
gehaltenes Beglüdkwünjchungsjchreiben und jprach darin die Hoff- 
nung aus, daß die deutiche Einheit nicht bloß Deutfchland, jondern 
ganz Europa zum Heile gereichen werde. — | 

Der erjte deutjche Reichstag trat am 21. März 1871 zufammen. 
In der Thronrede gab der Kaijer zuerſt jeinem „demütigen Dante 
gegen Gott” Ausdruf „für die weltgejchichtlichen Erfolge, mit 
denen feine Gnade die treue Eintracht der deutſchen Bundesgenofjen, 
den Heldenmut und die Manneszucht unjerer Heere und die opfer- 
frendige Hingebung des deutjchen Volkes gejegnet hat“. „Wir 
haben erreicht, was jeit der Zeit unjerer Väter fir Deutjchland 
erjtrebt wurde, die Einheit und deren organijche Geftaltung, die 
Sicherung unjerer Grenzen, die Unabhängigkeit unjerer nationalen 
Rechtsentwiclung.” Dem Liberalismus zeigte der folgende Paſſus 
der Thronrede, daß die Regierung entjchloffen war, ihm ein er- 
hebliches Zugeftändnis zu machen: „Die Achtung“, jo hieß es, 
„welche Deutjchland für feine eigene Selbftändigfeit in Anſpruch 
nimmt, zollt es bereitwillig der Unabhängigfeit aller andern Staaten 
und Völker, der ſchwachen wie der ftarfen.“ 

Diefe Worte waren hauptfächlich an die Adreffe des jungen 
Stalien gerichtet. Gleichzeitig verfandte Bismard in Anlehnung 
an die Thronrede eine Zirkulardepejche, in der er, die dort aus— 
gejprochenen Gedanfen weiter ausführend, befonders betonte, 
Europa habe von dem neuen Reiche nichts zu befürchten, da dieſes 
nicht beabfichtige, europäifche Fragen aufzurollen, weder aggrefjive 
Bündnifje zu jtiften noch Friedenskongreſſe zu berufen. Die De- 
pejche rief im Ausland den Eindrud hervor, daß Italien preußifcher- 
jeits wegen des Kirchenftaates nicht werde beunruhigt werden!. 
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Denjelben Eindruck empfing auch der Reichstag. Die dortige 
liberale Majorität hatte in den Entwurf einer Antwort auf die 
Thronrede den Sab aufgenommen: „Die Tage der Einmifchung 
in das innere Leben anderer Völker werden, jo hoffen wir, unter 
feinem Borwande und in feiner Form wiederfehren.” Das Zentrum 
reichte hauptſächlich diejes, das Prinzip der Nichtintervention aus: 
jprechenden Satzes wegen einen übrigens ausgezeichnet redigierten 
und würdigen Gegenentwurf ein. Zur Begründung der Fiberalen 
Adreffe legte Rudolf von Bennigjen dar, daß an den Namen 
von Kaiſer und Reich „die großen und verhängnisvollen Kämpfe“ 
ſich knüpften, welche die alten Kaifer mit der römischen Kirche 
geführt hätten. „Unjere Aufgabe wird es jein, von vornherein 
darüber bei unferem eigenen Volke feinen Zweifel zu laſſen, daß 
die ganz überwiegende Mehrzahl feiner Vertreter in voller Über- 
einftimmung mit der Ffaiferlichen Regierung weit entfernt ift, 
in diefe alten, faljchen Bahnen deutjch-italienifcher und Firch- 
licher Volitit wieder einzulenken.“ Vergeben wiejen A. Reichens- 
perger und Bilchof von Ketteler darauf Hin, daß die Nicht- 
intervention, wie fie in dem Entwurf formuliert war, praktisch 
undurchführbar fein werde. Der bayrijche Advofat Dr Völk, der 
eingeftand, jchon während der Wahlagitation zum Kampfe des 
germanifchen Geiftes gegen die Knechtichaft des Romanentums 
aufgerufen zu. haben, wagte ſich am weiteften vor; er jprad) 
die Zuverficht aus, daß in dem Gegenſatz zum modernen Staats— 
weien, der durch. die Unfehlbarfeit gejchaffen jei, „dem ger- 
manifchen Geift“ der Sieg gehören werde. Windthorjt führte 
aus, ein Friegerifches Einfchreiten gegen Italien ſei nirgends 
verlangt worden. Der moralijche Einfluß Deutjchlandg werde 
genügen, für die Unabhängigkeit des Heiligen Stuhles das Not- 
wendige zu erreichen. Die Liberale Adreſſe fand troß aller 
Gegengründe eine große Majorität; ſchon bei diejer erjten Kund— 
gebung war es dem Zentrum, wie Bilchof von Ketteler mit 
großem Bedauern Eonftatierte, unmöglich, in Übereinftimmung mit 
der Mehrheit vorzugehen. Bei Entgegennahme der Adreſſe hob 
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Kaijer Wilhelm hervor, daß die „Worte der Thronrede durchaus 
richtig ergriffen worden find“, | 

Noch deutlicher kamen die Gegenſätze wenige Tage jpäter zur 
Ausiprache gelegentlich der Verhandlungen über die Reichsver— 
faflung. Biſchof von Ketteler hatte beveit3 am 1. Dftober 1870 
bei dem Grafen Bismard ein ausführliches Memorandum ein- 
gereicht und in dieſem es als ein wahres Unterpfand des inneren 
Friedens für das kommende Neich bezeichnet, wenn die Firchen- 
politischen Artikel der preußiichen Verfaffungsurfunde in dem 
Reiche rezipiert würden. Aus der eingehenden Begründung des 
biichöflichen Antrages ſeien hier die wichtigsten Argumente mit- 
geteilt. „Wenn die Waffen ruhen”, jo jchrieb der Bifchof, „werden 
Die inneren Kämpfe, welche unjer Jahrhundert beivegen, fich wieder 
regen und die Zukunft Deutjchlands bedrohen.... Alle dieſe ne: 
gativen Bejtrebungen haben aber feinen fruchtbareren Boden ala 
auf dem religiöjen Gebiete. Wenn dieſes den einzelnen Staaten 
ganz überlafjen bleibt, jo wird die Zeit nicht ausbleiben, wo man 
bald hier bald dort durch religiöje Kämpfe die Gemüter aufs 
höchfte erbittern wird, um dann die dadurch hervorgerufene Un- 
zufriedenheit für fchlechte politiſche Beftrebungen auszubeuten.“ 
Bereits ſeien die Katholifen durch das Schlagwort, die Siege im 
franzöfiichen Kriege jeien Siege des Proteftantismus über den 
Katholizismus, jehr beunruhigt; die Furcht der Katholiken, be- 
jonder8 auch der Fatholifchen Elſäſſer und Lothringer, vor fom- 
mender religiöjer Bedrüdung werde jchwinden, wenn auch in der 
Reichsverfaffung die. Selbftändigfeit beider Kirchen gewährleiſtet 
werdet, Auf diefes Memorandum erfolgte feine Antwort. 

Einen von Fatholifcher Seite ausgegangenen Antrag auf Ge- 
währung von Grundrechten hatten ſchon im fonftituierenden nord- 
deutschen Reichstag die Liberalen zu Falle gebracht; auch die 
Regierungen hatten fich gegen die Aufnahme von Grumdrechten in 
die Bundesverfaſſung abgeneigt erwiejen. Die Agitation, die ſich 
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jeitdem gegen die Firchenpolitifchen Beftimmungen der preußifchen 
Berfafjung erhoben Hatte, war naturgemäß auch nicht ohne Ein- 
fluß auf die liberale Reichstagsmehrheit geblieben. Die Katholiken 
hielten es für ihre dringende Pflicht, einen neuen Antrag auf 
Gewährung von Grundrechten einzureichen. 

Der Antragjteller, Peter Reichenzperger, ging in der Begrün- 
dung jeines Antrages auf die liberalen Stimmungen ein, indem 
er darauf hinwies, daß jchon jeit geraumer Zeit „Stimmen von 
der fog. Fiberalen Seite“ fich vernehmen ließen, „die es auf dem 
Gebiete des Kirchenweſens gar nicht jo übel finden, zu den 
Grundfägen des ommipotenten Staates zurüczufehren und die 
vormärzliche Abhängigkeit und Unfreiheit der Religionsgeſellſchaften 
wiederherzuftellen“. Der antifatholifche Eifer verfenne ganz, daß 
es jich ebenſoſehr um eine religiöfe al3 um eime hochpofitifche 
Angelegenheit handele. Bei den Katholifen Deutjchlands werde 
die reichsverfaſſungsmäßig ausgejprochene Nebeneinanderordnung 
von Kirche und Staat und die dadurch bedingte Gewährung kirch— 
licher Freiheit die preußifche Führerjchaft raſch und ficher zu all- 
gemein befriedigender Anerkennung bringen. Alle Freiheiten feien 
mit Notwendigkeit jolidarifch verbunden; wenn einmal die größte 
Korporation der Welt, die fatholifche Kirche, nicht mehr ver- 
faſſungsmäßig gejchüßt jei, dann ftehe auch alles andere Freiheits- 
und Vereinsrecht auf tönernen Füßen !, 

„Beben Sie nicht der Fatholifchen Kirche gefährliche Rechte, 
welche ihr ſelbſt fchließlich zum Verderben ausfchlagen müfjen!“ 
Das war die Pointe der Rede, mit der Heinrich von Treitfchke 
in die Debatte eingriff. „In dem Artikel der Reichsverfafjung 
jteht: Den Landesgejegen gehen die Neichsgefege vor. Führen 
Sie nun die Grundrechte ein, worin kurz und kahl gefchrieben fteht: 
Die katholiſche Kirche ordnet ihre Angelegenheiten jelbftändig, fo 
fann in jedem der Heineren deutjchen Staaten mit einem Schein 
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des Rechtes der Biſchof auftreten und behaupten, wenn er das 
bejtehende Landesgejeb mit Füßen tritt und fich nicht daran bindet, 
jo jei er kraft des Neichsgejebes in jeinem echte.” Wieviel 
Entwürdigendes gegenüber der fatholifchen Kirche in den Gejegen 
einzelner Bundesſtaaten gejchrieben jtand, fagte der Redner nicht. 
Ihm gegenüber wies Bijchof von Ketteler in marfiger Rede darauf 
hin, daß der Antrag die Herbeiführung eines wahren Religions— 
friedens bezwede, volle Barität für die verjchiedenen religiöjen 
Anfichten und berechtigten Bekenntniſſe. 

Daß die jüddeutjchen Liberalen Marquard, Bart und Kiefer 
in recht polternder Art gegen den Antrag jprachen, war weniger 
erjtaunlich als die Stellungnahme des Konjervativen Moriz von 
Blandenburg, der einen heftigen Vorſtoß gegen die „Elerifale” 
PBartei und ihr „Fatholiiches Programm” machte. Er erffärte 
zwar, daß jeine Partei nicht zu denjenigen gehöre, die der Mehr— 
zahl der vom Zentrum ausgefprochenen Grundjäge widerfprächen, 
wollte aber davor warnen, daß auf die chriftlich-germanifchen 
Grundpfeiler des Reiches „antike heidnifche Blumen und Blätter“ 
angejegt würden. Der Sozialift A. Bebel fand es verwunderlich, 
daß jowohl die Rechte wie die Linke im Gegenſatz zur Erflärung 
des Kaiſers vor feiner Abreife zum Krieg, der zufolge die frei- 
heitliche und einheitliche Entwicklung Deutichlands aus dem Kriege 
hervorgehen jolle, num die Frage der Kirchenfreiheit für inopportun 
hielten. | 

In jeinem Schlußwort nahm A. Reichensperger zu zahlreichen 
Ungehörigfeiten, die in den Debatten gegen den Bapft, die „Ultra- 
montanen” u. a. waren ausgejprochen worden, Stellung und ge- 
ſtand zu, tatfächlich habe die fatholifche Kirche Preußens von den 
ihr verliehenen Rechten einen ausgiebigeren Gebrauch machen 
fünnen als die evangelifche. Der Iebteren aber günne er von 
ganzem Herzen dasjelbe Maß von Freiheit; von allem andern 
abgejehen gewännen dann die Katholifen den Vorteil, daß der 
Neid und die Eiferfucht gegen fie aufhörten. Er wies die Mehr- 
heit auf die freiheitlichen kirchenpolitiſchen Gejege in England und 
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Holland Hin, welche Länder fich jehr wohl befänden; durch dieje Bei- 
ipiele falle alles das zufammen, was man von der Ungeheuerlichkeit 
der Fatholischen Pläne und Beftrebungen jage. Mit gutem Humor 
riet er denjenigen, die glaubten, die Einführung des Art. 15 
werde für die katholiſche Kirche jelber verderblich fein, gerade des— 
wegen für den Artikel zu ftimmen: „Dann find Sie ja fertig mit 
den Ultramontanen, diejer ‚nationalfeindlichen‘ Bartei |“ 

Die Abjtimmung vom 4. April 1871 ergab 223 Stimmen 
gegen, 59 für den Antrag. 

Es kann nicht geleugnet werden, daß die Liberalen es waren, 
die durch die Aufnahme des Paſſus über die Nichtintervention 
in den Adrefjeentwurf jchon in der erjten Woche der Verhandlungen 
des eriten deutjchen Neichstages den Zankapfel in die Verſamm— 
fung gejchleudert haben. Dem Zentrum den Vorwurf zu machen, 
daß e3 durch Stellung des Antrages auf Grundrechte den Gegen- 
ja jofort verjchärft habe, geht nicht anz denn diefer dem wahren 
Srieden dienende Antrag fonnte eben bei feiner andern Öelegen- 
heit mit joviel Berechtigung geftellt werden al3 gerade bei der 
-Beratung der Reichsverfafjung. 

Die Bismarck-Preſſe machte jofort den Verſuch, die beiden Aktionen 
des Zentrums in eimem größeren und bedeutfamen Zufammen- 
hang zu zeigen. Ein Artikel Konftantin Nöflers, von dem man 
wußte, daß er vielfach direft von Bismard feine Informationen 
erhielt 1, legte dar, es jei faum denkbar, „daß die Elerifalen Führer 
im Reichstag nach eigenem Gutdünken jollten vorgegangen fein“. 
Der römische Hof habe die Partei jo inftruiert, um bald über 
die Hoffnungen, die er auf das neue Reich jegen könne, ins klare 
zu fommen. In Rom habe man die guten Beziehungen zu der 
„feerischen Macht” oftentativ gepriefen, um den Staaten Dfter- 
reich oder Frankreich ihre Bejchügerrolle nachdrüdlichit in die 
Erinnerung zu rufen. Wahrjcheinlich habe man aber auch an ein 
ernjthaftes Bündnis mit dem Reiche gedacht. „Der Grundgedanfe, 
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welcher ein ſolches Bündnis als möglich erjcheinen Tieß, wird Die 
ultramontane Vorausſetzung gemwejen jein, daß man in der Lage 
jei, dem neuen Kaiſertum auf dem Felde der auswärtigen Politik 
Borteile zu verjichaffen oder doch vorzujpiegeln. Man dachte ſich 
die Politik dieſes Kaijertums als eine jolche, die jeden Bundes— 
genofjen nimmt, den jie findet, unbejchadet feiner Gefährlichkeit, 
wenn er nur augenblidliche Stügen zu gewähren vermag.” Nur 
habe die Rechnung der Kurie den. Fehler gehabt, den Fürften 
Bismard als „realiftiichen” Staatsmann einzufchäten, aber das 
jei der Kanzler — nicht. Wären die Hoffnungen der Kurie auf 
ein ſtarkes Entgegenfommen Bismards erfüllt worden, jo hätte 
man wohl in Rom Dfterreich den Rat gegeben, ſich mit dem 
Reiche gutzujtellen, und in Frankreich darauf verzichtet, „den 
Nationalhaß gegen Deutjchland ferner aufzuftacheln”. Zuvor mußte 
man aber Sicherheit haben, ob das Reich zum „Tebensgefährlichen 
Bunde“ bereit jei —, die erjte Refognojzierung habe ein negatives 
Rejultat ergeben 1, 

Der Artikel enthielt unzweifelhaft mehrfach Gedanfengänge des 
Kanzlerd; in dem Kopf dieſes Staatsmannes mochten fich die 
Begebenheiten wirklich in der angegebenen Weiſe fpiegeln, Für 
jeine Konftruftionen hatte Rößler feinerlei faktiſche Unterlagen bei- 
gebracht. Sicher aber ijt, daß den Kanzler um dieje Zeit die 
Frage, ob das Zentrum auf römische Snftruftion Hin gehandelt 
habe, und ob die Kurie mit der Partei fich identifizieren werde, 
lebhaft bejchäftigt hat. 

Im Frühſommer 1871 trat zuerft vag und völlig unfontrollier- 
bar das Gerücht auf, der Heilige Stuhl mißbillige die Haltung 
der Zentrumspartei. Das Gerücht Fam, wie man bald erfuhr, 
aus der Umgebung des Fürften Bismard; was diejer, indem er 
geflifientlich „näherftehende Mitglieder des Reichstags, namentlich 
friedliebende fatholifche Abgeordnete”, iiber die Sache unterrichtete, 
erzielen : wollte, war nach. Anficht feines DVertrauten Hermann 
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Wagener die „Säuberung der Zentrumspartei von den Tampf- 
Iuftigen und friedengftörerifchen Elementen“ 1. Als jolche betrachtete 
er befanntlich vor allem Windthorft und Savigny. „Dem Fürſten 
Bismarck“, jo berichtet Wagener, „mochte in jeiner Friedensliebe 
daran liegen, die Friegerifchen Abfichten dem Vatikan möglichit 
abzufprechen und fie vielmehr Yediglich in die Zentrumspartei zu 
verlegen.” So peinlich dem Fürften die Wünjche des Zentrums 
hinfichtlich einer Intervention in der römischen Frage und der 
Gewährung von Grundrechten gewejen waren, jo hatte er dennoch 
jede öffentliche Außerung zu der Sache forgfältigit vermieden. 
Vielleicht waren die Fehler, die in feinen Augen das Zentrum 
entftellten, heilbar; vielleicht Zonnte er die fo wenig geliebten 
Liberalen entbehren, wenn e3 gelingen follte, das Zentrum gou— 
vernementaler zu ftimmen. Noch erfreute er fich leidlich guter 
Beziehungen zu dem Bapfte; diefer follte num den Beweis er- 
bringen, ob er ftärfer. jein werde als des Zentrums nie und 
Fraktionsgeiſt“. 

Den Gerüchten von einer Vaabonicrum Feist Politik durch den 
Heiligen Stuhl ſetzte das Zentrum zu wiederholten Malen De— 
mentis entgegen?. Dieſe wurden jedoch von der liberalen Preſſe 
als „jeſuitiſche Silbenſtechereien“ bezeichnet. Um eine vollſtändige 
Verwirrung im Zentrumslager herbeizuführen, ſchrieb Bismarck 
am 19. Juni 1871 an den Grafen Fred Frankenberg, dem ſeine 
fatholifchen Wähler wegen feiner Firchenpolitifchen Haltung ein 
Mißtrauensvotum erteilt Hatten, einen zur Veröffentlichung be- 
ftimmten Brief. Es fei Tatfache, daß der Kardinalftaatsfekretär 
die Haltung des Zentrums mißbilligt habe. Die Erwartung, daß 
gleich dem Papſte auch die Partei, die ſich als fpeziellen. Ver- 
teidiger des römischen Stuhles bezeichne, zur  Befeftigung des 
Reiches mitwirken werde, habe. fich nicht beftätigt. Der parla- 
mentarijche Einfluß des Zentrums fei tatfächlich in derfelben Rich— 
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tung ins Gewicht gefallen wie die Tätigkeit der Elemente, die das 
Reich prinzipiell negierten. Von diefer Wahrnehmung habe er 
durch den ftellvertretenden Gejandten beim Heiligen Stuhl, den 
Grafen Taufffirchen, dem Staatsjefretär Mitteilung machen laſſen. 
„Den Wortlaut der Äußerungen Sr Eminenz bin ich nicht be- 
rechtigt, ohne fpezielle Erlaubnis des Herren Kardinal3 iwieder- 
zugeben; ich darf aber hinzufügen, daß Äußerungen von Vertretern 
anderer Mächte in Rom mir die Beftätigung geben, daß der Kar- 
dinal in jeiner gegen den Grafen Tauffkirchen ausgefprochenen 
Mipbilligung der Haltung der HZentrumspartei auch den perfün- 
lichen Gefinnungen Sr Heiligkeit Ausdrud gegeben habe.“ 
Warum der Fürſt die von dem Kardinal angeblid) aus- 
gejprochene Mipbilligung nicht ihrem Wortlaute nach mitteilen 
wollte, ift: bald darauf bekannt geworden. Biſchof von Ketteler 
hatte fich mittlerweile an den Kardinalitaatsjefretär gewandt und 
um Aufichluß über die ummgehenden Gerüchte, die er als eine bös- 
willige Myſtifikation anjehen mußte, gebeten. Antonelli teilte mit, 
er habe aus Zeitungen exjehen, daß die Katholifen im Reichstage 
die Regierung erjucht hätten, fich der Angelegenheit des Heiligen 
Vaters anzunehmen. In einer Unterredung mit dem Grafen 
Tauffkirchen Habe er dieſen Schritt des Zentrums als verfrüht 
bezeichnet. „Hieraus“, jo jchrieb der Kardinal wörtlich, „läßt 
fih ermeſſen, daß ich in jener Unterredung durchaus nicht das 
Beitreben der katholiſchen Abgeordneten getadelt habe, das Wohl 
der Kirche zu fördern und die Rechte des Heiligen Stuhles zu 
ihüten, indem es durchaus nicht zweifelhaft fein kann, daß Die: 
jelben mitten unter den Berfuchen, welche man gemacht hat, jie eit- 
zufchüchtern, jede geeignete Gelegenheit ergreifen werden, ihrer Ge- 
wifjenspflicht zu genügen, wozu die Wahrung und Verteidigung der 
Religion und der Rechte ihres Oberhauptes gehört.“ t Am. 23. Juni 
1871 teilte die „Germania” den Inhalt dieſes ice mit. 
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Über den Ausgang diefer Aktion, von der er viel erhofft Hatte 
und die nur die Eröffnung des Experimentes ſein jollte, den 
Heiligen Stuhl gegen das Zentrum auszujpielen, war der Kanzler 
äußerst erboft. Den nächjten Fortgang der Aktion hatte er fich, 
wie der offiziöje Konftantin Rößler verraten Hat, etwa in der 
Art gedacht, daß der Vatikan noch ein weiteres Mal von Berlin 
aus über feine Stellung zur „ultramontanen Agitation” befragt 
werde. Die päpftliche Regierung könne unmöglich ihre deutjchen 
Anhänger in demfelben Atem verleugnen und aufmuntern. Des- 
halb komme es darauf an, „welche Auffafjung des deutjchen Ultra- 
montanismus in Rom als amtlich, öffentlich und verbindlich an- 
erkannt werde”. Wenn die Kurie den „deutſchen Ultramontanismus” 
noch einmal desavouiere, und zwar in einer Weife, Die unzwei— 
deutiger und verbindlicher ſei als die erſte, jo habe derjelbe feine 
Nolle vorläufig ausgejpielt!. 


Dieſer jchöne Plan war gejcheitert. Nun wollte Bismard 
finden, daß man in Nom gegen ihn „ruchlos gehandelt Habe“. 
Sp äußerte er fi) wenige Wochen jpäter zu Gaftein gegenüber 
dem Grafen Beuft?. Man fchrieb in Berlin auf Grund eines 
Berichtes des Grafen Tauffkirchen dem Fürjten Löwenftein, der 
„im Auftrag der Klerifalen” nah Rom gereift jei, und deſſen 
Drohungen es zu, daß Kardinal Antonelli fi) zu Gunſten des 
Zentrums ausgefprochen habe3. Die Annahme ftand nun bei dem 
Kanzler feit, da die in der Partei organifierten „weltlichen 
Jeſuiten“ — ein Begriff, mit dem Bismard gern operiert hat, 
ohne ihn jemals zu erläutern — ſtärker jeien als der Papſt, 
„nicht auf einem Konzil, ohne Laien, aber auf dem Schlachtfeld 
parlamentarifcher und publiziſtiſcher sr innerhalb ei 
lands“ * 4, 
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Die Liberalen konnten bereits im Juni 1871 darauf rechnen, 
daß ein großer Teil ihres Kulturfampfprogrammes durch den 
Fürſten werde verwirklicht werden. Er werde, jo jagte er im Sommer 
Dieje8 Jahres dem Grafen Beuft, „infolge der Unfehlbarfeits- 
erffärung das jtaatliche Prinzip mit der größten Schärfe zur An- 
wendung bringen. Man werde alle Priefter von ftaatlichen 
Funktionen entfernen, die Trennung der Schule von der Kirche 
durchführen, die geiftlichen Schulinfpeftoren befeitigen, die Zivil- 
ehe einführen” 1. Im gleichen Sommer jchrieb die „Kreuzzeitung“ 
hochoffiziös 2, die Führer des Zentrums möchten fich nicht darüber 
täujchen, daß die Reichsregierung wenig geneigt fein dürfte, fie 
al3 ihre Freunde zu betrachten, und daß es auch. für die Folge 
„ein vergebliches Bemühen bleiben werde, ſich jelbft und die ab- 
ſolutiſtiſch umgeformte römische Kirche den deutjchen Regierungen 
als Hort der fonjervativen Intereſſen Deutjchlands zu empfehlen”. 
Der Artifelfchreiber unterjtellte fe, von der katholiſchen Kirche 
jei die Aggrejfion ausgegangen. „Die deutjche Reichsregierung, 
welche den Evolutionen der klerikalen Fraktion mit einer gewifjen 
Zurücdhaltung gegenüber gejtanden hat, dürfte fich nicht in der 
Lage befinden, einer fortdauernden Aggreifion gegenüber. fich auf 
die Defenfive zu bejchränfen. Sie wird fich vielmehr, und zwar 
ihon in der nächjten Zeit, entjchliegen müſſen, einer ferneren 
Aggreſſion auch ihrerjeit3 mit Aggrejjion, und zwar gleichmäßig 
nad außen wie nach innen, zu begegnen — eine Entwidlung, in 
Bezug auf welche fich jelbjt die ultramontane Partei nicht ver- 
hehlen follte, daß fie jchwerlich zu Gunften der römischen Kirche 
ausichlagen dürfte.“ 

Diefen von Bismard redigierten Artikel or man als bie * 
liche Kriegserklärung gegen die katholiſche Kirche anſehen. Es 
folgte ihm in der Tat auch ſofort eine Maßregel von einſchnei— 
dender Wichtigkeit, die Aufhebung der „Katholiſchen ——— im 
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Kultusminifterium. Durch Königliche Drdre vom 8. Juli 1871 
wurden die gejonderten Abteilungen für die fatholifchen und die 
evangelifchen Kirchenangelegenheiten aufgehoben und eine gemein- 
ſame „Abteilung für die geijtlichen Angelegenheiten” neugebildet. 
Der Direktor der „Katholifchen Abteilung”, Dr Adalbert Kräbig, 
1868 in diejes Amt berufen, nachdem er bereits feit dem Jahre 1846 
dem preußijchen Juſtizdienſt angehört hatte, wurde mit Wartegeld 
zur Dispofition gejtellt. 

Gleichzeitig mit der Bublifation des Defretes brachte der „Rei ch3 
anzeiger” eine Erläuterung der Mafregel. Demmach follte diefe 
den Zwed haben, für den Kultusminifter „eine durch feine mini- 
jteriellen Einrichtungen und Abteilungen gebundene perjünliche 
Sreiheit” für die Handhabung der Gejchäfte herbeizuführen. Die 
„Katholiſche Abteilung” Habe die bei ihrer Errichtung jchwebenden 
Drganijationsarbeiten fowie die infolge der Verleihung der Ver- 
fafjungsurfunde notwendig gewordene Auseinanderjegung zwijchen 
Kirche und Staat bezüglich der beiderjeitigen echte zu Ende 
geführt; für ihr Fortbeitehen ſei alſo fein Grund vorhanden, 
vielmehr die Zeit gekommen, daß im Geiſte der Verfaſſung die 
jtaatlichen Rechte gegenüber der in ihren Angelegenheiten felb- 
jtändigen Kirche „eine von individuellen, Eonfeffionellen Anjchau- 
ungen gelöfte, gleichmäßige Handhabung” fänden. Auch die Bei- 
behaltung einer „Evangelifchen Abteilung“ fei nicht geboten. War 
der ganze Artifel orafelhaft und anfechtbar, jo war der Schlußſatz 
um jo richtiger; denn jchon längſt hatten die Beamten evangelifcher 
Konfeſſion über alles Maß der Barität hinaus wie in allen andern 
höheren Regierungsftellen, fo auch im Kultusminifterium die Über- 
zahl. Daß protejtantifche Intereſſen jemals die in Anſpruch ge- 
nommene Vertretung in den Kreijen des Kultusminijteriums nicht 
finden würden, war ausgejchlofjen. Irreführend jagte der Artikel, 
durch die Aufhebung der gejonderten Abteilungen erlange der 
Kultusminifter die ihm notwendige Freiheit und Selbftändigfeit. 
Die „Katholiiche Abteilung“ fungierte nur beratend, und der 
Kultusminifter war ihr gegenüber völlig unabhängig. - 
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Mit ebenjo wenig Geſchick wurde die von der Negierung ver- 
fügte Maßregel in der offiziellen „PBrovinzialforrefpondenz” vom 
26. Juli 1871 verteidigt. Hier wurden die in der fatholifchen Be- 
völferung ſeit dem Konzile herrjchenden „Zerwürfniffe” als der 
Grund bezeichnet, der die Aufhebung der „Katholiſchen Abteilung” 
herbeigeführt habe. Diejen Schwierigkeiten gegenüber, welche man 
von Berlin aus jchon während des Konzils dem Vatikan voraus- 
gejagt Habe, erjchiene e3 „zweckmäßig und geboten”, die konfeſ— 
fionelle Sonderung im Kultusminifterium aufzuheben, damit die 
Regierung beide Kirchen „unparteiifch, gerecht, dem beftehenden 
Staatsrecht entjprechend” zu behandeln vermöge. Gerade als 
Korrektiv, um die Behandlung der Fatholifchen Angelegenheiten 
vor protejtantischer Boreingenommenheit zu jchüben, war feiner Zeit 
die Sonderung angeordnet worden; der Vorwurf, daß die fatho- 
liſchen Räte von andern als jtaatsrechtlichen Geſichtspunkten ſich 
hätten leiten laſſen, fonnte mit Tatjachen nicht belegt werden. 
Bon verjchiedenen Seiten iſt anerkannt, die Katholifen der Ab- 
teilung hätten den Standpunkt vertreten, „daß die Intereſſen der 
Kirche ſich im wejentlichen überall mit denen des Staates dedten” 
und die Firchlichen Intereſſen mit denen des PBapfttums identisch 
jeien. Prinzipiell jeien fie nicht geneigt gewejen, „den Rechten 
der Krone etwas zu vergeben”1. Nur Dr Kräßig wird von einem 
ihm abgeneigten Manne als „Ultramontaner” bezeichnet. Mit 
diefem Schlagwort ift nichtS bewiejen; zudem wird anderjeits aus— 
drüclich gejagt: „Der Abteilung ihre Bahnen zu beftimmen und 
fie zu einer vom Willen der Negierung mehr oder weniger ab- 
weichenden PBolitif zu Ienfen, war Krätzig nicht der Mann.“2 
Übrigens jprach der . Kultusminifter von Mühler unummwunden 
aus, daß er Dr Kräbigs „Eifer und Hingebung”, mit welcher 
— — bisher anvertrauten Amte die ihm obliegenden 





r ’ 1 Speftator in Beilage zur Allgemeinen Beitung vom 1. Auguft 1895, 5. 
2 „Bur Charakteriſtik der Katholiſchen Abteilung”, bei F. Stieve, 
— —— Vorträge und Reben, Reipzig 1900, 374. = 
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Pflichten zu erfüllen bemüht gewejen jei, „volle Gerechtigkeit” wider- 
fahren laſſe!. 

Dr Sräßig gehörte, wenn wir alle Äußerungen des Kanzlers 
über ihn zuſammenfaſſen, offenſichtlich zu den Männern, die dieſer 
bitter gehaßt hat. „An den Beinen ſollte man ihn aufhängen“, 
das war der Wunſch, den der Miniſterpräſident dem verdienten 
Staatsbeamten nachgeſandt hat?. Dr Krätzig ſollte nach Bismarck 
„ſo gut wie ein Radziwillſcher Leibeigener“, früherer „Radziwill— 
ſcher Privatbeamter geweſen und dies im Staatsdienſt auch wohl 
geblieben ſein“s. Dieſer Behauptung ſtellte die Familie Radziwill, 
die ja den wahren Sachverhalt wiſſen konnte, ein entſchiedenes 
Dementi entgegen. Dann ſoll Krätzig nach einer Behauptung des 
Kanzlers die „Katholiſche Abteilung“ zu „einem Inſtitut in den 
Händen einiger großen polniſcher Familien“ — der Radziwills — 
umgeſtaltet haben, „in deren Dienſt ſich dieſe Behörde behufs 
Poloniſierung in allen zweifelhaften deutſch-polniſchen Diſtrikten 
geſtellt hat. Deshalb“, ſo erklärte der Miniſterpräſident am 
28. Januar 1886, „trat mir die Notwendigkeit nahe, auch meiner— 
ſeits den Anträgen auf Aufhebung dieſer Abteilung zuzuſtimmen, 
und das iſt eigentlich der Grund, aus dem ich überhaupt in den 
Kulturkampf geraten bin. Für meine perſönliche Auffaſſung hätte 
es wohl gar keinen Kulturkampf gegeben.“ Als das Zentrum 
dieſe Erklärung mit Befremden und Widerſpruch aufnahm, rief 
der Kanzler: „Ja, meine Herren, was Sie dagegen ſagen können, 
ich laſſe Ihnen Ihre Zweifel daran... .. Wer mich in den Kultur— 
fampf Hineingezogen hat, das ift Herr Kräßig, der Vorſitzende der 
Katholiſchen Abteilung‘, derjenigen Abteilung, die innerhalb der 
preußiſchen Bureaufratie die Rechte des Königs und der Kirche 
zu wahren gebildet war, die aber ausschließlich ‚eine Tätigkeit in 
der Richtung entwickelte, daß fie. die Nechte der römischen Kirche 


"Bol. zum Ganzen Archiv für Fatholifches Kirchenrecht XXVI (1871) 
295 ff; XXVII (1872) 104; Hiftorifch-politiiche Blätter XOVII (1886) 637 ff. 

2 2.0. Paſtor, A. Reichensperger II 64. 26 

® Bismard, Gedanken und Erinnerungen I 155. 





380 3. Bud. Das Herannahen des Kulturfampfes in Preußen. 


jowohl wie namentlich aber die polnischen Beitrebungen gegenüber 
dem König mit feiner Autorität und unter feinem Siegel wahr- 
nahm. Und deshalb mußte fie aufgelöft werden.” 1 

Bewiejen hat Bismard dieje jeine ſchweren Anklagen nicht. Es 
ift befannt, daß Minifter von Mühler nad) feinem Rücktritt gegen 
die Angriffe des Kanzlers auf die „Katholische Abteilung” mit aller 
Energie fic) gewandt hat. Die Abteilung fei niemals eine Körper- 
Ichaft oder Behörde mit jelbjtändigen amtlichen Befugniffen, jondern 
in allen Sachen der Entjcheidung und Berantwortung des Mini- 
ſters unbedingt unterworfen gewejen. Bon einer rücfhaltlofen Über: 
fieferung der jtaatlichen Rechte an die Fatholische Kirche könne 
feine Rede fein, da die Abteilung eine nur beratende Funktion 
gehabt und der Minifter in Prinzipienfachen auch Gutachten von 
evangelifcher Seite eingefordert habe. Jederzeit jeien die fatho- 
liſchen Räte unberechtigten Anſprüchen von katholiſcher Seite ent- 
gegengetreten. „Eine Tätigkeit im Schulwejen und bejonders in 
der Sprachenfrage hat die ‚Katholiiche Abteilung‘ niemals geübt. 
Diefe Sachen find ausschließlich in der allgemeinen Unterricht3- 
abteilung und unter der Direktion bed Unterjtaatsjefretärg Lehnert 
bearbeitet worden.” 2 

Diefe Erklärung von Mühlers iſt niemals wibericgt worden. 
Wenn Bismard in feiner Erwiderung den ehemaligen Kultus- 
minifter anflagte, daß er es nicht verftanden hätte, die Fatholifche 
Minifterialabteilung fich zu unterwerfen, vielmehr von den Diref- 
tiven der Fatholifchen Räte völlig abhängig geworden ei, fo 
widerlegt fich diefe Anklage durch die Tatſache, daß die minifte- 
rielle Tätigkeit Mühlers feineswegs ohne mannigfache und felbft 
ſchwere Konflikte mit der katholiſchen Kirche verlief. Man nahm 
eben in dem Kampfe gegen die „Katholische Abteilung” zu allen 
dienlichen Waffen feine Zuflucht. So wurde z. B. über fie auch 
das Gericht verbreitet, fie habe daran gearbeitet, den Bijchöfen 





! Stenographifche Berichte des Abgeordnetenhaufes 1886 I 170. 
2 Archiv für Tatholifches Kirchenrecht XXX (1873) 78 ff. 
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den alten Reichtum der Kirche wiederzujchaffen, die Bijchöfe 
hätten eine ganze Kommiſſion von Gelehrten niedergejeßt, welche 
in den Archiven die notwendigen Recherchen machen jollten, um 
den früheren Beſitzſtand der Kirche nachzuweiſen, um dann den- 
jelben reflamieren zu fünnen. In diefem Intereſſe habe es die 
„Katholiſche Abteilung” verjtanden, Akten verjchwinden zu Lafjen. 
Später (1886) fand der Kultusminijter von Goßler den traurigen 
Mut, auf der Tribüne des Abgeordnetenhaufes den Vorwurf der 
Aftenunterjchlagung gegen Dr Krätzig zu erheben; durch den Ab- 
geordneten Dr Porſch wurde der Angriff auf Grund reichen ur- 
fundlichen Materials zurückgewieſen. Goßler juchte ich mit der Aus— 
rede aus der Affäre zu ziehen, er habe nicht behauptet, von Krätzig 
jeien Aktenſtücke unterjchlagen worden, jondern nur „objektiv ge- 
jagt, daß Aktenſtücke im Kultusminifterium fehlten“, ohne damit 
behaupten zu wollen, „daß Herrn Kräßig ein Vorwurf treffe“ 1. 
' Der Behauptung des Sanzlers, daß der Vorſitzende der „Katho- 
liichen Abteilung“ es gewejen jei, der ihn in den Kulturfampf 
hineingezogen habe, begegnete Dr Krätzig jelber in einem Briefe 
an Goßler (29. Januar 1886) mit der treffenden Bemerkung, 
„daß ein jo folgenjchiweres, weltbewegendes Ereignis wie der Kul- 
turfampf feine tiefer Tiegenden Hiftorischen Gründe haben muß als 
das, was ein einzelner, noch dazu in feiner Stellung ganz ab- 
hängiger Menſch vor Ausbruch desjelben zum Schuß der kirch— 
lichen Intereſſen etwa getan haben möchte, jelbjt wenn er etwas . 
getan hätte, was der Rede wert wäre”, 

Das Hauptmotiv, das den leitenden Staatsmann zu der Auf: 
hebung der „Katholischen Abteilung” veranlaßte, war unleugbar 
die Abficht, den Augen auch nicht eines einzigen Katholiken 
während des fommenden Kampfes gegen die Kirche einen Einblick 
in die Akten zu verftatten. Von den beiden im Minifterium ver- 
bleibenden Räten wurde der bereit3 am 7. März 1872 verftorbene 
Geheimrat Wilhelm Ulrich nur noch mit — be⸗ 





—— Bericht des Abgeorbnetenhaufe⸗ 18861 182 if: II 964 ff. 
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ihäftigt, und Joſeph Linhoff (F 27. September 1893) erhielt nie 
mehr die Bearbeitung einer wichtigeren katholischen Angelegenheit 1. 
Einen Nuntius, jo erflärte Bismard am 3. Juli 1871 dem Bro: 
feffor Agidi, würde er der „Katholischen Abteilung” vorziehen, da 
ein jolcher doch nicht wie dieſe „Einficht und Benutzung der Alten 
der Regierung haben dürfte” 2. 

Des Kanzlers „Aggreifion gleichmäßig nach außen wie nad) 
innen” war von der „zahmen Preſſe“ jchon im Sommer 1871 
der Fatholifchen Kirche angekündigt worden. Im Innern war 
durch die Aufhebung der „Katholischen Abteilung“ bereits ein jehr 
ſtarker Vorſtoß erfolgt. Um den äußeren Kampf gegen die Kirche 
in die Wege zu leiten, juchte die Bismarck-Preſſe dem Auslande 
wie dem deutjchen Proteſtantismus in der Heimat die Bedrohung 
des neuen Reiches durch eine ultramontan-franzöftich- — 
polniſche Verſchwörung plauſibel zu machen. 

Die preußiſchen Polen Hatten bei der Beratung der Reichs⸗ 
verfaſſung einen ſehr auffallenden Schritt unternommen, indem ſie 
den Antrag ſtellten, die „unter preußiſcher Herrſchaft ſtehenden 
polnischen Landesteile“ ſollten nicht in das Gebiet des Deutſchen 
Reiches einbezogen werden, damit ſo die „nationale Sonderſtellung“ 
der Polen Deutſchland gegenüber zum Ausdruck gelange. Nicht 
ohne Heftigkeit bekämpfte damals der Reichskanzler dieſen Antrag. 
In ſeiner Rede kam die folgende ſehr beachtenswerte Apoſtrophe 
an die polniſchen Abgeordneten vor: ſie ſeien nicht gewählt, um 
„die polniſche Nationalität“ zu vertreten: „Sie ſind gewählt, um 
die Intereſſen der katholiſchen Kirche zu vertreten, und wenn Sie 
das tun, ſobald dieſe Intereſſen in Frage kommen, ſo werden 
Sie Ihre Schuldigkeit gegen Ihre Wähler erfüllen. Denn dazu 
ſind Sie ehrlich gewählt, dazu haben Sie das volle Recht: aber 
hier das polniſche Volk oder die polniſche Nationalität zu ver— 
treten, MT haben Sie das Mandat nicht.“ 





ı 9, Bfülf, Sofeph Linhoff 58 f. 
.* Dentiche Revue 1898 IV 110. 
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Mit feinem taftiichen Geſchicke ſprach ſofort Hermann von 
Mallindrodt dem Neichsfanzler den Dank dafür aus, daß er 
hervorgehoben habe, die Herren aus dem Großherzogtum Poſen 
hätten die volle Berechtigung, die Intereſſen der katholischen Kirche 
zu vertreten. Das Zentrum fei im übrigen nicht in der Lage, 
den polnischen Antrag zu unterjtügen, da es in den Motiven eine 
Miſchung von richtigen und unrichtigen Sätzen jehe. Den Antrag 
betrachte das Zentrum „nur al3 eine Rechtsverwahrung von dem 
Standpunkte aus, den die geehrten Herren einnehmen“ 1, 

Eine über dieſes Maß hinausgehende Bedeutung wird auch 
Bismard der Aktion der Polen nicht beigemeffen haben. Aber 
für die Agitation in der Preſſe ließ fich der Vorgang prächtig 
ausbeuten. Daß die römische Kurie einen Gegenjchlag gegen 
das fie befämpfende „ketzeriſche“ Deutjchland führen und fich dazu 
neben den das Reich negierenden Polen noch die revanchelüjternen 
Staaten Dfterreich und Frankreich als Bundesgenoſſen werde zu 
verjchaffen wiſſen, wurde in den von Bismard | 
Beitungen täglich breitgetreten. 

Zuerft jehen wir die Bismard-Preffe die Legende ber 
daß jchon vor dem franzöfiichen Kriege der „Ultramontanismug“ 
zum Kampfe gegen dag verhaßte Preußen entjchlofjen geweſen jei. 
Der römische Jeſuitismus habe durch beichtväterlichen Einfluß 
die „bigotte” Kaijerin Eugenie zum „Glaubenskrieg“ gewonnen; 
in der Tat habe Eugenie den deutjch-franzöfiichen Krieg als ma 
guerre bezeichnet. Wären nicht jofort die deutjchen Siege er- 
fochten worden, jo hätten die Beichtväter an den Höfen von Wien 
und Florenz die Koalition der Fatholifchen Mächte gegen den 
Ketzerſtaat ficher herbeigeführt. „Es ift aljo“, jo wurde gejagt, 
„rein Zweifel, daß die Kaiferin, als fie mit Eifer zum Kriege 
trieb, mit den römischen Ultramontanen Hand in Hand ging; fie 
jeste vielmehr ihren Stolz darein, e8 war ihre Herzensſache.“ 





: —— Bericht der ga en des Yang Reichstags 
1871 1 97 ff. 
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Heinrich von Sybel hat das große Verdienft, das ganze Lügen— 
gejpinjt von dem Einfluß der Kaiferin Eugenie auf die Entftehung 
des deutſch-franzöſiſchen Krieges zerftört zu haben!. An der 
Verbreitung der Legende hat Bismard, der durch Moriz Buſch 
den oben angezogenen Aufſatz anfertigen ließ, perfünlich einen 
großen Anteil. 

Den Kaiferftaat Ofterreich, der jeit feiner Kündigung des Kon- 
fordates zu dem Heiligen Stuhle in den kühlſten Beziehungen 
jtand und gerade eine liberale Hochflut erlebte, im Bunde mit 
dem Ultramontanismus zu zeigen, wurde dem Kanzler auch nicht 
jchwer. Am 16. Mai 1872 gab er Lothar Bucher eine Skizze 
für eine aus Wien zu datierende Korrejpondenz, in der auf die 
Kofetterien Hingewiejen wurde, welche die Regierung mit den 
Polen treibe. Die Krone habe den Bürgermeifter von Lemberg 
Dr Ziemialfowsfi troß jeiner revolutionären Anteriora zum 
Minifter gemacht, in der Thronrede jei auf die Fürjorge für 
Galizien hingewieſen worden. Einige Bilchöfe hätten an den 
„Primas“, Erzbifchof Ledochowsfi, eine Adreſſe überjandt: „Es 
iſt befannt, daß in der Zeit, wo es noch ein polnisches Reich 
gab, der Primas als Interrex fungierte.” Bei der Einweihung 
der Krafauer Afademie jeien demonstrative Reden gehalten, viel- 
leicht auch auf eine Föderation zwiſchen dem wiedererjtandenen 
Polen mit Ofterreich und Ungarn bingewiejen worden. „Man 
it in polnischen Dingen jehr an Velleitäten gewöhnt, aber es 
jcheint wirklich, daß Preußen und. Deutjchland Grund haben, in 
der Angelegenheit vorfichtig zu fjein.“3 Andernorts ließ Bismard 
darauf Hinweifen, daß in Böhmen die „Ultramontanen“ ich mit 
den Tichechen verbündet hätten, um den alten „jejwitifchen” Ab- 
jolutismus wieder herbeizuführen. Den „ultramontanen” Kicchen- 
fürften jei der öfterreichifche Einheitsftaat ein Greuel. „Ein 


ı Hiftorifche Zeitichrift LXXV (1895) 49 ff. 
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jolcher aber, der durch den Ultramontanismus zujammengehalten, 
von ihm in allen jeinen Bejtandteilen durchdrungen wäre, und 
in dem eine Wiener Kabinettspolitif wie die Metternichjiche im 
Einvernehmen mit Rom und dem alten Adel die widerjtrebenden 
Nationalitäten niederhielt und für ihre und des Papſtes Zwecke 
benubte, wäre ihnen nicht nur nicht zuwider, jondern die Ber: 
wirffichung ihres Deals. Ganz ebenjo aber wie dieje geiftlichen 
Berbündeten der Tichechen denken auch diejenigen, ‚die ihnen aus 
den Reihen der böhmischen Großgrundbefiger an die Seite getreten 
find.” Alſo wiederum eine ultramontan-flawijche Föderation 1. 

Eine fernere Abjicht Bismards war es, den Batifan mit Ruß— 
land zu brouillieren. Er erreichte wirklich, daß auf einmal die 
ruſſiſche Regierung in dem Brimatentitel des Erzbiſchofs von 
Gneſen-Poſen eine politiiche Gefahr jah und durch ihren diplo— 
matijchen Bertreter in Rom, Kapnift, Proteſt beim Heiligen 
Stuhle erheben lieg. Im Zujammenhang mit diefem VBorgange 
jteht ein Artikel, den. Bismard duch Agidi in die Liberale Prefje 
lancieren ließ und in dem Kapnijt als durch einen hohen, mit 
Brillanten geſchmückten päpftlichen Orden erfauft hingeftellt wurde. 
Wohl fiher Hatte Bismarck gewußt — eine dahingehende diplo— 
matiſche Depejche war furz zuvor in Berlin eingelaufen —, daß 
die Gerüchte von einer irgendwie auffallenden Deforierung Kap- 
niſts völlig erfunden waren; die Umgebung des Kanzlers fragte 
ji) vergebens, was der „Chef“ mit der wahrheitwidrigen 
Zancierung bezwede. Die Löjung aber gibt eine Außerung des 
Fürſten Gortſchakow vom Sommer 1872, daß Bismard „ein 
freundliches Einvernehmen zwifchen Rom und Rußland nicht wolle 
zu Stande fommen jehen“ ?, 

Dieje Proben werden genügen, um die Kampfesweije des 
Kanzlers zu illuftrieren. Bei dem ungeheuren Einfluß, den er 
mit den reichen Mitteln des Welfen- oder Reptilienfonds auf die 





1 Ebd. II 344, 
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Preſſe des In- und Auslandes ausübte, erlangten die von Berlin 
ausgehenden Erörterungen über die „ultramontane Gefahr” die 
weitejte Verbreitung und trugen zur Verhetzung der Geifter nicht 
wenig bei. Das Treiben der Preſſe war übrigens jchon im 
April 1872 dem leitenden Staatsmann unheimlich geworden, jo- 
daß er zu Diplomaten äußerte, er wolle fünftig gegen die Katho- 
lifen milder Krieg führen. Der Staatsſekretär von Thile fand, 
daß es bei den Erwartungen, welche die offiziöje Preſſe wach- 
gerufen Hatte, „auf einen Dreißigjährigen Krieg hinauskäme“1. 

Sehr jchwer wird es, zu glauben, daß Bismard die Gerüchte 
von der Verſchwörung der Katholiken gegen das Deutjche Reich, 
von denen er in jeiner Preſſe joviel Abenteuerliches Hatte ver- 
finden Lafjen, für wahr gehalten habe. Das Ganze wird nur 
eine Kriegslift gemwejen fein; dem Kampfe gegen Nom, den er- 
unternehmen wollte, jollte ein impojantes Relief gegeben werden. 
Diejem feinem Bedürfnifje dienten auch die Auseinanderjegungen, 
die er gelegentlich dem Bijchofe von Ketteler vortrug. Auch diejem 
Kirchenfürſten erzählte er von feiner Befürchtung, daß feinem 
Werke von Rom her Gefahr drohe, daß von dort, wie von einem 
Mittelpunfte aus, eine einheitliche Leitung gegen das Deutjche 
Reich ftattfinde, und daß der erjte und nächjte Angriffspunft in 
dieſem Kampfe die preußiich-polnischen Länder ſeien. „Mich er- 
ſchreckte damals“, fo berichtet der Bifchof, „diefer Wahn in dem 
Kopfe eines jo einflußreichen und energifchen Mannes, im Hin- 
bi auf das Unheil, das möglicherweile aus einem folchen 
Vhantafiegebilde für Deutjchland entjtehen Fünnte.“ 2 

Nur ein ganz phantaftifches Denken hätte annehmen können, 
in Ofterreich, Frankreich und Stalien befige der katholiſche Ge— 
danke eine jolche Antenfität, daß „auf dem Boden der gemein- 
jamen Katholizität“ diefe Mächte nach 1870 eine Verbrüderung 
gegen Deutjchland unter der Leitung des Vatifans hätten jchließen 
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fünnen. Konnte Preußen von dem öfterreichifchen Minifterium 
von Hohenwart eine gewiſſe Pflege des Revanchegedanfens be- 
fürchten, jo jchwand auch der lebte Anlaß zur Bejorgnis, als 
Graf Julius Andrafiy am 13. November 1871 das Bortefeuille 
des Auswärtigen übernommen hatte. Die Unterjtellung, daß bei 
den deutjchen Katholiten Gefinnungen vorhanden geweſen jeien, 
die „zur Verſtärkung und Ermutigung einer jolchen Fatholiichen 
Allianz“ hätten dienen fünnen, heißt die deutjchen Katholiken 
des Hochverrat3 bezichtigen. Für dieje furchtbare Verleumdung 
hat niemals der geringfte Grund angeführt werden fünnen. Man 
hat es in Berlin nicht verfäumt, den auf die Entdeckung von Ber- 
jchwörungen und verbrecherijchen Umtrieben jo erpichten Chef der 
politischen Polizei Dr Stieber gegen die „Ultramontanen” auf- 
zubieten; dieſer hat bald jeine Bemühungen als vollitändig 
reſultatlos bezeichnen müfjen 2, 

In ihrem Streben nach jubjtantiierten Angaben über fatholijche 
Umtriebe machte ſich im Februar 1872 die politifche Polizei unjag- _ 
bar lächerlich, als fie einen jungen Polen namens Emil Wejterwelle 
feitnahm und aus der Tatjache, daß in feiner Wohnung, dem 
Küfterhaufe von St Hedwig, ein altes Terzerol gefunden wurde, 
ichließen wollte, ein „fanatiſcher Katholif” Habe das Leben des 
Neichsfanzlers bedrohen wollen. Nach einer Haft von drei Wochen 
mußte der junge Menjch entlajjen werden, weil fich auch nicht 
die geringfte Spur von einem geplanten Verbrechen nachweijen ließ. 

Bielleicht war der Hauptgedanfe bei dem vielbejpüttelten polizei- 
lichen Coup der, daß man nach einem Vorwand fuchte, um bei 
dem pofenjchen Domherrn von Kozmian, bei dem Wejterwelle 
zuvor gewohnt hatte, eine Hausſuchung veranftalten und kom— 
promittierende Papiere finden zu fünnen. Eine Hausjuchung fand 
in der Tat alsbald in der Wohnung des Kanonifus ftatt. Bejonders 





ı Bismard, Gedanken und Erinnerungen II 196. 
? Stieber, Dentwürdigfeiten, heransgeg. von 2. Auerbach, Berlin 
1884, 303 f. 
>". Yang 
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ein Stüd aus den beſchlagnahmten Papieren erregte die Auf- 
merfjamfeit Bismard3; es war ein Brief Windthorft3 an den 
Nittergutsbefiger von Haza in Bojen. In dem Briefe hatte der 
HBentrumsführer die Frage des Adrefjaten, ob die Katholiten zu 
Gunften des Papſtes Petitionen an den Reichstag jenden jollten, 
negativ beantwortet, da der Reichstag jeine abgeneigte Stellung 
bereit3 befundet habe. Aber an die Landesfürften, meinte Windt- 
horft, jollten die Fatholischen Untertanen von Zeit zu Zeit Beti- 
tionen in Sachen des Heiligen Vaters gelangen lafjen, weil das 
eher Erfolg für eine diplomatifche Intervention veripreche. 

Bismard bediente fich jofort (6. März) im Herrenhaufe diejes 
Briefes, um die Bedeutung fatholifcher Betitionen daran zu „er- 
läutern“ und Andeutungen daran zu knüpfen über einen „leichten 
Berjuch” Tatholifcherjeits, fich an fremde Mächte zu lehnen, - 
„einen Verfuch, der bei einigen weiteren Entwidlungen ... wohl 
mit dem Richter in Berührung führen fönnte”i. Wenige Tage 
jpäter ließ er den Windthorftchen Brief dem Journaliſten Moriz 
Buſch einhändigen; dieſer follte das Schreiben, angeblich „aus 
Abgeordnetenkreiſen“, in die Preſſe gelangen laſſen. Buſch ent- 
ſprach diejer Aufforderung. Der Brief, zuerft in der „Kölniſchen 
Zeitung” erjchienen, ging durch die gefamte Preſſe?. 

Das Zentrum interpellierte am 23. März 1872 im Abgeordneten- 
hauſe die Regierung wegen der begangenen jchweren Indiskretions. 
Der Abgeordnete von Schorfemer-Afjt jagte in jeiner Begründung 
der Interpellation, er würdige die Abficht des Minifterpräfidenten, 
„die Seejchlange des Elerifal-feudal-polnifchen Bündniſſes wieder 
mal erjcheinen zu laſſen“; aber die Veröffentlichung des Briefes 
habe der gefinnungstüchtigen Preſſe nur Enttäufchungen gebracht, 
wie denn 3. B. die „Wejerzeitung“ fchreibe: „Offen gejtanden, wir 
hatten von Herrn Windthorft Schlimmeres erwartet.“ Mit 





I Stenograph. Bericht der Verhandl. des Herrenhaufes 1871/72 I 263. 

2 M. Buſch, Tagebuchblätter II 337. 

3 Stenographifcher Bericht der Verhandlungen des Ageordnetenfanes 
1871/72 III 1504 ff. 
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icharfen Worten griff der Redner das verfafjungs- und gejeb- 
widrige Vorgehen der Regierung an, die durch die Beichlagnahme 
und Veröffentlichung des Briefes ihre Würde und ihr Anjehen 
im höchften Maße gejchädigt habe. Windthorſt präzifierte treffend 
die Sachlage bei der Beiprechung der Interpellation: „Entweder 
enthält der Brief etwas, was kriminell ftrafbar ift, oder er ent- 
hält folches nicht. Im erſten Falle Hatte man mich ohne weiteres 
vor die Gerichte zu ftellen. Enthielt der Brief aber etwas anderes, 
lediglich Privates, durchaus nicht etwas als Friminell zu Be- 
zeichnendes, dann war es abjolut unzuläfjig, den Brief überhaupt 
zu jaifieren, da er mit dem Attentate, das ftattgefunden haben 
fol, gar nichts zu fchaffen Hatte.” Daß die politifche Behörde 
nun noch aus dem Briefe Mitteilungen, und zwar in irreführender 
Darftellung, gemacht habe, bezeichnete Windthorjt als etwas Un- 
erhörtes. 

Der Minifter des Innern Graf Eulenburg jagte, die Inter— 
pellation beantwortend, von der Veröffentlichung des Briefes in 
den Zeitungen oder von dem Zirkulieren einer Abjchrift desjelben 
unter den Abgeordneten fei der Regierung nichts befannt. „Eine 
Beranlaffung für die Negierung, dem Urheber der in Rede 
ftehenden BVeröffentlihung nachzufpüren und denjelben zur Ber- 
antwortung zu ziehen, liegt nicht vor. Es muß, wenn in dieſer 
Beziehung Schritte gejchehen jollten, demjenigen überlafjen werden, 
fie zu tun, welcher an der Nichtveröffentlichung des DBriefes ein 
Intereſſe Hat.” Dieje Antivort bezeichnete Windthorjt mit Recht 
al3 eine indirefte Erlaubnis für Behörden, Briefe von Berjonen, 
die der Negierung mißliebig feien, zu veröffentlichen; eine ſolche 
Erlaubnis liege tatfächlich vor, wenn man die Anklage wegen 
Amtsmißbrauchs gegen den Urheber der Veröffentlichung nicht 
erhebe. 

Den Beweis für eine Bedrohung Preußens oder gar des 
Deutjchen Neiches durch die Polen und deren angebliche Ver— 
bündete zu erbringen, ift dem Kanzler nicht geglüdt. Er hat 
denn auch, wenn er von den Motiven jprach, die ihn in den 
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Kulturkampf getrieben hätten, nur ganz gelegentlich ſich auf die 
Polengefahr berufen, jahrelang aber wieder davon geſchwiegen. 
Im Entdecken von immer neuen Urſachen des Konfliktes war ja 
ſeine retroſpektive Betrachtung erſtaunlich fruchtbar. Wir werden 
andernorts noch mancherlei Motive kennen lernen, bald aus dem 
geſchichtsphiloſophiſchen, bald dem proteſtantiſch-konfeſſionellen, 
bald dem ſtaatsrechtlichen Gebiete, von denen jedes einzelne aus— 
gereicht haben ſoll, ihn zum Kulturkampfe mobil zu machen. Zu— 
nächſt aber haben wir eine der wichtigſten wahren Urſachen des 
Kampfes darzuſtellen: die Hilfsbedürftigkeit des Liberalismus in 
Bayern. Um die kirchenpolitiſche Lage in jenem Lande zu ver— 
ſtehen, bedarf es eines Rückblickes auf die bayriſche Kirchenpolitik 
im 19. Jahrhundert. 





Biertes Bud. 


Borboten des Kulturkampfes in Bayern, Baden 
und Heilen. 


Sünfzehntes Kapitel. 


Die kirchenpolitiſche Entwicklung in Bayern unter den Königen 
Marx I. Joſeph und Ludwig I. 


Die von protejtantiichen Juriſten im 16. und 17. Jahrhundert 
ausgebildete Theorie des Territorialismus, die ein weitgehendes 
Regiment des Staates über die Kirche aus Gründen der viel- 
gepriejenen „Bernunft” prinzipiell zu erklären gejucht Hatte, ift nicht 
ohne Einfluß auf das Denken der katholiſchen Juriſtenwelt ge- 
blieben. Je mehr in Ländern aller Konfejfionen der Abjolutismus 
die herrfchende Staatsform geworden war, deſto eifrigere Pflege 
wurde dem territorialiftiichen Ideen allenthalben gewidmet. Die 
Kirche in immer jteigendem Maße für rein ftaatliche Intereſſen 
dienjtbar zu machen, war auch der Fatholiichen Fürjten und 
Bureaufraten angelegentlichites, durch ihre ganze Staatsauffafjung 
geforderte Streben. Der Gallitanismus in Frankreich und der 
Joſephinismus in Ofterreich find die bedeutendften Auswirkungen 
der territorialiftiichen Ideen in katholiſchen Ländern. 

Die jtaatsfirchliche, partikulariftiich-reformerische Aktion des 
öſterreichiſchen Joſephinismus erhielt je länger je mehr ein ge- 
treues Abbild im Kurfürjtentum Bayern, deſſen ſtaatskirchliche 
und innerpplitiiche Berhältniffe mit denen des benachbarten — 
ſtaates in enger Verwandtſchaft ſtanden. 
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Mit der Firchlichen Treue, die die bayrijchen Herzoge und Kur- 
fürften feit den Religionswirren des 16. Jahrhunderts in oftmals 
großartiger Weiſe bewährt hatten, waren ſeit langem Yandes- 
kirchliche Pläne der Herrjcher parallel gegangen!. Daß das 
bayriſche Gebiet in Firchlicher Hinficht einer ganzen Anzahl mit 
dem Range von Reichsfürften befleideter, außer Landes refidierender 
Biſchöfe unterjtand, war von den reformfreundlichen Herzogen 
häufig als ein Hindernis bei ihren gutgemeinten Firchlichen Ab- 
fichten empfunden worden. Deswegen hatte man ſchon im 16. Jahr— 
hundert an die Errichtung eines Bistums in München gedacht, 
dejjen Inhaber Tandesherrlichen Einflüffen Teicht zugänglich fein 
würde. Diejer Gedanke wurde mit großer Zähigfeit jahrhunderte- 
lang verfolgt, er war auch nicht ohne Einfluß auf die Errichtung 
der Münchener Nuntiatur (1785). War der Plan ursprünglich 
von Firchlichem Reformeifer ausgegangen, jo hatten ihn mittler- 
weile abjolutiftiiche und territorialiftiiche Ideen in wachjendem 
Umfange durchjeßt. Das bayrische Staatskirchenrecht war immer 
reicher ausgejtaltet worden und hatte fich mehr und mehr daran 
gewöhnt, auf Grund der iura circa sacra in innerficchliche An- 
gelegenheiten entjcheidend einzugreifen. Das placetum gegenüber 
päpftlichen Erlaſſen wurde ftreng gehandhabt; der PBolizeiftaat 
wachte jorgfältigit über Einzelheiten der Liturgie, über die Ein- 
haltung der Abjtinenztage; inmitten und troß feiner Ausschweifungen 
erließ der Kurfürft Karl Theodor eine Verordnung, daß die öſter— 
Yichen Beicht- und Kommunionzettel behördlich gejammelt und 
fontrolliert würden. Den benachbarten Bijchöfen bereiteten die 
Übergriffe der bayrifchen Bureaufraten ſchwere Sorgen?. Wie jehr 
aber ein Teil dieſer Oberhirten die fatholiiche Gefinnung verloren 
hatte, bewies ihre Anteilnahme an der durch die Errichtung der. 





1% Endre3, Die Erridtung der Münchener Nuntiatur und der 
Nuntiaturftreit bis zum Emſer Kongreß, in Beiträge zur bayrijchen Kirchen- 
geichichte XIV (1908) 199 ff. 

2 Bgl. ©. Brunner, Die —— Dienerſchaft am Hofe Joſephs II., 
Wien 1868, 447. 
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Münchener Nuntiatur veranlaßten febronianifchen Oppofition gegen 
den Heiligen Stuhl. 

War die firchliche Lage bereits unter den Kurfürjten Max III 
Joſeph und Karl Theodor reich; an Momenten, die zu Tebhafter 
Bejorgnis Anlaß geben mußten, jo wiejen viele Zeichen auf eine 
gewaltige Firchliche Aevolution, als der geiftig wenig bedeutende 
Kurfürft Max IV. Joſeph Herricher der vereinten pfälzischen und 
bayrischen Lande wurde. Unter ihn follte Graf Joſeph von Mont- 
gelas, bis gegen Ende feines Lebens Anhänger der irreligiöfen 
Aufklärung, ein faft unumfchränftes Regiment führen. Bon einem 
berühmten Staatsmann ift Montgelas ein „revolutionärer Mi- 
niſter“ genannt worden. In der Tat hat der gewalttätige Mann 
in Bayern grumdftürzende Änderungen am geſamten Staatswejen 
herbeigeführt, aus dem Prinzip der Staatsallmacht die Tehten 
Konjequenzen gezogen. Mit dem radikalen reformerifchen Fana— 
tismus, der der Aufflärungszeit eigentümlich war, führte er ohne 
Rückſicht auf Hiftorifches Recht eine ungeſunde ftaatliche Zentrali- 
jation durch; in feiner, des „Ddirigierenden Minifters” Hand 
tiefen alle Fäden zuſammen. 

Durch die Huld Napoleon Bonapartes wurde es Mar Joſeph 
ermöglicht, am 1. Januar 1806 die Königswürde anzunehmen. 
Die Gnade des Korjen hatte die Ausftener des neuen Königreiches 
nicht karg bemefjen: die Hochftifte Bamberg, Würzburg, Freifing, 
Augsburg, Teile der Stifte Eichjtätt und Paſſau, die Propftei 
Kempten, 12 Reichsabteien, 15 Reichsſtädte u. a. waren Durch 
den Reichsdeputationshauptichluß an Bayern gefommen!. Die 
jo disparaten Beitandteile des neuen Königreiches zu einem ein- 
heitlichen Staate zufammengejchweißt zu haben, ift ein gewiß 
nicht geringes Verdienſt des Grafen Montgelas; aber wieviel 
Lebenskfräftiges und Berechtigtes ift dem Ungeftüm des revolutio- 
nären Staatslenfers zum Opfer gefallen! 





UM. Sheglmann, Gejchichte der Säfularifation im her nd gr 
Bayern I, Regensburg 1903, 248 f. 
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Die politiiche Zentralifierung jollte auf Eirchlichem Gebiete ihr 
Ebenbild finden, daher war es ein Ideal der bayrijchen Staats— 
männer, daß eine „bayrijche Landeskirche” hergeftellt werde, die 
nun nicht mehr von immediaten geiftlichen Fürften, jondern von 
Bilhöfen, die im Untertanenverhältnis jtänden, geleitet werden 
follte. Landes- und Bistumsgrenzen jollten in Übereinftimmung 
gebracht, feinesfalls die Wirkſamkeit auswärtiger Bijchöfe geduldet 
werden. Die Schaffung einer bayrischen Metropolitanwürde 
wäre der Schlußjtein diejer territorialiftiich Eonftruierten Kirchen: 
verfajjung gewejen. Bekanntlich hat aber der Heilige Stuhl, 
gerade um den Schein einer derartigen bayrischen „Landeskirche“ 
nicht aufkommen zu laſſen, bei den Konfordatsverhandlungen auf 
der Errichtung zweier Metropolitanverbände beftanden. 

Neben den abjolutijtiichen Grundjägen der Regierung wurde 
die Gejtaltung der Firchlichen Verhältniffe aufs nachteiligite von 
der Srreligiofität der Bureaufratie und dem unter den Beamten 
herrjchenden freidenferischen Slluminatentum beeinflußt. Zwar war 
der von dem Ingolſtädter Profeſſor Adam Weishaupt 1776 ge- 
gründete Jlluminatenorden, welcher der jtaatlichen Ordnung ebenjo 
gefährlich war wie der Religion, bereits 1785 aufgehoben worden; 
aber der Geift diejes Geheimbundes hatte nach wie vor in ganz 
Bayern unter den Gebildeten feine zahlreichen Adepten. Der 
fürmliche Religionshaß Teitender Kreiſe kam Hauptjächlich bei dem 
Werke der Klofteraufhebungen zu widerlichem Ausdrud. 

Nachdem das Ende des 18. Jahrhunderts jchon einige Säku— 
larifationen bayrijcher Klöſter gebracht hatte, wurde im Jahre 1802, 
noch vor dem Neichsdeputationshauptichluß, zunächſt gegen faſt 
alle Mendikantenklöfter Bayerns der Todesſtoß geführt. An— 
geblich waren dieje Klöfter „nicht nur zwecklos, jondern pofitiv 
ichädlich und dabei durch ihren privilegierten Bettel dem Land- 
manne äußerst läſtig“. Die zahlreichen Kundgebungen des fatho- 
liſchen Volkes, das um Erhaltung der um die Seeljorge hoch— 
verdienten Franzisfaner-, Kapuziner- und Auguftinerflöfter vor- 
jtellig wurde, fanden bei den Münchener Gewalthabern feine 
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Berücfichtigung. Die älteren Ordenspriefter erfuhren in den 
jtaatlichen „Zentralflöftern”, in die fie verwieſen wurden, vielfach 
eine ganz unmwiürdige Behandlung; die jüngeren Patres wurden 
angewiejen, ſich Weltpriefterpoften zu juchen, fie litten vielfach 
die bitterfte Not. Diejer abzuhelfen, jcheute die Furfürftliche 
General-Zandesdireftion ſelbſt nicht vor dem Schritte zurüd, Vor— 
Ichriften über die Vergebung von Meßitipendien durch Teſtaments— 
erefutoren zu erlaflen: die bayriiche Negierung bettelte um Sti- 
pendien für die Religioſen, die ſie eben erſt ausgeplündert hatte !. 

Die Härten und Brutalitäten, wie fie einzelne Beamten ſich den 
Mendifanten gegenüber vielfach hatten zu jchulden kommen Yafjen, 
wurden auch im Jahre 1803 bei der Aufhebung der Hochitifte 
und Abteien nicht vermieden. Beim Berfauf der Kirchenfchäße 
famen Unterichlagungen jehr häufig vor; aus den Bibliothefen ver- 
ſchwanden fojtbare Bände, reiche Bejtände wurden verjchleudert, 
vernichtet. Noch empürender verfuhren die Kommifjäre mit dem 
Inventar der Gotteshäufer. Erſt im Jahre 1811 ordnete die 
Regierung an, daß geweihte Gefäße, wie Kelche, Monftranzen 
und Baramente, nicht verjteigert werden dürften, fondern an 
andere Kirchen abzugeben jeien 2. 

Den moraliichen Mängeln der Aufhebungsfommilfion wird es 
auch zugejchrieben, daß der Staat aus den VBeräußerungen des 
Flöfterlichen Befibes jo wenig Nuten gezogen hat; vielfach wurden 
die Güter an Begünftigte zu Schleuderpreifen abgegeben. Was 
endlich Unkenntnis oder Frivolität durch Zerſtörung von Flöfter- 
then Kunftichägen, bejonders Werfen der Architektur, gefrevelt 
haben, wird immer ein Schandmal für die Zeit der „Aufklärung“ 
bleiben 3. 

Dem aufflärerifchen Geifte entiprach e3 auch, dat die Staats— 
vegierung eine wahre Allregiererei und vielgefchäftige Neformfucht 





! Ebd. II (1904) 444 f. ® &bd. III, 1 (1906) 25 ff. 
Vgl. 3.0. Montgelas, Denkwürdigfeiten, heransgeg. von ©. Me 
mann und M. Döber!, München 1908, xuıx ff. 
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in ficchlichen Dingen betätigte. „Wir werden”, jo äußerte eine 
furfürftliche Verordnung vom 7. Mai 1804, „Unſere Iandes- 
fürftliche Mitwirkung in Gegenjtänden, welche zwar geiftlich find, 
aber die Religion nicht wejentlich betreffen und zugleich irgend 
eine Beziehung auf den Staat und das weltliche Wohl der Ein- 
wohner desjelben haben, nicht ausschließen laſſen, jolange Wir 
die Seelforger als Bolfserzieher in Religion und Sittlichkeit, 
nicht al3 bloße Kirchendiener, jondern zugleich als Staatsbeamten 
betrachten.“ Die Regierung leitete aus diefem Prinzip das Recht 
her, „von der Religion alles zu bejeitigen, was den wirfjamen 
Einfluß derjelben auf das Wohl Unferer Tieben Untertanen durch 
ein oder das andere Extrem von Unglauben oder Aberglauben 
ichwächen oder vielleicht vollends zerjtören könnte“. In alle 
Einzelheiten des Firchlichen Volkslebens hinein, Prozeſſionen, 
Leichenbegängnifje, Bräuche der Karwoche, Sodalitäten und Bruder- 
Ichaften, regierte der Bolizeiftod; die Pfarrer erhielten die Amts— 
bezeichnung „Eönigliche” Pfarrer. 

Leider fanden fich auch Geiftliche, die auf die „eudämoniftischen“, 
von der Religion hauptfächlich irdiſches Wohlergehen und jtaat- 
lichen Nuten erwartenden Abjichten der Yeitenden Staatsmänner 
weitherzig eingingen; bejonder3 charakteriftiich in diefer Hinficht 
it das lehramtliche und fchriftjtelleriiche Wirken des Landshuter 
Theologen Matthäus Fingerlos 2. 

Maren die Geiftlichen Staatsdiener, jo mußte der Klerus 
möglichjt von der Bureaufratie abhängig gemacht werden; Daher 
auch die Inanſpruchnahme der kirchlichen Anzeigepflicht bei allen 
Stellenbejegungen, die willfürliche Konftruftion des Tandesherr- 
lichen Batronates, ausschließliche Berwaltung des Kirchen- und 
Armenvermögens durch die weltliche Gewalt, die ftaatliche Ober- 
aufficht über das Theologieftudium. Den kanoniſchen Gerechtiamen 





ı M. Pfeiffer, Beiträge zur Gejchichte der Säfularijation in Bam— 
berg, Bamberg 1907, 111. 

2 Bol. J. B. Sägmüller, Wiſſenſchaft und Glaube in der Firchlichen 
Aufklärung, Eſſen 1910, 73 f. 


15. Rap. Rirchenpolit. Entwidl. in Bayern unter Marl. u. Ludwig J. 397 


der Bilchöfe wurde ihr Geltungsbereich aufs willfürlichjte be- 
jchränft duch jcharfe Betonung des placetum regium und des 
recursus ab abusu und die Aufhebung der geiftlichen Brivilegien!. 

Die Negierung war in ihrem Eifer für „Toleranz“ gejonnen, 
einen allgemeinen Katechismus für alle Konfeffionen einzuführen, 
erſt fpäter follten die Kinder konfeſſionell getrennten Unterricht 
erhalten. Aus mancherlei weiteren Anzeichen glaubten die Katho— 
liken jchließen zu dürfen, man plane in München eine allmähliche 
Berjchmelzung der Konfeſſionen?. ine bedeutende Anzahl pro- 
tejtantischer Untertanen war durch den Erwerb fränfischer und 
ichwäbischer Gebiete an das jeither exkluſiv katholiſche Bayern 
gefommen. In ftufenweijer Entwicklung wurden den Brotejtanten 
Rechte in ftaatsbürgerlicher und Firchlicher Beziehung verliehen, big 
die erſte Verfaſſung von 1808 und das Religionsedikt von 1809 
die Barität der Konfejfionen vollftändig durchführten. Hinfichtlich 
der gemijchten Chen hatte die Regierung angeordnet, daß Die 
Trauumg durch den ©eiftlichen einer. beliebigen Konfeſſion vor- 
genommen werden dürfe, die Kinder aus folchen Ehen jollten 
mangel3 anderweitiger Abmachungen der Eltern religiös jo er- 
zogen werden, daß die Knaben dem Befenntnis des Vaters, Die 
Mädchen dem der Mutter folgten. Die illuminatijtiich gefinnten 
Katholiten Bayerns begrüßten in diefen Mafregeln der Regierung 
das Morgenrot einer neuen Epoche, in der die Kirche laifiert, 
Chriſtentum und Philoſophie verjühnt fein würden. Die ernit 
fatholijchen Kreiſe aber wären überglüclich gewejen, wenn von 
der modernen Toleranz auch ihnen ein wenig zu gute gekommen 
wäre. Selbjt ein Aufgeflärter mußte die grenzenlofe Intoleranz 
jeiner Barteifreunde gegen die Fatholifche Kirche Herb tadeln. 
„Man jchreibt und ſpricht jet ſoviel“, jo bemerkte er 1805, „von 





1 Bol. E Eihmann, Der recursus ab abusu nach deutſchem Necht, 
Breslau 1903, 200 ff. 

: A. Ludwig, Weihbifchof Zirkel von Würzburg in feiner Stellung 
zur theologischen Aufklärung und zur Firchlichen NReftauration I, Paderborn 
1904, 244 | 264 f. 
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Duldung der Evangelischen im Fatholifchen Bayern. Allein, daß 
jelbft die gute Sache, daß jelbjt die herrjchende Religion in unſerem 
Lande jo wenig Toleranz und reelle Duldung findet, jteht mit 
der Toleranz der Religionsdijfidenten in gigantischem Kontraft. 
Unglaube und Spottgeift werden unter uns mehr toleriert als 
wahrer, inniger Chriftusglaube.“ 1 

Biel Mißſtimmung erregte e8 im Lande, daß auf viele wichtige 
Staats: und Regierungsftellen, an die Univerfitäten und bejonders 
an die Akademie der Willenjchaften norddeutiche Proteftanten in 
großer Anzahl zur „Verbreitung von Duldung und Aufklärung“ 
berufen wurden. E3 waren auch Gelehrte von Bedeutung dar- 
unter, im allgemeinen aber machten fich die „Berufenen” durch ihr 
großjprecherifches, die Adoptivheimat ebenjo wie Kirche und Glauben 
verächtlich machendes Wejen fürmlich verhaßt. Bei den Berufungen, 
jo hören wir von einem Zeitgenofjen, jei die Abficht der Negie- 
rung, „Bayern zu entchriftlichen, vor allem zu defatholifieren, 
völlig unverkennbar” gewejen, und dieſe Abjicht „zujamt der un- 
jäglihen Anmaßung, womit von vielen In- und Auswärtigen 
dieſes unjer engeres Baterland, jein Volk, feine Geſchichte, eine 
Gefinnung mißhandelt wurden“, Habe die Gemüter tief empören 
müfjen 2. 

Der Heilige Stuhl hatte jeine Aufgabe, Hüter der Firchlichen 
echte zu jein, auch der bayrischen Regierung gegenüber nicht ver- 
geilen. Die ernfteften Borftellungen hatte Papſt Pius VIL jchon 
in einem Breve vom 12. Februar 1803 an den Kurfürjten Mar 
Joſeph gelangen laſſen. Die Übergriffe, die fich die bayrifche 
Bureaufratie in Tirol geftattete, da3 1806 an Bayern gefommen 
war, veranlaßten den Heiligen Vater zu weiteren, bedeutung$- 
vollen Erlafjen gegen das Staatsfirchentum des jungen König- 





ı Hiftorifch-politifche Blätter XXX (1852) 278 f. 

2J. N. v. Ringseis, Erinnerungen I, Regensburg 1886, 88. Über 
die geiftigen Zuftände an der Akademie im 18. Jahrhundert vgl. J. B. Säg— 
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reiches t. Solchen VBorftellungen auch nur einigermaßen entgegen- 
zufommen, war die Regierung nicht im geringjten bereit. Sie fand 
bei derartigen päpftlichen Schritten lediglich ihr Urteil bejtätigt, 
„dab das Papſttum, im bleibenden Kampfe mit der weltlichen 
Herrjchergewalt und mit dem Geifte des Jahrhunderts, feinem 
Untergang entgegengeht“. Der päpftliche Hof jei dem „kraſſeſten 
Mönchsgeift” verfallen, „ohne daß er die gewöhnliche Mönchs- 
politit bejäße”. Heutzutage jei fein Gedanke mehr „an eine Tren- 
nung zweier Gewalten, die über Staatsbürger Herrchen jollten“, 
vielmehr deute alles „auf die vollfommenjte Konzentrierung der 
Herrjchermacht” Hin. Demgemäß brauche der König auch nicht 
vor einem Schisma zurüdzufchreden; er fünne vielmehr „römischen 
Drohungen” jeine Entjchlofjenheit entgegenjegen, „nötigenfalls für 
jeine Staaten jelbjt väterlich Fürjorge zu treffen” 2. 

Troß ſolcher Grundſätze verhehlten fich die leitenden Kreiſe 
Bayerns dennoch nicht, daß fie nur durch Abſchluß eines Kon- 
fordates zu der dringend notwendigen Neuregelung der Firchlichen 
Berhältnifje gelangen würden. 

Verhandlungen über ein bayrijches Konkordat hatten jchon in 
den Jahren 1806 und 1807 ftattgefunden, ohne jedoch zu einem 
Rejultate zu führen 3. Ebenjo erfolglos waren weitere, zum Teil 
unter den Aufpizien Napoleons I. fich abjpielende Negotiationen, 
die auf ein Konfordat mit dem „Rheinbunde” abzielten *. 

Später war es gerade Bayern, das entjprechend feiner Politik, 
ein möglichit vom Staate abhängiges Landesficchentum herzuftellen, 
auf dem Wiener Kongreß den Plan eines Konkordates mit dem 
gejamten Deutjchen Bund eifrig befämpfte. Um ein bayrijches 
Sonderfonfordat herbeizuführen, hatte die Regierung ſchon 1815 





! Die Aftenftüde f. bei KK. Höfler), Konkordat und Konftitutionseid 
in Bayern, Augsburg 1847, 177 ff. 

? Ebd. 25 ff. 

9.0. Siche rer, Staat und Kirche in Bayern 1799—1821, München 
1874, 112 ff. 
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den Biſchof Kafimir von Häffelin, in dem fie ein dienftwilliges 
Werkzeug für ihre Pläne beſaß, als Gejandten beim Heiligen Stuhle 
beglaubigt. Von der Notlage der fatholischen Kirche in Bayern 
unterrichtete den Papſt eine Denkichrift des Biſchofs von Eichftätt 
und der Vikariate von Augsburg, Bamberg und Würzburg. Auch 
an den König richteten dieje Firchlichen Stellen etwas jpäter eine 
gemeinjame Vorjtellung, die der Würzburger Weihbijchof Gregor 
Zirkel, ehemals Anhänger der Aufklärung, nun aber eifrigft der 
fatholiichen Lehre und dem Apoftolischen Stuhle ergeben, verfaßt 
hattel, E3 wurden in dem Schreiben eingehend alle Hindernifje 
nambaft gemacht, die einem jegensreichen Wirken der Kirche im 
Königreiche entgegenjtänden, und um Reftitwierung wenigjtens der 
ganz unentbehrlichen Firchlichen Freiheiten gebeten. Die Wünſche 
weiterer theologiſcher Kreije erfuhr die Regierung, als jie an Die. 
Bifariate die Anfrage richtete, wie dem immer drohender fich ge- 
jtaltenden Prieſtermangel zu jteuern ſei. In einzelnen der in der 
Folge eingegangenen Antwortjchreiben konnte die bayrijche Bureau- 
fratie die jchärfjte Berurteilung ihrer Kirchenpolitif lefen?. Aber 
fie blieb unbelehrbar und unbefehrt. Das zeigte ſich bejonders in 
der „Bunktation”, die der bayrijche Unterhändler im Auftrage 
jeiner Regierung als Grundlage für das Konfordat dem Heiligen 
Stuhle übergab. Sie war ganz in territorialiftiichem Sinne ge- 
halten, ließ aber die hauptjächlichiten ftaatsfirchlichen Anfprüche 
unerwähnt, offenbar in der Abficht, „darin für den Staat freie 
Hand zu behalten”. Bon ganz anderem Geijte war naturgemäß 
der Gegenentwwurf getragen, der aus den Beratungen zwijchen 
Häffelin und dem Bertreter des Heiligen Stuhles, Monjignore 
Mazio, hervorgegangen war. 

Ehe die bayrische Regierung fich zu dem neuen Entwunfe ge- 
äußert hatte, war, bejonders auf Betreiben des Kronprinzen 
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Ludwig, der Minifter Graf Montgelas gejtürzt worden!. In 
dem neuen Kabinett Herrjchten zwar die Firchenpolitifchen Ideen 
der Ara Montgelas’ fort; aber um zu einem endlichen Abſchluſſe 
zu gelangen, inftruierte der Minifter des Innern Graf Thür- 
heim den römischen Gejandten, er jolle den Umjchwung der Ge- 
jinnungen in Bayern betonen, im übrigen aber „jolchen Bunkten, 
über welche notwendig Diskuffionen eintreten müßten, auf alle 
mögliche Art ausweichen“. Der Heilige Stuhl beharrte bei den 
Grundjägen des kanoniſchen Rechtes, machte aber der NRegie- 
rung befonders hinfichtlich der Ernennung zu kirchlichen Prälaturen 
die erheblichiten Zugejtändniffe, die in einem „Ultimatum” vom 
23. April 1817 zufammengefaßt waren. Zu einem gewiljen Maße 
von Entgegenfommen war die Regierung entjchloffen, andern 
Punkten der römischen Forderungen gegenüber hoffte fie durch die - 
Politif der geheimen Vorbehalte einen Ausweg zu finden. Bifchof 
Häffelin ſeinerſeits glaubte fich berechtigt, die ihm erteilte Inſtruk— 
tion frei interpretieren und einige weitere Zugeftändniffe machen 
zu Dürfen, zumal die ihm von München aus gefandten Weifungen 
nicht frei von Widerjprüchen waren. Auf folchen verfchlungenen 
Wegen famen die Berhandlungen zu ihrem Ende, und am 5. Juli 
1817 unterzeichneten Kardinal Conjalvi und Bifchof Häffelin das 
Konkordat. | 

Zur Ratififation des Vertrages konnte fich die bayrifche Regie— 
rung lange nicht entjchließen; eine vollftändige Preisgabe der bis- 
herigen ftantsfirchenrechtlichen Praris wäre die notwendige Kon- 
jequenz gewejen. Bejtimmte doch Art. 1, daß der katholiſchen Kirche 
in Bayern alle Rechte gewährleiftet jeien, die fie nach Gottes 
Ordnung und den kanoniſchen Sabungen genießen muß, und Art. 17 
hob ausdrücdlich alle von der bayrijchen Regierung über Eirchliche 
Gegenftände erlafjenen Gejege, Verordnungen und Defrete auf; 
nad Art. 18 fjollte das Konkordat als Staatsgeſetz erklärt und 
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feinerlei Zuſatz, Anderung oder Deklaration ohne die Autorität 
und Mitwirkung des Apoftolischen Stuhles beigefügt werden. 

Die Regierung zeigte im Anfange Luft, die einjchneidendften 
Änderungen in territorialiftifchem Geifte zu verlangen, ehe fie dag 
Konkordat ratifiziere, damit nicht die „Bejchränfung und Ber- 
nichtung Unferer Heiligjten und unveräußerlichen Negentenrechte 
und »pflichten in Firchlichen Angelegenheiten“ herbeigeführt werde. 
Der vom Grafen Xaver Nechberg unterftüste Biſchof Häffelin 
wurde inftruiert, vom Heiligen Stuhle weitere Zugeftändniffe zu 
erprejjen. In der Tat Eonzedierte jebt der Papſt, um fein Ent- 
gegenfommen zu zeigen, daß dem Könige das Recht der Ernennung 
jämtlicher Bifchöfe und der Bejegung der in den päpftlichen Mo- 
naten erledigten Kanonifate an den Domftiften zustehen jolle. Aber 
- den Kirchenhoheitsanjprüchen des Staates gegenüber verhielt ſich 
Pins VII. unbeugfam. Um nicht die Verhandlungen völlig jcheitern 
zu laſſen, legte Biſchof Häffelin der Regierung die Erwägung 
vor, daß die königlichen Kirchenhoheitsrechte unverlierbar jeien und 
einer päpftlichen Betätigung nicht bedürften. Mit diefem geheimen 
Borbehalte ratifizierte die Krone am 24. Dftober 1817 das modi- 
fizierte Konfordat, das jedoch das Datum vom 5. Juni behielt. 

E3 waren nach dem Vertrage in Bayern die Kirchenprovinzen 
München-Freifing mit den Suffraganen Augsburg, Paſſau und 
Regensburg, und Bamberg mit Eichjtätt, Würzburg und Speier 
als Suffraganbistümern 'gebildet. Die Domkapitel jollten zwei 
Prälaturen, die des Propſtes und des Defans, befiten, jedes erz- 
biſchöfliche Kapitel zehn, die bifchöflichen acht Kanonifate erhalten. 
Jedes Bistum wird jein Ddotiertes, unter Aufjicht des Biſchofs 
jtehendes Seminar zur Heranbildung der Geiftlichen beiten; die 
Bistümer, Domkapitel und Seminarien follen mit Gütern oder 
jtabilen Fonds dotiert werden, ebenjo auch einige Klöfter, zu deren 
MWiederheritellung der König ſich verpflichtet. In weiteren Artikeln 
iſt den Biſchöfen die freie und ungehinderte Ausübung ihres Hirten- 
amtes und freier Verkehr mit dem Heiligen Stuhle gewährleiftet, 
das Plazet ebenjo wie der recursus ab abusu. aufgehoben. 
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Die unredlichen Abfichten, welche die Regierung Hinfichtlich der 
Ausführung des Konkordates hegte, erhielten einen Bundesgenofjen 
an der fanatijchen Hebe, die proteftantifcherjeit3 gegen den feierlich 
abgejchlofjenen völferrechtlichen Vertrag infzeniert wurde. Der 
aufgeflärte protejtantifche Juriſt Anjelm von Feuerbach, Ober: 
appellgerichtspräfident in Ansbach, war, wiewohl er fich weislich 
im Hintergrunde hielt, der Organifator des Sturmes auf das 
Konkordat; daß diejes in „Drucdjchriften, Journalen, Zeitungen 
jo viel und jo laut al3 möglich beiprochen“, als die Hölle be- 
zeichnet wurde, die gegen den Protejtantismus jei Losgelafjen 
worden, war „das Fühne, aber wohlberechnete Manöver”, deſſen 
er fich rühmte und deſſen „Operationslinie vom Bodenſee bis 
über dag Fichtelgebirge Hinausreichte” 1. Von zahlreichen pro- 
teſtantiſchen Gemeinden Tiefen bei dem Könige Adrefien ein um 
Erhaltung der Rechte und Freiheiten, die die proteftantifche Kirche 
jeither in Bayern genofjen Habe. Diefe Nechte irgendwie zu 
tangieren, war von katholiſcher Seite nirgends beabfichtigt worden. 
Auch aus den Kreifen der Bureaufratie wurden Stimmen laut, 
die vor der Verkündigung des Konfordates warnten. 

Dieje Momente wirkten zufammen, daß die Regierung auf den 
Plan verfiel, das Konfordat zugleich mit der neuen Berfaffungs- 
urfunde und einem „die äußeren Rechtsverhältniffe der Kirchen- 
gejellichaften“ regelnden „Religionsedikte“ zu publizieren. Die 
Publifation der Verfaſſung erfolgte am 26. Mai 1818, die des 
Religionsediktes, der jog. „zweiten Verfafjungsbeilage”, unter dem 
gleichen Datum; als Anhang zu $ 103 der legteren wurde endlich 
auch das Konfordat veröffentlicht. Zwiſchen dem Konkordate und 
dem von Anjelm von Feuerbach verfaßten Neligionsedift bejtand 
der flagrantefte Widerfpruch, auf den übrigens fchon die jonder- 
bare Art der Publikation Hinwies. Bitter beflagte ſich Fürft- 
biichof Graf Stubenberg von Eichftätt über das Gejchehene: „Wer 
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hätte auch nur von ferne mutmaßen jollen und fünnen, daß das 
zwiſchen Str Heiligfeit und Sr Majeftät dem Könige mit fo reifer 
und langer Überlegung gejchlofjene, mit Höchfteigenen Unterfchriften 
und Siegeln beftätigte und durch feierliche Auswechſlung ſanktio— 
nierte Konkordat noch einer Veränderung unterworfen, ja jogar 
der Gegenstand neuer Kollifionen und migliebiger Reibungen werden 
fünnte? Und doch... gelang es den geſchworenen Feinden unferer 
heiligen Religion, durch liſtige Einfchaltung des Neligiongediftes 
in die Reichsverfaſſung die Firchliche NRegierungsform in ihren 
Grundpfeilern zu erjchüttern und die den Biſchöfen von Jeſus 
Chriſtus jelbjt erteilte Gewalt künftig von der weltlichen Macht 
abhängig zu machen.” 1 

Wieviel die Bureaufratie in ihrem territorialiftifchen Drange 
bon den „oberjten Schuß: und Auffichtsrechten” in die „zweite Ver: 
faſſungsbeilage“ hinübergerettet hatte, zeigt ein Blick in diejelbe. 
Sn 8 53 war der Rekurs „gegen Mißbrauch der geiftlichen 
Gewalt an die königlichen Regierungsbehörden” ftatuiert, in 8 58 
das Plazet für alle Gejege, Verordnungen und fonftige Anord- 
nungen der Klirchengewalt gefordert. In den Beftimmungen dar: 
über, was rein „weltliche” und jog. „gemijchte Gegenjtände” feien, 
griff das Edift weit über die Kompetenz des Staates hinaus, 
ebenjo in den Beſtimmungen Hinfichtlich gemifchter Ehen. Zu den 
„gemischten“ Gegenftänden, über welche die Kirche nur unter 
Mitwirkung der Staatsgewalt Anordnungen treffen fan, gehören 
alle Anordnungen über den äußeren Gottesdienit, deſſen Drt, 
Beit, Zahl; Beichränfung oder Aufhebung der nicht zu den wejent- 
lichen Teilen des Kultus gehörigen Feierlichkeiten, PBrozejfionen, 
Nebenandachten, Zeremonien, Kreuzgänge und Bruderjchaften, Er- 
richtung geiftlicher Gejellichaften und Beitimmung ihrer Gelübbe; 
organische Bejtimmungen über geiftliche Bildungsanftalten. In 
8 56 nimmt der König ſelbſt im Bedarfsfalle das Recht in An- 
Ipruch, „unter feinem Schuge Kirchenverfammlungen zu veranlafjen, 





ı (Höfler), Konkordat und Konftitutionseid 123. 


15. Kap. Kirchenpolit. Entwidl. in Bayern unter Max I. u. Ludwigl. 405 


ohne jedoch in Gegenstände der Religionslehre fich ſelbſt ein- 
zumiſchen“. 

In Rom erregte dieſes Vorgehen Bayerns die größte Ent- 
rüftung. Der Kanonifus Helfferic) wurde in die ewige Stadt 
gefandt, um im Auftrag des Königs dem Papſte beruhigende Er- 
klärungen zu geben. Kafimir von Häffelin, nunmehr mit der Kardinal3- 
würde befleidet, wirkte in demfelben Sinne; am 27. September 
1818 erffärte er „im Namen des Königs” dem römischen Hofe, 
der Monarch bedauere, daß einige Artifel der Verfaffungsurfunde 
inZbejondere aber das ihr beigefügte Neligionseditt, vom Papſte 
als im Widerfpruch mit den Kirchengeſetzen jtehend angefehen 
würden. „In allen jeinen Teilen” folle nach dem Willen des 
Königs das Konkordat als Staatsgejeß angefehen und ausgeführt 
werden. Das Edift gelte nur für die Proteftanten, das Kon- 
fordat für die Katholiken t. 

Dieſe Ausführungen widerjprachen ficherlich der Willensmeinung 
der bayrijchen Regierung, aber es läßt fich nicht wohl bezweifeln, 
dag Häffelin, wenn auch nicht von der Regierung,‘ wie e3 ver- 
fafjungsmäßig gewejen wäre, jo doc von König Mar Joſeph zu 
diejer Erklärung ermächtigt worden war. Der bayrifche Kardinal 
hat aber mit diejem Vorgehen nicht mehr als einen bloßen 
Augenblickserfolg erzielen fünnen. Am 7. November teilte der 
Minijter Graf Rechberg dem Kardinal Conſalvi mit, daß Häffe- 
Ins Angabe, das Neligionsedift beziehe ſich nicht auf die Katho— 
liken, irrtümlich gewejen fei. Neue Forderungen Häffelins auf 
Zugeſtändniſſe grumdfäglicher Art wies der Heilige Stuhl mit 
Indignation zurück. 

Die bayriſchen Staatslenker nahmen den nur aus der terri⸗ 
torialiſtiſchen Doktrin zu erklärenden Standpunkt ein, daß das 
Konkordat lediglich in den Grenzen Geltung habe, die das landes— 
herrliche Religionsedikt ihm gezogen habe, von einem Widerſpruch 
der beiden Aktenſtücke zueinander könne ſomit keine Rede ſein. 
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In entgegengejebtem Sinne argumentierten die Katholifen, daß 
der König, noch nicht Eonftitutionell gebunden, durch den Abſchluß 
des Konkordates alle in dieſem verzeichneten Pflichten dem Staate 
auferlegt habe, und daß die Konftitutionsurkunde die bejtehenden 
völferrechtlichen Verträge nicht habe aufheben fünnen. Demnach) 
jet e8 das Neligionsedift, das nur in den Grenzen Geltung be- 
anfpruchen fünne, in denen es fich mit dem Konfordate in Über- 
einftimmung befinde. Die unbedingte Aufrechterhaltung des Kon- 
fordates gegen alle Widerjprüche der zweiten Verfafjungsbeilage 
jet demgemäß die heilige Pflicht der Regierung. 

Die Frage nach) der Geltung des Neligiongediftes für Die 
Katholifen wurde brennend, fobald die Regierung von dem Klerus 
den Eid auf die Verfaffung verlangte. Mit feineswegs einwand— 
freien Mitteln hatte man, noch ehe die zweite Berfafjungsbeilage 
erschienen war, zahlreiche Pfarrer dazu vermocht, einen unbedingten 
Eid auf die Berfaffung und ihre Beilagen zu jchwören. Am 
13. Januar 1819 aber erklärte der Kardinaljtaatsjefretär in einer 
Fogli dottrinali betitelten Staatsjchriftt, der Papſt fünne im 
Hinblick darauf, daß die Verfaffung viele Punkte ‚enthalte, die 
dem wahren chriftlichen Glauben entgegen feien, den Eid * 
eine Ausnahmeklauſel nicht geſtatten. 

Dieſer Schritt des Heiligen Stuhles fand begeiſterten Beifall 
bei der Gruppe eifriger Katholiken, die ſich unter dem Namen die 
„Konföderierten“ zu wiſſenſchaftlicher und kirchenpolitiſcher Be— 
tätigung zuſammengefunden Hatten?. Nach dem Vorgange des 
einen unbedingten Eid verweigernden Biſchofs von Eichſtätt und 
des neudeſignierten Erzbiſchofs von München-Freiſing, Freiherrn 
von Gebſattel, der den vorher unbedingt geleiſteten Verfaſſungs— 
eid nunmehr zurücknahm und eine von der Regierung akzeptierte 
bedingte Formel an deſſen Stelle ſetzte, erklärten auch fünf geiſt— 
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Yiche, zur Zweiten Kammer gewählte Abgeordnete, daß fie nur 
einen verflaufulierten Eid ſchwören würden. Diejelbe Gruppe 
von Deputierten erwarb fich in dem Landtage im Kampfe um 
das Konfordat und in eifriger Verteidigung der katholiſchen 
Intereſſen große Verdienſte. Mit Recht ift der Zuſammenſchluß 
diefer Abgeordneten al3 bedeutſame Vorjtufe der Zentrumspartei 
bezeichnet worden. 

In ihren weiteren Berhandlungen mit dem Heiligen Stuhle 
juchte die bayrifche Regierung nad) Wegen, die dem Klerus zu 
einer unbedingten Leitung des Konftitutiongeides den Zugang 
zu bieten jchienen. Zu einer Wiederholung der Deklaration 
Häffelins vom 27. September 1818 wollte fie fich nicht verjtehen, 
jo ſehr Conſalvi diefe Yorderung betonte. Ein Ausweg fand 
fi endlich dadurch, daß der König mit der Kurie eine Erflärung 
darüber vereinbarte, welche Tragweite der Eid auf die von ihm 
verliehene Verfaſſung haben follte. Die unterm 15. Mai: 1821 
erlafjene königliche ſog. „Tegernſeer Erklärung“, die von zwei 
Miniftern gegengezeichnet war, enthält folgenden Hauptpaſſus: 
„Nachdem die wichtigften Anftände, welche bisher den Vollzug 
des mit dem päpftlichen Stuhle unterm 5. Juni 1817 abgejchlofjenen 
Konkordates verzögert haben, nunmehr befeitigt find, jo ift es 
Unfer Wille, daß dasjelbe in allen feinen Teilen in volle Aus— 
übung gebracht, und daß hiernach der Publikation und Voll— 
ziehung der über Zirkumffription der neuen Diözejen erlafjenen 
Bulle Fein weiteres Hindernis geſetzt werden ſolle. Zugleich fügen 
Wir zur Bejeitigung aller Mißverjtändnifje über den Gegenjtand 
und die Bejchaffenheit des von Unjern Tatholiichen Untertanen 
auf die Verfaſſung abzulegenden Eides die Erklärung bei, daß, 
indem Wir Unfern getreuen Untertanen die Konftitution. gegeben 
haben, Unfere Abficht nicht gewefen fei, dem Gewiffen derjelben 
im geringjten einen Zwang anzutun; daß daher nach den Be- 
ftimmungen der Konstitution jelbjt der von Unfern katholiſchen 
Untertanen auf diejelbe abzulegende Eid lediglich auf die bürger- 
lichen Verhältnifje fich bezieht und fie dadurch zu nichts werden 
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verbindlich gemacht werden, was den göttlichen Geſetzen oder den 
fathofischen Kirchenjfagungen entgegen wäre. Auch erklären Wir 
neuerdings, daß das Konfordat, welches al3 Staatsgeſetz gilt, 
als folches angejehen und vollzogen werden fol, und daß allen 
Behörden obliegt, fich genau nach feinen Beftimmungen zu richten.” 

Der Einwand, daß die Tegernjeer Erklärung praktiſch wertlos 
jei, weil fie der verfaflungsmäßigen Mitwirkung der Kammern 
entbehre, erledigt fich durch die Feititellung, daß die Kammern 
nicht den geringften Einfpruch erhoben haben und auch nicht er- 
heben konnten, weil es ſich nicht um Schaffung neuen Rechtes 
oder die authentische Interpretation des beftehenden gehandelt Hat, 
jondern um die „nachträgliche Exrplifation der ſtets bejtandenen 
mens legislatoris gegenüber den zwei Schranfen, die er bei 
Gebung der Verfaſſung nie durchbrechen wollte, gegenüber dem 
fatholischen Gewiſſen einerſeits und dem göttlichen Geſetz und den 
firchlichen Satungen anderjeit3“ 1. 

Formell war die Tegernjeer Erklärung für die Katholiken von 
großer Bedeutung; den Berfaffungseid unbedingt abzuleiften, war 
ihnen jet ermöglicht worden. Das Gebaren der Bureaufratie 
aber wurde durch die Fünigliche Erklärung nicht wahrnehmbar 
beeinflußt, die Eirchenpolitifchen Gegenjtände wurden nad) wie vor 
im ftaatsfirchlichen Geiſte behandelt, als ob das Religionsedikt 
einzig oder Doch vorzugsweije maßgebend wäre und das Konkordat 
hinter diefem völlig zurückſtehen müßte. Die wahrhaft ergößliche 
Kleinlichkeit, mit der die Regierung auf dem Plazet als einem 
„der Staat3oberaufficht inhärierenden unveräußerlichen Recht der 
Spuveränität” beftand, ijt für den Geift, der in den ftaatlichen 
Kanzleien hHerrjchte, überaus bezeichnend. Aus der noch immer 
territorialiftiichen Gejamtrichtung der bayrischen Kirchenpolitik ift 
e3 auch zu erklären, daß die Verhandlungen über die Dotierung 
der Bistümer zu feinem Ergebnifje führten; vergebens hatte der 
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Apoftolifche Nuntius immer wieder darauf hingewieſen, wie prefär 
e3 jei, daß die Kirche, die einen Rechtsanjpruch auf unabhängiges 
Beſitztum Habe, auf Bejoldungen angewiejen werde; leider fanden 
aber auch jelbft innerhalb kirchlicher Kreiſe die Rettamationen 
des Nuntins allzu geringe Unterjtügung. 

Die Thronbefteigung König Ludwigs I. (12. Dftober 1825) 
erweckte bei den Katholiken freudige Hoffnungen. Dazır berechtigte 
vor allem die Tatfache, daß Ludwig feine treufatholifche Über- 
zeugung jeit langem offen zu befennen pflegte; wenn er jeine 
firchliche Gefinnung als vom „Ultramontanismus“ abweichend 
angejehen wiſſen wollte, jo bejaß er über dieje Unterfcheidung 
wohl nur eine jehr zweifelhafte Klarheit. Der große Zug, der 
durch jein Sorgen und Mühen um die Pflege der idealen Faktoren 
im Staatsleben ging, ift auch für die Firchliche Haltung des 
Monarchen charakteriftiih. Was er für Firchliche Stiftungen und 
Bauten, die Erneuerung ehrwürdiger Kathedralen, die Pflege 
fatholifcher Wifjenfchaft in Bayern geleiftet hat, kann nicht der 
Bergefjenheit anheimfallen. Um der von der Krone im Kon- 
fordate übernommenen Pflicht zu genügen, gründete Ludwig I. 
einige Männer: und Frauenklöſter, daneben einige theologijche 
Bildungsanftalten und das Kollegiatitift zu St Kajetan; viele 
Äußerungen der volfstümlichen Frömmigkeit erfreuten fich des 
königlichen Intereſſes und Schutzes, jo auch das Fatholifche 
Miſſionsweſen. 

Wie der König ſtolz darauf war, kein unumſchränkter Herrſcher 
zu ſein, den konſtitutionellen Einrichtungen aber ihren Bereich 
eigenmächtig eingrenzte, ſo blieb er auch der Kirche gegenüber 
nicht frei von autokratiſcher Willkür, und die Theorien der Staats— 
kirchenhoheit, die ihm ſeine Erziehung eingepflanzt hatte, hat er 
nie vollſtändig überwunden. Deswegen hat auch unter dem der 
Kirche ſo wohlgeſinnten Monarchen eine prinzipielle Reviſion des 
Staatskirchenrechts ſich nicht durchſetzen können, ſoviel praktiſche 
Erleichterungen auch der katholiſchen Kirche wie übrigens nicht 
minder dem proteſtantiſchen Kirchenregiment zu teil geworden ſind. 


410 4. Bud. Vorboten des Kulturfampfes in Bayern, Baden und Hefjen. 


Die Lichtgeftalt des Profefjors und nachmaligen Biſchofs Johann 
Michael Sailer, der Johannesſeele von tiefinnerlicher Frömmig- 
feit, hatte für den Wiederaufbau des fatholifchen Lebens in Bayern 
das Fundament gelegt. Durch die Verlegung der Univerfität 
von Landshut nach München wurde durch des Königs Fürforge 
in der Hauptjtadt ein unvergleichliches Zentrum katholiſcher Wiſſen— 
haft geichaffen. Neben Johann Adam Möhler wirkten Koryphäen 
wie Joſeph von Görres, Ignaz von Döllinger, Georg Phillips; 
die Iſarſtadt wurde das Stelldichein für Fatholifche Gelehrte und 
Politiker aller Länder. Noch ehe die Glieder dieſes Kreifes in den 
„Hiſtoriſch-politiſchen Blättern” fich ein publiziftiiches Organ von 
befannt hervorragender Bedeutung gejchaffen hatten, wurden fie ala 
„die Kongregation” maßlos verdächtigt. Als ihr Hauptziel wurde 
hingejtellt, „unter dem Schein der Religion alles Gute rüd-- 
gängig zu machen”; ihrem ganzen „zeitwidrigen Geifte” ent- 
Iprechend, jo wurde gejagt, habe die „Kongregation“ „gleiches 
Streben und die innigfte Verbindung mit der Gejellichaft der 
Loyoliten” 1. 

So grundlos der Verdacht bezüglich des politischen Einfluffes 
der „Kongregation“ war, jo ift- ihre Tätigkeit doch von jehr 
erheblicher mittelbarer Wirkung auf die Firchliche Lage in Bayern 
geworden. Es wuchs eine Generation ſowohl in geiftlichen wie 
in ‚weltlichen Berufsftänden heran, die, den Rationalismus des 
Beitgeiftes überwindend, tieferen und pofitiv begründeten theo- 
logiſchen, philoſophiſchen und politischen Erfenntnifjen zugäng- 
ih war. Das Kölner Ereignis wirkte auch in Bayern als 
machtvoller Aufruf zum Kampfe um die Befreiung der Kirche 
von der ftaatlichen Ommipotenz und Willfür. Ya die Liberalen 
wollten wifjen, daß mit dem Minifter Karl von Abel die „Kon- 
gregation” zur Herrichaft gefommen fei, „wenn auch ohne Dr- 
— — Gewiß, es iſt wahr, ‚ae Im damaligen * 
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ohne ftaatliche Behinderung eine jo folgenreiche kirchenpolitiſche 
Kampfichrift wie Görres’ „Athanaſius“ erjcheinen durfte, daß der 
Berfehr der Katholiken mit dem Heiligen Stuhle nun endlich 
freigegeben wurde, daß bei Beſetzung von Bilchofjtühlen umd 
manchen andern Gelegenheiten die guten Abfichten der Regierung 
für die Kirche fich offenbart haben. Aber, jo wird von einem 
Spezialforjcher betont, die Regierung Hatte ihre alte Natur nicht 
abgelegt und das Gelüften der Allgewalt nicht völlig in ſich 
gezähmt. Das zeigt fich deutlich jowohl in ihrem Benehmen 
gegen die Protejtanten, die über die königliche Forderung, daß 
protejtantische Soldaten das Sanktiffimum durch Kniebeugung zu 
verehren hätten, die bitterjten Klagen führten, wie auch in manchen 
an die Fatholifche Kirche fich richtenden Erlafjen. Als ein Teil 
der Bilchöfe nach dem Ableben der proteftantiichen Königin-Witwe 
die Erwartungen des Monarchen hinfichtlich einer Firchlichen Toten- 
feier nicht erfüllte, Tieß Ludwig L. „die ſämtlichen Erzbiſchöfe und 
Biſchöfe darauf aufmerffam machen, wie auch in firchlichen Sachen 
jedes Übertreiben den Keim des Todes in fich trage, und daß 
im Geifte Sailers, dem echt apoftolischen, die jungen Geiftlichen 
gelehrt und erzogen werden ſollen“. Wie jo oft früher und 
jpäter, hat hier Sailers Name wider alle Hiftorijche Gerechtigkeit 
als PBanier für eine mehr oder weniger indifferentiftiiche Auf- 
fafjung der Religion dienen müfjen. Gerade auf die Bekämpfung 
des Indifferentismus und Materialismus wollte jelbjt König 
Ludwig die bejondere Aufmerfjamfeit der Kanzelredner lenken; 
aber das tat er, bezeichnend genug, in einem Erlafje, der in der 
Abjicht, Störungen des konfeſſionellen Friedens zu verhindern, 
die Kanzel der Überwachung durch die Kreisregierungen unter- 
jtellte. Auch manche königliche Verordnungen in Sachen des 
Kirchenvermögen? waren nicht frei von übergreifender Willkür. 
Ohne Zweifel fühlten ſich König Ludwig und Minifter von Abel 
al3 aufrichtige Katholifen, aber es war in ihnen viel von dem 
unerleuchteten Eifer, „der ſich in alle Angelegenheiten mijchen 
möchte, und felbft wenn ev da3 Gute fürdern will, nicht darauf 
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achtet, ob wirklich felbft das Beſte bei einem eigenmächtigen Ein- 
greifen der weltlichen Macht in die Kirche derjelben förderlich 
jein könne“. MS gelegentlich das Drdinariat von München- 
Freifing gegen einen ftaatlichen Übergriff proteftierte, entgegnete 
Minifter von Abel, er wolle von einem PBrotefte ein für allemal 
nichts mehr Hören; mannhaft erwiderte das Drdinariat, auch da- 
gegen müßte es Proteſt erheben. Soviel über die Gefchichtsfabel 
von der Herrichaft der „Ultramontanen” unter dem Minifterium 
Abel. 

Die alte Tendenz des Polizeiſtaates, alle und jegliche menjchliche 
Berhältnifje feiner Kognition zu unterjtellen, veranlaßte auch noch 
unter König Ludwig I. die Regierung, auf die gemijchten Ehen 
weiterhin ftaatlich reglementierend einzuwirken; es jollte bei dem 
fatholifchen Klerus unbedingte Einjegnung folcher Ehen durch— 
gejebt, die Forderung eines Reverſes über Fünftige Erziehung aller 
Kinder in der katholiſchen Religion verpönt werden (Verordnung 
vom 16. Juni 1830). Beſonders Biſchof Sailer hat dieſem Ver— 
juche der Bureaufratie einen energiſchen Widerſtand entgegengejebt !. 
Die Willfür der Regierung erhielt, wie jo oft in der Gejchichte, 
durch die Liberalen Mehrheiten der beiden Kammern eine Stübe; 
einzelne Bijchöfe Liegen fich bedauerlichjterweije einjchüchtern und 
inftruierten die Pfarrer im Sinne der Regierung. Biſchof Sailer 
jedoch hielt noch auf dem Sterbebette an dem pflichtgemäßen 
Widerſtande feft, fein Beifpiel diente den Oberhirten von München 
und Paſſau zur Nacheiferung. Als aber ein päpftliches Breve 
vom 27. Mai 1832 dem Epijfopate feine kanoniſchen Pflichten 
gegenüber den Negierungsforderungen eingejchärft hatte, waren 
fämtliche Oberhirten einmütig entjchlofjen, den päpftlichen Wei- 
jungen nachzukommen. Die Regierung fparte indes feine Mühe, 
um den Epiffopat zu vermögen, daß er beim Heiligen Stuhle um 
Milderung des Breves vorftellig werde. Der Bapft betonte in 
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der Inſtruktion vom 12. September 1834, wie jehr die gemijchten 
Ehen dem Geifte der Kirche widerjprächen, wollte aber von der 
Berhängung von Zenfuren gegen die Katholifen, die, ohne Die 
firchlichen Bedingungen zu erfüllen, eine derartige Ehe eingingen, 
abjehen, außerdem die Ausftellung von Ledigjcheinen und die paſſive 
Alfiftenz zugeftehen. Auch dieſe jehr weitgehende Konzejjion ge- 
nügte der Negierung noch nicht, einzelne Biſchöfe Liegen fich in 
der Folge dafür gewinnen, Baftoralinftruftionen zu erlafjen, die 
über das päpftliche Zugeftändnis Hinausgingen. Ihre echt Fatho- 
liſche Gefinnung bewährten in der Sache unter andern der Erz 
biichof von München, Freiherr von Gebjattel, und Biſchof Manl 
von Speier. Es bedurfte der jchweren Erfahrungen des Jahres 
1837, bis endlich die Regierung in einem Minifterialerlajje, auf 
ihre Bolitif der Ingerenz verzichtend, die Beftimmung über die 
religiöfe Erziehung der Kinder lediglich dem Gewiljen der Eltern 
überließ 1. 

Das Minifterium Abel hatte einen rückichtslofen Gegner an 
dem bayrijchen Liberalismus, dejjen parlamentarische Vertreter 
hauptſächlich aus Franken und der Aheinpfalz entjandt wurden. 
Die Ausdehnung, die zumal in dem leßtgenannten Gebiete die an 
die Zeit der franzöfischen Offupation anfnüpfende demofratijche 
Bewegung gewonnen hatte, wurde der Regierung durch dag „Ham- 
bacher Feſt“ von 1832 draftiich zum Bewußtjein gebracht. König 
Ludwigs I. Stellung zu der Kammeroppofition, wie die ganze 
Art der Geichäftsführung Abels, beſonders aber die heftigen Gra— 
vamina der Broteftanten gegen den Minifter hatten geholfen, dem 
Kammerliberalismus immer neue Kräfte zuzuführen. Einen be- 
deutungsvollen Firchenpolitifchen Vorſtoß liberalerſeits Yeitete der 
vom Fürſten Wrede geftellte Antrag auf ein Mißtrauenspotum 
gegen das Minifterium Abel ein; der Antrag mußte zwar einem 
vom Fürften Ottingen-Wallerftein geftellten Vertrauensvotum 
weichen, aber diejes letztere, mit jeiner Tendenz, die Firchlichen 
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Stiftungen und bejonders das Ordensweſen in weitere ftaatliche 
Feſſeln zu Schlagen, war vffenfichtlich ebenfalls von ungerecht- 
fertigtem Mißtrauen gegen die Kirche getragen. Die Mehrheit 
der Erften Kammer nahm die Anträge Ottingen-Wallerfteinz an, 
ebenjo auch in ihrer Majorität die Kammer der Abgeordneten, 
wiewohl dort der auch von den Liberalen al3 „ausgezeichneter 
Nedner” anerkannte Brofejjor Ignaz von Döllinger die Sache der 
Kirche vertrati. Die Krone aber verweigerte den Bejchlüfjen die 
Sanktion. Trogdem konnten die Kammermehrheiten zufrieden fein; 
hatten fie doch, wie ein verdienter Publizist jener Zeit jchrieb, 
vor allem den Zwed erreicht, „das Minifterium unter dem Schib- 
boleth de3 Ultramontanismus noch verhaßter zu machen und dem 
Bolfe einen Kakodämon unter dem PBarteinamen Ultramontanis- 
mus vorzugaufeln, damit dasſelbe, dadurch getäufcht, nicht merke, 
wen der Schlag eigentlich gelte. Der Schlag ſelbſt galt zunächjt 
dem Minifterium, das mit ftraffer Hand die Zügel hielt, dann 
aber ebenjogut der Kirche, die dem Liberalismus jo zumider ift 
als dem Radifalismus, und die durch die Verhältnifje wenigjtens 
in eine Scheinalliang mit dem Miniſterium geraten war“ 2. 

Alle Welt weiß, daß das Minifterium Abel durch feine würdige 
Haltung gegenüber der Favoritin des Königs, Lola Montez, zu 
Falle kam, und daß der Monarch jelber dem Minifterwechjel die 
Deutung gab, als habe „das ejuitenregiment aufgehört in 
Bayern“ 3, 

Die Handlungen, durch die der Monarch den vollzogenen „Syſtem— 
wechſel“ zu manifejtieren trachtete, trugen zu erheblichem Teile 
ein den ernften Katholifen feindjeligeg Gepräge Die „ultra- 
montanen” Profeſſoren Ernſt von Laſaulx, Konftantin Höfler, 
Ernſt von Moy, Georg Phillips und Ignaz von Döllinger wurden 
in rückſichtsloſeſter Weiſe gemaßregelt, die Kanzel der polizeilichen 
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Spionage unterftellt; durch eine Flut von Erlafjen jollte dem 
„Zreiben des Ultramontanismus“ Einhalt geboten werden. Die 
verfchiedenften Anzeichen aber brachten den König bald zur Über- 
zeugung, daß fein Thron wanfend geworden jei: am 20. März 
1848 legte er die Regierung nieder, den unfeligen „Seelen- 
rauſch“, in den ihn die ſpaniſche Tänzerin verjegt hatte, bitterlich 
bereuend. 


Sechzehntes Kapitel. 
Die Firchenpolitiiche Zage in Bayern 1848—1870. 


König Mar I. war während feiner Studienzeit in Göttingen 
zu dem Protejtantismus in ein jo jympathijches Verhältnis ge- 
fommen, daß eine Zeitlang jelbft fein katholiſches Glaubenzleben 
ernftlich bedroht war. Aber als König hat er in Erfüllung reli- 
giöfer Pflichten feinen Untertanen vielfach ein gutes Beifpiel 
gegeben. Gegen den „Ultramontanismus” hatten Lehrer und 
Ratgeber dem Fürften heftige Vorurteile eingepflanzt. Als Typus 
eines „Ultramontanen“ galt ihm der um die Fatholiiche Sache in 
Bayern jo verdiente Erzbijchof von München, Karl Auguft Graf 
von Reiſach. Seine Abneigung gegen den unabläfjig für die 
Befreiung der Kirche aus den ſtaatskirchlichen Feſſeln eifernden 
Kirchenfürsten war jo groß, daß er erklärte, er Fünne nicht mit 
einer Prozeſſion gehen, bei der Reiſach das Sanktiffimum trage ?. 
Eine unabhängige Würdigung von Fatholifchen Perjonen und Ver— 
hältniffen erjchwerte ich der König in demjelben Maße, als das 
Syſtem der Berufung und Bevorzugung proteftantiicher Gelehrten 
durch jeine Initiative wieder erjtand. Unter den Berufenen be- 
fanden fich wirkliche Katholifenhafjer, wie 3. B. Heinrich von Sybel 
und Kaſpar Bluntſchli. 

Schon in den erſten Wochen ſeiner Regierung gab König Mar II. 
zu erfennen, daß er das Staatzfirchenrecht in jeinem ganzen Umfang 





EB W. Shreiber, Gefchichte Bayerns II, Freiburg 1891, 622 f. 
° Friedrid.a. a. DO. III 170, 


416 4. Bud. Vorboten de3 Kulturfampfes in Bayern, Baden und Heffen. 


aufrecht zu erhalten gedenfe. Dem zur deutjchen Nationalverfammlung 
gewählten Kultusminifter von Beisler jchrieb er am 10. Juli 1848 
in einer Kritif der „Grundrechte“: unter Neligionsfreiheit könne 
er nicht die Freiheit verjtehen, „welche von den Regierungen auch 
das Aufgeben jeder Einwirkung Hinfichtlich der äußerlichen Rechts: 
verhältnifje der Kirche, 3. B. das Berzichten auf die Uns nad) 
dem Konfordate und den betreffenden Verfafjungsedikten zufom- 
menden Gerechtſame anfpricht” 1. Der Minifter glaubte den In— 
tentionen feines Monarchen nicht zu widerjprechen, al3 er in 
Sranffurt, gegen die „Herifal-politiiche Bartei” ich ereifernd, be- 
geiftert für die Demofratifierung der Kirche eintrat. Er träumte 
von einer Reichsſynode, welche eine Nationalfirche zu gründen 
habe; der Zwiejpalt zwiſchen Kirche und Staat werde fich dann 
in Humanität auflöjen. „Das oberjte katholiſche Kirchenhaupt“, 
jo rief er aus, „wird nicht mehr der gefürchtete Gegner mancher 
Regierungen jein, er wird der freie Leiter einer großen Welt- 
gemeinde jein; unſere Kirchenfürften, unſere Biſchöfe, werden nicht 
mehr abjolut regieren, fie werden nicht mehr Satrapen des Papſtes 
jein, fie werden aber konſtitutionelle Kirchenfürften in der edeljten 
Bedeutung des Wortes jein, und unjere Pfarrer werden nicht 
mehr der Willfür der Bilchöfe anheim gegeben jein, fie werden 
wirkliche Pfarrherren fein, welche im Bereine mit ihren freien 
Gemeinden ein entjcheidendes Wort in ihren eigenjten Angelegen— 
heiten mitzureden haben.““ In die Hand eines jolchen jonder- 
baren Schwärmers war in dem Sturmjahre das Los der Kirche 
in Bayern gelegt. Döllinger, der dem Minifter-Deputierten jofort 
ichlagfertig entgegentrat, erkannte in den Plänen des Vorredners 
die Aussicht auf endloſe Konflikte zwijchen Kirche und Staat. 
Daß unter einem jolchen Minifter in Bayern demokratische Ver- 
jammlungen von der Regierung unbehelligt tagen durften, Die 





I Sriedrid, J. v. Dölfinger II 381. 
2 Stenograph. Bericht der deutfchen fonftituierenden Nationalverfammlung, 
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Berfammlungen des Dritten Ordens aber den mannigfachten polizei- 
lichen Vexationen ausgejeßt waren, ijt nicht zu verwundern. 
Liberalismus und Staatsfirchenpolizei haben von jeher auf gutem 
Fuße miteinander geftanden. Davon legte auch das bayrijche März. 
minifterium von 1848 noch mannigfache Proben ab. Leider war 
in dem Epiffopate des Königreiches von dem begeifterten Mute 
zum Werfe der Firchlichen Befreiung, den jo viele andere Teil- 
nehmer an der Würzburger Biſchofsverſammlung gezeigt haben, 
wenig genug zu finden. Nur der Erzbifchof von München-Frei- 
fing, Graf Reiſach, dem fich der Speierer Oberhirte Nikolaus 
von Weis anjchloß, reichte 1849 bei der Negierung ein Pro— 
memoria ein, in welchem er die hauptjächlichjten Punkte namhaft 
machte, in denen der Widerjpruch zwijchen Konfordat und Reli- 
gionsedift ſich am klarſten offenbare und die Kirche am meisten 
beſchwert jei!. 

Die Eingabe hatte wenigjtens den Erfolg, daß der Kultus: 
minifter Ringelmann eine Kommiſſion ernannte, die das Religions- 
edift vevidieren jollte, diejes tatjächlich aber um eine ganze An- 
zahl von Baragraphen erweiterte. Die Regierung ſelber ließ das 
Projekt einer Revijion wieder fallen; die liberale Kammermehrheit 
hätte auch gewiß nicht in eine wirklich freiheitliche Abänderung 
der zweiten Berfafjungsbeilage eingewilligt. Ein einheitliches Vor— 
gehen der Biſchöfe erfolgte endlich im Fahre 1850. In der Biſchofs— 
fonferenz zu Freifing (1.—20. Dftober) wurde eine Denkjchrift 
beraten, die gegen die Übergriffe des Religionsediktes proteftierte 
und für die Kirche alle die Rechte in Anfpruch nahm, die das Kon- 
fordat zugeftanden hatte. Die Denkichrift war von J. von Döllinger 
und Friedrich Windiichmann, dem wifjenjchaftlich hochgebildeten 
Generalvifar des Erzbijchofs Neifach, verfaßt. | 

Auf eine Antwort mußte der Epiffopat anderthalb Jahre warten. 
Erjt auf eine neue Vorjtellung hin erhielten die Biſchöfe eine 
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fönigliche Entſchließung vom 20. März 1852. Ihren ſtaats— 
firchenrechtlichen Standpunkt hatte die Regierung nicht aufgegeben, 
immerhin aber zu beträchtlichen Konzeffionen fich verftanden. Gleich 
der Beginn des Schriftſtückes enthielt einen Sat von prinzipieller 
Bedeutung: „Bei Auslegung und Anwendung mehrdeutiger und 
zweifelhafter Stellen der zweiten Berfafjungsbeilage ift jene Inter— 
pretation anzunehmen, welche mit den Beftimmungen des Kon- 
fordates übereinftimmend ift oder fich denjelben annähert.” Das 
„oberhoheitliche Schuß- und Aufjichtsrecht des Königs”, jo wurde 
weiter gejagt, beftehe fort, zugleich aber wurden für eine Reihe 
von Fällen frühere Anjprüche des Staates eingejchränft, jo 3. B. 
das Plazet für gewifje Gruppen Tirchlicher Erlafje im voraus 
erteilt; ähnlichen Charakters waren die Beltimmungen über den 
Rekurs, die Pfründenbefegungen u. a. Die Regierung hatte, alles 
in allem genommen, ein gewiſſes Maß von gutem Willen gezeigt. 
Da fie, durch die Umftände beengt, für ihr Entgegenfommen auf 
den Weg föniglicher Verordnung angewiefen war, konnte fie auch 
gar nicht Zugeftändniffe machen, zu denen fie der verfafjungs- 
mäßigen Zweidrittelmehrheit der Stände bedurft hätte. 

In einem Schreiben vom 8. April 1852 ſprachen die Bijchöfe 
dem Könige für die bewiejene Huldvolle Gefinnung ihren Dank 
aus, ſahen fich aber genötigt, bezüglich all der Punkte, in denen 
das Recht der Fatholifchen Kirche noch nicht genügend anerkannt 
ei, -eine Verwahrung auszufprechen und fich weitere Anträge vor- 
zubehalten. Die angekündigten weiteren Schritte erfolgten ein Jahr 
jpäter; dem Könige wurde unterm 15. Mai 1853 eine einläßliche 
biſchöfliche Denkfchrift über die Firchliche Lage überreicht und die 
Hoffnung ausgeiprochen, „es möge endlich nach 35 Jahren das 
Konkordat in feiner vollen Geltung anerkannt und ausgeführt 
werden‘ 2, 

Der König ließ daraufhin durch den Kultusminister von Zwehl 
mit einzelnen Biſchöfen über weitere Ausdehnung der kirchlichen 
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Freiheit unterhandeln. Was dieſe Bejprechungen erzielten, er- 
füllte in erheblichem Maße die Hoffnungen des Epiffopates; diejer 
jah in den neuen Zugeftändnifjen „Elemente eines friedlichen Ver- 
jtändniffes“, für die dem Monarchen aller Danf gebühre, und 
Iprach das Vertrauen aus, „daß auch die Bereinigung aller andern 
Bunfte des Konkordates, welche bisher ihre Erledigung nicht ge- 
funden haben, durch die Gerechtigkeit und Pietät des Königs noch) 
erzielt werde”. Mit diefer Formulierung war König Mar II. 
nicht zufrieden; er vermutete mit Necht, daß beſonders durch den 
Eifer des Erzbijchofs Reiſach und des Generalvifard Windiſch— 
mann 2 dieje neuerliche Rechtsverwahrung zuftande gefommen war. 
Den beiden hochgejtellten Geiftlichen trug der Monarch fortan 
eine große Abneigung entgegen. Er bemühte fich mit Erfolg beim 
Heiligen Stuhle, daß Graf Reiſach als Kardinal nach Nom be- 
rufen wurde; jein Bejtreben, den Kardinal von Geifjel für den 
Münchener Metropolitanftuhl zu’ gewinnen, war ergebnislos ge- 
blieben. Unter dem neuen Erzbijchof Gregor von Scherr wurde 
der Dompropft von Prand Generalvifar. 

- Die neue Fönigliche Entjchliegung 3, welche die Nefultate dev. 
Konferenzen zwijchen dem Meinifter von Zwehl und einigen 
bayrifchen Oberhirten zufammenfaßte, trägt das Datum vom 
9. Oftober 1854. Die Zugeftändnifje betrafen zunächſt die geift- 
lichen Bildungsanftalten; befonders wurde die Errichtung oder 
Erweiterung von Snabenjeminarien zugeſagt. Hinfichtlich des 
höheren Unterrichtsweſens wurde den Biſchöfen verfprochen, daß 
fie bei Beſetzung aller Profeſſuren an Lyzeen und der theologischen 
Profefjuren an Univerfitäten würden gehört werden. Die-Er- 
teilung einer authentischen Erläuterung über das Berhältnis zwifchen 
Religiongedift und Konfordat wurde abgelehnt, aber eine wohl: 
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wollende interpretation der zweiten Verfafjungsbeilage zugefichert 
und für zahlreiche Punkte auch ſogleich ausgeiprochen. 

Den kirchlichen Kreiſen blieb e8 ein Gegenftand der Beunruhigung, 
daß diejer jo wichtige Minifterialerlaß vom 9. Dftober 1854 nicht 
offiziell publiziert wurde. Auch die Haltung der Regierung hin— 
jichtlich der Fonfordatmäßigen Dotation der theologischen Studien- 
anjtalten in Freifing!, jowie ihre Abficht, dem proteftantifchen 
Hiftorifer Giejebrecht die Oberleitung des Gejchichtsunterricht3 an 
den höheren Unterrichtsanftalten von ganz Bayern zu übertragen, 
riefen große und berechtigte Erregung hervor. Als König Mar I. 
am 10. März 1864 eines frühzeitigen Todes ftarb, war die 
firchliche Lage noch immer unbefriedigend. 

Der hoffnungsreiche Frühling, der im Sahre 1848 für die 
fatholiiche Kirche in Deutjchland und die Sache ihrer Freiheit 
gekommen zu jein jchien, hatte für die Kirche in Bayern nicht 
eben zahlreiche Blüten und noch weniger Anfäbe zu bleibender 
Frucht gebracht. Bejonders verhängnisvoll war es und in feinen 
Wirkungen einem Maienfrojt vergleichbar, daß die traditionelle 
sioliertheit der bayrijchen Biſchöfe nicht völlig hat überwunden 
werden fünnen. „Das Syſtem“, jo jchrieb man 1864 dem Mainzer 
„Katholik“ aus Bayern, „den einzelnen Bijchof wie ein von ber 
Gemeinschaft des Epijfopates abgejchnittenes Glied zu behandeln 
und zu — mißhandeln, ift offenfundig genug. In gewiſſen Kabi- 
netten und Minifterien, wo die Freimaurer eine geheime, aber 
jehr tätige Sektion bilden, ijt dieſes Syitem, wie e3 allen An- 
Ichein hat, zum Staatsgrundgejeß erhoben worden.“ ? 

Daß diefer Korrejpondent mit feinem Hinweife auf die DBe- 
fümpfung der Kirchenfreiheit durch Mitglieder der Loge vecht 
gehabt Hat, ift heute durch die Denkwürdigkeiten Kaſpar Bluntjchlis 
bezeugt. Die fo prefäre Lage der Kirche in Bayern fand diejer 
Großmeijter des Freimaurerordens noch als unerträglich frei. 
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Das ganze Verhältnis zu der römiſchen Kurie, jo berichtete der 
Profeſſor gelegentlich an König Mar II, „ei deshalb jo ver- 
ichoben und jo unwürdig, weil die Kirche von alter her wiſſe, 
was fie wolle, und die Vertreter des Staates nicht wifjen, was 
der Staat fei und wolle, mehr aber noch, weil es den Vertretern 
des Staates an dem Mut fehle, weil fie gegenüber der Firchlichen 
Weltmacht zittern und jchlottern” 1. Diejelbe mehr als komiſche 
Auffaffung vom ängjtlihen Gemüte der Bureaufratie vertrat 
Bluntjchli in einem weiteren Schreiben an den König; er dozierte: 
„Die ganze römische Frage ift jehr wejentlicd) eine Frage des 
Mutes. Die größte Gefahr für den Staat ift die eigene Furcht 
vor der Macht der Kirche. Der alte Orenftierna hätte auch fo 
jagen können: Mein Sohn, wenn du auf den Kongreß der Diplo- 
maten fommen wirft, jo wirft du erfahren, mit wie wenig Mut 
die Welt regiert wird.” 2 

Mit Hochgefühl berichten Bluntjchlis Memoiren, daß e3 im 
Jahre 1858 in München angefangen hätte, „heller zu werden“. 
Das habe fich zunächſt bei den Univerfitätswahlen gezeigt, wo Die 
„Nativiſten“ und die „Ultramontanen, welche den freien Geift 
fürchten”, von den „fremden Eindringlingen“ gejchlagen worden 
jeien. Ein nicht geringerer Triumph fei es gewejen, daß es den 
Liberalen gelang, das „reaftionäre” Minifterium von der Pfordten 
zu ſtürzen. 

In der Tat hatte der Liberalismus in Bayern eine Macht- 
jtellung errungen. Für die Fraftionsbildung in der Kammer der 
Abgeordneten war es bedeutungsvoll, daß 1859 aus der Liberalen 
Mehrheit die „Fortichrittspartei” ausfchied, die 1865 bereits 40, 
im folgenden Jahre 42 Mitglieder zählte. Sie refrutierte fich, 
unter der Führung der Advofaten Dr Joſeph Völk und Marquard 
Barth, Hauptfächlih) aus Mittelfranken, dem Algäu und der 





HER Bluntſchli, Denktwürdiges aus meinem Leben II, Nördlingen 
1884, 241 ff. 
2 Ebd. II 254. 


422 4. Bud. Vorboten des Kulturlampfes in Bayern, Baden und Helfen. 


Aheinpfalz. Die gemäßigt liberale „Mittelpartei” oder „das 
linfe Zentrum“ verfügte 1866 über 45 Site und trug gleich der 
Fortichrittspartei bourgeoijen Charakter. Eine Hauptfächlich aus 
Gutsbeſitzern und Fatholifchen Geiftlihen aus Mltbayern und 
Unterfranfen beftehende Partei der Rechten (40 Abgeordnete) 
fonnte mit der Heinen Schar der „Wilden“ feine Majorität 
bilden, zumal: jeit dem Sommer 1866, nachdem der Fleindeutjch- 
großdeutjche Gegenjah innerhalb des Liberalismus weggefallen war, 
die beiden Tiberalen Fraktionen gejchlofjen vorzugehen pflegten!. 

Charakterijtiih war für den bayrijchen Liberalismus, daß feine 
Majorität im Parlamente eine Fünftlihe war und mit dem 
politischen Wollen der DVolfsmehrheit mit nichten identifiziert 
werden fonnte. Der liberalen Bourgevifie, dem Zuriften- und 
Brofefjorentum jchien nad) der Bemerkung eines jcharfen Be— 
obachter3 das Volk nur dazu vorhanden zu fein, „um durch feine 
gejeglichen Vertreter wohl oder übel der abjtraften Theorie unter- 
worfen zu werden”. Nur durch das Syſtem der indirekten 
Wahlen, das den großen und Kleinen Mitteln des Beamtentums 
jo viele Handhaben zur Erzielung genehmer Reſultate bot, war 
die liberale Suprematie erflärbar: Bezeichnenderweile erjtrebte die 
£fonjervative Reaktion vor allem direkte, allgemeine Wahlen, um 
dem Übergewichte dev Bourgeoifie ein Ende zu machen. „Die in- 
direfte Wahlart”, jo jchriebd 1869 ein bayrijcher Patriot?, „ift 
überall ein Machtbehelf der Bourgevifie; die direkte Wahl dient 
in Preußen der jozialen Demokratie, bei uns dem eigentlichen 
Bolfe.” Der Mehrheit des Bolfes nach) war aber Bayern noch 
der alte Agrifulturftaat, zu dem ſich der Liberalismus in klar— 
bewußtem. Gegenjage befand. Dieſer Widerjpruch trat dadurch 
deutlich in die Erfcheinung, daß den Bauernvereinen, in Denen 
fich die alten Hiftorifchen Stände, der Klerus, der Fleine und der 
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große Grundbefit zufammenfanden, allenthalben „Liberale Bürger: 
vereine”, unter dem Beiftand der Bureaufratie, entgegengeftellt 
wurden. Daß die Beamtenjchaft „in die ganz falſche Stellung einer 
ausgejprochenen Parteiallianz hineingedrängt worden war”, erwies 
fich al3 unermeßlichen Schaden für die ftaatliche Autorität. 

Der weltfremde, unpolitiiche und jchwärmerifche König Lud- 
wig II., der jchon nad) wenigen fahren feiner Regierung von einer 
immer deutlicher auftretenden geijtigen Erfranfung heimgeſucht 
wurde, war nicht der Monarch, der dem Anfturm des Liberalis- 
mus ein quos ego hätte entgegenrufen fünnen oder wollen. Bald 
nach feinem Regierungsantritt war er von feinen Kabinettjefretären, 
die zumeift liberale Barteimänner waren, um jo volljtändiger ab- 
hängig geworden, je mehr er fich von der Außenwelt abjchloß 
und jelbjt nicht einmal mehr mit den Miniftern perſönlich verkehrte, 

Nah den Schicdjalsichlägen des Jahres 1866 übertrug der 
König den Vorſitz im Staatsminifterium dem Fürjten Chlodwig 
von Hohenlohe-Schillingsfürft, der ſich auf den „gebildeten Mittel: 
jtand und die Demokraten” jtügen zu fünnen glaubte, während er 
in den „Hofleuten, dem niederen Adel, den Ultramontanen und 
der öſterreichiſchen Partei” feine Gegner erblidte!. Juſtizminiſter 
in dieſem Minifterium war der Tiberale Doktrinär Johann 
von Zub, der gerne dem geriebenen und jErupellojen Staatsmann 
jpielte und einftweilen ‚noch Wert darauf legte, als „Halbultra- 
montan“ zu erjcheinen. Der Kultusminister von Grefjer galt als 
arger Ignorant und wurde bald als „Kultusdeſpot“ bezeichnet. 

Wie in Preußen, jo gedachte auch in Bayern der fiegreiche 
Liberalismus vor allem im Kampfe um die Schule feinen Vor— 
teil zu juchen. Sorgenvoll hatte der Epiſkopat jchon im Fahre 
1864 den König auf die verderbliche liberale Agitation gegen die 
Tonfejfionelle Schule hingewiefen und 1867 aufs neue den könig— 
lichen Schuß für die Schule angerufen?. Das Minifterium ließ 
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am 31. Oktober 1867 den Biſchöfen den Entwurf eines Geſetzes 
über das Volksſchulweſen zugehen, den die Oberhirten ſchon im 
November in einer Denkichriftt einer ausführlichen Kritik unter- 
zogen. Sie proteftierten gegen die in dem Entwurf zu Grunde 
gelegten „Prinzipien, die zur Entfremdung und Trennung der 
Schule von der Kirche und zur konfeſſionsloſen Schule führen 
müßten, gegen die Entziehung des Rechtes der Firchlichen Mit- 
aufficht über die ganze Schule, gegen die einjeitige Verfügung 
über die niederen Kirchendienfte und gegen die Verfümmerung 
der Rechte der Kirche”. 

Um den Klerus von der Agitation gegen den der Kirche jo 
nachteiligen Geſetzentwurf möglichſt zurücdzuhalten, brachte eine 
Verfügung des Minifters von Grefjer in Erinnerung, daß „Zeug: 
nifje der politiichen Behörden“ über das politiiche Wohlverhalten 
der Geiftlichen für dieſe bei gewiſſen Pfründebefegungen von 
großer Bedeutung jeien. Wiewohl die Regierung der Geijtlichkeit 
die freie Beurteilung der Tagesfragen nicht verfümmern Yafjen 
wolle, jo gebe fie doch wohl zu bedenfen, „daß etwaiger Miß— 
brauch Ddiefer Freiheit durch Entftellung und Herabwürdigung 
von Regierungshandlungen auch von den Inhabern Firchenamtlicher 
Stellungen im Intereſſe der Staatsordnung überhaupt nicht ge- 
duldet und insbeſondere in Fällen der eingangs bezeichneten Art 
nicht unbeachtet gelafjen werden könne“?. 

Die Morgenluft der kommenden Kulturfampfsära wehte aus 
diejem denkwürdigen Erlaffe. 

Ein noch deutlicheres Zeichen der Zeit war ein ARundjchreiben 
de3 Miniſters des Innern von Hörmann vom 28. Dftober 1868, 
welcher behauptete, die ungemein große Aufregung über den Schul- 
gefeßentwurf Lafje fich nur daraus erklären, „daß von dem— 
jelben der größte Teil der Agitatoren und der Agitierten gar 
feine perjönliche Kenntnis genommen Hat, fondern fich durch ent- 
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jtellende Mitteilungen hierüber hat täufchen laſſen. Andernfalls 
wäre es unerflärlich, daß aus dem fraglichen Gefegentwurfe die 
Abficht der Regierung, die Schule zu entchriftlichen, abgeleitet 
werden könnte“. Der Klerus follte von der Agitation, die fich 
nicht gegen ein Geſetz, jondern nur eine Gejehesvorlage wandte, 
durch die folgende rätjelhafte Wendung abgejchredt werden: „Ein 
Geſetz, welches die Staatsregierung ermächtigen würde, denjenigen 
Geiftlichen, welche fich gegen die Geſetze verfehlen, das Privi- 
fegium der Straflofigfeit zu verleihen, exiftiert befanntlich nicht.” 1 
Kein Fatholiicher Geijtlicher hatte ein derartiges Privileg in An- 
ſpruch genommen, aber der Klerus wollte ſich auch fein Recht der 
Kritif an Firchenfeindlichen Plänen nicht rauben laſſen. Man 
darf dieſen minifteriellen Erlaß als den Keim des „Kanzel- 
paragraphen” von 1871 anfehen. 

Auch in den Debatten über den Entwurf zu einem Bolfsjchul- 
gejege trat Far zu Tage, daß der Liberalismus vor allem Die 
Gewalt über die Volksſchule gewinnen und den Firchlichen Einfluß 
auf das Schulwejen nach Möglichkeit unterbinden wollte. Da- 
her der Verſuch, die geiftliche Schulaufficht auf das Mindeft- 
maß einzufchränfen. Die Schule, jo ſagte von feinem Stand- 
punfte des vulgären Liberalismus aus der Abgeordnete Alois 
Stadler, jolle nicht ein Werkzeug der Partei fein, „die unter der 
Fahne des Syllabus und der Enzyflifa mit all ihren Fanatikern, 
Zeloten und Schleppträgern fich zur Aufgabe gemacht hat, alles 
in den Krater des Syllabus umd der Enzyflifa hineinzumerfen, 
was Bernunft, Wahrheit, Entwidlung und Fortichritt des Geiftes 
heißt; dieſe Partei hat in der neuejten Zeit, joweit ich die Sache 
fenne, leider da3 Ruder geführt. Möge e3 anders kommen, wir 
wollen e3 hoffen“ 2, 

Mit feinem Spotte wies Edmund Jörg auf die Lobgefänge 
hin, die der Liberalismus auf das Syftem der Selbftverwaltung, 
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die mit dem überwuchernden Bureaukratismus aufräumen werde, 
jeit langem angeftimmt habe. Troßdem für einen Zweig: des 
öffentlichen Dienſtes, die Schulaufficht, die nötigen Organe der 
Selbitverwaltung durch Die hiſtoriſche Entwiclung längſt gegeben 
jeien, jchaffe man nun eine neue Kategorie von 56 Schulinspeftoren 
„mit Landrichterbefoldungen und pragmatischen Rechten, mit Reife- 
foften und Diäten, mit Regie, Schreibern und Bureaus”. 

Auch der Tiberale proteftantiiche Pfarrer Kraußold bezeichnete 
den Schulfampf als einen Teil „des Kampfes der Hierarchie mit 
dem modernen Staate und feinen Ideen“. Als bloße Abjchlags- 
zahlung wurde die neue Vorlage von dem Abgeordneten Kolb 
bingeftellt; nach ihm müſſe es bald zur vollftändigen Trennung 
von Kirche und Staat kommen. Noch deutlicher ſprach fich 
Dr Bölf aus: „Darin Tiegt der Bunft, daß das Verhältnis der 
Kirche zum Staate in der lebten Zeit, 15—20 Jahre zurüd, 
ſich wejentlich geändert hat. Wenn das Berlangen hervorgetreten 
it, daß die Schule gegenüber der Kirche und den Organen der- 
jelben jelbftändiger gejtellt und gleichham unter den Schub des 
Staates der Kirche gegenüber gejtellt werde, jo iſt dies Verlangen 
Produkt der Stellung nicht zu der Fatholifchen Kirche, nein, zu 
der neuen Richtung, welche jich in Derjelben immer mehr breit 
macht und welcher man jet den Namen Neo- oder Neufatholizis: 
mus gibt... Was glauben Sie, daß gejchehen würde, wenn 
e3. gelingen würde, alle die Grundjäße, welche in der Kirche oben 
und unten proffamiert werden, an die Bürger zu bringen? Was 
dann gejchähe, das willen wir. Wir müßten ung jener alten 
firhlichen Macht und Gewalt wieder unterwerfen, wir würden 
zurückkehren nicht in den ‚chriftlichen Staat‘, nein in den * 
liſchen Staat.“1 

Der Geſetzentwurf erhielt, noch zu Ungunften der Kirche geändert, 
eine ganz bedeutende Mehrheit; es jtanden 104 gegen 26 Stimmen. 
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In der Kammer der Reichsräte war der Bericht über die 
Vorlage in die Hände des Augsburger Biſchofs von Dinfel und 
das Korreferat in die des Oberfonfiftorialpräfidenten von Harleß 
gelegt; die Anträge des Ausſchuſſes amendierten den Entwurf 
durchweg in chriftlich- fonfervativem Sinne, Dieſen Anträgen 
ftimmte die Mehrheit des hohen Haufes bei, obſchon der Minifter- 
präfident Fürft Hohenlohe gegen die zur Zeit in der Kirche 
„herrichende Partei”, die voller Abneigung gegen den Staat jei, 
zur Wachjamfeit mahnte. Daß eine Einigung zwijchen den beiden 
Kammern erfolgen werde, erjchien ausgejchloffen. Die Klinfe der 
Geſetzgebung Hatte der Liberalismus nicht in die Hand befommen 
fönnen; er bot nun feinen ganzen Einfluß auf, um zunächſt in 
der Pfalz, wo eine ältere Beſtimmung eine Handhabe bot, die 
Simultanifierung von Volksſchulen herbeizuführen. An einzelnen 
Orten erzielten diefe Verfuche auch einen. Erfolg !. 
: Die Stellungnahme des Minijterpräfidenten im Neichsrate ig 
fiel in. hohem Grade dem GStiftspropft von Düllinger. Dieſer 
hatte eine „verfühnliche und vertrauenerweckende Maßregel” ‚bei 
der Regierung in Vorſchlag gebracht, dann werde „der Klerus 
in feiner Mehrheit bei den Wahlen wohl eine andere, ruhigere 
und bejonnenere Haltung beobachten, als ſonſt der Fall jein 
dürfte”. Es ſei nämlich zu befürchten, daß die Klerifalen das 
gegenwärtige Minifterium zu ftürzen trachteten ?. 

Diefes Minifterium am Ruder zur erhalten, hatte der Stifts— 
propft ein hohes Intereſſe. Wenige Tage zuvor hatte er ſich 
des Einfluffes, den er beim Fürften Hohenlohe bejaß, dazu be- 
dient, um die Regierungen mit Bejorgnis vor den Folgen zu 
erfüllen, die eine Erflärung der päpftlichen Unfehlbarfeit für die 
Beziehungen zwischen Staat und Kirche Haben werde. Im einzelnen 
jtellte das von Döllinger verfaßte Rundſchreiben Hohenfohes 
(9. April 1869) die Nat sen vor die Frage, „ob es nicht 
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zweckmäßig erſcheine, daß die Regierungen gemeinſchaftlich, etwa 
durch ihre in Rom befindlichen Vertreter, eine Verwahrung 
oder Proteftation gegen jolche Bejchlüffe einlegten, welche einfeitig, 
ohne Zuziehung der Vertreter der Staatsgewalt, ohne jede vor- 
hergehende Mitteilung über ſtaatskirchliche Fragen oder Gegen- 
ſtände gemifchter Natur von dem Konzilium gefaßt werden 
möchten“ 1. | 

Obſchon dieje Zirkulardepejche ohne den erhofften Erfolg blieb, 
fonnte Döllinger doch eine Zeitlang damit rechnen, daß es der 
fleinen von ihm geführten Partei gelingen werde, die volle Unter- 
jftüßung der bayrifchen Regierung zu gewinnen. Schrieb ihm 
doch König Ludwig II. die bedeutjamen Worte: „Ermüden Sie 
nicht in dieſem jo ernjten und folgenjchweren Kampfe, und mögen 
Sie ftet3 von dem Bewußtjein getragen werden, daß Millionen 
vertrauensvoll zu Ahnen als Vorkämpfer und Hort der Wahr- 
heit emporjchauen.” 2 Ferner war ficher, daß die Minifter von Lutz 
und von Schlör, und was bei der jo großen Unfelbftändigfeit 
des Königs noch wichtiger war, auch der Kabinettsrat Eijenhart 
für die Döllingerjche Bewegung alle Sympathie bejaßen?. Hätten 
die Kammerwahlen von 1869 eine Yiberale Majorität ergeben, 
jo waren für ein Schisma in der katholiſchen Kirche Bayerns 
alle Borausfegungen gegeben. Aber es fam anders. 

Aus den Landtagswahlen vom 22. Mai 1869 gingen Die 
Liberalen mit 75, die unter dem Namen „Batrioten” gejammelte 
Rechte mit 79 Mitgliedern hervor. Als Reſultat der Wahl- 
prüfungen aber ergab jich die vollftändige Gleichheit der beiden 
PBarteien, jo daß über die Bejegung des Präfidentenftuhles eine 
Einigung troß langwierigjter Verhandlungen nicht herbeigeführt 
werden fonnte. Die von der Regierung angeordneten Neuwahlen 
brachten den Patrioten 80, den Liberalen nur 74 Site, obſchon 
die leitenden Staatsmänner in eingreifender Weife die Wahl- 
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bezirfe zu Gunften des Liberalismus geändert hatten. Die Adrefje- 
debatte des am 17. Januar 1870 eröffneten Landtages war in 
beiden Häufern äußerjt heftig. In der Abgeordnnetenfammer wurde 
mit 77 gegen 62 Stimmen ein Mißtrauensvotum gegen den 
Minifterpräfidenten Fürften Hohenlohe bejchlojjen, der die nad) 
Anficht der Patrioten zu jehr „der Deutung fähigen“ Verträge 
mit Breußen abgejchlojjen hatte. Die Mehrheit der Reichsräte be- 
fundete in ihrer Adrefje jogar dem Gefamtminifterium ihr Miß— 
trauen. Fürſt Hohenlohe trat aus dem Minifterium aus; jein Borte- 
fenille fam an den fonjervativen Grafen Otto von Bray-Steinburg. 

Die „patriotifche” Mehrheit der Zweiten Kammer war nicht? 
weniger al3 eine homogene Partei. Schon der Verſuch einer 
pofitiven PBrogrammbildung hätte zu Spaltungen in der Fraktion 
geführt. Einig waren die Patrioten nur „in zwei, freilich mehr 
negativen Punkten: eritens fein weiteres Anjchliegen an Preußen 
und an den Norddeutichen Bund, zweitens daß die Regierung 
in Bayern aufhören jolle, eine Parteiregierung zu jein“ 

War dies die Grundjtimmung innerhalb der Partei, jo begreift 
man, wie im Winter 1870/71 die Debatten über die Verjailler 
Berträge die jo bedauerlich Teidenfchaftliche Heftigfeit annehmen 
fonnten, mit der noch heute der Liberalismus jo gern antifatholifche 
Hebe treibt. Wie aber in dieſen Debatten der Mangel an PBartei- 
geichlojjenheit bei den Patrioten recht augenfällig hatte Eonftatiert 
werden können, jo gaben auch noch andere Momente den Liberalen 
und den mit ihnen verbündeten Mitgliedern der Regierung Anlaß 
zur Hoffnung, daß die Sache des bayrijchen Liberalismus noch 
nicht verloren jei.. Vorausſetzung war, daß es gelänge, den 
katholiſchen Klerus, welcher bei den legten Wahlen als umfichtigen 
und tatkräftigen Führer des Volkes fich bewährt hatte, durch ſcharfe 
legislative Maßregeln aus dem politiichen Leben auszujchalten. 
Nah Mafgabe der Verhältniſſe war auf ein dieſen Yiberalen 
Wünjchen entjprechendes Funktionieren des Gejeßgebungsapparates 





' Hiftorifch-politifche Blätter LXIV (1869) 656. 


430 4. Buch. Borboten des Kulturfampfes in Bayern, Baden und Hefien. 


nicht in der bayrijchen Kammer, wohl aber im deutjchen Reichs: 
tage zu hoffen. Auch jagten fich die bayrijchen Liberalen, daß 
jie bei dem neugeeinigten Deutjchland ein außerordentlich großes 
Maß von Sympathie finden würden, jobald fie vor dem Andrang 
der partifulariftischen, — TERMINEN PBatrioten den Schuß des 
Reiches anriefen. 

Im Oktober 1871 eröffnete Minifter von Zu dem preußifchen 
Gejandten in München, daß „die Regierung ich doch vielleicht 
zulegt der ultramontanen Partei gegenüber nicht werde ‚halten 
fünnen“. Es ſei daher zu wünfchen, „daß die firchlichen Fragen 
auch im Neichstage zur Sprache fommen, und daß in diejem 
Falle das bayrijche Gouvernement durch die Stellung der Reichs: 
regierung in jeinem jebigen Kampfe gegen die ultramontane — 
gekräftigt und geſtützt werden wird“, 

Bismard billigte es, daß der Gejandte ſich vorerft zurückhaltend 
ausgejprochen hatte, ließ aber den Diplomaten inftruieren, „falls 
die bayrifchen Minifter auf die Äußerung des Herrn von Luk 
zurüdfommen jollten, fich dahin auszufprechen, daß der Bundes- 
rat der geeignete Ort fein würde, um dieſe Frage zur Sprache 
zu bringen, und daß wir die Wünſche, die die königlich bayrijche 
Regierung dort etwa vortragen möchte, aufs bereitwilligjte in Er- 
wägung ziehen würden“ it. 

Aus den jo angeregten Worbejprechungen erwuchs das erfte 
der gehäjjigen Firchenpolitifchen — — der ſog „Kanzel: 
patagraph". 


Siehzehntes Kapitel. 


Die Gründung der oberrheinifchen — 
Das badiſche Staatskirchentum und ſeine Bekämpfung — * 
Erzbiſchof Hermann von Vicari. 


Als die —— Regierung zu dem Feldzuge gegen die katho— 
liſch Kirche rüſtete, ſchien es ihr von hohem Nutzen, über die 





UM, Buſch, Tagebuchblätter II 286. 


17. Rapitel. Die Gründung der oberrheinifchen Kirchenprovinz. 431 


Erfahrungen, die andere Regierungen bereits im „Kampfe gegen 
Rom” gemacht Hatten, Material zu befiten. Ihr Augenmerk 
richtete jich diejerhalb ganz bejonders auf das Großherzogtum 
Baden. Bon der Regierung dieſes Staates erbat fich Preußen 
„eine Darftellung ihrer Eirchenpolitifchen Beftimmungen und Er- 
fahrungen“. Es wird verfichert, daß Baden diefe „gerne gegeben“ 
habe 1. So ift e3 gefommen, daß die Firchenpolitifchen Errungen- 
Ichaften des ſüddeutſchen Liberalismus auch in das Schickſal der 
katholischen Kirche in Preußen Hinübergreifen konnten, und zwar 
in fchmerzhafteiter Weife. Der Kirchenpolitif Badens haben wir 
daher eine überfichtliche Darftellung zu widmen. 

Der undiftorijch-fünftliche, durch Napoleons Gunft und Bill. 
für geichaffene Charakter des badischen Staates fonnte auf den 
politiichen Sinn der Bevölkerung nur in der nachteiligjten Weiſe 
einwirken. Ehemals vorderöfterreichiiche Gebiete, Teile der Pfalz 
und der Fürjtbistimer Konftanz, Straßburg, Speier, daneben 
die Territorien einer großen Anzahl von Fürften, Grafen, 
Reichsrittern und Reichsſtädten waren zu den alten Landen der 
Markgrafen Hinzugefommen. „Bon lebendigen hiſtoriſchen Er- 
innerungen war diefem Ländergewirr nahezu nicht? gemeinfam.“ 
„Als nun“, jo jchildert Treitſchke des weiteren die Entſtehungs— 
gejchichte des badischen Liberalismus, „fremde Willfür alle dieje 
alten Zufallsftaaten zu einem neuen, der aus dem Nichts erjtand, 
zujammenballte, da ward diefes Land die natürliche Heimat eines 
jtaat- und geſchichtsloſen Liberalismus, der ſich das politische wie 
das kirchliche Leben ſchnell fertig nach den untrüglichen Grund. 
ſätzen des jog. Vernunftrechtes zurecht legte und durch die auf- 
vegende Nachbarichaft Frankreichs und der Schweiz zu immer 
kühneren Forderungen ermutigt wurde.“2 

Bejonders verheerend jollte der Einfluß des adifchen Siberati: 
mus auf die kirchlichen Verhäftniffe um deswillen werden, weil 

X Baumgarten und L. Joltv, Staatsminiſter Jolly. Ein Lebens: 
bild, Tübingen 1897, 241. Een 
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weite Kreife der badischen Katholiken, weltlichen wie auch geift- 
lichen Standes, von den faljchen Ideen angejtedt waren. 

Eine nicht minder große Gefahr für eine gejunde Geftaltung 
der Eirchlichen Verhältniſſe war das ftaatsfirchenrechtliche deal, 
das die badijche Beamtenjchaft in den Territorien de3 jungen 
Staates teild vorfand, teils erjt durchzuführen bejtrebt war. In 
den badijchen Stammlanden, jowohl der katholiſchen wie der pro- 
tejtantifchen Linie, hatte der territorialiftiiche Gedanke ein ganzes 
Syitem von Maßregeln zur Bevormundung von Kirche und Klerus 
geichaffen. Hatte im Breisgau die Firchlich und politiich jo kom— 
plizierte Zage dem abjolutiftischen Neformertum Kaiſer Joſephs IL. 
engere Grenzen gejebt al3 in den öfterreichiichen Kernlanden, jo 
war dennoch ein folches Übermaß von „Reformen“ über die Kirche in 
den vorderöfterreichiichen Landen ergangen, daß Kaiſer Leopold H. 
auf die Bejchwerden der Eingefefjenen Hin in vielfacher Hinficht 
Abänderungen zu treffen fich gezwungen jah!. Dem mancherlei 
Guten, da3 die firchen- und fchulpolitiichen Maßnahmen Joſephs II. 
intendiert und zum Teil auch erreicht haben, wird ja fein befonnener 
Forſcher ich verjchliegen 2; aber wie groß waren die Nachteile, 
die das jofephinische Staatskfirchentum und die von ihm intenfiv 
geförderte neologische Richtung dem Firchlichen Leben gebracht 
haben! Auch in den ehemals Furpfalzbayrijchen Gebietsteilen des 
badischen Unterlandes ftand das Staatsfirchentum in üppiger Blüte, 

Den erjten Großherzog Karl Friedrich bejeelten tolerante Ge— 
finnungen; der Geheimrat Friedrich Brauer, „der Gejeßgeber 
Baden”, war ein gläubiger Lutheraner und wollte der neuen 





ı Bol. H. Franz, Studien zur Tirchlichen Reform Joſephs II. mit 
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Regierung das Vertrauen der Katholifen erwerben. So verftieg 
ji) denn auch zunächſt der badische Territorialismug nicht zu den 
Ertremen wie im protejtantiichen Norden!. Das erjte badifche 
Konftitutiongedift von 1807 erkannte das Oberhaupt der fatho- 
liſchen Kirche an, doch follten die päpftlichen Rechte durch einen 
delegierten, im Lande anſäſſigen Biſchof ausgeübt werden. -Der 
Biichof jollte für die Prüfung und Amtsführung der „Kicchen- 
und Schuldiener”, die „Leitung der Glieder der Kirche”, die 
„kirchlichen Eheſachen“ zuftändig fein. Der Fatholifchen Kirche 
wurde der Beſitz an Kirchengut und Schulfonds garantiert 2, 

In vollitändig territorialiftiichem Geifte aber rejervierte das 
Konjtitutionsedikt dem Landesherrn die Ernennung ſämtlicher ftän- 
diger Kirchen- und Schulbeamten, joweit nicht private Patronats- 
rechte vorlagen, jowie in weiten Umfang die Aufficht über die 
Berwaltung des Kirchenvermögens. In einer ganzen Reihe von 
Fällen ſetzte fich die ftaatliche Ehegejeßgebung in Gegenja zu dem 
firchlichen Rechte. 

Das am 26. Februar 1809 erjchienene Organifationgedift er- 
richtete zur Wahrnehmung der jtaatlichen „Rechte in Kirchen- 
jachen das „Fatholijche Firchliche Departement“, das fpäter den 
Namen „Tatholifche Kirchenſektion“ erhielt. Trug die ftaatliche 
Kirchengejeggebung in mancher Hinficht einen Tollegialiftifch-ge- 
mäßigten Charakter, jo trat dies im Gebaren der „Kirchenjektion“ 
keineswegs zu Tage. Gerade zwei Geiftliche, die als Minifterial- 
räte diejer Staatsftelle angehörten, Philipp Joſeph Brunner und 
Johann Ignaz Häberlin, waren abgejagte Feinde Tirchlicher Selb- 
jtändigfeit. Häberlin vertrat den Grundſatz, der Landesherr ſei 
fraft territorialer Machtvollfommenheit befugt, alles in der Kirche 
anzuordnen, „was nicht im ftrengjten Sinne des Wortes geiftlich 
it“. ME im Jahre 1813, nachdem frühere Verhandlungen mit 
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dem Heiligen Stuhle zu feinem Nejultate geführt Hatten, aufs 
neue der Abjchluß eines badijchen Sonderfonfordates ins Auge 
gefaßt wurde, Hat fich Häberlin über die Stellung, die dem Bapjte 
gegenüber dem erjtrebten badischen „Landesbistum” eingeräumt 
werden jolle, in einem Öutachten folgendermaßen geäußert: „Der 
Papſt wird als das dem Concilio generali unterjtehende Kirchen- 
‚oberhaupt und als Mittelpunkt der Tirchlichen Einigkeit rejpeftiert 
und demjelben die Ausübung aller zu deren Erhaltung nötigen 
oder wejentlichen Primatsrechte gejtattet. Nur darf sine placito 
prineipis feine päpftliche Bulle oder jonftige Verfügung im Lande 
promulgiert werden. Auch jede ältere Bulle, Konftitution ufw., 
jobald man Gebrauch) davon machen will, muß zuvor die landes— 
fürftliche Genehmigung erhalten, und jelbjt für angenommene 
Bullen dauert die verbindende Kraft und ihre Gültigkeit nur fo 
lange, als nicht im Staat durch neue Verordnungen etwas anderes 
zur Beobachtung eingeführt wird.“ 1 

Auf folcher prinzipieller Grundlage bewegten fich die Firchen- 
politiſchen Ratjchläge, mit denen katholiſche Theologen und Prieſter 
die proteftantijche Regierung nur allzu häufig bedient haben. Dieje 
Tatjache darf niemand außer acht laſſen, der die Maßregeln der 
Krone und protejtantiicher Staatsbeamten gerecht und objektiv 
beurteilen will. Daß die den Regierungskollegien angehörenden 
Laien die .überzeugteften Anhänger des ftaatsfirchlichen Abjolutis- 
mus waren, kann nicht überrafchen. Zudem war eine jehr be- 
deutende Zahl diejer Laien proteftantisch und nicht frei von In— 
toleranz. Die Katholifen empfanden die Zurüchjegungen von feiten 
des proteftantischen Regimes um fo bitterer, als fie drei Fünftel 
der Bevölkerung bildeten und erjt die Säfularifation katholiſcher 
Zerritorien und jehr zahlreicher Klöfter2 dem badifchen Lande zu 





ı TH. Ludwig, Altenſtücke zur Gejchichte der badiſchen Konkordats— 
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jeiner neuerlichen Bedeutung verholfen hatte. Um eine wahre 
Parität in dem Großherzogtum herbeizuführen, ließ Napoleon 1. 
an die badijche Regierung eine geharnijchte Note richten, die 
freilich zum Teil auf mangelhafter Information beruhte. Der 
Kaiſer, jo hieß es, habe mit äußerſtem Mißmut vernommen, daß 
in Baden jüngſt ein Syitem eingeführt worden ſei, das darauf 
abziele, die Katholifen und die Einwohner der neu erworbenen 
Gebiete von jeder Teilnahme an den öffentlichen Amtern und 
Funktionen auszujchliegen. Se Kaiferliche Majejtät könne nicht 
dulden, daß man die Leute als Heloten behandele, die er jelber 
dem Großherzogtum geſchenkt habe. Er verlange, daß in dem 
Minifterium wie in allen Beamtenklafjen die Katholiken, die mehr 
als die Hälfte der Bevölkerung ausmachten, die Hälfte der Amter 
erhielten!. War zulest von den ſechs Miniftern nur noch einer 
katholiſch geweſen, jo jah fich die Regierung durch den Einſpruch 
des Imperators genötigt, hierin Wandel zu fchaffen. 

Auch gegen die ftaatzfirchlichen Grundjäge der Regierung regte 
jich ein freilich weniger erfolgreicher Widerſpruch; es proteftierten 
nämlich die verjchiedenen Organe der Fatholifch-Firchlichen Ber: 
waltung in dem Großherzogtum. Die nunmehr badischen Pfar— 
reien, die zu den Sprengeln Mainz, Worms und Konftanz 
gehörten, unterstanden dem den modernen Strömungen fo bereit- 
willig jich überlafjenden Fürftprimas Karl Theodor von Dalberg. 
Für Konftanz hatte Dalberg bereits im Jahre 1800 feinen jugend- 
lihen Schügling Ignaz Heinrich von Weſſenberg zum General- 
vifar ernannt; diefem wurden fpäter auch die badischen Pfarreien 
des ſtraßburgiſchen Anteileg anvertraut?. Wefjenberg, der um- 
ermüdliche Vorkämpfer der dogmen- und prinzipienjcheuen, vor 
allem eine „moralische Religion” anftrebenden Aufklärung, ver- 
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fannte in feiner febronianischen Befangenheit vollitändig, daß eine 
wirkſame Belämpfung des Staatsfirchentums und die Gemwähr- 
leiftung der Firchlichen Freiheit nur durch innigen Anfchluß der 
Biſchöfe an den Heiligen Stuhl herbeigeführt werden könne. 

Der Weihbiichof Zirkel von Würzburg fand Worte fchärfiter 
Kritit gegen das „badische Konftitutionsedift”, dag natürlich auch 
über die Katholiken des würzburgifchen Anteil3 ausgedehnt worden 
war. Das Edikt fafle die Kirche als. Polizeianftalt auf: „Daher 
die direkte Einwirkung der Staatsgewalt auf das Kirchenmwejen 
und auf alle inneren und äußeren Funktionen desjelben, daher 
die jtaatSbeamtliche Eigenjchaft, die man ungebeten den Kirchen- 
dienern beigelegt, daher auch das großmütige Anerbieten, fie auch 
mit der Gewalt auszurüſten, weltliche Zwangsmittel zu verhängen.“ 
Der Proteft gegen das Edikt trug der würzburgifchen Kurie von 
badischer Seite den Vorwurf des Ultramontanismus ein!. Un- 
beachtet blieb auch der Einjpruch des ehemaligen Fürftbifchofs von 
Speier, der von Bruchſal aus den rvechtsrheinischen Teil jeines 
Bistums regierte. 

Nah dem Tode des Fürftprimas Dalberg (F 10. Februar 
1817) wählte das Konſtanzer Kapitel Wefjenberg zum Kapitels: 
vifar, aber der Heilige Stuhl Faffierte diefe Wahl. Die badijche 
Regierung juchte jedoch Weſſenberg in feiner Stellung zu erhalten. 
Diejer reifte jelbft nad) Rom, um dort die gegen ihn verbreitete 
Anſchuldigung wegen ungezügelter Neuerungsſucht zu widerlegen. 
Es fonnte ihm zwar nicht gelingen, den Heiligen Stuhl für fid) 
zu gewinnen; aber ihn tröfteten feine hochfliegenden Hoffnungen 
auf den mächtigen Eindrud, den feine römische Verurteilung im 
ganzen aufgeflärten Deutſchland machen werde. Der Großherzog 
beauftragte ihn mit der vorläufigen Weiterführung der Firchlichen 
Gejchäfte in Konftanz. 

Die Bemühungen zur Reorganifation der „deutſchen National: 
ficche”, mit denen Weſſenberg ſchon auf dem Wiener Kongreß 
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hervorgetreten war, nahmen in der Folge mehr und mehr an 
febronianisch-romfeindlichem Charakter zu. Seine Erwartung, daß 
die „öffentliche Meinung” von ihm fordern werde, fic) an Die 
Spite der deutſchen Kirche zu ftellen, war nach dem römischen 
Zwifchenfalle aufs höchſte geftiegen. Denn er glaubte die deut- 
lichten Anzeichen dafür zu jehen, daß die jo dringend notwendige 
kirchliche Reftauration unter dem Zeichen feiner Ideen fich voll- 
ziehen werde. 

Es war nämlich, befonders auf die Bemühungen der württem- 
bergijchen Regierung Hin, in Frankfurt a. M. am 24. März 1818 
eine Konferenz zuſammengetreten, welche über „die allgemeinen 
Grundjäge, nach welchen in deutjchen Staaten ein Konfordat ab- 
zuſchließen wäre”, fich einigen ſollte. Vertreten waren außer 
Württemberg die Großherzogtümer Baden und Hefjen-Darmjtadt, 
das Kurfürftentum Hefjen, das Herzogtum Naſſau, dazu noch einige 
norddeutiche Staaten und freie Städte. 

In jeiner Eröffnungsrede jchob der württembergiſche Minifter 
von Wangenheim die Schuld dafür, daß die Firchlichen Verhält- 
nifje Deutjchlands noch ungeordnet feien, einer Behauptung Weſſen— 
berg3 folgend, auf den römiſchen Stuhl. Die in Frankfurt ver- 
tretenen proteftantischen Regierungen jeien ficher, durch Vorſicht, 
Klarheit und Gemeinſamkeit des Handelns eine Reorganifation herbei- 
zuführen, die ihren Grundſätzen entipräche. Sollte die Kurie auf 
die „billigen Bedingungen” der Staaten nicht eingehen, jo werde 
ein Zurüdgehen auf febronianijch-nationalfirchliche Pläne feinen 
Eindrud in Rom nicht verfehlen. Die Grundlage für die Firch- 
liche Reorganifation würden neben älteren Firchenrechtlichen Ur- 
funden beſonders die Emſer Bunftation, der Reichsdeputations- 
hauptſchluß und die Kirchenverfafjung Ofterreichs fein, wie fie feit 
Sofeph II. beftehe. ALS Ziel, welches die Verhandlungen mit Rom 
zu erjtreben hätten, wurde fpäter von dem Dekan Dr Vitus Burg, 
den die badische Negierung nach Frankfurt entjandt hatte, ein 
doppeltes bezeichnet: eine Neuordnung der religiöjen Verhältniffe, 
„ohne daß die iura principum circa sacra gefährdet und dem 
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römischen Hofe Rechte eingeräumt werden, wodurch er nachteilig 
auf die Ruhe, bürgerliche Ordnung und Zivilifation der Staaten 
einwirken fünnte”; ferner die Einführung eines Kirchenſyſtems, 
„wodurch das Kirchenweſen mit der Verfaſſung des Staates und 
dem Stande der gegenwärtigen Aufklärung mehr in Einklang 
gebracht wird, um dem Papalſyſtem, welches die Staaten neuer: 
dings mit Obſkurantismus und allen daraus hervorgehenden 
traurigen Folgen bedroht, für immer Schranken zu jegen” 1. 

Damit die in diefem Programm fejtgelegte ftaatliche Beherr- 
Ihung der Kirche nicht durch den Heiligen Stuhl unmöglich ge: 
macht werde, beabjichtigte man bei den Unterhandlungen „Bunkte, 
wo Rom durchaus nicht nachgeben will, wegzulaffen oder nur in 
allgemeinen Ausdrüden zu fafjen” 2. Ein Konkordat ſollte nicht 
erftrebt werden, jondern die Regierungen wollten das, was fie 
der Kirche zu fonzedieren gejonnen waren, dem Papſte in einer 
„Deklaration“ mitteilen; die jtaatskirchenrechtlichen Anfprüche wurden 
in einem borerjt geheim gehaltenen „Organiſchen Statut“ nieder: 
gelegt, mit dem nach Beendigung der römischen Unterhandlungen 
die neuen Landesbifchöfe überrajcht werden jollten. 

Als Abgejandte der beiden Heſſen, von Nafjau, Württemberg, 
Baden und Frankfurt a. M. überreichten am 23. Mär; 1819 
die SFreiherren von Schmib-Grollenburg und von Türfheim dem 
Papſte Bius VII. die „Deklaration“ der vereinigten Regierungen. 
Wieviel Unhaltbares in diefem Schriftftüde niedergelegt war, zeigt 
die meifterhafte Kritik, die Kardinal Confalvi in einem berühmt 
gewordenen Gutachten niedergelegt Hat?. Da augenjcheinlich eine 
Einigung über die diametral — HOME Prinzipien jo bald 
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nicht erhofft werden konnte, afzeptierten die Regierungen das An- 
erbieten Conjalvis, zunächſt über die Zirkumffription der Bistümer 
fich zu verftändigen. Es fanden diejerhalb neue Konferenzen in 
Frankfurt a. M. jtatt, die beinahe zehn Monate dauerten und 
die dem Heiligen Stuhle notwendigen Notizen, beſonders das Ber: 
zeichnis der Pfarreien, Tieferten. Die zu bildende „oberrheinifche 
Kirchenprovinz“ jollte die Bistümer Mainz, Limburg, Fulda und 
Rottenburg umfafjen, der Metropolitanfit zu Freiburg i. Br. er- 
richtet werden. Die Regierungen fandten im April 1821 die Ur- 
funden, welche die Summen für die Firchliche Dotation bezeichneten, 
an den Heiligen Stuhl. 

Den Wunjch des päpftlichen Hofes, in Mainz den erzbijchöf- 
lichen Sit des hl. Bonifatius wiedererftehen zu Lafjen, Hatten die 
Regierungen lange erwogen, Heſſen hegte auch eine Zeitlang eine 
gewilfe Sympathie für diejes Projekt. Aber Württemberg zeigte 
feine Neigung, jein Landesbistum einem Metropoliten zu unter- 
jtellen, der nur über die bejcheidene Zahl der Katholiken in Hefjen- 
Darmftadt zu gebieten habe; nicht minder arbeitete Nafjau dem 
Plane entgegen. Schließlich wurde auch der Großherzog von 
Heljen bedenklich; die in Mainz wiedererftandene erzbijchöffiche 
Würde fchien den Glanz des nahen Darmftadt gefährden zu können. 
„Der Zauber des ruhmreichen alten kurmainziſchen Namens”, fo 
berichtet H. von ZTreitjchfe!, „war in dieſen Jahren noch jehr 
mächtig; vor furzem erſt hatte der Großherzog jelber vergeblich 
verſucht, fich bei den deutjchen Großmächten den Titel eines Kur: 
fürften von Mainz zu erwirken.“ 

Idhren ſtaatskirchlichen Projekten hatten die zu Frankfurt ver- 
jammelten Diplomaten einen neuen und klaſſiſchen Ausdruck ver- 
lieben in. zwei Dokumenten, dem „Fundationsinftrument” und der 
„Kirhenpragmatif”. In diefen Schriftftücden war eine volljtändige 
Verſtaatlichung des Kirchenweſens ausgeſprochen, die ſelbſt noch 
über die Ziele des preußiſchen Landrechtes hinausging. Sobald der 
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Papſt die neuen Bistümer errichtet Habe, plante man diefes Staats— 
firchenrecht, zu dem von Rom aus nie und nimmer die Bewilli- 
gung hätte erlangt werden können, den erften Oberhirten zu 
oftroyieren. 

Die Zirkumffriptiongbulle Provida sollersque vom 16. Auguft 
1821 jupprimierte das Bistum Konftanz und die württembergijche 
PBropftei Ellwangen und errichtete kanoniſch die oberrheinifche 
Kirchenprovinz mit den in Ausficht genommenen Bistiümern. Die 
Katholiken der beiden hohenzollernichen Fürftentiimer wurden dem 
Freiburger Erzbistum unterjtellt, die von Frankfurt a. M. famen 
an Limburg, neun weimarijche Pfarreien an Fulda. In den 
Domkfapiteln der fünf Sprengel wurde als einzige PBrälatur die 
des Domdekans gejchaffen, daneben wurden in Freiburg, Rotten- 
burg und Mainz jechs, in Limburg fünf, in Fulda vier Kanonikate 
errichtet. Zum Exekutor der Bulle war der Bijchof von Evara, 
J. B. von Keller, beſtimmt, der bislang in Württemberg die geift- 
liche Verwaltung geführt Hatte. 

Obwohl die Regierungen mit der Bulle nur teilweije zufrieden 
waren, bejchloß die aufs neue gebildete Frankfurter Konferenz 
ihrer Bertreter dennoch die Annahme des Schriftjtüdes. Aber 
als unbefehrte Territorialiften verichmähten die leitenden Staats- 
männer nicht die bedenklichiten Praktiken. Die wichtigsten Punkte faßt 
die Note zufammen, die Kardinal Conjalvi am 27. Februar 1823 
an den württembergiſchen Gejchäftsträger Kölle richtete. Lange 
habe der päpftliche Hof auf die Durchführung der Bulle jeitens 
der Staaten gewartet — vergeblich. Der Heilige Stuhl müſſe 
dagegen Verwahrung einlegen, daß man Abjtimmungen der Defane 
zur Erlangung von Biichofsfandidaten angeordnet habe, und daß 
man dieje Kandidaten auf die ganz und gar unfirchliche jog. Kirchen— 
pragmatik jchriftlich verpflichtet habe. Keinen diejer Kandidaten 
werde der Heilige Stuhl anerfennen!. Die vereinten Staaten 
juchten num Mittel und Wege, zu temporifieren und fo ihr ſtaats— 
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firchliches Syftem zu retten. Vor allem war Baden bejtrebt, in 
Rom ein Proviforium zu erlangen; e3 ließ diejerhalb durch den 
öfterreichifchen Legationsrat Ritter von Genotte mit der Kurie 
unterhandeln. Durch den Unterhändler wurde dem Heiligen Stuhle 
verfichert, die Kirchenpragmatif ſei nicht obligatorijch, und niemand 
jei auf fie verpflichtet. Auf das von Baden erjtrebte Proviſorium 
einzugehen, hatte der päpftliche Bevollmächtigte Migre Cappacini 
feinen Auftrag; es jollte nun endlich eine definitive Ordnung der 
Dinge gejchaffen werden. Gappacini übergab am 8. Dezember 
1824 als Grundlage der Berhandlungen vier Bropofitionen, in 
denen der Bejebungsmodus für den Freiburger Erzituhl, die erft- 
maligen und die jpäteren Ernennungen für das Metropolitanfapitel 
und die Einrichtung des Kleritalfeminars geregelt wurden; im der 
vierten PBropofition war freier Verkehr des Erzbijchofs mit Rom 
und freie Ausübung der kirchlichen Jurisdiktion iuxta canones 
nunc vigentes et praesentem ecclesiae disciplinam gefordert. 
Der katholiſche Vertrauensmann der badilchen Regierung, 
Dr Bitus Burg, hatte gegen die letztere Beitimmung nichts ein- 
zuwenden, da ja der Fünftige Erzbiſchof, „jo oft er von einer 
römischen Korrefpondenz Gebrauch machen wolle, daS Plazet ein- 
holen müſſe“; aber gar nicht wollte ihm gefallen, daß der Papſt 
die erftmalige Bejegung des Freiburger Domfapitel3 vorzunehmen 
beanfpruche, da dann „jchwerlich einer von denjenigen, welche von 
Sr Kgl. Hoheit zum Domkapitel beftimmt worden waren, das 
Glück haben dürfte, dorthin zu gelangen”. Trotz etwaiger: Zu- 
geftändnifje follten die territorialiftiichen Anfprüche des Groß— 
herzogs nicht verfürzt werden; man war in Karlsruhe entjchlofjen, 
die „Landesherrlichen Rechte” zu rejervieren, „ohne ihrer zu er- 
wähnen” 1. 
- Weitere Verhandlungen, in denen der Papſt Hochherziges Ent- 
gegenfommen zeigte, führten zu einer Mopdiftfation der Pro- 
pofitionen, die nach ihrer Afzeptation von jeiten Badens, in ſechs 
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Artikel eingeteilt, nunmehr als Ultimatum auch den übrigen Regie- 
rungen zugeftellt wurden. Dieſe Staaten hielten aber den von 
dem Heiligen Stuhl für die Bilchofswahlen zugeftandenen fog. 
irischen Wahlmodus nicht für ausreichend, um die ftaatlichen Inter— 
efjen zu wahren; daß gar nad) dem Ultimatum die disciplina 
vigens für das fatholifche Kirchenregiment maßgebend fein follte, 
ſchien unerträglid. In weiteren Konferenzen zu Frankfurt einigte 
man fich jedoch auf den Plan, von der Kurie ein Breve zu er- 
wirken, das die Domkapitel anweije, feine persona minus grata 
zum Bifchof zu erwählen. Über weitere Punkte des Anftoßes 
glaubten die Regierungen dadurch Hinwegzufommen, daß fie in 
Rom das Folgende erklären ließen: Die fünfte Bropofition des 
Ultimatums, die die Dotierung der Seminarien betreffe, könne 
weggelafjen werden, weil die Seminarien bereit3 durch Die 
Staaten dotiert feien; ebenjo könne es auch mit der jechiten, 
die Freiheit des Kirchenregimentes garantierenden Bropofition 
gehalten werden, da die Negierungen bezüglich des freien Ber: 
fehr8 der Bilchöfe mit Rom bereits Zuſagen gegeben hätten. 
Würde der Bapft die beiden Punkte in die Fünftige Ergänzungs- 
bulle aufnehmen, jo müßten fich die verhandelnden Fürften ihre 
„unveräußerlichen Souveränitätsrechte in dieſer Richtung” rejer- 
vieren. PR | 
Die Motivierung, welche die paktierenden Staaten ihrem An- 
trage auf Weglafjung der PBropofitionen 5 und 6 gegeben hatten, 
jollte den Heiligen Stuhl über die lebte Abficht Hinwegtäufchen, 
in der der Antrag gejtellt worden war. Dieje Abficht war feine 
andere al3 die der unbedingten Wahrung des territorialiftiichen 
Kirchenſyſtems. Und doch Hatte erſt am 8. Juli 1826 der badifche 
Minifter von Berftett dem Kardinal Somaglia erklärt: „Es ift 
der badischen Regierung gelungen, die übrigen Höfe zu dem Ent- 
ichluffe zu bringen, fich nicht mehr auf die in der ſog. Kirchen- 
pragmatif enthaltenen Grundſätze berufen zu wollen und ihre 
Zuftimmung zur buchjtäblichen Aufnahme des Ultimatums in die 
Ergänzungsbulle und zu deren Publikation zu erteilen.“ 


17. Kapitel. Die Gründung der oberrheinifchen Kirchenprovinz. 443 


Auf dieſe Erklärung gejtüßt, ließ der Heilige Stuhl den Fürften 
eröffnen, die Aufnahme der fraglichen Propofitionen beabfichtige 
feineswegs, die legitimen fürftlichen Nechte anzutaften. Die Be- 
jtimmung Hinfichtlih der Seminarien ſei ebenjowenig zu bearg- 
wöhnen „als diejenigen, die ſich auf die Kanones und die jet in 
der Kirche geltende Difziplin beziehen“; in beiden Beftimmungen 
werde nicht3 anderes erjtrebt, „als Gott zu geben was Gottes, 
dem Kaijer, was des Kaiſers ijt“ 1. 

Da die Regierungen auf diefe Erläuterung fchwiegen, mußte der 
Bapft annehmen, daß ihre Bedenken, die fie in die jo merfwitrdig 
gefaßte Verwahrung eingehüllt hatten, geſchwunden feien. Er er- 
ließ daher am 11. April 1827 die Ergänzungsbulfe Ad Dominieci 
gregis custodiam; in dieje war das ganze Ultimatum aufgenommen. 
In Baden, Hefjen-Kafjel, Hefjen-Darmftadt, Nafjau und Württem- 
berg wurden die Bullen Provida sollersque und Ad Dominici 
gregis custodiam nunmehr ftaatlicherjeits vollftändig. publiziert, 
aber plazetiert nur in dem Umfange, „joweit jolche die Bildung 
der oberrheinifchen Kirchenprovinz, die Begrenzung, Austattung 
und Einrichtung der. dazu gehörenden fünf Bistümer mit ihren 
Kapiteln jowie die Bejegung des erzbiichöflichen Stuhles, der 
bischöflichen Stühle. und der Stellen am Domftifte zum Gegen- 
ſtande haben”. Bon ftaatlicher Blazetierung und Sanktion blieben 
alfo die Artifel 5 und 6 der jüngeren Bulle, die Abmachungen 
über die Seminarien und ‚die Freiheit der Firchlichen Regierung 
betreffend, ausgeſchloſſen. 

Das Breve Re sacra, das der Heilige Stuhl verabrebungs- 
gemäß erließ, ift vom 28. Mai 1827 datiert und an die Kapitel 
der oberrheinifchen Kirchenprovinz gerichtet. Über das Verfahren, 
das die Domkapitel Hinfichtlich der Biſchofswahlen zu beobachten 
hatten, bejtimmte die Bulle Ad Dominiei gregis custodiam: 

„Sp vft der erzbifchöffiche oder ein bifchöflicher Stuhl erledigt 
ift, wird das betreffende Domkapitel innerhalb eines Monates, 
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vom Tage der Erledigung an gerechnet, dem Landesheren des 
betreffenden Territoriums die Namen der aus dem Diözeſanklerus 
genommenen Kandidaten mitteilen, die es gemäß den Vorjchriften 
der heiligen Kanones für würdig und geeignet hält, den erzbiſchöf— 
lichen oder bijchöflichen Stuhl heilig und weiſe zu regieren; follte 
aber irgend einer der Kandidaten dem Landesfürjten weniger 
genehm fein, jo wird ihn das Kapitel aus dem Verzeichnis ftreichen, 
doch jo, daß noch eine genügende Zahl von Kandidaten übrig 
bleibt...“ In dem Breve Re sacra werden die Domfapitulare 
angewiejen, falls eine Biichofswahl notwendig werde, „Diejenigen 
zu wählen, von denen ihr vor dem feierlichen Wahlakt wifjet, daß 
fie, wie durch die übrigen vom Kirchenrechte geforderten Eigen: 
Ichaften, jo bejonders durch den Auf der Klugheit empfohlen und 
dem Landesfürften nicht minder genehm find. Das jollt ihr auch. 
vor Augen haben, wenn ihr nach den in Unjern Schreiben feit- 
gejegten Bedingungen das Recht ausübt, euch Kollegen zu wählen” !. 

Erſter Erzbiichof von Freiburg wurde der bisherige dortige 
Münfterpfarrer Bernhard Boll; die badische Regierung Hatte 
Wefjenberg fallen laſſen. Als Oberhirt von Limburg hielt am 
11. Dezember 1827 Bilchof Jakob Brand jeinen Einzug. In 
Rottenburg gelangte J. B. von Keller, in Fulda Joh. Adam Rieger, 
in Mainz Dr Vitus Burg, vordem Weihbiſchof von Freiburg, 
auf den bijchöflichen Stuhl. Bon der Mehrzahl diejer Bijchöfe 
hatten die Regierungen nicht zu befürchten, daß ihren Firchen- 
polizeilichen Afpirationen ein ernjtlicher Widerftand entgegen- 
gejeßt würde. In Ddiefem Bertrauen veröffentlichten fie am 
30. Januar 1830 in 39 Artikeln: einer „landesherrlichen Ber- 
ordnung, das Schub: und Auffichtsrecht über die katholiſche Landes— 
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firche betreffend”, eine Umarbeitung der berüchtigten Kirchenprag- 
matif. Daß fie dem Bapfte gegenüber damit eine Unredlichkeit 
begingen, war den Staatsmännern klar bewußt. Warum hatten 
fie die „Verordnung“ jo lange geheim gehalten? Warum haben 
fie dieje erjt veröffentlicht, nachdem ihnen Rom Bilchöfe gegeben 
hatte? Die „Verordnung“ war in der Tat ein Pudendum, fie 
lähmte durch weitejte Ausdehnung des Plazets die Firchliche Regie— 
rungsgewalt, unterjtellte die firchliche VWermögensverwaltung dem 
Staate und etablierte überhaupt die Beherrichung der Kirche durch 
die Staatsgewalt. Nur der Biſchof von Fulda opponierte, und 
mit Erfolg. Der Heilige Stuhl, der von privater Seite über Die 
Mafregel der Regierungen unterrichtet worden war, forderte die 
Biichöfe zum Protefte auf gegen den Verſuch, die Kirche „in eine 
ichmähliche, überaus jammervolle Knechtichaft zu bringen“. Die 
Landesherren Liegen dem PBapfte mitteilen, daß die Verordnung 
nur bezwede, die katholiſche Kirche vor Verfall zu ſchützen, welche 
„reine Abjicht” das päpftliche Breve zu verfennen jcheine. Im 
übrigen jprächen fie die Hoffnung aus, „daß das Bertrauen, 
welches zwijchen den Fatholifchen Untertanen und den höchſten 
Staatsregierungen herrjche, in Zukunft nicht durch unangemefjene 
Maßregeln gejtört werde” 1. 

Papſt Gregor XVI. richtete neuen jcharfen Tadel an den jo 
zaghaften Erzbifchof und feine Suffragane. Die wiederholten 
Bitten, die in der Folge der Erzbifchof um freiere Gejtaltung 
des Kirchenwejens nach Karlsruhe jandte, fanden nur für. ganz 
wenige Punkte Gehör. 

Wie ſich unter den beiden erjten Erzbiichöfen Bernhard Boll 
(7 6. März 1836) und Ignaz Demeter (1836— 1842) das badijche 
Staatskirchentum in feiner üppigften Blüte zeigte, kann hier. nur 
durch wenige Beifpiele illuftriert werden. Die Regierung der 
Kirche lag faktisch in Händen der großherzoglichen „Kirchenſektion“. 
Der geiftliche Direktor diefer Stelle, Johann E. Engefjer, erwies 
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jih als Staatzfirchler „aus Schwäche. und Unkenntnis“, der 
geiftliche Minifterialrat Vinzenz Zahn war „Sojephiner reinften 
Waſſers“ mit einem „Stich ins Doktrinär-Kleinliche” 2; der Laie 
%. von Kettenader vertrat die Staatsfirchenhoheit „aus Grund- 
ja”. Dieſes Triumvirat bejegte die Pfarreien, erteilte Firchliche 
Dispenje, forrigierte und plazetierte die erzbifchöflichen Hirten- 
briefe, die dann den Vermerk „mit landesherrlicher Bewilligung“ 
an der Stirne tragen durften. Dem Erzbijchof war die Aus— 
übung der kirchlichen Dilziplinargewalt zum großen Teil, Die 
Einfiht in die Verwaltung des katholiſchen Stiftungsvermögens 
vollftändig verwehrt!. Minifterialvat Zahn verfaßte den Entwurf 
einer im jchroffiten ſtaatskirchlichen Sinne gehaltenen „Verordnung 
betreffend die Abhaltung der Konkursprüfung für katholiſche Geift- 
liche in Baden“, durch die auch das Pfarreramen zu einem vor- 
wiegend jtaatlichen Inſtitut gemacht werden jollte. Nicht einmal 
die Entgegennahme der Meldung von jeiten der Eraminanden war 
dem erzbiichöflichen Drdinariat zuerfannt worden: „E3 mag zwar”, 
jo hatte das Ministerium des Innern berichtet, „auf den erſten An- 
blick jcheinen, als jei es unmefentlich, ob die Bewerber fich zuerjt 
bei der Eirchlichen oder zuerjt bei der Staatsbehörde bzw. dem 
PBatronatsberechtigten anmelden. Allein bei näherer Überlegung 
zeigt ſich der Unterjchied wirklich als ſehr wejentlich, indem eg, 
wenn man auf den Wunjch des Herrn Erzbiſchofs einginge, nad) 
und nach bald überall das Anfehen gewinnen würde, al3 habe 
die Behörde, bei der man fich melden müſſe, auch die Pfründe 
zu verleihen oder doch wenigſtens bei der Verleihung das erite 
Wort zu sprechen. Diejer Schein müßte wohl, wie die Kirchen- 
jeftion richtig bemerkt, die Folge haben, daß ſich der Klerus für 
abhängiger von der Kirche fühlen würde, als er ijt und im wohl- 
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verftandenen Intereſſe des Staates fein joll.”i Nicht minder 
bezeichnend für den ganzen Geiſt diejes Kirchenſyſtems war es, 
daß neben den „erzbifchöflichen” Defanen „Iandesherrliche” Defane 
eriftierten; die leßteren waren lediglich Organe der Staatsgewalt 
und ftanden in feiner Beziehung zu dem Erzbifchof. Gegen die 
Forderung des Staates, daß Mifchehen auch bei Nichterfüllung 
der Firchlichen Bedingungen eingejegnet werden müßten, verhielt 
ſich Erzbifchof Demeter beflagenswert nachgiebig. 

Die gejchilderte ſyſtematiſche Unterdrüdung der bijchöflichen 
Autorität durch den Staat war nicht ohne Mitſchuld an dem 
fittlichen Tiefftande, der an einem großen Teil des badijchen 
Klerus beflagt werden mußte. Vom Staate ungeftört, hatten 
Theologieprofefjoren wie die jpäteren Apoſtaten Heinrich Schreiber 
und K. A. von Reichlin-Meldegg unter den jungen Theologen eine 
wahre Giftfant ausftreuen dürfen; es fam in Baden zu der be- 
rüchtigten, von liberalen Laien enthuſiaſtiſch unterjtügten Bewegung 
gegen den Zölibat. Das vom Geiſte Weſſenbergs getragene 
Neformertum zeitigte auf den Gebieten der Dilziplin und Liturgie 
die merfwiirdigften Früchte. Die neologijche Haltung vieler Geift- 
lichen weckte in manchen Gegenden die Oppofition des treu Fatho- 
lichen Volkes, während in andern Bezirken die Herde ihren 
religiös jo Fühlen Hirten ſich fonformierte. 

Der Einfluß des badischen Barlamentarismus bewegte ſich im 
allgemeinen in einer den un- und antificchlichen Bejtrebungen 
günftigen Richtung. Der liberale Führer Karl von Rotteck war 
zwar der Anfchauung, daß der Staat fich möglichſt „jeder be- 
jtimmenden und gebieterifchen Einmiſchung in rein Firchliche An- 
gelegenheiten” zu enthalten habe. Praktiſch blieb das jo ziemlich 
ohne Bedeutung. Seine „aufgeklärten” und febronianijchen Grund- 
anſchauungen ließen ihn in Firchlich gefinnten Katholifen „teils 
Dummköpfe teils Verſchmitzte“ jehen: „Diefe Menjchen gehen 
herum im Volk mit gleiſenen Blick und Wort und verkünden 





— Die Einführung des —— 141. 


448 4. Buch. Vorboten des Rulturfampfes in Bayern, Baden und Hefien. 


Gefahr für das Seelenheil, weil nicht das Mönchtum mehr blüht, 
weil den Prieſtern zu denfen erlaubt iſt und weil bei Firchlichen 
Berrichtungen mitunter die Mutterfprache jtatt der lateiniſchen 
ertönt.“ Gegen jolche „Finſterlinge“ glaubte er jchon 1819 in 
der Erſten Kammer durch eine Motion zu Gunſten Wefjenbergs 
und der bedrohten „Kirchenfreiheit“ einjchreiten zu müſſen. Eine 
Majorität erzielte fein Antrag, wie er jelber jchrieb, nur „durch 
eine meifterhafte Überrumpelung“. Diefelben kirchenpolitiſchen 
Ideale des Liberalismus verteidigte zu gleicher Zeit in der Zweiten 
Kammer der Freiburger Brofefjor Dr Johann Georg Duttlinger. 
Die Anträge jeines Freundes Weſſenberg, die beſſere Behandlung 
der Geiftlichen durch die Staatsbeamten, zweckmäßige Verwaltung 
des Kirchenvermögens, Einrichtung eines theologischen Konviktes 
zu Freiburg u. a. erftrebten, brachte Karl von Rotteck aus libe— 
ralem Doftrinarismus zu Falle !. 

In der Schulfrage dachte der badijche Liberalismus bereits 
im Jahre 1831 daran, die Schule von der Kirche zu „emanzi— 
pieren“, der Antrag fand aber nur in der Zweiten Kammer eine 
Majorität. Die Regierung hielt in der Folge an der jtaat- 
lichen, durch Geiftliche geübten Schulaufficht feſt und beließ dem 
Erzbijchof ein gewiſſes Mitauffichtsrecht über den religiöjen 
Unterricht. 

In der Erjten Kammer erſtand ein unerſchrockener Vertreter 
der kirchlichen Sache in dem edeln Freiherrn Heinrich Bernhard 
von Andlaw. Bei der Budgetdebatte des Landtages von 1837 
wandte er ſich mit ſcharfen Worten gegen die katholiſche Kirchen— 
ſektion: „Man hat die Anſicht ausgeſprochen, die Sektion vertrete 
ein doppeltes Intereſſe, jenes der Hierarchie gegen etwaige Ein— 
griffe der Regierungsgewalt, aber auch umgekehrt ſollte dieſe Ein— 
richtung die Regierung gegen unberechtigte Einmiſchung der Kirchen— 
regierung ſchützen. 





ı 2, Müller, Badiſche Landtagsgeſchichte I, Berlin 1900, 80 ff. 
2 &bd. III (1902) 84 ff. 


17. Kapitel. Das badiſche Staatskirchentum. 449 


„Man hat einen dritten Fall überjehen, der vielleicht zunächft 
der gefährlichite ift: Wer joll gegen die Eingriffe der katholischen 
Kirchenjeftion ſelbſt jchüßen, wenn dieje die Hierarchie bedroht? 
Welchen Wirkungskreis hat denn eigentlich die Sektion? Tat- 
ſächlich Hat fie im Widerjpruch mit dem Geifte und dem Wort- 
laut der Bullen eine zu große Macht. Denn die faktiiche Ver— 
gebung der Pfründen, die Aufficht des Schulwejens, der Vorjchlag 
zu Kirchendienjten jchafften dieſer Behörde eine Gewalt, welche 
die Grundlage der eigentlichen Macht des Biſchofs zu untergraben, 
ja gänzlich zu vernichten droht.“ Leider fand Erzbifchof Demeter 
nicht den Mut, jenem hochjinnigen Laien im Kampfe für die 
Kirchenfreiheit die entiprechende Unterjtügung zu gewähren; der 
Prälat hoffte, auf friedlichen Wege eher zum Ziele gelangen zu 
fünnen. Bei einem zweiten mutigen Vorſtoße Andlaws (1839) 
verjagte Demeter ebenfalls, von der gleichen Stimmung getragen !. 

Den Anbruch einer beſſeren Zeit bezeichnete die Erzbiichofswahl 
des Jahres 1842. Endlich gelangte nun der Mann auf den 
Freiburger Metropolitanftuhl, auf den die Hoffnungen aller Gut- 
gefinnten fich längſt konzentriert hatten, der bisherige Weihbiſchof 
Hermann von PVicari, geboren zu Aulendorf am 13. Mai 1773. 
In dem jchwächlichen Körper diejes ehrwürdigen Greijes wohnte 
eine jtarfmütige, den katholiſchen Idealen ergebene, opferwillige 
Seele. In feiner ganzen bisherigen Laufbahn Hatte er von 
großer Gejchäftstüchtigfeit und ernſteſter Prinzipientreue mannig- 
fache Proben abgelegt. War bei der Wahl des Jahres 1836 
durch ein unmwiürdiges Vorgehen der Regierung die Kandidatur 
Bicaris vereitelt worden?, jo war jegt die Freude aller treuen 
Katholiken um jo größer. Sofort entwidelte der neue Oberhirt 
eine umfafjende Tätigkeit zur religiös-fittlichen Erneuerung von 
Klerus und Volk, in der Bekämpfung des Rongetums, in der 
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ſtreng Tirchlichen Behandlung gemijchter Ehen, in der Wahrung 
der Fatholifchen Rechte Hinfichtlich des Schulweſens, das 1848 in 
radifalem Sinne umgeftaltet werden jollte!. 

Während der badijchen Revolution jtand der Erzbifchof treu 
zu dem rechtmäßigen Landesherrn, während jo viele Glieder der 
liberalen Bureaufratie jtrauchelten. Der Regierung war es hoch: 
willfommen, daß Bicari nach der Wiederfehr der bürgerlichen 
Drdnung Jeſuiten berief, die in einer großen Anzahl von Städten 
und Dörfern Volksmiſſionen abhielten und durch Belebung des 
religiöfen Geiftes nicht wenig zur Geſundung der inneren Ber- 
hältnifje Badens beitrugen. 

In edler Bereitwilligfeit, auf dem parlamentariichen Boden 
für die Erlangung der Firchlichen Autonomie zu wirken, trat in 
der erjten Zeit der Regierung des Erzbiſchofs von PVicari neben 
den Freiheren von Andlaw auch der Freiburger Profeſſor Franz 
Joſeph Buß, der fich von radikalen Anfichten zur wahrhaft chrift- 
lichen Staatsauffafjung emporgearbeitet und frühzeitig auch die 
Spzialreform in den Kreis feiner Studien und Beftrebungen ge- 
zogen Hatte. Die Motionen, mit denen Andlaw 1846 in der 
Erjten Kammer und Buß im gleichen Jahre in der Zweiten 
Kammer herportraten, zeitigten zwar feinen unmittelbaren Erfolg, 
fie trugen aber viel zur Wedung des Fatholischen Bewußtſeins 
in Baden bei2. 

Durch feine Teilnahme an der denfwürdigen Biſchofsverſamm— 
fung zu Würzburg (1848) war Erzbifchof von Vicari in einer 
Entſchloſſenheit zu einem entjchiedenen Vorgehen gegen die ftaat- 
liche Bevormundung der Kirche gefräftigt worden. Er überjandte 
der Regierung die Würzburger, die Firchlichen Rechte reflamierende 
Denkfichrift, welche die dringendften Forderungen der Bilchöfe 
präzis zufammenfaßte. Den wiederholten Borftellungen des greijen 
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Dberhirten kam die Staatsbehörde nur in einigen wenigen Punkten 
entgegen. Dies veranlaßte den Domdekan Yohann Baptift 
von Hirjcher, in der Erſten Kammer an die Negierung die An- 
frage zu ftellen, „bis wann man der Regelung des Verhältnifjes 
zwijchen Staat und Kirche in Baden auf Grumdlage der kirch— 
lichen Selbftändigfeit mit Beitimmtheit entgegenjehen dürfe”. Da 
der Minijter von Marjchall nur eine ausweichende Antwort gab, 
brachte Hiricher am 18. November eine Motion ein, welche ı. a. 
die Abjchaffung des Plazets, Freiheit der Pfründevergebung und 
der Firchlichen Diiziplinarleitung und Errichtung einiger Knaben— 
fonvifte forderte. War in der Erjten Kammer für diefe An- 
träge ein gewiſſes Maß von Wohlwollen vorhanden, jo trat die 
Zweite Kammer in einer Weije für die „dem Staatswohle un- 
erläßlichen Hoheitörechte” ein, daß die Motion praktiſch zum 
Scheitern gebracht war. 

In die Reihe des oberrheinischen Epijfopates war mittlerweile 
durch die Ernennung des Freiheren Wilhelm Emanuel von Ketteler 
zum Biſchof von Mainz ein echt apoftoliicher Mann eingetreten. 
In ihm war für die Fatholifche Aktion in Geſamtdeutſchland, 
zumal aber in der oberrheinischen Kirchenprovinz eine Kraft von 
überragender Bedeutung gewonnen. Die auf einer Konferenz 
zu Freiburg vereinigten oberrheinischen Bifchöfe berieten eine 
Denfichrift, die im März 1851 den Staatsregierungen der Kirchen: 
provinz überreicht wurde. Die in dem Schriftftüce dargelegten 
Wünſche der DOberhirten unterzogen Bevollmächtigte der hefjen- 
darmftädtiichen, nafjauischen, württembergifchen und badifchen 
Regierungen einer Prüfung, die feineswegs wohlwollend ausfiel. 
Die Konzeffionen, zu denen fich die Staatslenfer verjtanden, 
trugen nicht einmal den elementarjten Bedürfniffen der Kirche 
Rechnung. Der oberrheinifche Epijfopat jah fich genötigt, in 
einer weiteren Denkjchrift vom 18. Juni 1853 den Regierungen 
jeine Forderungen aufs neue darzulegen und zu motivieren. Den 
Ansprüchen der Kirche, jo führten die Biſchöfe aus, ftehe „weder ein 
wahres Intereſſe, noch ein wirkliches Recht der Staaten und der 
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Negenten im Wege, jondern nur ein adminiftratives Syſtem, 
welches, in den Zeiten der Auflöfung des Reiches entitanden, 
allmählich in der Praxis und auch in einer Reihe von Negierungs- 
verordnungen, namentlich in der Berordnung vom 30. Janıtar 1830 
ficd Geltung verjchaffte. Wenn ſonach in mehreren Ländern der 
oberrheinifchen Kirchenproving ein tiefgreifender Zwieſpalt zwijchen 
dem Staate und der Kirche befteht, jo tragen nicht die Bijchöfe 
die Schuld diejes traurigen Zuftandes. Er ift vielmehr die bittere 
Frucht jener verderblichen Marimen, welche e3 zuläſſig erjcheinen 
ließen, daß durch einjeitige Regierungsverordnungen den Bijchöfen 
in diejer Provinz Grundfäge und VBorjchriften aufgenötigt wurden, 
die das Oberhaupt der Kirche beharrlich als ganz unfatholiich 
verworfen hatte, und deren Verwirklichung eben darum die landes— 
väterliche Abjicht der allerhöchiten Souveräns, ihre neugewonnenen 
katholiſchen Untertanen durch eine befriedigende Ordnung ihrer 
ficchlichen Verhältniſſe zu bleibendem Danfe zu verpflichten, not- 
wendig beeinträchtigen mußte.” 

Die Bijchöfe führten im weiteren aus, daß der Untertanentreue, 
die zu üben fie feſt entjchloffen jeien, nicht eine Verbindlichkeit 
über jene jelbjtverjtändlichen Grenzen hinaus zugejtanden werden 
fünne, die das Gebot Gottes und der Schwur, mit dem die Ober- 
hirten zur Treue und zum Gehorjam gegen die Kirche verpflichtet 
find, gezogen hätten. Wer Staatsgejeb über Gottesgejeß ftellen 
wolle, jtehe nicht mehr auf dem Boden der chriftlichen Religion. 
„Die Bilchöfe mögen nicht glauben, daß fie etwas der Art von 
jeiten ihrer allerhöchiten und höchſten Regierungen zu befürchten 
haben jollten. Sie können darum auch nicht denken, daß man 
ihrem Gewifjen in unerhörter Weile Gewalt antun und fie nötigen 
wolle, das Heil ihrer unfterblichen Seelen um deswillen dahin- 
zugeben, weil man in ihren Territorien das nicht als vereinbar 
mit den Rechten des Staates leiden will, wejlen die Kirche ge- 
mäß der Lehre und den Anordnungen des Sohnes Gottes zu 
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ihrem eigentümlichen Beitande jchlechterdings bedarf; was fie in 
Deutjchland früher unbeftritten gehabt hat; was die vertrags- 
mäßigen Bullen... ungmweidentig ftipulieren... und was eine folche 
Fülle innerer Wahrheit und Berechtigung in fich trägt, daß es 
auf die Dauer unmöglich bejtritten und vorenthalten werden kann.“ 

Diejes Ultimatum erzielte bei der badischen Negierung feinen 
Erfolg. Dem Erzbiichof Hermann von Vicari blieb nur noch ein 
Vorgehen via facti übrig. Er richtete am 10. Juni 1853 an den 
katholiſchen Oberfirchenrat einen Erlaß des Inhalts, daß er der 
Regierung bei Belegung von Pfründen nur die Firchenrechtlich 
zuläffige Mitwirkung geftatten könne; die Mitglieder des Ober- 
firchenrates jeien als Katholiken verpflichtet, gleich dem Epiffopat 
das kanoniſche Recht als Richtſchnur ihres Handelns anzuerkennen. 
Da der Schriftwechjel zwijchen Erzbifchof und ftaatlichem Kirchen- 
rat dieſe Behörde zur Anerkennung der Firchlichen Prinzipien 
nicht bewegen konnte, fprach der Oberhirt am 15. November über 
die Fatholifchen, zum Zeil geiftlichen Oberfirchenräte die Er- 
fommunifation aus. Der fatholiiche Polizeibeamte Burger, den 
die Regierung kurz zuvor zum „Landesherrlichen Spezialkommiſſar 
zur Wahrung der Kirchenhoheitsrechte” bejtellt hatte und von deſſen 
Genehmigung die Gültigkeit der erzbifchöflichen Erlaſſe abhängig 
gemacht worden war, wurde, da die kanoniſche Mahnung fruchtlos 
blieb, gleichfall3 exkommuniziert!. 

Durch eine ganze Anzahl von weiteren Maßregeln zeigte der 
Erzbifchof, daß er von der Abficht, fich in den Beſitz feiner kirch— 
lichen Gerechtjame zu jegen, nicht zurückweichen werde. In einem 
Hirtenbriefe klärte der Oberhirte das katholiſche Volk über Die 
Motive und die unabweisliche Notwendigkeit feines Vorgehens 
auf; nur ganz wenige Priefter Yießen fich durch Furcht vor ftaat- 
licher Maßregelung abhalten, das Hirtenjchreiben von der Kanzel 
zu verlejen. Aus allen Fatholiichen Ländern famen dem mutvollen 
Befennerbifchofe Adrefjen und Sympathiebeweije zu; Bapft Pius IX. 
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belobte in einer Allofution vom 19. Dezember 1853 den ober- 
rheiniſchen Metropoliten, der „entjchloffen dem Kaifer zu geben, 
was des Kaijers ift, und Gott, was Gottes ift, fich nicht ab- 
jchreden Tieß, die Gerechtiame der Kirche und die Pflichten des 
oberhirtlichen Amtes zu vertreten”. 

Ein Glüdwunfchjchreiben, das Hermann von Bicari zum Neu- 

jahr 1854 dem Prinzregenten Friedrich überjandt hatte, führte zu 
Ausgleichsverhandlungen, in denen Bilchof von Ketteler den hoch- 
betagten Erzbijchof vertrat. Die Beiprechungen ſchienen ein günftiges 
Rejultat zu verheißen, als das Dazwifchentreten Dtto von Bis— 
marcks, des preußischen Bundestagsgejandten, die angeblich gefähr- 
deten ftaatlichen und proteftantiichen Intereſſen zu wahren fuchte 
und einen Friedensſchluß vereitelte !. 
In raſcher Folge Freuzten fich num in Sachen der Beauffichti- 
gung des Neligionsunterrichtes, der Verwaltung des Kirchen- 
vermögens u. a. erzbijchöfliche und jtaatliche einander widerfprechende 
Exlafje, in denen fich der Gegenſatz der jtreitenden Parteien und 
die volljtändige DVerjchiedenheit des beiderjeitigen Standpunftes 
Har jpiegelten. Die Regierung ſchritt jchließlich zur Erhebung der 
Anklage „wegen Amtsmigbrauchs zur Gefährdung der öffentlichen 
Ruhe und Drdnung” wider Bicari und (22. Mai 1854) zur 
Verhaftung des Erzbiichofs, die bis zum 31. Mai aufrecht er- 
halten wurde. | 

Allein die dem DOberhirten bereiteten Kundgebungen breitejter 
Schichten des Fatholiichen Volkes, bejonders im Odenwald und 
Taubergrund, die Haltung des zu den jchweriten Opfern ent- 
Ichlofjenen Klerus Liegen der Regierung ein weiteres Vorgehen 
auf dem betretenen Wege al3 jehr gefahrvoll erjcheinen. Sie ent- 
Ichloß fich Daher zu Berhandlungen mit dem Heiligen Stuhle, mit 
denen Graf Karl von Leiningen beauftragt wurde. In den Prä— 
liminarien wurde ftaatlicherjeit3 verjprochen, daß die. gegen den 
Erzbischof jowie gegen kirchentreue Geiftliche und Laien während 





! Ausführliches hierüber |. oben ©. 232 ff. 


17. Rapitel. Das badiſche Staatskirchentum. 455 


des Konfliktes eröffneten Verfahren und die bereit verhängten 
Strafen niedergefchlagen werden follten; Eirchlicherfeits wurde einft- 
weilen in erheblichen Punkten der status quo wiederhergeftellt 1. 
Die römischen Verhandlungen jchritten nur langſam vorwärts; in 
der Bulle Aeterni Pastoris vom 19. Dftober 1859, die der Groß— 
herzog durch Tandesherrliche Verordnung betätigte, war die erzielte 
Übereinkunft niedergelegt. 

Die Konvention erjtrebte nur das Aufhören der jtaatlichen Be- 
vormundung und die Herjtellung eines wirklich autonomen Kirchen: 
regimentes; um jo weniger berechtigt war daher die heftige Agi- 
tation, die jofort von proteftantijcher und liberaler Seite gegen den 
Bertrag in Szene gejeht wurde?. Die Zweite Kammer bejchloß 
am 30. März 1860, den Großherzog zu bitten, daß die Konvention 
außer Wirkſamkeit gejegt werde; einen ähnlichen Beſchluß faßte 
die Mehrheit der Erjten Kammer am 15. Mat 1860. Das neu 
ernannte liberale Minijterium Stabel-Lamey gab die Konvention 
preis. Großherzog Friedrich verfündigte in einer Proklamation 
diefe Preisgabe und fügte hinzu: „EI ift mein entjchiedener Wille, 
daß der Grundſatz der Selbitändigfeit der katholiſchen Kirche in 
Ordnung ihrer Angelegenheiten zur vollen Geltung gebracht werde. 
Ein Geſetz, unter dem Schub der Verfaſſung ftehend, wird der 
Rechtsftellung der Kirche eine fichere Grundlage verbürgen. In 
diefem Gejege und den darauf zu bauenden weiteren Anordnungen 
wird der Anhalt der Übereinkunft feinen berechtigten Ausdrud 
finden.” 3 | 

Dem Streben der Kammern, durch einjeitiges Vorgehen des 
Staates die Verhältniffe der Kirche zu regeln, entgegenkommend, 
brachte Minifter Lamey im Mai 1860 jechs Gejegentwürfe ein. 
Die Vorlagen ftatuierten als Prinzip den Sag: Die Kirchen orönen 
und verwalten ihre Angelegenheiten jelbjtändig. In der Tat 





ı Maas, Gefchichte der Fatholiichen Kirche in Baden 282 ff. 
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waren manche und wertvolle freiheitliche Beitimmungen aus der 
Konvention in die Gejeßesvorlagen herübergenommen worden, 
doch war eine ganze Anzahl von Firchenpofizeilichen Beſchränkungen 
vorgejehen. Auch enthielten die Borlagen den Entwurf eines 
Gejetes zur Einführung der Notzivilehe. Nicht minder charalte- 
riftiich war die Beitimmung, daß Diener der Kirche, die in amt- 
licher Eigenſchaft die Staatsregierung, Gejee, Verordnungen und 
Einrichtungen des Staates, einzelne öffentliche Behörden, An- 
ordnungen und Verfügungen derjelben in feindjeliger Weife tadeln, 
mit Gefängnisjtrafe bedroht werden. 

Obſchon alle Firchlichen Stellen, der Heilige Stuhl, die Frei- 
burger Kurie und der badische Klerus, gegen dieſe Entwürfe Broteft 
einlegten, nahmen die beiden Häufer der Bolfsvertretung fünf 
diefer Borlagen an. Die Regierung hätte jehr gern die ihr 
günftigen Beitimmungen der Konvention Hinfichtlich des landes— 
herrlichen Batronates beibehalten, allein ihrem Anfinnen ſetzte der 
Erzbifchof entjchiedenen Widerjpruch entgegen. Später verjtand 
fih der Staat zu Unterhandlungen, in denen die Kollaturrechte 
nad) kanoniſchen Prinzipien unterjucht werden follten. Es wurden 
304 Stellen ermittelt, für welche der Landesherr Präjentationg- 
rechte Hatte, 163, deren freie Kollatur dem Erzbiſchof zuſtand, 
und 132 umftrittene Pfründen, für die dem Erzbiſchof das Recht 
zu einem Ternavorjchlag eingeräumt wurdei. Eine provijorijche 
Übereinkunft regelte ferner die Verwaltung des Kirchenvermögens, 
die für den größten Teil der Tirchlichen Fonds einer gemischt 
Staatfich-Firchlichen Behörde, dem katholiſchen Oberftiftungsrat zu 
Karlsruhe, übertragen wurde. Der katholiſche Oberfirchenrat wurde 
am 1. Dezember 1862 aufgehoben. 

Da Regierung und Bolfsvertretung im Eifer für die Ideale 
de3 Liberalismus, wie das Schickſal der badischen Konvention ge- 
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17. Kapitel. Das badiſche Staatskirchentum. 457 


zeigt hatte, einig waren, jo fonnte die Kirche nicht jo bald auf 
einen wahren Frieden rechnen. In der Tat wurde der Friede 
durch Übergriffe der Staatsgewalt bald wieder empfindlich geftört; 
bejonder3 kränkten die Katholiten verjchiedene Maßnahmen, wie 
die Aufhebung des Klofters Adelhaufen in Freiburg, das Ver- 
bot Marianifcher Kongregationen an den Öymmafien, die Er- 
richtung eines interfonfejjtionellen Oberjchulfratest. Das Schul- 
gejeß vom 29. Juli 1864 bedeutete einen entjcheidenden Schritt 
gegen die geiftlihe Schulaufficht; das Geſetz rief eine große Er- 
regung im katholiſchen Volke hervor. Der Erzbiichof jah fich 
veranlaßt, den Geiftlichen den Eintritt in den durch das Geſetz 
gejchaffenen Ortsſchulrat zu verbieten. Eine noch ungünftigere 
Situation wurde für das Ffatholiiche Volksſchulweſen durch das 
Elementarunterrichtsgejeb vom 8. März 1868 herbeigeführt. Die 
Tendenz der Säfularijierung des Unterrichts hatte einen neuen 
Sieg errungen. Erzbiichof Hermann, „an der Schwelle der Ewigfeit 
jtehend“, hatte vergeblich den Landesherrn in einer Eingabe vom 
28. Dezember 1867 gebeten, der „immer weiter fortichreitenden 
Entehriftlichung der Gejellichaft und des öffentlichen Lebens, dem 
Losreißen der wichtigsten Einrichtungen von dem Geifte des Chriften- 
tums” ein Ziel zu jegen und dem Gejebe die Sanftion zu ver- 
jagen 2. 

Im Sommer 1866 war der Mann an die Spibe des badifchen 
Minifteriums des Innern berufen worden, der fich alsbald zum 
eigentlichen Kulturfampfminifter entwideln follte, Julius Jolly. 
Dieſer entftammte einer alten Hugenottenfamilie; feine Stellung 
al3 Privatdozent in Heidelberg hatte er 1861 verlafjen, um als 
Regierungsrat in das Minifterium des Innern einzutreten. ALS 
unentwegter Vorkämpfer eines abſtrakten Profefjorenliberalismus 
hatte er fchon 1860 in der Frage der Kirchengefete fich literariſch 
geäußert, und zwar in einem der Kirche äußerſt feindjeligen 
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Sinnel. Er adoptierte darin „mit Freuden den großen Grundſatz, 
daß die Kirche im Staat dem Staate jchlechthin untertan ift”. Diefer 
„vollfommen richtige Grundgedanfe des Joſephinismus“ bedürfe 
nur einer neuen Legislatorifchen Aus- und Durchführung. „Gegen 
die jeit Kahrzehnten vorherrjchende Richtung”, jo fchrieb er darüber 
jeinem Freunde Franz von Noggenbach, „unter der Firma eines 
Kampfes gegen bureaufratiiche Bevormundung der Kirche eigentlich 
deren Untertanfchaft unter den Staat zu befämpfen oder unbemerkt 
zu unterwühlen, ijt jest ein Umſchlag erfolgt. Ein folcher Moment 
muß auf das fräftigjte benugt werden.” 2 Das Arkanım, das 
der badische Juriſt bereit hatte, war nichts anderes al3 der Vor— 
ichlag, das Firchlich-jtaatliche Grenzgebiet unter den Schuß des 
Strafgefeges zu Stellen, für jeden „Eirchlichen Übergriff” eine emp- 
findliche Strafe feitzujegen. Das war ein Gedanke, der in der 
Kulturfampfgejeßgebung ſowohl Badens wie Preußens eine he 
deutſame Stelle einnehmen jollte. 

Wohl die folgenreichjte minijterielle Amtshandlung Jollys auf 
firchlichem Gebiete war die Anordnung eines „Kultureramens” 
für die katholiſchen Geiftlichen (6. September 1867), eine Maß— 
regel von ausgeſprochenſtem doftrinär-liberalem Charakter. Das 
Kicchengejeß vom 9. Dftober 1860 hatte die Zulaffung zu einem 
Kirchenamt vom Nachweis einer allgemeinwifjenschaftlichen Vor— 
bildung abhängig gemacht. Das einzelne jollte durch Verordnung 
bejtimmt werden. Eine folche Verordnung hatte Jolly jchon als 
Minifterialrat ausgearbeitet; jie war aber nicht veröffentlicht 
worden, weil die leitenden Stellen in ihr den Ausgangspunkt 
jchwerer Tirchlicher Wirren erkannten. Einmal an das Staat$- 
ruder gelangt, verwirflichte Jolly fein altes Projekt. Es handelte 
fih im wefentlichen darum, die jungen Theologen zum Studium 
der nationalen Literatur und der modernen Bhilojophie zu zwingen 
und fie jo vor „ultramontaner” Gefinnung zu bewahren. 





1% Jolly, Die badifchen Gefegentwürfe über die Firchlichen Berhält- 
niſſe, Heidelberg 1860. 
? Baumgarten: 'Jolly, Staatsminiſter Jolly 42 ff. 
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Den Entwurf feiner Verordnung überfandte der Minifter dem 
Erzbijchofe, erhielt aber alsbald einen energifchen Proteſt von 
jeiten des Oberhirten. Der Entwurf widerjpreche dem Prinzip 
der Firchlichen Selbftändigfeit, die fich auch auf die Heranbildung 
des Klerus erjtrede. Jeder Bilchof habe und erfülle die Pflicht, 
den Kandidaten des geiftlichen Standes eine allgemeinwifjen- 
Ichaftliche Bildung erteilen zu laſſen, welche mit der der übrigen 
wiſſenſchaftlich Gebildeten auf mindeitens gleichem Fuße ftehe. 
Die allein maßgebende Tirchliche Befähigung der Geiftlichen wolle 
man in Karlsruhe ftaatlichen Tendenzen unterordnen, die Briefter 
mehr für die Tendenzen eines jeweiligen Minifteriums als für 
die Heilszwede der Kirche brauchbar machen. Das eigentlich 
theologische Studium werde durch die Forderung dieſes Eramens 
unerträglich behindert. Die in der Berordnung geforderte Prüfung 
aus der Geichichte jeit der Reformation und aus dem Staatzfirchen- 
recht könnte „zu einer das Firchliche Recht und die Lehre der 
Kirche forrumpierenden Inquifition über die Firchlichen Grund- 
ſätze der Geiftlichen werden” 1. 

Die das Hören einer ganzen Anzahl von Borlefungen aus pro- 
fanem Gebiete und die Ablegung einer Staatsprüfung von den Theo- 
logen fordernde ftaatliche Verordnung erjchien dennoch; fie enthielt 
noch die bejonders gehäffige Beftimmung, daß zu dem „Kultur- 
eramen” alle verpflichtet wurden, die jeit 1862 die theologijche 
Prüfung abgelegt Hatten. Den vor 1867 Geweihten fonnte auf 
dem Dispenswege das Examen erlafjen werden. 

Erzbiichof Hermann von Vicari verordnete am 14. September 
1867, daß fein Geiftlicher die Staatsprüfung ablegen noch ſich 
um Dispens bemühen dürfe. Keiner der jüngeren Geiftlichen 
fonnte in der Folge eine dauernde Anftellung erhalten, die er- 
ledigten Pfarreien mußten durch Pfarrverweſer mit 11/5 Gulden 
Tagegeld paftoriert werden. Der Kirchenkonflikt im Lande Baden 
war wieder lichterloh aufgeflammt. 





! Maas, Geſchichte der katholiſchen Kirche in Baden 555 ff. 
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Sp war denn der Lebensabend des Erzbiſchofs Hermann von 
Bicari überaus trüb und forgenvoll geworden. Eine große Freude 
aber ward noch dem Dberhirten zu teil: am 16. November 1867 
fonnte er den bisherigen Direktor des theologischen Konvikts Lothar 
Kübel zum Domdefan ernennen, troßdem Minifter Jolly lange Zeit 
hindurch die Ernennung gerade dieſes jeeleneifrigen, charafterfejten 
Mannes durch jeine diplomatischen Künste zu Hintertreiben gejucht 
hatte. Bapjt Bius IX. präfonifierte am 20. Dezember 1867 Lothar 
Kübel zum Titularbifchof von Leufa. Der neue Weihbichof von 
Freiburg gewährte die volle Sicherheit, daß die vielgeprüfte Erz— 
diözeje nach dem Tode Hermann von Bicaris im Geifte dieſes Be- 
fenners verwaltet werde, mochten auch die heftigften neuen Stürme 
fich erheben!. Am 14. April 1868 ftarb der Ybjährige Erzbiſchof; 
jeine ganze große Diözeje betrauerte den Hintritt ihres Regenerators, 
der mutvoll den Kampf um die Kirchenfreiheit aufgenommen Hatte. 

Die Erzählung der an den Tod des Erzbiichofs anfnüpfenden 
Ereignifje führt jchon tief in die Gejchichte des eigentlichen badischen 
Kulturfampfs; dieje ift im Zufammenhang an anderem Orte dar- 
zuftellen. Die bisher berichteten Tatjachen machen es bereits ver- 
ſtändlich, wie Großherzog Friedrih von Baden im deutjch-fran- 
zöftschen Kriege zu dem Wunſche kommen fonnte, der Kanzler des 
neuen Neiches möge ihn im Kampfe gegen die fatholifche Kirche 
unterftügen. Es verging in der Tat feine lange Zeit, bis Fürft 
Bismard damit begann, eine Kulturkampfswaffe ſpezifiſch badijcher 
Erfindung, die des „Kulturexamens“, gegen den u. Klerus 
chmieden zu laſſen. 


Ahtzehntes Kapitel. 
Die kirchenpolitiſche Entwicklung im Großherzogtum Heflen 
1830—1870. Schluß. 


Unfere Darftellung hat im vorigen Kapitel gezeigt, wie Der 
badische Theologe Dr Vitus Burg protejtantiiche Staatsregierungen 





ı Bol. 3. Schofer, Biſchof Lothar v. Kübel, Freiburg 1911, 48 ff. 


18. Kapitel. Die firchenpolitifche Entwicklung in Heffen. 461 


mit Ratſchlägen in extrem ſtaatskirchlichem Sinne bedient hat. 
Diejer Mann wurde der erſte Bijchof von Mainz, oder wie man 
damals Fieber jagte, großherzoglich heſſiſcher Landesbiſchof, nach— 
dem die beiden die oberrheinifche Kirchenprovinz begründenden 
Bullen auch in Hejjen angenommen worden waren. Daß ein folcher 
Bijchof der Staatsbevormundung, wie fie befonders in der landes— 
herrlichen Berordnung vom 30. Januar 1830 zum Ausdruck Fam, 
den kanoniſch gebotenen Widerftand Leiten würde, erjchien völlig 
ausgeſchloſſen. Bergebens Hatte Domkapitular Franz Werner i 
al3 zwei Hauptpunkte, in denen die landesherrliche Verordnung 
die Autonomie der Kirche gefährde, das ſtaatliche Plazet bezeichnet 
und die Heranbildung der Fatholiichen Theologen an der pro- 
tejtantichen Landesuniverfität in Gießen. Der Bilchof reffribierte: 
Durch das Edikt werde der Kirche die Autonomie nicht genommen, 
auch nicht einmal angefochten, jondern ihr vielmehr Schuß zu- 
gefichert. Der Antrag Werners möge auf fich beruhen und „als 
Denfwürdigfeit und zum Beweije, daß fich gegen die landesherr- 
fiche oben bemerkte Verordnung nichts Erhebliches einwenden laſſe“, 
ad acta gehen?. Der neue Biſchof war in der Tat bereit, jeine 
ruhmreiche theologische Lehranftalt, die Stiftung der in Mainz 
unvergeßlichen Männer Bijchof Ludwig Colmar (1802—1818) 
und Bruno Liebermann, zum allmählichen Abfterben zu verurteilen 
und jeine Theologen zum Studium in eine ganz proteftantijche 
Stadt zu fjenden, in der erſt 1838 der Bau einer Fatholifchen 
Kirche begonnen wurde. An der von dem Staate gegründeten 
theologifchen Fakultät trug nur ein Teil der Brofejjoren die echt- 
fatholifche Doftrin vor; ein in allen feinen Gliedern kirchlich 
forreftes Kollegium ift die Fakultät niemals geworden. 





ı fber ihn vgl. 3. Schneider, Domdelan Franz Werner, ein Gedenk— 
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In einem Punkte, der für das Firchliche Leben von fundamen- 
taler Bedeutung ift, hatte der Biſchof der Regierung gegenüber 
eine verhängnisvolle Nachgiebigkeit gezeigt. Welches Unheil mußte 
ein Klerus über die Kirche bringen, der ohne Firchliche Erziehung, 
einem burjchifojen Studentenleben ergeben, mit einem Minimum 
von afzeticher Bildung ausgeftattet, herangewachjen war! Daß 
ein Teil diejer Klerifer Anhänger verfehrter Reformbeftrebungen 
wurde, war leicht zu verftehen. Die Hoffnungen, welche die Be— 
rufung des tüchtigen Hiſtorikers Dr K. Riffel an die Gießener 
Fakultät bei ernjten Katholiten erweckt hatte, wurden bereits 1841 
durch die Penfionierung des 35jährigen Gelehrten, der durch das 
Erjcheinen feiner Kirchengefchichte der neueften Zeit den kon— 
fejfionellen Frieden geftört haben ſollte, wieder vernichtet. 

Der Geiſt der ftaatsfirchenrechtlichen Gejeßgebung war im Groß⸗ 
berzogtum Heſſen derjelbe wie in den andern Staaten der ober- 
rheinischen Kirchenprovinz. Nur war die Praxis eine mildere 
al3 in Baden, Württemberg, Nafjau. Aber der Bifchof war auch 
in Hefjen neben der omnipotenten Burenufratie eine Null. Über- 
trug doch eine landesherrliche Verordnung die Bejegung aller 
fatholiichen Bfarritellen dem Staate. „Von da an“, jo berichtet 
Bijchof von SKetteler, „erhielten die katholischen Pfarrer ganz in 
ähnlicher Art Iandesherrliche Defrete wie die protejtantijchen Geift- 
lichen; bei diejen machte das Oberfonfiftorium den Vorſchlag, bei 
jenen der Bijchof, wobei gänzlich außer acht gelafjen wurde, daß 
der LZandesherr nach proteftantiicher Kirchenverfafjung das Firch- 
liche Oberhaupt der proteftantischen, keineswegs aber der Fatho- 
lichen Kirche ift.” 2 

Selbſt die Form der Anrede, die die Pfarrer in ihrer Kor- 
reſpondenz mit dem Bilchofe zu gebrauchen Hatten, war ſtaats— 
behördlich angeordnet. In einem und demjelben Edikte war. die 
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Anfange der großen Glaubens: und Kirchenipaltung des 16. Jahrhunderts 
bi3 auf unjere Tage I, Mainz 1841. 

2O. Pfülf, Bilchof v. Ketteler I 347 f. 


18. Kapitel. Die Firchenpolitifche Entwicklung in Hefien. 463 


Organijation der Kirchenvorftände ſowohl proteftantifcher wie 
katholiſcher Konfejfion geregelt, dem Biſchof aber auf deren Bildung 
fein Einfluß eingeräumt, jo daß vielfach ganz unfirchliche Laien in 
den Kirchenvorftänden jagen. „Eine andere”, jo jchloß der Mainzer 
Biſchof feine Überficht über das kirchenpolizeiliche Arſenal Heſſens, 
„gleichfalls für Proteftanten und Katholifen gemeinjchaftliche Ber- 
ordnung bejtimmt die Berwaltung des gejamten Kirchenvermögens 
und de3 gejamten Kirchenbauweſens, wodurch die oberfte Ent: 
jcheidung in die Hände des Minifteriums gelegt wird, jo daß das 
großherzoglide Minifterium in oberjter und entjcheidender Stelle 
über das gejamte Firchliche Bauwejen verfügt, der Biſchof aber 
in Wirklichkeit nur als eine dem Minifterium untergeordnete 
Mittelbehörde erjcheint.” 1 

Daß in dem Mainzer Bistum die echt katholiſchen Auffafjungen 
troß alledem eine ftattliche Anzahl von Vertretern im Klerus be- 
hielten, war ein bejonderes Berdienft des „Katholik“, der 1821 
von den Schülern Liebermanns, Andreas Räß und Nikolaus Weis, 
„zur nötigen Wehr“ gegründet worden war. Ein volfstiimliches, 
überaus jegensreich wirfende® Organ waren 9. %. Himiobenz 
„Katholische Sonntagsblätter”, die gleichfalld in Mainz (jeit 1842) 
erichienen?. Als Sachwalter der Fatholifchen Intereſſen in der 
Zweiten Kammer erwieſen fich die Mainzer Großfaufleute Kertell 
und Lauteren, ferner Sohannes Neeb, der ehemalige Bonner 
Bhilojophieprofeffor, der nach mancherlei Irrungen wieder mit 
jeiner Kirche Frieden gejchlofjen Hatte. In wichtigen Fragen des 
firchlichen Lebens, wie 3. B. der Abhilfe gegenüber dem Priefter- 
mangel, der Erhaltung der Konfeſſionsſchule, Haben dieſe Ab- 
geordnete ihrer Kirche danfenswerte Dienfte geleijtet. Einen 1839 
von Kertell geftellten Antrag, der die Zurücdverlegung der theo- 
logischen Fakultät von Gießen nach Mainz bezwecte, ließ Biſchof 
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Petrus Leopold Kaifer (1835— 1848) in der Erften Kammer ohne 
die notwendige Unterftügung !. 

Biſchof Kaifer, ein im übrigen wohlgefinnter Oberhirt, gewann 
1845 eine wertvolle Stütze durch den Eintritt des bisherigen 
Pfarrers Adam Franz Lennig in das Mainzer Domkapitel. Be— 
ſonders eifrig erwies ſich Lennig in der Bekämpfung der ſog. 
„deutſchkatholiſchen“ Bewegung. Die Verdienſte, die der neue 
Domherr ſich 1848 um die Gründung des Piusvereins? und um 
das Zuſtandekommen der Würzburger Biſchofsverſammlung er— 
warb, werden in der neueren Kirchengeſchichte Deutſchlands immer- 
dar an ehrenvoller Stelle verzeichnet bleiben 3. 

Die hervorragenden Eigenjchaften Lennigs hatten indes die 
Mehrheit des Mainzer Domkapitels nicht vermocht, bei der Biſchofs— 
wahl von 1849 fich auf ihn als einen in jeder Hinficht ausgezeichneten 
Kandidaten mit der Minderheit zu einigen. Erforen wurde viel- 
mehr der Gießener Profeſſor Leopold Schmid, deſſen Wahl der 
Papſt alsbald aus den wichtigjten Gründen verwarf. Das Dom- 
fapitel nahm feine Neuwahl vor, jondern bat den Heiligen Stuhl, 
aus drei in VBorjchlag gebrachten Kandidaten den geeigneten Mann 
zum Bijchof ernennen zu wollen Der Bapft ernannte (20. Mai 
1850) Wilhelm Emanuel Freiheren von Ketteler, der erſt wenige 
Monate zuvor von feiner Landpfarrei Hopſten als Propft von 
St Hedwig nach Berlin übergefiedelt war. 

Ketteler® Name war in Mainz wohlbefannt. Im Spätjahre 
1848 hatte der gottbegnadete Redner dort einen Zyklus von 
Predigten über die „großen jozialen Fragen der Gegenwart“ * 
gehalten und jo den Grundftein zu feinem unvergänglichen Ruhm 
al3 des weitblictenden und hochherzigen Wegebereiters Fatholiich- 
ſozialer Bolitif gelegt. 





! Bergiträßer, Studien 85 ff. 2 ©. oben ©. 212. 
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Die erſte große Aktion, welche die Fräftige Hand des Biſchofs 
mit der ihm eigentümlichen unbeirrbaren Energie durchführte, war 
die Wiedereröffnung des Mainzer Seminar. Er hatte in der 
Tat an dem Punkte eingejeßt, von dem eine planmäßige Reform 
der Diözeje auszugehen hatte. Es war ihm bejchieden, fofort jo 
trefflihe Männer wie Chriftoph Moufang, Yohannes Baptift 
Heinrich, Kaſpar Riffel zur Verfügung zu haben, denen er die 
wiflenjchaftliche, praktische und aſzetiſche Ausbildung der Kleriker 
freudig anvertrauen konnte. 

Die hochwichtigen Gründe, die ihn zur Wiederherftellung des 
Seminars trieben, legte der Biſchof in einer ausführlichen Denk— 
jcehrift der großherzoglichen Regierung vor. Dieje fnüpfte, um die 
Gießener Fakultät zu retten, mit dem Biſchof Unterhandlungen an, 
bejchränfte jich aber jchließlich Darauf, der Mainzer theologijchen Lehr- 
anſtalt ihre Anerkennung zu verjagen, ohne fie förmlich zu verbieten. 

Hatte die Darmjtädter Regierung durch diefe Behandlung der 
Sache gezeigt, daß fie gewillt ſei, einen Kirchenfonflift zu ver- 
meiden, jo jollten auch die Schritte, die der Mainzer Biſchof 
zujammen mit dem oberrheinijchen Epijfopat zur Erlangung der 
firchlichen Autonomie unternahm, zu einer friedlichen Berftändigung 
führen. Die jog. Mainz-Darmftädter Konvention vom 23. Auguft 
1854 erfüllte die dringenditen Wünjche des Oberhirten hin— 
fichtlih der Pfründenvergebung, des theologijchen Unterrichts 
und Prüfungswejens, des Wegfall des placetum u. a. Eine 
Umgejtaltung dieſes Vertrages erfolgte 1856 entiprechend den 
Weiſungen, die der Heilige Stuhl nach einläßlicher Prüfung des 
Übereinfommens an den Bijchof Hatte gelangen lafjen. 

Auf diefem Fundamente wurde es dem Bilchofe möglich, das 
firchliche Leben in der Diözefe zu eimer reichen Entfaltung zu 
bringen. Das faft ganz erjtorbene Ordenswejen lebte wieder auf, 
der Klerus wurde zu eifriger jeeljorgerlicher Tätigkeit begeiftert, 
die Einführung zeitgemäßer Vereine und Bruderjchaften, die Ab- 
haltung von Miffionen u. a. halfen zu mächtiger Erjtarfung der 
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Im heſſiſchen Liberalismus, der zu dem Nationalverein in 
nahen Beziehungen jtand, kam mittlerweile mehr und mehr eine 
höchſt feindjelige Stimmung gegen den fonfervativen und groß- 
deutſchen Minifter Reinhard Freiheren von Dalwigf zum Aus- 
drud. Die den Liberalen jo mißliebige Konvention, die dieſer 
Staatsmann mit dem Mainzer Bifchof abgejchloffen Hatte, mußte 
zunächit als Ziel für die heftigen Angriffe dienen, durch die der 
Sturm auf das Minifterium Dalwigk eröffnet wurde. Ein An- 
trag, den der rheinheffische Abgeordnete Wernher im Dftober 1860 
einreichte und der die Aufhebung der Konvention erftrebte, fand 
bei der Liberalen Mehrheit der Zweiten Kammer die wärmifte 
Befürwortung, jcheiterte aber an der würdigen Haltung der 
Standesherren in der Eriten Kammer 1, 

Die immer heftiger werdende Oppofition des Liberalismus / 
veranlaßte die Regierung, im fahre 1863 einen Kirchengejeb- 
entwurf einzubringen, der den badischen Kirchengejegen von 1860 
‚nachgebildet war. Die Beratung in der Zweiten Kammer gab 
dem Entwurf einen entjchieden Ficchenfeindlichen Charakter. In 
der Erften Kammer verteidigte Dr Chriftoph Moufang als Ber- 
treter des Biſchofs mit großem Geſchick den Firchlichen Stand- 
punkt. Das hohe Haus ftellte den urjprünglichen Regierungs— 
entwurf wieder her. Eine Einigung zwijchen den beiden Häufern 
war nicht zu erzielen, jo ruhte denn vorläufig die Sache?. AS. 
nach dem ‚Kriege von 1866 das Minifterium von Dalwigt aufs 
neue heftig von den Liberalen befämpft wurde, entſchloß fich der 
Bilchof, einer Anregung des Landesherrn entgegenfommend, von der 
Konvention zurüdzutreten. Die Eicchliche Verwaltung, jo war ihm 
zugefagt worden, werde nach wie vor im Geifte jener Überein- 
funft geführt werden. Die Aufhebung der Konvention erfolgte 
durch Großherzogliche Entjchliegung vom 6. Oftober 1866. 





' Brüd-Kißling a. a. D. III? 325 ff. 
? Brüd, Die oberrheinifche Kirchenprovinz 467 ff. 
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Biſchof von Ketteler hatte fich zu diefem Schritt im Vertrauen 
auf des Großherzogs Ludwig III. „hohen Gerechtigkeitzfinn“ 
verjtanden. Leider gelang e3 der maßloſen antifatholiichen Agi- 
tation, die um dag Jahr 1870 jo hohe Wellen jchlug, auch die 
guten Gefinnungen zu erjchüttern, die der Großherzog bisher gegen 
die Katholiken jeines Landes und ihren Bifchof gehegt hatte. Der 
Tod der Fatholifchen Großherzogin Mathilde (F 1862) und ihres 
Vaters, des am heſſiſchen Hofe einflußreichen Königs Ludwig 1. 
von Bayern (f 1868), hatte das Schwinden nicht unbedeutender, 
für die Katholiten Heſſens wohltätiger Kräfte zur Yolge. Gfeich 
nach dem deutjch-franzöfifchen Kriege ließ Bismard gegen den 
angeblich reichsfeindlichen Minifter von Dalwigk ein Preffetreiben 
feidenjchaftlichiten Charakters inſzenieren; Dalwigk jchied bereits 
am 6. April 1871 aus dem Minifterium, nachdem er furze Zeit 
zuvor Die Berfailler Verträge unterzeichnet hatte. Sein Nachfolger 
wurde der bisherige diplomatische Vertreter Heſſens in Berlin, 
Karl Hofmann, der die preußifche Kirchenpolitik zu — 92— be- 
reit war. 

Sm März 1872 jprach fich Großherzog Ludwig in unfreund 
lichem Sinne über die katholiſche Frage aus, zumal „über die 
antinationale Haltung und die ausſchließlich ſelbſtſüchtigen Zwecke 
der ultramontanen Partei“, ebenſo auch „über die Unzuverläſſig— 
keit und den Jeſuitismus des Biſchofs von Ketteler in Mainz“. 
Diejer, jo fagte der Landesherr dem diplomatischen Vertreter 
Preußens, „komme jährlich etwa zweimal zu ihm und verfichere 
ihm jedesmal, daß die Katholifen feine beten Untertanen jeien. 
Aber er wiſſe, was er von dieſen Verficherungen zu halten habe. 
Er kenne Herrn von Ketteler nur zu gut und wünfche nichts 
mehr, als der mit feinem Herrn Moufang recht bald los zu 
werden... Breußen könne ihm beide Herren abnehmen, dort 
würde man mit ihnen jchon fertig und dort jeien fie — *— 


gefährlich“a. 
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Ein Blick auf diefen Umſchwung an den leitenden Stellen: wie 
auf die parteipolitifchen Verhältnifje in der Zweiten Kammer ließ 
feinen Zweifel darüber, daß auch das Großherzogtum Hefien 
jeinen Kulturfampf haben werde. 


* 2 
* 


Es iſt eine buntgemiſchte Schar von Rufern zum Streite und 
von Hilfskräften, die ſich im erſten Jahre nach dem deutſch— 
franzöſiſchen Kriege an den Kanzler des Deutſchen Reiches heran— 
drängt, um dieſen zum Kampfe gegen die katholiſche Kirche zu 
bewegen. Dieſe Streitkräfte laſſen ſich nach den Beweggründen 
zu ihrem Vorgehen unſchwer in verſchiedene Gruppen einteilen. 
Die Anhänger einer individualiſtiſchen Weltauffaſſung ſehen die 
Zeit gekommen, wider die Kirche, in der ſie das ſtärkſte Bollwerk 
gegen die auflöſenden Tendenzen des Zeitalters erblicken, einen 
entſcheidenden Angriff zu führen, um den kirchlich-religiöſen Ein— 
fluß auf das Leben des Einzelnen wie des Staates und der Ge— 
jellichaft endgültig auszufchalten. Die proteftantiiche Kampfes: 
jtimmung betrachtet als ihr Ziel die Vollendung der „Reformation“. 
Der jeftiereriiche Sondergeift des Altfatholizismus hofft, durch 
die mächtige Unterjtügung des Staates feiner Sache zum Siege 
verhelfen zu Fünnen. Im Reichstage wie in den Landtagen 
einzelner Bundesjtaaten wendet fich der parteipolitiiche Egoismus 
liberaler Fraktionen zur heftigſten Attacke gegen die politische 
Bertretung der Katholifen, Eine gewifjenloje verleumbderijche 
Agitation hat das durch die Erfolge von 1866 und 1870/1871 
hochgejteigerte deutjche National- und Staatsgefühl aufgeboten 
wider die angeblich „vaterlandsloſen“ Katholiken und ihre Kirche, 
die durch die Beſchlüſſe des Vatikaniſchen Konzils ſtaatsgefährlich 
geworden jein joll. 

Was die Katholifen Deutjchlands dieſem gewaltigen Anjturm 
entgegenzujegen haben, erjcheint den Gegnern als überaus gering- 
fügig; es find nur Mittel geiftiger Art: das aus dem wahren 
Glauben gejchöpfte Vertrauen auf die weltüberwindende Kraft 
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der Kirche, der treue Anſchluß an die von Gott gejeßten Firch- 
Yichen Autoritäten, Papſt und Bilchöfe, die opferwillige Unter- 
ftüßung der parlamentarischen Aktion katholiſcher Führer, und 
als letzte Waffe der paffive Widerftand gegen eine Firchenfeindliche 
Gejeßgebung. Die Gegner der Kirche zweifeln nicht im geringjten 
daran, daß der Kampf nur kurz und der Sieg des eijernen 
Kanzler, der in wenigen Jahren zwei machtvolle Kaiferreiche 
niedergerungen hat, ein volljtändiger jein werde. 
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In der Herderſchen Berlagshandlung zu Freiburg im Breisgau find 
erichienen und können durch alle Buchhandlungen bezogen werden: 


Maas, Dr Heinrid, Geſchichte der katholiſchen Kirche 
im Großherzogtum Baden. Mit befonderer Berückſich— 
tigung der Regierungszeit des Erzbiſchofs Hermann von Bicari. 
Mit Bildnis des Erzbifchofs Hermann von Bicari. gr. 80 
(XXIV u. 692) M10.—; geb. in Halbfranz M 12.— 


Baitor, Ludwig von, Auguſt Neichenjperger. 1808— 1895. 
Sein Leben und jein Wirken auf dem Gebiete der Bolitif, 
der Kunft und der Wiſſenſchaft. Mit Benugung feines un- 
gedrudten Nachlafjes dargeftellt. Mit einer Heliogravüre und 
drei Lichtöruden. Zwei Bände. gr. 8° (XLII u. 1102) 
M 20.—; geb. in Zeinwand M 24.— 

Erjter Band. Mit einer Heliogravüre und einem Licht- 
druck. (XXVI u. 606) 
Zweiter Band. Mit zwei Lichtdruden. (XVI u. 496) 


Pfülf, Otto, S.I., Kardinal von Geifjel. Aus jeinem hand- 
ſchriftlichen Nachlaß gejchildert. Zwei Bände. gr. 80 (XXX 
u. 1572) M18.—; geb. in Halbfranz M 23.— 
Eriter Band. Mit dem Bildnis des Kardinal von Geiſſel 
in Heliogravüre. gr. 8° (XVI u. 696) M9.—; geb. 
in Halbfranz M 11.50 
Zweiter (Schluß-) Band. gr. 8° (XVIu. 676) M9.—; 
geb. M 11.50 
— Hermann dv. Mallindrodt. Die Geſchichte feines Lebens. 
Zweite, inhaltli bereidherte Auflage Mit 
v. Mallindrodt3 Bildnis in Lichtörud und zehn andern Ab- 
bildungen. gr. 8° (XII u. 572) M8.—; geb. in Xein- 
wand M 9.60 
— der Wirklihe Geh. Ober-Negierungsrat Joſef Linhoff, 
der lebte Veteran der „Katholiichen Abteilung”. (Sonder- 
Abdruck aus den „Stimmen aus Maria-Laach“.) Mit zwei 
Porträts. gr. 8° (VIu. 80) M1— 


Siegfried, Nikolaus, Aktenſtücke betreffend den preußiſchen 


Kulturkampf, nebft einer gefchichtlichen Einleitung. gr. 8° 
(CXII u. 442) M 4.50 


In der Herderichen Berlagshandlung zu Freiburg im Breisgau ift er- 
Ihienen und kann durch alle Buchhandlungen bezogen werden: 


Joſeph Kardinal Hergenröther 


Handbuch der allgemeinen Kirchengeſchichte Vierte Auflage, 
neu bearbeitet von Dr Johann Beter Kirſch. Drei Bände. 
gr. 8° (XXXVIIIu. 3002) M 42.50; geb. in Halbjaffian M 51.— 


Eriter Band: Die Kirche in der antifen Kulturwelt. Mit einer Karte: 
Orbis christianus saec. I—-VI. (XIV u. 722) M 10.—; geb. M 12.50 
Zweiter Band: Die Kirche als Leiterin der abendländifchen Gejell- 
ſchaft. Mit einer Karte: Provinciae ecclesiasticae Europae medio 
saeculo XIV. (XII u. 1104) M15.—; geb. M 18.— 
Dritter Band: Die Kirche nad) dem Zujammenbrucd der religidjen 
Einheit im Abendland und die Ausbreitung des Chriftentums in den 
außereuropäiſchen Weltteilen. (XII u. 1176) M 17.50; geb. M 20.50 
Erfte Abteilung: Vom Anfang des 16. bis zur Mitte des 17. Jahr: 
hunderts. (VII u. ©. 1—434) M6.— | 

Zweite (Schluß-) Abteilung: Von der Mitte des 17. Jahrhunderts 
bis zur Neuzeit. Mit einer Karte der Konfejfionen in Europa 
um da3 Sahr 1600. (XXU u. ©. 435—1176) M 11.50 


„Die Theologen ſowohl wie die gebildeten Laien werden Prälat Kirſch 
großen Dank wiſſen für die äußerſt gelungene Neubearbeitung der hoch 
berühmten Kirchengefchichte Hergenrötherd. Der gelehrte Herausgeber ließ 
fih in jeiner gewiß fehmwierigen Aufgabe von dem Grundjabe leiten, einer- 
jeit3 die Arbeit des großen Kardinal wenigitens dem Weſen nach un- 
verändert darzubieten, anderjeit3 aber auch den Anforderungen der modernen 
Geſchichtswiſſenſchaft gerecht zu merden. Beides ift ihm ausgezeichnet 
gelungen. In Bezug auf den Inhalt wurden in der neuen Auflage 
feine wejentlichen Anderungen vorgenommen; nur einige minder wichtige 
Partien wurden etwas gefürzt, dafür wichtigere erweitert und das Werk 
bis in die neueſte Zeit fortgeführt, jo daß auch noch die bedeutenditen Er- 
eignifje aus dem Bontififat Pius’ X. zur Behandlung famen. Dagegen 
wurden hHinfichtli der Einteilung des ‚Stoffes‘ in der Neubearbeitung 
bedeutende Änderungen getroffen. Während nämlich in den früheren Auf- 
lagen große Perioden nur in drei Kapiteln abgehandelt wurden, wurde in 
der neuen Auflage der Stoff in zahlreiche Kleinere Abjchnitte zerlegt und 
jedem derjelben eine kurze Charafteriftif de3 betreffenden Zeitabjchnittes 
vorangeftellt. Auf diefe Weije hat das ganze Werf an Klarheit und Über- 
fichtlichfeit ungemein viel gewonnen. Jedem Baragraphen find, jtreng 
geichieden, Quellen: und Riteraturangaben vorausgeichickt, die ſich durch große 
Genauigkeit und erftaunliche Reichhaltigfeit auszeichnen und bis in die jüngjte 
Zeit herauf reichen... . . ALS ein jehr glüdlicher Griff muß es auch bezeichnet 
werden, daß jedem Bande ein eigenes ausführliches Perjonen- und Sächregifter 
beigegeben wurde... . Seder Band Hat auch eine gute Karte. 

„Ohne die andern Hinlänglich befannten Vorzüge de3 in Rede jtehenden 
Werkes lange aufzuzählen, glauben wir — nach gründlicher Prüfung — 
ohne Übertreibung jagen zu fünnen: Hergenröthers Handbuch der Kirchen- 
geichichte in der neuen Auflage ift das Ausführlichite und Gediegenite, was 
wir deutiche Katholiken auf diefem Gebiete beſitzen. Es jei darum jedermann 
aufs wärmſte empfohlen.“ (Theolog.-prakt. Quartalſchrift, Linz 1911, 2. Heft.) 
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